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Alle Rechte aus dem Gesetz vom 11 . Juni 1870 sowie das Uebersetzungsrecht
sind vorbehalten.



Vorwort.

r )em vorliegenden Bande der Kolonial -Gesetzgebung ist zur Erleichte-
rnng der Benutzung des Werkes neben dem vervollständigten chronologischen
Verzeichnisse eine systematische Uebersicht des Inhalts sämmtlicher fünf
Bände vorangestellt worden.





Sachliches Ärchalts-Verzeichniß
zur

öeutscherr KoLorricrL -Kesehgeöirrrg
(erster bis fünfter Theil).

^ bedeutet, daß die Verordnung aufgehoben oder abgeändert worden ist.)

I. Allgemeine Bestimmungen.

Lentralverwaltung.
Theil Nr. Seite

OhneDar .1890 . Bekanntmachung , betr . die Zuständigkeit der Kolonial -Abtheilung des
Auswärtigen Amts . ' . I . 1. 3

12. Dez. 1894 . Allerhöchste Verordnung , betr . die Verwaltung der Schutzgebiete II . 120 . 133
OhneDat .1897 . Bekanntmachung , betr . Zuständigkeit des Reichskanzlers in den An¬

gelegenheiten der Schutzgebiete . III . 3 . 2
10 . Okt. 1890 . Allerhöchster Erlaß , betr . die Errichtung eines Kolonialraths . . I . 2. 3
10 . Okt. 1890 . Verfügung des Reichskanzlers zur Ausführung des Allerhöchsten

Erlasses , betr . die Errichtung eines Kolonialraths . I . 3 . 4 . 4-6
14. April 1895 . Verfügung des Reichskanzlers , betr. den Kolonialrath . II . 140 . 155
25 . Mai 1895 . Verfügung des Reichskanzlers , betr. Erhöhung der Mitgliederzahl

des Kolonialrathes . II . 146 . 158
2. März 1900 . Runderlaß der Kolonial -Abtheilung , betr. sachverständige Bei¬

räthe in den Schutzgebieten . V. 31 . 134
30 . März 1892 . Gesetz über die Einnahmen und Ausgaben der Schutzgebiete . . I . 5. 7
22 . Jan . 1898 . Gesetz, betr . die Kontrolle des Reichshaushalts , des Landeshaus¬

halts von Elsaß -Lothringen und des Haushalts der Schutzgebiete . III . 17. 30
4. Mai 1891 . Runderlaß der Kolonial -Abtheilung , betr . die Jahresberichte der

Schutzgebiete . ' . IV . 136 . 156
10. März 1892 . Runderlaß der Kolonial -Abtheilung , betr . die Jahresberichte der

Schutzgebiete . IV . 137 . 157
29 . Jan . 1895 . Runderlaß der Kolonial -Abtheilung , betr . die Jahresberichte der

Schutzgebiete . IV . 138 . 157
9. März 1899 . Runderlaß der Kolonial -Abtheilung , betr . die Jahresberichte der

Schutzgebiete . IV . 139 . 158
17 . Febr . 1900 . Runderlaß der Kolonial -Abtheilung , betr. die Jahresberichte der

Schutzgebiete . ' . IV . 140 . 158
17. Nov. 1893 . ^Allerhöchste Verfügung , betr. Einführungdes Titels Landeshauptmann II . 52. 57
18 . April 1898 . Allerhöchste Verordnung , betr . Beilegung des Titels Kaiserlicher

Gouverneur . . III . 30 . 29
2. Juni 1893 . Bundesrathsbeschluß , betr . Anwendung der vertragsmäßigen Zollsätze

auf die Erzeugnisse der deutschen Kolonien und Schutzgebiete . . II . 20 . 22
2. Febr . 1895 . Runderlaß der Kolonial -Abtheilung , betr. Benennung neuer Stationen

und geographischer Oertlichkeiten . II . 130 . 143
12. Mai 1899 . Erlaß der Kolonial -Abtheilung , betr . die Behandlung der ethno¬

graphischen und naturwissenschaftlichen und Sendungen aus den
Schutzgebieten . IV . 58 . 64

29 . Sept . 1899 . Runderlaß der Kolonial -Abtheilung , betr . dienstliche Sendungen aus
Schutzgebieten . V . . IV . 109 . 119



V Sachliches Inhaltsverzeichnis

Theil Nr. Seite
8. Mai 1899 . Runderlaß der Kolomal-Abtheilung, betr. den Häuserbau in den

Tropen . IV . 57. 63
28. Jan . 1899 . Beschluß des Kolonialraths, betr. Unterstützungder Missionsschulen IV . 26 . 37
30 . Juni 1900 . Gesetz, betr. die Bekämpfung gemeingefährlicherKrankheiten . . . V . 94 . 96

L . kechtsverlMnisse cker öeamten.
3 . März 1897 . Geschäftsordnung der Disziplinarbehörden für die Schutzgebiete . II . 254 . 330

31 . Mai 1887 . Gesetz, betr. die Rechtsverhältnisseder Kaiserlichen Beamten in den
Schutzgebieten . I . 7. 9

9. Aug. 1896 . Allerhöchste Verordnung, betr. die Rechtsverhältnisse der Landes¬
beamten in den Schutzgebieten . II . 221 . 265

4. Sept . 1892 . Verordnung, betr. den Diensteid der in den deutschen Schutzgebieten
angestellten Beamten . I . 14 . 22

22 . Nov. 1896 . Erlaß des Reichskanzlers, betr. die Wahrung des Dienstgeheimnisses
seitens der Beamten, und Mitglieder der Schutztruppe . II . 239 . 315

19. Okt. 1898 . Runderlaß des Reichskanzlers, betr. die Uebernahme eines Neben¬
amts, den Gewerbebetrieb und den Eintritt in den Vorstand,
Verwaltungsrath oder Aufsichtsrath einer auf Erwerb gerichteten
Gesellschaft in den Schutzgebieten. IV . 116 . 123

6. Mai 1894 . Verfügung des Reichskanzlers, betr. Doppelrechnung der Dienstzeit
der in den Schutzgebieten von Kamerun, Togo und Deutsch-Ostafrika
angestellten Landesbeamten . II . 87 . 97

9. Mai 1895 . Allerhöchste Verordnung, betr. Doppelrechnung der Dienstzeit hin¬
sichtlich des Anspruchs auf das Dienstauszeichnungskreuz und die
Dienstauszeichnung . II . 143 . 156

24 . Jan . 1894 . Erlaß des Reichskanzlers, betr. Veranlagung der Beamten zur preu¬
ßischen Einkommensteuer. II . 65 . 71

13 . Juni 1900 . Runderlaß der Kolomal-Abtheilung, betr. die Wohnungskompetenzen
des Civil- und Militärpersonals . V. 89 . 88

9. März 1900 . Runderlaß der Kolomal-Abtheilung, betr. Gleichstellung der Post¬
beamten in der Zollbehandlung mit den Gouvernementsbeamten . V. 33 . 39

7. März 1898 . Gesetz, betr. die Aufhebung der Verpflichtung zur Bestellung von
Amtskautionen . III . 22 . 23

10 . Nov . 1893 . Erlaß des Reichskanzlers, betr. Grunderwerb der Beamten in den
Schutzgebieten . II . 48 . 53

4. Okt. 1899 . Runderlaß des Reichskanzlers, betr. Erbauung eigener Wohnhäuser IV . 111 . 120
4. Mai 1870 . Gesetz, betr. die Eheschließung und die Beurkundung des Personen¬

standes von Bundesangehörigen im Auslande . . I . 19 . 53
10. Jan . 1895 . Bundesrathsbeschluß, betr. den Civilversorgungsschein von Ange¬

hörigen der Schutztruppen sowie des Grenz- und Zollaufsichtspersonals II . 127 . 136
14. Jan . 1897 . Bekanntmachungdes Reichskanzlers, betr. Besetzung von Subaltern-

und Unterbeamtenstellen . II . 250 . 327
8. März 1897 . Allerhöchste Ordre, betr. Anstellungsberechtigung der Deckoffiziere

der Schutztruppen . II . 255 . 333
2. Mai 1899 . Uebertritt von Unteroffizieren in den Civildienst der Kolonialver-

waltung . IV . 56 . 62
23 . April 1879 . Verordnung, betr. die Tagegelder, die Fuhrkosten und die

Umzugskosten der gesandtschaftlichen und Konsularbeamten . . . I . 11 . 12
4. Nov. 1880 . Cirkular an das Kaiserliche Gouvernement von Kamerun und die

Kaiserlichen Kommissariate für Togo und Südwestafrika, betr. die
Tagegelder der Beamten . I . 10 . 12

8. Okt. 1888 . Erlaß an den Kaiserlichen Gouverneur von Kamerun und die Kaiser¬
lichen Kommissare für Togo , Deutsch-Südwestafrika und die Marshall¬
inseln, betr. die Tagegelder und Fuhrkosten der Beamten . . . I . 9. lOsf.

15. Febr. 1894 . Bekanntmachung, betr. Versicherung des Privatgepäcks der Beamten
und Militärs der Schutzgebiete . II . 69. 73

23 . April 1879 . Verordnung, betr. den Urlaub der gesandtschaftlichen und Konsular¬
beamten und deren Stellvertretung . I . 12 . 19

24 . Jan . 1895 . Verfügung der Kolomal-Abtheilung, betr. den Heimathsurlaub der
Beamten der Schutzgebiete . II . 131 . 143

24. Juni 1899. Nunderlaß der Kolomal-Abtheilung, betr. die Urlaubsbeihülfen . . IV . 72 . 75



Sachliches Jnhaltsverzeichniß. VII

20. Juni 1894.

3. Mai 1900.

26 . Mai 1894.

2. Febr . 1895.

OhneDat .1897.

13. Okt. 1896.

1. April 1888.

25- Juni 1894.

21. März 1892.

15. März 1898.

9. Juni 1895.

7. Juli 1896.

18. Juli 1896.

22 . Juli 1896.

10. Nov . 1896.
22 . Mai 1899.
25. Juli 1898.

13 . Okt. 1896.

16 . Juli 1896.

20. Aug. 1896.

18 . Aug . 1897.

18. Juli 1900.

26 . Juli 1896.

26. Juli 1896.

26 . Juli 1896.

18. Juli 1960.

23. Juli 1900.

Theil- Nr. Seite

Erlaß des Reichskanzlers , betr . Meldepflicht der Kolonialbeamten
während ihres Heimathsurlaubes . II . 96 . 103
Nunderlaß des Reichskanzlers , betr. die Mitnahme eingeborener
Diener . V. 72 . 73
Erlaß des Reichskanzlers , betr. Unabkömmlichkeit des Personals der
Schutzgebiete bei Mobilmachungen . II . 92. 101
Verfügung der Kolonial -Abtheilung , betr . die Befreiung der Kolonial¬
beamten von den Friedensübungen in der Heimath . II . 132 . 144
Verfügung der Kolonial -Abtheilung , betr. die Befreiung der Kolonial¬
beamten von Friedensübungen in der Heimath . III . 1. 1
Runderlaß der Kolonialabtheilung , betr. die ethnographischen und
naturwissenschaftlichen Sammlungen der in den Schutzgebieten be¬
findlichen Beamten und Militärpersonen . . . . . . . . . II . 230 . 290
Gesetz, betr . die Zurückbeförderung der Hinterbliebenen in: Auslande
angestellter Reichsbeamten und Personen des Soldatenstandes . . I . 8. 10
Runderlaß des Reichskanzlers an die Kaiserlichen Gouvernements
und Landeshauptmannschaften der Schutzgebiete, betr . die Beerdigung
von Marineangehörigen im Auslande . II . 97 . 103
Erlaß , betr . die Anlegung und Verwerthung der Ersparnisse der
Beamten in den Schutzgebieten und des deutschen Personals bei den
Schutztruppen . I . 13. 21
Runderlaß der Kolonial -Abtheilung an alle Schutzgebiete, betr . Ein¬
lagen bei der Berliner Sparkasse . III . 23 . 24

6 . ftechtsvechältnirse cker wilitärpersonen.

Allerhöchste Verordnung , betr . Verwendung von Schutztruppen in
Südwestafrika und Kamerun . II . 150 . 160

Gesetz, wegen Abänderung des Gesetzes vom 22. März 1891 (R . G.
Bl . S . 53), betr . die Kaiserliche Schutztruppe für Deutsch-Ostafrika,
und des Gesetzes vom 9. Juni 1895 °(R. G. Bl . S . 258 ), betr. die
Kaiserlichen Schutztruppen für Südwestafrika und für Kamerun . . II . 209 . 249
Bekanntmachung wegen Redaktion des Gesetzes, betr . die Kaiserlichen
Schutztruppen in den afrikanischen Schutzgebieten und die Wehr¬
pflicht daselbst . II . 212 . 252
Allerhöchste Ordre , betr . den Eintritt von Marineoffizieren in die
Kaiserlichen Schutztruppen . II . 213 . 256
Allerhöchste Verordnung , betr . Stellenbesetzung bei den Schutztruppen II . 236 . 295
Allerhöchster Erlaß , betr . Aenderungen der deutschen Wehrordnung IV . 62. 65
Organisatorische Bestimmungen für die Kaiserlichen Schutztruppen
in Afrika . . '. . III . 40 . 49
Allerhöchste Bestimmung , betr . die Zuständigkeit des Militär -Kabinets
für Personalien der Schutztruppe . II . 231 . 290
Allerhöchste Verordnung vom 16. Juli 1896, betr. die Stellung
der Schutztruppen unter den Reichskanzler . . . . - II 210 . 251
Allerhöchste Verordnung , betr. die Zuständigkeit der Kolonial-
Abtheilung für die Angelegenheiten der Schutztruppen . II . 223 . 269
Allerhöchste Bestimmung , betr . die Vertretung des Reichskanzlers in
den Kommando -Angelegenheiten der Schutztruppen durch den Direktor
der Kolonial -Abtheilung . II - 276 . 355

Kaiserliche Ordre , betr. Vertretung des Reichskanzlers in Kommando-
Angelegenheiten der Schutztruppe . V. 105 . 109
Allerhöchste Verordnung vom 26. Juli 1896 , betr . die Disziplinar-
Strafordnung für die Kaiserlichen Schutztruppcn . . .II.  216 . 262
Allerhöchste Verordnung , betr. das strafgerichtliche Verfahren gegen
Militärpersonen der Kaiserlichen Schutztruppen . II . 215 . 257
Allerhöchste Verordnung , betr . die Einführung der deutschen Militär-
Strafgesetze in den afrikanischen Schutzgebieten . II . 214 . 257
Verordnung , betr . das strafgerichtliche Verfahren gegen Militär¬
personen der Kaiserlichen Schutztruppen . . V. 106 . 109
Ausführungsbestimmungen zur Verordnung , betr . das strafgerichtliche
Verfahren gegen Militärpersonen der Kaiserlichen Schutztruppen . V. 108 . 126



VIII Sachliches Jnhaltsverzeichniß.

1. Aug. 1896.

14 . Dez. 1899.
19. Nov . 1896.

11 . März 1897.

31 . Aug . 1897.

22 . Nov . 1899.

22 . Mai 1893.

24 . Nov . 1898.

27 . Sept . 1896.

OhneDat .1892.
25 . März 1893.

OhneDat . 1895.

22 . März 1897.

16 . April 1886.
OhneDat . 1888.

2. Juli 1899.

25 . Juli 1900.

10 . Sept . 1900.
9. Nov . 1900.

. Mai 1894.

25 . Dez. 1900.

13 , Dez. 1897.

10. Juli 1879.
7. April 1900.

25 . Okt. 1900.

1. Juli 1872.

13 . Aug. 1897.

20 . Nov . 1900.

20 . Mai 1887.

1. Mai 1891.

Theil Nr. Seite
Allerhöchste Ordre , betr . die Beschwerdeführung bei den Kaiserlichen
Schutztnlppen . II . 219 . 264
Allerhöchste Ordre , betr . Ehrenbezeugungen der Schutztruppen . . IV . 132 . 149
Allerhöchste Ordre , betr. die Bekleidungsvorschrift für die Schutz¬
truppen in Afrika . II . 238 . 296
Allerhöchste Verordnung , betr . Ergänzung der Bekleidungsvorschrift
für die Schutztruppen vonr 19 . November 1896 . II . 256 . 334
Allerhöchste Kabinets -Ordre , betr . Nachtrag zur Bekleidungsvorschrift
für die Kaiserlichen Schutztruppen in Afrika vonr 19 . Oktober 1896 II . 278 . 357
Allerhöchste Ordre , betr . die Bekleidung der Offiziere, Sanitäts¬
offiziere, oberen Militärbeamten , Deckoffiziere und Unteroffiziere
aller Schutztruppen . IV . 127 . 142
Gesetz, betr. einige Abänderungen und Ergänzungen der Militär¬
pensionsgesetze rc. II . 18 . 22
Runderlaß des Reichskanzlers an sämmtliche Dienststellen , betr.
Grunderwerb in den Schutzbieten . IV . 5. 3
Allerhöchste Ordre , betr . Verleihung des Dienstauszeichnungskreuzes
und der Dienstauszeichnungen , sowie Heirathen der Offiziere und
Sanitätsoffiziere der Schutztruppen . II . 226 . 271
Allerhöchste Verordnung , betr . Verleihung von Kriegermedaillen . II . 1 . 1
Allerhöchster Erlaß , betr . die Verleihung von Krieger-Verdienst¬
medaillen an farbige Angehörige der Schutztruppen . II . 13 . 13
Allerhöchste Verordnung , betr . die Einführung von vergoldeten Krieger-
verdienst-Medaillen . II . 185 . 206
Allerhöchste Kabinets -Ordre , betr . Verleihung der Erinnerungsmedaille
an Kaiser Wilhelm den Großen an die Angehörigen der Schutztruppe II . 257 . 334

v . stechtspilege.
^Gesetz, betr. die Rechtsverhältnisse der deutschen Schutzgebiete . . I . 15 . 23
^Gesetz, betr . die Rechtsverhältnisse der deutschen Schutzgebiete . . I . 15 . 23
Gesetz/ betr . Abänderung und Ergänzung des Gesetzes über die
Rechtsverhältnisse der deutschen Schutzgebiete . IV . 74 . 77
Gesetz, betr . Aenderungen des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse
der Deutschen Schutzgebiete . . . . V. 109 . 132
Bekanntmachung wegen Redaktion des Schutzgebietsgesetzes . . . V . 128 . 143
Verordnung , betr . die Rechtsverhältnisse in den deutschen Schutz¬
gebieten . . . V. 147 . 159
Allerhöchste Verordnung , betr . die Regelung der Verwaltung und
Rechtspflege in den zu den Schutzgebieten nicht gehörigen Theilen
der deutschen Interessensphären in Afrika . II . 82. 90
Allerhöchste Verfügung , betr . die Ausübung der Gerichtsbarkeit in
den Schutzgebieten Afrikas und der Südsee . V. 169 . 173
Verordnung , betr . die Einrichtung einer Staatsanwaltschaft bei den
Gerichten der Schutzgebiete . II . 287 . 371
^Gesetz über die Konsulargerichtsbarkeit . I . 16. 28
Gesetz über die Konsulargerichtsbarkeit . V. 48 . 47
Verordnung zur Einführung des Gesetzes über die Konsulargerichts¬barkeit . V. 140 . 151
Gesetz, betr. die Gebühren und Kosten bei den Konsulaten des
Deutschen Reiches . I . 255 . 689
Runderlaß der Kolonial -Abtheilung , betr . Auslegung der Nr . 24 a
und 25 des Tarifes zum Gesetze über die Gebühren und Kosten bei
den Konsulaten des Reiches . IV . 1. 1
Verfügung des Reichskanzlers , betr . die einstweilige Regelung des
Zustellungs -, Zwangsvollstreckungs - und Kostenwesens in den
deutschen Schutzgebieten Afrikas und der Südsee . V. 157 . 165
Allgemeine Verfügung des Königlich preußischen Justizministers
vom 20. Mai 1887, betr . die im Auslande zu erledigenden Er-
suchungsschreiben der Justizbehörden . I . 17 . 36
Allgemeine Verfügung , betr . die in den Schutzgebieten zu erledigenden
Ersuchungsschreiben der Justizbehörden . II . 6. 4

(Fußnote)



S ach liches In hnltsv erz eichn iß. IX

. Theil Nr. Seite
20 . Febr . 1893 . Allgemeine Verfügung , betr . die in den deutschen Schutzgebieten zu

erledigenden Ersuchungsschreiben der Justizbehörden . . . . . II . 6 . 4
13 . Mai 1899 . Runderlaß der Kolonial -Abtheilung , betr . Verkehr der Gerichte in

den Schutzgebieten mit den preußischen Gerichten . IV . 59 . 64
27 . Juli 1900 . Runderlaß der Kolonial -Abtheilung , betr . Verkehr der Gerichte der

Schutzgebiete mit inländischen Gerichten . V . 110 . 134
17 . Okt . 1900 . Runderlaß der Kolonial -Abtheilung , betr . Veröffentlichungen der

Gerichte in den Schutzgebieten . . . V . 138 . 152
3 . Dez . 1898 . Runderlaß der Kolonial -Abtheilung des Auswärtigen Amts , betr.

Nachlaßsachen . .̂ III . 69 . 167
11 . Juni 1899 . Runderlaß der Kolonial -Abtheilung , betr . Hinterlassenschaften . . IV . 69 . 70

1 . März 1871 . " Instruktion des Reichskanzlers zu dein Gesetze von : 4 . Mai 1870,
betreffend die Eheschließung und die Beurkundung des Personen¬
standes von Bundesangehörigen im Auslande . I . 21 . 58

6 . Febr . 1875 . Gesetz über die Beurkundung des Personenstandes und die Ehe¬
schließung . I . 20 . 56

11 . Dez . 1885 . Erlaß an die auf Grund des Gesetzes vom 4 . Mai 1870 zur Aus¬
übung standesamtlicher Befugnisse ermächtigten diplomatischen Ver¬
treter und Konsuln des Reichs . . I . 22 . 66

15 . April 1893 . Erlaß , betr . Abänderung des Z 15 der Instruktion vom 1 . März
1871 zu dem Gesetz vom 4 . Mai 1870 , betr . Personenstand . . I . 254 . 689

27 . Mai 1899 . Runderlaß der Kolonial -Abtheilung , betr . die Ausübung von standes¬
amtlichen Befugnissen in den Schutzgebieten . . IV . 65 . 67

22 . Dez . 1899 . Runderlaß des Reichskanzlers , betr . die Eheschließung und die Be¬
urkundung des Personenstandes von Bundesangehörigen im Auslande IV . 134 . 150

29 . Dez . 1899 . Runderlatz der Kolonial -Abtheilung , betr . Beurkundung des Personen¬
standes in den Schutzgebieten . IV . 135 . 155

OhneDat . 1891 . Die vom Kolonialrath gefaßten Beschlüsse , betr . die Zulassung aus¬
ländischer Gesellschaften zum Geschäftsbetrieb in den Schutzgebieten
und die Berechtigung der Eingeborenen zu Verfügungen öffentlich
rechtlicher Natur . . I . 6 . 8

12 . Mai 1896 . Runderlaß der Kolonial -Abtheilung , betr . Einhaltung der Sonntags¬
ruhe in den Schutzgebieten. .II.  199 . 229

3 . Juli 1899 . Kaiserliche Verordnung , betr . die Vereinigung von Wohnplätzen in
den Schutzgebieten zu "kommunalen Verbänden . IV . 75 . 78

OhneDat . 1899 . Erlaß des Finanzministers , betr . den Stempel von Theilschuld¬
verschreibungen . IV . 13 . 12

17 . Juli 1900 . Rund er laß der Kolonial -Abtheilung , betr . die Rechtsversicherung von
Vereinen . I . V . 103 . 108

L . ZchiMahrt.

8 . Nov . 1892 . Verordnung , über die Führung der Reichsflagge . I . 251 . 684
13 . Aug . 1893 . Allerhöchste Verordnung , betr . die in den deutschen Schutzgebieten

von den Regierungssahrzeugen und den Regierungsgebäuden einzelner
Verwaltungen (Looffen - und Zollverwaltung ) zu führenden Flaggen II . 32 . 35

22 . Juni 1899 . Gesetz, betr . das Flaggenrecht der Kauffahrteischiffe . IV . 71 . 70
21 . Aug . 1900 . Allerhöchste Verordnung , betr . das Zeigen der Nationalflagge durch

Kauffahrteischiffe . V . 121 . 140
1 . Aug . 1898 . Erlaß des Reichskanzlers an sämmtliche Kaiserliche Konsulate , betr.

die gesundheitspolizeiliche Kontrolle der einen deutschen .Hafen an¬
laufenden Seeschiffe . III - 41 . 112

31 . Aug . 1899 . Runderlaß des Reichskanzlers , betr . die Ausrüstung der Kauffahrtei¬
schiffe mit Hülfsmitteln zur Krankenpflege . IV . 104 . 100

I ?. Die Rechtsverhältnisse cler eingeborenen.

25 . März 1895 . Erlaß des Reichskanzlers , betr . das Verhalten der Beamten und
Offiziere in den Schutzgebieten . II . 138 . 153

28 . Juli 1895 . Geseü , betr . die Bestrafung des Sklavenraubes und des Sklaven¬
handels . . . II . 157 . 167

25 . Febr . 1896 . " Allerhöchste Verordnung , betr . die Gerichtsbarkeit über die Ein¬
geborenen in den afrikanischen Schutzgebieten . II . 189 . 213



X Sachliches Inhaltsverzeichnis .̂

Theil Nr. Seite

27 . Febr . 1896 . " Verfügung des Reichskanzlers , betr . die Gerichtsbarkeit über die Ein¬
geborenen in den afrikanischen Schutzgebieten . II . 190 . 213

22 . April 1896 . " Verfügung des Reichskanzlers wegen Ausübung der Strafgerichts-
barkeit und der Disziplinargewalt gegenüber den Eingeborenen in
den deutschen Schutzgebieten von Ostafrika, Kamerun und Togo . II . 194 . 215

12 . Jan . 1900 . Runderlaß der Kolonial -Abthcilung , betr . die Strafurtheile gegen
Eingeborene . V . 13 . 15

16 . Aug. 1899 . Runderlaß der Kolonial -Abtheilung , betr . Auswanderung der Ein¬
geborenen aus den Schutzgebieten . IV . 95 . 92

OhneDat .1893 . Allerhöchste Bekanntmachung , betr . Verleihung der Rothen Adler-
Medaille an Eingeborene der Schutzgebiete . II . 61 . 76

0 . Internationale Oereinbarungen.
26 . Febr . 1885 . Die Kongoakte . I . 28 . 102

2. Juli 1890 . " General -Akte der Brüsseler Antisklaverei -Konfcrenz nebst Deklaration I . 29 . 127
OhneDat .1890 . 9?arik äs Irr 20116  orisntrrls äu dussln sonvsutnonnsl äu OonZo.

Tarif der östlichen Zone des konventionellen Kongo-Beckens . . . I . 154 . 420
17. Febr . 1893 . Verordnung , betr . Ausführungsbestimmungen zu der Generalakte

der Brüsseler Antisklaverei-Konserenz . I . 138 . 380
30 . Nov. 1896 . Beitritt der südafrikanischen Republik zur Generalakte der Brüsseler

Antisklaverei-Konserenz vom 2. Juli 1890 . II . 241 . 316
8. Juni 1899 . Vertrag , betr . die Erhöhung der Spirimosenzölle im Gebiete des

Kongobeckens . V. 1. 1
29 . April 1885 . Note Lord Granvilles an den Kaiserlichen Botschafter in London 1. 38eo. 217
29 . April 1885 . Note des Kaiserlichen Botschafters in London an Lord Granville . 1. 164b . 434

7. Mai 1885 . Note des Kaiserlichen Botschafters in London an Lord Granville . 1. 38bb . 216
7. Mai 1885 . Note des Kaiserlichen Botschafters in London an Lord Granville . I . 38ckä. 217

16 . Mai 1885 . Note Lord Granvilles an den Kaiserlichen Botschafter in London . 1. 38ss . 218
2. Juni 1885 . Note des Kaiserlichen Botschafters in London an Lord Granville . 1. 38L 219
2. Juli 1886 . Note des Kaiserlichen Botschafters in London an Lord Nosebery . 1. 38bb . 220

27 . Juli 1886 . Note Lord Roseberys an den Kaiserlichen Botschafter in London . 1. 38§§. 220
24 . Dez. 1885 . Protokoll , betreffend die deutschen und französischen Besitzungen an

der Westküste von Afrika und in der Südsee . I . 23 . 79
1. Juli 1890 . Abkommen zwischen Deutschland und England . I . 27 . 92

15 . Nov. 1893 . Abkommen zwischen Deutschland und England über die Abgrenzung
der beiderseitigen Interessensphären in den von: Golf von Guinea
nach dem Innern sich erstreckenden Gebieten . II . 51 . 54

14. Nov. 1899 . Das deutsch-englische Abkommen, betr . Samoa und Togo . . . IV . 123 . 129
15. Febr . 1900 . Gesetz, betr . die Freundschaftsverträge mit Tonga und Samoa und

den Freundschafts -, Handels - und Schifffahrtsvertrag mit Sansibar V. 26 . 31
17 . Febr . 1900 . Verordnung zur Ausführung des Gesetzes, betr . die Freundschafts¬

verträge mit Tonga und Samoa und den Freundschasts -, Handels¬
und Schifffahrtsvertrag mit Sansibar . V. 27. 32

25 . Juli 1890 . Vertrag zwischen den: Deutschen Reich und dem Kongo-Staate über
die Auslieferung der Verbrecher und die Gewährung sonstiger Rechts¬
hülse in Strafsachen zwischen den deutschen Schutzgebieten in Afrika
und dem Gebiete des Kongo-Staates . I . 18 . 41

5. Mai 1894 . Vertrag zwischen dem Deutschen Reich und Großbritannien über die
Auslieferung der Verbrecher zwischen den deutschen Schutzgebieten
sowie anderen von Deutschland abhängigen Gebieten und den Ge¬
bieten Ihrer Großbritannischen Majestät . II . 86 . 93

21 . Sept . 1897 . Vertrag zwischen dem Deutschen Reiche und den Niederlanden über
die Auslieferung der Verbrecher zwischen den deutschen Schutzgebieten
sowie den sonst von Deutschland abhängigen Gebieten und den: Ge¬
biete der Niederlande sowie den niederländischen Kolonien und aus¬
wärtigen Besitzungen . II . 281 . 359

II. Deutsch -Ostafrika.
Schutzgebiet.

1. Aug . 1885 . Vereinbarung mit dem Kongostaat über die Grenze in Ostafrika . I . 118 . 323
25 . Aug . 1885 . Vereinbarung mit dem Kongostaat über die Grenze in Ostafrika . I . 118 . 323



Sachliches Inhaltsverzeichnis XI

Theil Nr. Seite
20 . Dez. 1885 . Freundschafts -, Handels - und Schifffahrtsvertrag zwischen dem

Deutschen Reich und dem Sultan von Sansibar . I . 249 . 636
17. Nov. 1890 . Vereinbarung mit Frankreich über die Erwerbung der festländischen

Besitzungen des Sultans von Zanzibar und der Insel Mafia durch
Deutschland . I . 120 . 324

25 . Juli 1893 . Abkommen zwischen der deutschen und englischen Regierung über die
Festsetzung der Grenze zwischen dem Kilimandscharo und der ost-
afrikanischen Küste . II . 27 . 31

OhneDat .1894 . Abgrenzung der deutschen und portugiesischen Gebiete in Ostafrika II . 124 . 135

L. Rechtspflege.
18. Nov . 1887 . Verordnung , betr . die Rechtsverhältnisse in den: Schutzgebiet der

Deutsch-Ostafrikanischen Gesellschaft . . I 134 . 363
1. Jan . 1891 . Verordnung , betr . die Rechtsverhältnisse in Deutsch-Ostafrika . . I . 135. 364
1. Jan . 1891 . Verfügung , betr . die Ausübung konsularischer Befugnisse und den

Erlaß polizeilicher und sonstiger die Verwaltung betreffender Vor¬
schriften in Deutsch-Ostafrika . I . 124 . 326

12. Jan . 1891 . Dienstanweisung , betr . die Ausübung der Gerichtsbarkeit in Deutsch-
Ostafrika . I . 136 . 368

19. Febr . 1898 . Verordnung des Reichskanzlers , betr . Nachtrag zur Dienstanweisung
über die Ausübung der Gerichtsbarkeit in Deutsch-Ostafrika . . . III . 21 . 23

16. Sept . 1894 . ^Verordnung des Reichskanzlers , betr . Abgrenzung der Jurisdiktions¬
bezirke in Deutsch-Ostasrika . II . 114. 129

7. Juli 1900 . Verordnung des Reichskanzlers , betr . Abgrenzung der Jurisdiktions¬
bezirke in Deutsch-Ostafrika . V. 96. 104

10. Aug. 1899 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostasrika, betr.
die Strasvollstreckungs -Vorschrift . IV . 90. 89

1. März 1899 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostasrika, betr.
Behandlung von Strafthaten aus der Zeit vor der deutschen Schutz¬
herrschaft . ' . ^IV . 35 . 44

9. Sept . 1898 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostasrika, betr.
Dienstanweisung der Staatsanwälte . III . 50. 121

16. Mai 1895 . Runderlaß des Gouverneurs , betr . Bestätigung der in Deutsch-Ost-
afrika gefällten Urtheile . II . 145. 157

5. Jan . 1900 . Nunderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostasrika, betr. die Straf-
register . V. 9. 13

8. Jan . 1898 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostasrika, betr.
Bestrafung des Wuchers . III . 13 . 16

13. Febr . 1899 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostasrika, betr.
Pfandverträge . IV . 29 . 38

9. Okt. 1895 . Gouvernementsbefehl , betr . Ermächtigung des Stationschefs zu
Langenburg zur Beurkundung des Personenstandes . . . . .II.  171 . 185

15. Sept . 1900 . Ertheilung von Ermächtigungen zur Beurkundung des Personen¬
standes in Deutsch-Ostasrika . V. 172 . 179

6. Nov . 1900 . Bekanntmachung des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-
Ostasrika, betr . die Regelung der standesamtlichen Befugnisse . . V. 146 . 157

6 . Allgemeine Oerwaltung.
27. Febr . 1885 . Kaiserlicher Schutzbrief für die „Gesellschaft für Deutsche Kolonisation " I . 119. 323
20 . Nov. 1890 . Vertrag zwischen der Reichsregierung und der Deutsch-Ostafrikanischcn

Gesellschaft . I - 139. 382
12. Sept . 1898 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostasrika, betr.

die Behörden des Schutzgebiets . III - 54 . 124
19. März 1900 . Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch-Ostasrika, betr. Ver¬

öffentlichung der amtlichen Verfügungen . V. 40 . 42
9. Juli 1900 . Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch-Ostasrika, betr. Ver¬

waltung des Schutzgebiets . V. 98. 105
16. Juli 1900 . Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch-Ostasrika, betr. die

Verwaltung des Schutzgebiets . V- 102 . 109
13. Nov. 1893 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostasrika, betr . Führung

der Reichskriegsflagge und der Reichsdienstflagge . II . 50. 51



XII Sachliches Inhaltsverzeichnis ;.

Theil Nr.
16 . Dez. 1898 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, Letr.

das Kassenmesen. .IV.  8.27 . März 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . Rechnungs¬
wesen . V. 42.25 . Nov . 1897 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika an
alle Zollämter , betr . die Aufstellung der Handelsstatistik . . . . III . 11.25 . Sept . 1900 . Runderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,
betr . regelmäßige statistische Berichte . V. 134.8 . Juli 1899 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.
die Sprache von Eingaben . IV . 77.23 . Juli 1899 . Rundschreiben des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,
betr . Entwurf einer Wohnungsverordnung . IV . 82.23 . Okt. 1900 . Runderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,
betr . Schreibweise der Ortsnamen . V. 139.3 . Okt. 1900 . Runderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,
betr . Bestellungen für kommunale Zwecke . V . 135.28 . Nov . 1900 . Runderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,
betr . Telegramme . V. 161.13 . Febr . 1892 . Verordnung , betr . die Meldepflicht der Europäer im deutsch-ostafrika-
nischen Schutzgebiete . I . 140.30 . Aug . 1894 . Runderlaß , betr . Meldepflicht der in Deutsch-Ostafrika sich nieder¬
lassenden Aerzte . II . 111.30 . Okt. 1899 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika an
die Bezirksämter , Bezirksnebenümter und Stationen , betr . Kontrolle
der Melderegister . IV . 120.11. Juli 1900 . Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . die
An- und Abmeldung . V. 100.1. März 1899 . Verordnung , betr . die Regelung der Maße und Gewichte in Deutsch-
Ostafrika . IV . 34.11 . Juli 1899 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . Maße und
Gewichte . V. 99.1. Mai 1900 . Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. Maße
und Gewichte . V. 69.7. Jan . 1895 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika , betr . das Ver¬
halten bei Besuchen deutscher Kriegsschiffe . II . 126.9 . Nov . 1893 . Verordnung , betr . Einführung der öffentlichen Trichinenschau im
Stadtbezirk Dar -es-Salüm . . II . 47.28 . Dez. 1897 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostasrika, betr.
Sammlung ethnographischer Gegenstände . III . 12.9. Jan . 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . Samm¬
lungen fürs Kolonialmuseum . . . . V". 11.11. Juli 1898 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.
Kauf- und Pachtverträge . III . 37.3 . Okt. 1899 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.
Kreditgewährung . IV . 110.28 . März 1898 . Runderlab des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.
die Regierungsschulen . III . 26.22 . Dez. 1898 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.
Ertheilung von Zeugnissen . IV . 9.14 . Juli 1899 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. die Nouten-listen . V. 101.

30 . Juli 1895 . Bestimmungen über die Behandlung ostasiatischer Arbeiter in Deutsch-Ostafrika . ' . II . 158.
2. Jan . 1897 . Runderlaß , betr. das Sewa Hadji -Hospital in Deutsch-Ostafrika . . II . 247.3 . April 1897. Runderlaß , betr. Verhütung der Einschleppung der Pest in Deutsch-Ostafrika . . . . . ' . ii . 261.

10 . April 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.
Einführung einer obligatorischen Fleischbeschau für den StadtbezirkDar -es-SalLm . IV . 47.

16. Nov. 1900 . Bekanntmachung des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. Trinkwasserproben . V. 152.
1. Sept . 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Bezirksamts , betr . die Müllabfuhr imStadtbezirk Dar -es-Salüm . iv . 105.
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28 . April 1900.

15 . Mai 1900.

25 . Aug . 1894.

4 . Jan . 1895.

5 . Okt . 1895.

13 . Nov . 1895.

21 . Nov . 1895.

14 . Dez . 1895.

7 . Jan . 1896.

24 . Okt . 1897.

25 . März 1898.

12 . April 1898.

24 . Nov . 1898.

15 . April 1899.

26 . Mai 1899.

7. Aug . 1899.

25 . Aug . 1899.

25 . Aug . 1899.

28 . Aug . 1900.

27 . Okt . 1900.

30 . Juli 1900.

26 . Juni 1900.

22 . Mai 1900.

9 . Juli 1900.

23 . Aug . 1900.

14 . Febr . 1891.

5 . März 1891.

17 . April 1895.
3 . Juni 1891.

Polizeiverordnung des Bezirksamts von Dar -es -Salüm , betr . Aus¬
heben von Gruben im Stadtgebiet . V . 64 . 66
Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch -Ostafrika , betr . die
Paßverhältnisse in Uganda . V . 78 . 81

v . Lerirke unä Ztationen.

Runderlaß , betr . Abgrenzung der einzelnen Bezirke in Deutsch -Ost-
afrika . II . 109 . 123
Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch -Ostafrika , betr . die Ab¬
grenzung der Bezirke . II . 125 . 135
Runderlaß des Gouverneurs , betr . die Abgrenzung der Bezirke in
Deutsch -Ostafrika . ' . II . 170 . 184
Runderlaß des Gouverneurs , betr . die Abgrenzung der Bezirke in
Deutsch -Ostafrika . ' . II . 179 . 199
Gouvernementsbefehl , betr . Klasseneintheilung der Stationen im
Innern von Deutsch -Ostafrika . II . 180 . 200
Gouvernementsbefehl , betr . Abgrenzung rc. einzelner Bezirke in
Deutsch -Ostafrika . II . 183 . 204
Gouvernementsbefehl , betr . die Auflösung der Stationen Masinde
und Kisaki in Deutsch -Ostasrika . II . 186 . 206
Runderlaß , betr . Abgrenzung der einzelnen Bezirke in Deutsch -Ost¬
afrika . . . . . II . 284 . 365
Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch -Ostafrika , betr.
den Bezirk Westusambara . III . 24 . 24
Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch -Ostafrika , betr.
den Bezirk Kisaki . III . 28 . 27
Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch -Ostafrika , betr.
Bildung eines neuen Verwaltungsbezirks . IV . 6 . 3
Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch -Ostasrika , betr.
Bezirkseintheilung . IV . 53 . 61
Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch -Ostasrika , betr.
Verlegung des Bezirksamts von Mikindani . IV . 64 . 66
Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch -Ostasrika , betr.
Neubildung des Verwaltungsbezirks Mahenge . IV . 86 . 87
Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch -Ostasrika , betr.
Verlegung des Bezirksnebenamts Usimbe nach Mohorro . . . . IV . 99 . 94
Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch -Ostasrika , betr.
die Grenzen des Bezirks Nusipi -Mohorro . IV . 100 . 95
Bekanntmachung des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-
Ostasrika , betr . Grenze der Bezirke Kilwa und Mahenge . . . . V . 125 . 142
Runderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch -Ostasrika,
betr . Grenzstreite zwischen Bezirksämtern . V . 144 . 156
Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch -Ostasrika , betr . Ver-
proviantirung der Jnnenstationen . . V . 113 . 134
Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch -Ostasrika , betr . Verpflegung
der Kranken auf den Jnnenstationen . V . 92 . 95
Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch -Ostasrika , betr . Besuch der
Erholungsstationen . V . 80 . 83
Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch -Ostasrika , betr . Erholungs¬
stationen . V . 97 . 105
Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch -Ostasrika , betr . Erholungs¬
stationen . V . 122 . 141

L . öeamte.

"Allerhöchster Erlaß , betr . die Führung des Prädikats Excellenz durch
den Gouverneur von Deutsch -Ostasrika . I . 121 . 325
Vorschriften , betr . die von dem Gouverneur von Deutsch -Ostasrika
zu führende Flagge und das ihm gegenüber von der Kaiserlichen
Marine zu beobachtende Ceremonie !! . 1. 252 . 685
Kabinets -Ordre , betr . den Rang des Gouverneurs von Ostafrika . II . 141 . 155
"Allerhöchster Erlaß , betr . die Rangverhältnisse und Uniformen der
Kaiserlichen Beamten in Deutsch -Ostasrika . I . 122 . 325



XIV Sachliches Jnhaltsverzeichniß.

Theil Nr. Seite !
30 . Sept . 1892 . "AllerhöchsterErlaß, betr. die Rangverhältnisse und Uniformen der l

Kaiserlichen Beamten in Deutsch-Ostafrika . I . 123 . 326 ,
22 . April 1894 . Allerhöchste Verordnung, betr. die Rechtsverhältnisse der Landes- ^

beamten in Deutsch-Ostafrika . II . 81 . 88 -
7. Juni 1896 . Gouvernementsbefehl, betr. das Uniformtragen der Civilbeamten in . !

Deutsch-Ostafrika . H . 202 . 231 ^
20. Jan . 1899 . Allerhöchste Ordre, betr. den militärischenRang der Civilbeamten in

Deutsch-Ostafrika . . IV . 25 . 37 >
19. Nov . 1900 . Runderlaß des stellvertretendenGouverneurs von Deutsch-Ostasrika,

betr. die Landesbeamten der Schutzgebiete . V . 156 . 165
28 . Dez. 1898 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.

Bestimmungen für die Kolonialbeamten . IV . 11. 10
9. März 1892 . Gouvernementsbefehl, betr. die Tagegelder der Beamten in Ostafrika I . 125 . 327 >
1. Aug. 1892 . Gouvernementsbefehl, betr. die Tagegelder der Beamten in Ostafrika I. 126 . 329 ^

30 . April 1896 . "Vorschriften des Reichskanzlers über die Verpflegung des europäischen
Civil- und Militärpersonals bei der Verwaltung von Deutsch-Ostafrika II . 196 . 219

1. Juni 1897 . Runderlab, betr. Abänderung der Verpflegungsvorschriftenfür Deutsch- i
Ostafrika . ' . II . 270 . 349 ,

24 . Aug. 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. Ver-
pflegungsvorschriften . V. 124 . 141 ,

12 . Okt. 1899 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. j
die Gestellung von Trägern an Beamte und Militärpersonen . . IV . 115 . 122 >

2. Mai 1900 . Erlaß der Kolonial -Abtheilung, betr. die Trägerzahl für Beamte
und Militärs in Deutsch-Ostafrika . V. 71 . 73

8. Juni 1899 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostasrika, betr.
gleichmäßigeBehandlung der von den Kommunen angestellten Euro-
päer in Krankheitsfällen und bei Dienstreisen . IV . 67 . 68

15 . Mai 1891 . Gouvernementsbefehl, betr. den Erwerb von Grundeigenthum durch
Beamte und Militärpersonen in Ostafrika . I . 127 . 330

I '. Zchulrtruppe.
22 . März 1891 . Gesetz, betr. die Kaiserliche Schutztruppe für Deutsch-Ostasrika . . I. 128 . 330

9. April 1891 . Allerhöchste Ordre, betr. die OrganisatorischenBestimmungen für die
Kaiserliche Schutztruppe für Deutsch-Ostasrika. I . 129 . 334

3. Juni 1891 . Verordnung, betr. das strafgerichtliche Verfahren gegen die Militär¬
personen der Kaiserlichen Schutztruppe für Deutsch-Ostasrika . . . I . 132 . 358 s

16 . Juni 1891 . Allerhöchste Ordre, betr. die Ehrengerichteder deutschen Offiziere der
Kaiserlichen Schutztruppe für Deutsch-Ostasrika . I . 133 . 362

21 . Nov . 1891 . Gouvernementsbefehl, betr. Theilung der Kaiserlichen Schutztruppe
in eine eigentliche Schutztruppe und Polizeitruppe in Ostafrika . . I . 130 . 353

1. Febr. 1892 . Gouvernementsbefehl, betr. Theilung der Kaiserlichen Schutztruppe
in eine eigentliche Schutztruppe und Polizeitruppe in Ostafrika . . I . 131 . 354

21 . Aug. 1893 . Allerhöchste Kabinets- Ordre, betr. die Führung der Kriegsslagge
seitens der Kaiserlichen Schutztruppe für Ostafrika . II . 33 . 36

12 . Dez. 1893 . Ausführungsbestimmungen zur Allerhöchsten Ordre, betr. die Führung
der Kriegsflagge seitens der Schutztruppefür Deutsch-Ostasrika. . II . 58 . 65

5. April 1894 . Verordnung, betr. die Auszahlung von Krankenlöhnung an Mann¬
schaften der Schutztruppefür Deutsch-Ostasrika . II . 79 . 87

3 . Mai 1894 . Allerhöchste Verordnung, betr. Aenderungen zu den organisatorischen
Bestimmungen für die Kaiserliche Schutztruppe in Deutsch-Ostasrika II . 85 . 92 .

8. Febr. 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch- Ostafrika, betr. aus-
gestoßene Askaris der Truppe . V . 25 . 31

Lanckgesetrgebung. !
1. Sept . 1891 . "Verordnung, betr. Eigenthumserwerb an Grundstücken in Ostafrika I . 137 . 379 °

15. Jan . 1894 . Verordnung über die Enteignung von Grundeiqenthum in Deutsch-
Ostasrika . '. II . 64. 68

27 . Febr. 1894 . Verordnung, betr. Abänderung der Verordnung über den Eigen- '
thumserwerb an Grundstücken in Deutsch-Ostasrika, vom 1. Sep¬
tember 1891 . II . 73 . 79

24 . Juli 1894 . Allerhöchste Verordnung über die Rechtsverhältnissean unbeweglichen
Sachen in Deutsch-Ostasrika . II . 104 . 106

-»



Sachliches Jnhaltsverzeichniß. XV

Theil Seite
12 . Dez. 1894 . Runderlaß , betr . Ausführung der Allerhöchsten Verordnung vom

24 . Juli 1894 , betr . die Rechtsverhältnisse an unbeweglichen Sachen
in Deutsch-Ostasrika . II . 119 . 132

26 . Nov . 1895 . Allerhöchste Verordnung , betr. Kronland in Ostasrika . II . 181 . 200
4. Dez. 1896 . Verordnung des Gouverneurs , betr . Anwendung und Ausführung

der Allerhöchsten Verordnung über Schaffung , Besitzergreifung und
Veräußerung von Kronland und über den Erwerb und die Ver¬
äußerung von Grundstücken in Deutsch-Ostafrika im Allgemeinen
von: 26 . November 1895 und der dazu ergangcnen Verfügung des
Reichskanzlers vom 27 . November 1895 . . . . . . . . . II . 242 . 317

22. Jan . 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. Grunderwerb V. 19. 19

8 . Münrwesen.
17. Jan . 1893 . Verordnung , betr . das Verbot der Einfuhr und des Umlaufs fremder

Kupfermünzen in Ostafrika . I . 145 . 392
18. Sept . 1893 . Verbot , betr . Einführung von Maria Theresia-Thalern in Deutsch-

Ostafrika . II . 36 . 38
20. Sept . 1893 . Verordnung , betr . das Verbot der Einfuhr und des Umlaufs der

Mombassa-Rupien in Deutsch-Ostafrika . II . 38 . 38
13. März 1894 . Gouvernementsbefehl , betr . die Annahme der Zwei -Rupienstücke an

den öffentlichen Kassen Deutsch-Ostafrikas . II . 77 . 80
29. Okt. 1896 . Runderlaß des Gouverneurs , betr. den Umlauf der Maria -Theresien-

Thaler in Deutsch-Ostafrika . II . 234 . 294
17. Nov . 1896 . Verordnung , betr . die Einführung eines festen Kurses zwischen Rupie

und Pesa in Deutsch-Ostafrika . II . 237 . 295

Tollwesen.

März 1893 . Zollordnung für Deutsch-Ostafrika . I . 153 . 410
1. April 1893 . *Zollordnung für das ostafrikanische Schutzgebiet . II . 15. 13

30 . Okt. 1893 . ^Zolltarif für Deutsch-Ostafrika . . . ? . II . 44. 42
14. Febr . 1894 . Munderlaß , betr . Aenderung der Zollordnung für Deutsch-Ostafrika

vom 1. April 1893 . . ^ . II . 68. 72
2. Okt. 1895 . Runderlaß des Gouverneurs , betr . die Verzollung von Import-

waaren iir Deutsch-Ostafrika . II . 169. 183
15. Dez. 1896 . Runderlaß des Gouverneurs , betr. Abänderung der Zollordnung

für Deutsch-Ostafrika . II . 244 . 318
OhneDat . 1897 . Zusätze zu dem Zolltarif für Deutsch-Ostafrika . III . 2. 1

9. Juni 1897 . Runderlaß , betr . Befreiung vom Einfuhrzoll für heimathliche Grab¬
steine und Grabschmuck in Deutsch-Ostafrika . II . 272 . 350

18. Aug. 1897 . Runderlaß , betr . Abänderung der Zollordnung für Deutsch-Ostafrika II . 275 . 355
26 . Jan . 1898 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.

die Zollordnung . III . 18 . 20
28. März 1898 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika an

sämmtliche Zollämter , betr. die Zollordnung . III . 25 . 25
14. Juli 1898 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.

Zollsachen . III . 39 . 48
1. Aug . 1898 . Mollordnung für die Binnengrenze in Deutsch-Ostafrika . . . . III . 42 . 116
1. Jan . 1899 . Zollordnung für das deutsch-afrikanische Schutzgebiet . . . . . IV . 16 . 13
1. Jan . 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,

betr. das Inkrafttreten der neuen Zollordnung . IV . 17. 24
16 . Jan . 1899 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika an

sämmtliche Zollämter , betr. die Versorgung der europäischen Plan¬
tagen des Schutzgebiets mit medizinischen und physikalischen Instru¬
menten . IV . 21 . 27

5. März 1900 . Zollordnung für die Binnengrenze von Deutsch-Ostafrika . . . . V . 32 . 35
9. April 1900 . Verfügung des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . Abänderung

der Zollordnung . V. 49 . 57
27 . April 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. die Zoll¬

ordnung . V. 62. 64
12 . Nov . 1900 . Runderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,

betr . die Zollordnung . V. 149 . 161



XVI Snchliches I nh a lts ve>Aeichniß.

Theil Nr. Seil!
20 . Dez . 1900 . Runderlaß des stellvertretendeil Gouverneurs von Dentsch -Ostafrika , .

betr . die Zollordnung . . V . 167 . 172 ^
10 . Dez . 1896 . Runderlaß des Gouverneurs , betr . Klasseneintheilung der Zollämter

in Deutsch -Ostafrika . . II . 243 . 317 17
15 . Juni 1900 . Rundversügung der Zollinspektion von Deutsch -Ostafrika , betr . Be¬

rechnung der Zölle . V . 90 . 92 y«
9 . Juli 1891 . Gouvernementsbefehl , betr . die zollamtliche Behandlung der Kaiser¬

lichen Kriegsschiffe in Deutsch -Ostafrika . I . 156 . 426
13 . Jan . 1892 . Verordnung , betr . die Zollbefreiung christlicher Missionsgesellschaften ^

innerhalb des deutschen Schutzgebietes in Ostasrika . I . 157 . 426 28

L . Steuern.
1 . Nov . 1897 . Verordnung , betr . die Erhebung einer Häuser - und Hüttensteuer in

Deutsch -Ostafrika . II . 285 . 368
28 . Jan . 1898 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch -Ostasrika , betr.

Erhebung der Hüttensteuer . III . 19 . 20
21 . Aug . 1899 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch -Ostafrika an

sämmtliche Jnnenstationen , betr . die Hüttensteuer . IV . 98 . 91
29 . April 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch -Ostasrika , betr . Kronland -,

Waldnutzungs - und Hüttensteuer . V . 67 . 68
27 . Nov . 1900 . Bekanntmachung des Reichskanzlers , betr . .Herabsetzung der Schürf-

scheingebühr , der Feldsteuer und der Bergmerksabgabe in Deutsch-
Ostasrika . II . 160 . 167

26 . Mai 1891 . Verordnung , betr . die Erhebung einer Gebühr für das Schlagen
von Bauhölzern auf dem im Eigenthum des Kaiserlichen Gouver¬
nements für Deutsch -Ostasrika befindlichen Grund und Boden . . I . 158 . 427

7 . Juni 1893 . Runderlaß , betr . Erlaß der Holzschlaggebühr in Ostafrika . . .II.  21 . 22
12 . Sept . 1898 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch -Ostasrika , betr.

die Holzschlaggebühr . III . 53 . 121
30 . Sept . 1898 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch -Ostasrika , betr.

den Holzschlag im Rusiyi -Delta . III . 57 . 128
30 . Sept . 1898 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch -Ostasrika,

betr . den Holzschlag im Rusiyi -Delta . III . 58 . 128
1. April 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch -Ostasrika,

betr . die Erhebung einer Holzschlaggebühr . IV . 43 . 51
1 . April 1899 . Dienstanweisung zur Holzschlaggebühr -Verordnung in Deutsch -Ost¬

afrika . IV . 44 . 51
7 . April 1899 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch -Ostasrika , betr.

Erhebung einer Holzschlaggebühr . IV . 45 . 56
5 . Okt . 1899 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch -Ostasrika , betr.

die Erhebung einer Holzschlaggebühr . IV . 112 . 121
1 . Aug . 1891 . Verordnung , betr . die Erhebung einer Verbrauchssteuer in Ostafrika I . 160 . 428
4 . Nov . 1893 . Verordnung , betr . die Erhebung einer Erbschaftssteuer und die Rege¬

lung von Nachlässen Farbiger in Deutsch -Ostasrika . II . 45 . 46
11 . Juli 1894 . Runderlaß , betr . Erhebung der Erbschaftssteuer in Deutsch -Ostasrika II . 101 . 105
13 . Nov . 1893 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch -Ostasrika , betr . Erhebung

einer Naturalabgabe . II . 49 . 53
10 . Okt . 1898 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch -Ostasrika , betr.

die Grundsteuer . III . 61 . 149
22 . Febr . 1899 . * Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch - Ostasrika,

betr . die Erhebung einer Gewerbesteuer nebst den dazu erlassenen
Ausführungsbestimmungen . IV . 30 . 39

16 . März 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch -Ostasrika , betreffend Ge¬
werbesteuer . V . 38 . 41

24 . Juli 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Bezirksamts , betr . die Erhebung einer
Hundesteuer im Bezirk der Stadt Dar -es -SalLm . IV . 84 . 84

22.

23.

1.

20.

5.

12.

30.

16.

14.

2.

16.

20.

12 .

12.

17.

10.

23.

29.

3.
1.

13.

O,. ssagä, Äilllschutr. ^
7 . Mai 1896 . Runderlaß des Gouverneurs , betr . die Schonung des Wildstandes 2.

in Deutsch -Ostasrika . II . 198 . 226
1 . Febr . 1894 . Verordnung , betr . Einführung von Gewehren und Munition sowie 12.

Ausübung der Jagd in Deutsch -Ostasrika . II . 66 . 71



Sachliches Jnhaltsverzeichniß. XVII

Theil Nr. Seite
. 4. Febr . 1897 . Runderlaß , betr .Abänderung derJagdverordnungfürDeutsch -Ostafrika II . 251 . 327

17. Jan . 1898 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,
betr . die Schonung des Wildstandes in Deutsch-Ostafrika . . . . III . 14 . 17

17. Jan . 1898 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.
o, die Jagdverordnung . IIs . 15 . 18
^ 28- März 1899 . Nunderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika an

sämmtliche Dienststellen der Kolonie, betr. die Schonung des Wild-
standes . ' . . . . IV . 38 . 47

12. Juni 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . Wildschutz V. 88. 87
28. Juni 1900 . Verfügung des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika an die Bezirks¬

ämter : Tanga , Pangani , Bagamoyo , Dar -es-Saläm , Kilwa , Lindi,
Langenburg , Kilossa und Wilhelmsthal ; Bezirksnebenamt : Rufiyi
und Stationen : Udjidji, Bukoba , Mwanza und Moschi, betr. die

368 Jagdscheine . - . . . . V . 93 . 96
22 . Nov . 1900 . Verordnung des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,

20 betr . Elefantenschutz . V. 158. 166
23 . Nov . 1900 . Runderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Dcutsch-Ostasrika,

94 betr . Elefantenschutz . V. 159. 166
1. Mai 1900 . Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . Schutz

68 der Elefanten in Uganda . V. 68. 72

16?

42?
22

124

126

128

54

54

121
429

46
10S

53

149

39

41

84

^1. hanckel, Verkehr, 81rarsen.
20. April 1899 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.

Eintragung ins Handelsregister . IV . 54 . 61
5. Jan . 1897 . Runderlaß , betr . die Einführung eines Handelsregisters in Deutsch-

Ostasrika . ? . II . 248 . 322
12. Juli 1899 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.

Verbot von Handelsmonopolen . IV . 78. 79
30 . Sept . 1892 . Verordnung , betr . die Haftbarkeit und Sicherheitsleistung von Kara¬

wanen innerhalb des deutschen Schutzgebietes in Ostafrika . . . I . 146 . 393
16 . Okt. 1895 . Gouvernementsbefehl , betr . das Verhalten der Karawanen in Deutsch-

Ostafrika . II . 172. 185
14 . Dez. 1899 . " Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,

betr. Entvölkerung der Karawanenftraßen . IV . 133 . 149
2. Juni 1900 . Verordnung des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. Ent¬

völkerung der Karawanenftraßen . V. 83. 85
16 . Juni 1900 . Verordnung des Bezirksamts von Dar -es-SalLm , betr. Beherbergung

der Karawanen . V . 91. 95
20 . Nov . 1899 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika an

sämmtliche Dienststellen, betr . Durchschnittsträgerlöhne . IV . 126. 142
12. Mai 1900 . Nunderlaß des Gouverneurs von Deutsch - Ostafrika, betr. das

Trägerwesen . V. 77. 80
12. Mai 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. Erhaltung

der Wege . V. 76. 79
17 . März 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. Instand¬

haltung der Brücken . V. 39 . 42
10 . Jan . 1892. " Verordnung , betr . die Einrichtung von zollfreien Niederlagen in

den Häfen von Deutsch-Ostafrika . I . 155 . 422
23 . Nov . 1899 . Verordnung des Gouverneurs von Ostafrika, betr . die Errichtung

freier Niederlagen in den wichtigeren Häfen Deutsch-Ostafrikas . . IV . 3. 7
29 . Nov. 1899 . Verordnung des Gouverneurs von Deutsch - Ostafrika, betr . die

Freilager . V. 5. 9
3. Sept . 1890 . Verordnung , betr . den Kautschukhandel in Ostafrika . I . 141 . 388
1. Aug. 1895 . "Runderlaß des Gouverneurs , betr. das Verbot der Verfälschung

von Kautschuk in Deutsch-Ostafrika . II . 159 . 170
13 . Dez. 1895 . Runderlaß des Gouverneurs , betr. den Kautschukhandel in Deutsch-

Ostafrika . II . 182 . 204
16 . Juni 1897 . " Runderlaß , betr. den Kautschukhandel in Deutsch-Ostafrika . . .II.  273 . 350

2. Sept . 1897 . " Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,
betr. die Verordnung über Kautschukhandel . III . 6. 3

12. Juli 1898 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.
Kautschukausfuhr . III . 38 . 48
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XVIII Sachliches Jnhaltsverzeichniß.

Theil Nr. Sh

5. Juni 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika wegen Wände-
rung der Verordnung , betr. den Kautschukhandel von: 16. Juni 1897 V. 85. 8" 4.

10. Nov. 1900 . Nunderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-Ostasrika,
betr . den Kautschukhandel . V. 148 . Itz 6.

26. April 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostasrika, betr . Verkauf
des Gouvernementselfenbeins . V. 59.

10. Dez . 1900 . Erlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-Ostasrika, betr . 9.
Ausfuhr von Elfenbein . V- 163 . U

24 . Febr . 1899 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostasrika, betr . 1^-
den Handel mit Bienenwachs . IV . 32 . t

24 . Febr . 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch- Ostasrika,
betr . den Handel mit Bienenwachs . IV . 33. 4̂ -

2 . Sept . 1881 . Verordnung , betr . den Verkauf von Opium und gleichartigen Genuß-
Mitteln in Ostafrika . I - 143 . N

6. Mai 1896 . Gouvernementsbefehl , betr . das Feilhalten von Kochgeschirren aus
Kupfer und Messing in Deutsch-Ostafrika . . . . . . . . . II . 197. 22 „

2 . Juli 1896 . Ausführungsinstruktion zur Verordnung vom 6. Mai 1896 , betr. ^
ein Verbot des Feilhaltens von Kochgeschirren aus Kupfer und
Messing in Deutsch-Ostasrika . H . 207 . AiV'

9. Juli 1892 . " Verordnung , betr . die Einführung von Feuerwaffen jeder Art und
die dabei zu erfüllenden Förmlichkeiten in Ostafrika . I . 144 . 3^

25 . Mai 1894 . Verordnung , betr . Abänderung und Ergänzung der Verordnung
vom 9. Juli 1892 über die Einführung von Feuerwaffen in Deutsch- -
Ostafrika . ' . II . 91. 10 b-

15 . Dez. 1894 . Runderlaß , betr . Einfuhr von Feuerwaffen in Deutsch-Ostafrika . II . 121. IZy.
1. Mai 1900 . Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . den

Verkehr mit Uganda . V . 70. I

IV Spiritussen. 20.
1. Aug. 1891 . " Verordnung , betr . die Ausübung des Schankgewerbes in Ostafrika I . 142. N
1. Aug. 1891 . " Verordnung , betr . die Besteuerung von geistigen Getränken in >

Ostafrika . ' . I . 159. 42
16 . Jan . 1893 . Verordnung des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . die Er - ^

Hebung einer Steuer von den innerhalb des Schutzgebietes herge¬
stellten Spiritussen . II . 4. Zg

16. Jan . 1893 . Verordnung , betr . die Erhebung einer Steuer von den innerhalb '
des Schutzgebiets hergestellten Spiritussen in Ostafrika . . . . I . 161. 4Z

17. Febr . 1894 . " Verordnung , betr. den Ausschank und den Verkauf von geistigen 19  >
Getränken in Deutsch-Ostafrika . II . 70. Izg

10. April 1899 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika , betr.
den Ausschank und den Verkauf geistiger Getränke vom 17 . Februar 1894 IV . 49. §25.

0 . ki'senbahn, Post.
11. März 1895 . Abkommen zwischen der Kolonial -Abtheilung , der Deutsch-Ostafri¬

kanischen Gesellschaft und der Deutschen Bank , betr . die Vorarbeiten 10.
zum Bau einer Central -Eisenbahn m Deutsch-Ostafrika . . . .II.  135 . 14

12 . Nov. 1895 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . eine Bahn¬
ordnung für die Usambara -Linie . II . 178. 1?27 . '

21 . Dez. 1893. Vereinbarung zwischen dem Gouvernement und der Postverwaltung,
betr. den Postverkehr nach den Jnnenstationen Deutsch-Ostafrikas . II . 60. §26. !

19 . Jan . 1895 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostasrika, betr . die Errich¬
tung von Postagenturen . II . 128. 1H5.

19 . März 1895 . Runderlaß des Gouverneurs , betr . das Verbot der Versendung von
Postwerthzeichen über die Grenzen von Deutsch-Ostafrika . . . . II . 137. 1) 3.

16 . Juli 1894 . Verbot des Anbauens von Mtama unter den Telegraphenlinien in
Deutsch-Ostafrika . II . 103. 1.

3.

? . 6ewerbe, öergbau. ^
25 . Sept . 1895 . Runderlaß , betr . das Schürfen in Deutsch-Ostafrika . II . 166. I>16 . !

9 . Okt. 1898 . Allerhöchste Verordnung , betr. das Bergwesen in Deutsch-Ostafrika III . 60. 1'
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llr. Sh

Theil Nr . Seite
85 . §24 . Nov . 1898 . Bekanntmachung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch -Ostafrika,

betr. das Bergwesen . IV . 4 . 2
48 . Iß 6 . Jan . 1899 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch -Ostafrika , betr.

das Bergwesen . IV . 20 . 26
59 . §19 . Jan . 1899 . Allerhöchste Verordnung , betr. das Bergwesen in Deutsch -Ostafrika IV . 24 . 96

9 . Juni 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch -Ostafrika , betr.
gz ^ die Bergpolizei . . IV . 68 . 69

12 . Okt. 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch -Ostafrika , betr.
Z2 . 4 die Ausstellung von Schürfscheinen und die Führung von Schürf-

schein- und Schürsfelder -Verzeichnissen . IV . 113 . 121
Zs <25 . Sept . 1900 . Vereinbarung zwischen der Kaiserlichen Regierung und der Deutsch-

Ostafrikanischen Gesellschaft , betr. die Bergbaurechte . . . . . V . 132 . 148
4Z N 3- Okt. 1900. Verfügung wegen Inkrafttretens der Allerhöchsten Verordnung, betr.

das Bergwesen in Deutsch -Ostafrika vom 9 . Oktober 1898 (Reichs-
97  B Gesetzbl. S . 1045) . V. 136. 151

7 . Okt. 1900 . Oeffentliche Bekanntmachung des Gouerneurs von Deutsch -Ostafrika,
betr . Bergwesen . V . 137 . 151

>07^18 . diov. 1900. Verordnung, betr. das Bergwesen in Deutsch-Ostafrika. V. 153. 163
' i9 . Nov . 1900 . Bekanntmachung des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-

^ vq Ostasrika, betr . Bergwesen . V . 155 . 164
' 26 . Okt. 1900 . Runderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch -Ostafrika,

betr. Eröffnung einer Handwerkerschule . V . 142 . 155
qi ij, 6 . Juni 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch -Ostafrika , betr. Gewinnung

von Palmwein . V . 86 . 85
' °̂24 . Aug . 1893 . Verordnung , betr. die Ausübung der Perlsischerei in Deutsch -Ost-

70 - afrika . II. 34. 37

H. canäwilthscdatt , Oiehrucht.

.2 „20 . Okt. 1895. Munderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. die Wald-0° ordnung für Usambara. II. 175. 187
.28 . April 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs , betr. Aufhebung der Wald-

o9 - ^ verordnung für Usambara vom 20 . Oktober 1895 . IV . 55 . 62
13 . Jan . 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch -Ostafrika , betr. die Schonung

der Wälder . V . 14 . 15
4 - 28 . Juli 1893 . Bundesrathsbeschluß , betr . die Usambara -Kaffeebau -Gesellschast . . II . 28 . 32

20 - Febr . 1896 . Bundesrathsbeschluß , betr. die Westdeutsche Handels - und Plantagen-
gesellschaft zu Düsseldorf. II . 188 . 211

,19 . April 1898 . Bundesrathsbeschluß , betr . das Statut der Pangani -Gesellschast . . III . 29 . 27
<0- «23 . März 1899 . Bekanntmachung des Auswärtigen Amts , Kolomal -Abtheilung , betr.

die deutsch-ostafrikanische Gummihandels - und Plantagengesellschaft IV . 37 . 45
49 - «25 . Nov . 1896 . Runderlaß des Gouverneurs , betr . die Abwehr und Unterdrückung

von Viehseuchen in Deutsch -Ostafrika . II . 240 . 315
10 . April 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch -Ostafrika, betr.

Beaufsichtigung von Schlacht -, Zug - oder Zuchtvieh , hinsichtlich seines
Gesundheitszustandes . IV . 48 . 57

10 . Aug . 1899 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch -Ostafrika , betr.
35 u Einfuhrverbot zur Verhütung der Einschleppung von Menschen - und

Thierseuchen in das Deutsch-Ostafrikanische Schutzgebiet . . . . IV . 89 . 88
l.78 . 127 . April 1900 . Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch - Ostafrika , betr.

Maßregeln gegen die Rinderpest . V . 63 . 64
60 . «26 . April 1900 . Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch -Ostafrika , betr . Vieh¬

treiben . V. 60 . 63
28 . Ic25. Mai 1893 . Verbot der Ausfuhr von Rindvieh aus dem ostafrikanischen Schutz¬

gebiete . II . 19 . 22
l.37 . 1» 3 . Okt. 1893 . Ergänzungs -Verordnung des Gouverneurs von Deutsch -Ostafrika,

betr. Ausfuhr von Rindvieh . II . 41 . 41
i03 . 1«« 1 . Juni 1897 . Verordnung , betr. die Ausfuhr von Eseln aus Deutsch -Ostafrika . II . 268 . 348

3 . Juli 1899 . Bekanntmachung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch -Ostafrika,
betr. Ansiedelung in Westusambara . IV . 76 . 78

10 . Jan . 1900 . Runderlaß des Gouverneurs vonDeutsch -Ostafrika , betr. StationKwai V . 12 . 14
l66 . 116 . März 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch -Ostafrika , betr. Ausfuhr
60- 1« von Mama . V . 37 . 41



XX Sachliches Jnhaltsverzcichniß.

Theil Nr. Seil,
August 1900 . Nunderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . Krankheit

der Mtamapflanzen . V . 114. IN
12. Febr . 1894 . Runderlaß , betr. Förderung der Seidenraupenzucht in Deutsch-Ost¬

afrika . II . 67. 72 2
1. Juli 1894 . Verordnung , betr . Verbot der Bereitung von Tembo sPalmwein)

in Deutsch-Ostasrika . II . 98. 104

R . Schifffahrt . *
1. Febr . 1890 . ^Gesetz, betr . eine Postdampfschiffsverbindung mit Ostafrika . . . I . 147 . 394 i
5. Mai 1890 . ^Vertrag über die Einrichtung und den Betrieb einer regelmäßigen

deutschen Postdampferverbindung mit Ostafrika . I . 148 . 398
25 . Mai 1900 . Gesetz, betr . Postdampfschiffsverbindungen mit Afrika . V. 81 . 83
21 . Juli 1900 . Vertrag über die Einrichtung und die Unterhaltung von Postdampfer¬

verbindungen mit Afrika . V. 107 . 115
25 . Nov. 1891 . *Hafenordnung für den Hafen von Dar -es-SalLm . I . 152 . 40g
11. Jan . 1897 . Hafenordnung für den Hafen von Dar -es-Saläm . II . 249 . 325 1
10 . Sept . 1898 . Nachtrag zur Hafenordnung für den Hafen von Dar -es-SalLm . . III . 51. 122
27. April 1900 . Nachtrag zur Hafenordnung für den Hafen von Dar -es-SalLm . V . 61. 63 i
27. Okt. 1891 . Bekanntmachung , betr . Gestellung von Lootsen in Ostafrika . . . I . 149 . 407
10 . Aug. 1893 . Munderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . Einreichung

der Flaggenatteste an das Internationale Bureau in Sansibar . II . 31 . 35
18. Nov. 1898. Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika an

sämmtliche Zollämter , betr . Behandlung der Schiffspapiere . . . IV . 3. 2
24 . Sept . 1900 . Runderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,

betr . die Schiffsnachweise . V . 131 . 147
29. Nov . 1893 . Runderlaß , betr. Quarantäne -Ordnung für das Deutsch-Ostafrikanische q

Schutzgebiet . II . 53 . 587.
15. Juni 1896 . Munderlaß des Gouverneurs , betr . die gesundheitspolizeiliche Kon- y

trolle der Deutsch-Ostafrika anlaufenden Seeschiffe . II . 204 . 234
3. April 1897 . Munderlaß , betr . Abänderung der Vorschriften über die gesundheits¬

polizeiliche Kontrolle der Seeschiffe in Deutsch-Ostafrika . . . . II . 260 . 337> ^
5. Mai 1898 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . ! i-

die qesundheitliche Kontrolle der das Schutzgebiet anlaufenden See¬
schiffe . . '. . III . 31 . 2S ^

10 . Febr . 1899 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . !
die ärztlichen Gebühren bei Schiffsuntersuchungen . IV . 28 . 38s ^

1. April 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.
Gebühren beim Einnehmen von Sandballast . IV . 39. 48;

13. März 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika , betr . Versiche- i /
rungsaufgaben bei Waarenverschiffung . V. 35 . 40^

28- April 1900 . Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch - Ostafrika , betr . A
Betonnung des Lindi-Flusses . V . 65. 60^

13 . Sept . 1900 - Bekanntmachung des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch- i-
Ostafrika, betr . Betonnung des Mafiakanals . V. 129 . 140

20 . Sept . 1899 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika , betr.
Kontrolle über die Gouvernementsboote . IV . 107 . 118s <

10. April 1900. Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . die Be- 7
Nutzung der Gouvernementsdampfer . V. 54. 59 Z(

28 . April 1900 . Verfügung des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . die Ver¬
waltung der Gouvernementsflottille . V . 66. 66

9. Mai 1900 . Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . den
Gouvernements -Segelkutter . V. 75. 79

11. Juni 1900 . Verfügung des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . die Ver- 1^
waltung der Flottille . V. 87. 87

2. Dez. 1900 . Miethetarif für Gouvernementsboote , Leichter und Prähme in 1
Deutsch-Ostafrika . V. 162. 167 A

18. Juni 1891 . Merordnung , betr . die Einführung einer Hafengebühr für einheimische
Fahrzeuge fDhaus ) des deutsch-ostafrikanischen Schutzgebietes . . I . 150. 407 i<

8. Aug. 1891 . ^Cirkular -Erlaß , betr . Hafengebühren für einheimische Fahrzeuge des
deutsch-ostafrikanischen Schutzgebietes . I . 151. 408 ;

28. Juli 1891 . Verordnung , betr . die Ertheilüng des Rechts zur Führung der Reichs-
flagge an Eingeborene des deutsch-ostafrikanischen Schutzgebietes . I . 162. 431
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Theil Nr. Seite
1. März 1893 . Verordnung des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. die Füh¬

rung der Reichsflagge durch einheimische Schiffe, sowie die Aus-
fertigung von Musterrollen und Passagierlisten . II . 7 . 6

20. Juni 1893 . Ergänzungsverordnung zu der Verordnung des Gouverneurs von
Ostafrika, betr. die Führung der Reichsflagge durch einheimische
Schiffe sowie die Ausfertigung von Musterrollen und Passagierlisten
vom 1. März 1893 . II . 23 . 25

13. Mai 1893 . Gouvernementsbefehl, betr. Aufhebung der Hafen- und Meßbrief-
Gebühr für einheimischeFahrzeuge in Ostafrika . II . 17. 21

11. April 1895 . *Runderlaß des Gouverneurs, betr. die Führung der deutschen Flagge
durch einheimische Fahrzeuge in Deutsch-Ostafrika . II . 139 . 154

4. Sept . 1895 . *Runderlaß des Gouverneurs, betr. die Dhaukontrolle in Deutsch-
Ostafrika . II . 162. 172

3. Aug. 1898 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.
die Führung der deutschen Flagge durch Schiffe von Eingeborenen III . 44 . 118

12. März 1900 Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. Nicht¬
zulassung von Dhaus aus pestverdächtigen Ländern . V. 34 . 40

14. März 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. Dhau-
verkehr . V. 36 . 41

8. Eingeborene.
4. April 1896 . Gouvernementsbefehl, betr. das Gerichtsverfahren gegen Eingeborene

in Deutsch-Ostafrika . II . 193. 215
27. Dez. 1900 . Runderlaß des stellvertretendenGouverneurs von Deutsch-Ostafrika, >

betr. die Strafregister . V . 171 . 179
26 . März 1896 . Verordnung des Gouverneurs, betr. das Verbot der Anwerbung von

Arbeitern zum Zwecke der Ausfuhr derselben aus Deutsch-Ostafrika
nach fremden Gebieten . II . 192 . 214

27. Dez. 1896 . ^Verordnung, betr. Arbeitsverträge mit Farbigen in Deutsch-Ostafrika II . 245 . 318
12. Nov . 1897 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,

betr. Abschließung von Arbeitsverträgen mit Farbigen . . . . III . 10. 8
7. Febr. 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. Ueber-

siedelung von Eingeborenen . V. 22 . 21
17. Juli 1900 . Verordnung des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. den

Grenzverkehrder Eingeborenen an der Deutsch-ostafrikanischen Nord¬
grenze . V. 104 . 108

4. Jan . 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. Erlaubniß¬
scheine für farbige Reisende . V. 8. 13

23 . Sept . 1893 . Runderlaß des Gouverneurs , betr. die Errichtung von Rechts¬
geschäften Farbiger in Deutsch-Ostafrika . II . 40 . 39

12. Okt. 1899 . Nundverfügung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,
betr. die Einführung eines Handelsregisters für die farbige Be¬
völkerung . IV . 114 . 122

6. Nov. 1900 . Runderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,
betr. Kreditgeben an Eingeborene . V. 145 . 157

30 . Dez. 1899 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch- Ostafrika, betr. Ver¬
pfändung von Eingeborenen . V. 7. 12

13. April 1899 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.
die Regelung der Nachlässe Farbiger, an die Bezirksämter, Neben¬
ämter und Stationen im Innern . IV . 51 . 59

14. April 1899 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.
Nachlässe Farbiger . IV . 52 . 6>>

-1 . Sept . 1891 . Verordnung, betr. den Freikauf von Sklaven in Ostafrika . . . I . 163. 431
23. Juni 1896 . Runderlaß des Gouverneurs, betr. den Sklavenhandel zur See in

Dercksch-Ostafrika . II . 206 . 246
19. Aug. 1896 . Runderlaß des Gouverneurs, betr. die bei der Bestrafung des

Sklavenhandels in Deutsch-Ostafrika zu befolgenden Grundsätze. . II . 222 . 267
3. Dez. 1898 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.

die jährliche Berichterstattungin Sklavenangelegenheiten . . . . IV . 7. 4
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III. Südwestafrika.
X . Internationale Verträge. Theil Nr. Sei,,

30 . Dez . 1886 . Erklärung zwischen der Kaiserlich deutschen und Königlich portu¬
giesischen Regierung , betr . die Abgrenzung ihrer beiderseitigen Be¬
sitzungen und Interessensphären in Südafrika . I . 26 . 8!

L . Allgemeine Verwaltung.
15 . Dez . 1900 . Bekanntmachung des Gouverneurs von Südwestafrika , betr . die

Reichsmark -Rechnung . V . 165 . IN
1 . Aug . 1893 . Verordnung , betr . den Geldverkehr bei den öffentlichen Kassen des

südwestafrikanischen Schutzgebietes . II . 29 . Zj
8 . Nov . 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs vonDeutsch -Südwestafrika,

betr . die Einführung des deutschen Maß - und Gewichtssystems für
das füdweftasrikanische Schutzgebiet . IV . 122 . 1A

24 . April 1895 . Verordnung , betr . die Meldepflicht der Nichteingeborenen in Süd¬
westafrika . II . 142 . 15!

12 . Sept . 1898 . Bau -Polizeiordnung für Deutsch -Südweftafrika . III . 52 . 12?
3 . Juli 1894 . Bezirks -Polizeiverordnung , betr . das Verhältniß der Arbeitgeber zu

den Arbeitern in Südwestafrika . II . 99 . 10t
4 . Jan . 1892 . * Verordnung , betr . die Ausübung der Jagd in Südwestafrika . . I . 109 . 314

15 . Okt . 1896 . Verordnung , betr . die Ausübung der Jagd in Deutsch -Südwest¬
afrika . ' . II . 232 . As

26 . Juni 1895 . Verordnung , betr . Umrechnung einer Reitstunde als Längenmaß in
Kilometer in Südwestafrika . II . 151 . 161

24 . Dez . 1898 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch -Südwestafrika,
betr . das Halten von Hunden in Groß - und Klein -Windhoek (ein¬
schließlich Avis und Lehmkuhle ) . IV . 10 . k

.1 . Febr . 1900 . Verordnung des Gouverneurs von Deutsch - Südwestafrika , betr.
das Halten von Hunden in Swakopmund . V - 20 . A

6 . 5cl)utrtruppen , Militär.
30 . März 1897 . Allerhöchste Verordnung , betr . die Erfüllung der Dienstpflicht bei der

Kaiserlichen Schutztruppe für Deutsch -Südweftafrika . II . 259 . 33k
25 . Mai 1898 . Allerhöchste Ordre von : 25 . Mai 1898 , betr . Erfüllung der Dienst-

pflicht bei der Schutztruppe für Deutsch -Südweftafrika . III . 34.
22 . Nov . 1899 . Verfügung des Kriegsministers , betr . den Schriftverkehr des Bezirks¬

kommandos mit dem Schutztruppen -Kommando in Grotz - Windhoek IV . 128 . 14t
26 . Juli 1895 . Vertrag zwischen dem Landeshauptmann von Südwestafrika und

dem Kapitän der Bastards , betr . die Wehrpflicht der Rehobother
Bastards . II . 156 . 16k

v . Lanägesetrgebung.
1 . Okt . 1888 . Verordnung , betr . den Erwerb von Grundeigenthum in Deutsch-

Südweftafrika . I . 102 . 29k
1 . Mai 1892 . Nachtragsverordnung zu der Verordnung über den Erwerb von Grund¬

eigenthum im südwestafrikanischen Schutzgebiete vom 1 . Oktober 1888,
betr . den Abschluß von Pachtverträgen daselbst . I . 103 . 29S

5 . Okt . 1898 . Allerhöchste Verordnung , betr . die Rechtsverhältnisse an unbeweglichen
Sachen in Deutsch -Südwestafrika . III . 59 . 12k

1 . Jan . 1899 . Ausführungsbestimmungen zu der Allerhöchsten Verordnung vom
5 . Oktober 1898 , betr . die Rechtsverhältnisse an unbeweglichen
Sachen in Deutsch -Südweftafrika . IV . 19 . 2o

1. Dez . 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs vonDeutsch -Südwestafrika,
betr . Rechtsverhältnisse an unbeweglichen Sachen . IV . 130 . 146

19 . Nov . 1900 . Verordnung des Gouverneurs von Deutsch -Südweftafrika , betr . Ver¬
messung von Grundstücken . V . 154 . 164

2 . April 1893 . Verordnung , betr . das Aufgebot von Landansprüchen im südwest¬
afrikanischen Schutzgebiet . I . 253 . 686^
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Theil Nr. Seite
2. Jan . 1894 . Bekanntmachung, betr. das Aufgebot von Landansprüchenin Süd-

Namaqualand . II . 62 . 67
1. Aug. 1895 . Aufgebot, betr. Landansprüche im südivestafrikanischen Schutzgebiete II . 160. 171
1. Sept . 1896 . Aufgebot des Landeshauptmanns, betr. Landansprüche im südwest-

afrikanischen Schutzgebiete . II . 225 . 270
20. Juni 1899 . Aufgebot des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Südmestafrika,

betr. Grundeigenthum . IV . 70. 70
2. Febr. 1900 . Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch-Südwestafrika, betr.

Landansprüche . V. 21. 21

L . Lesellschatten.

6. Juli 1893 . Bundesrathsbeschluß, betr. die Hanseatische Land-, Minen- und
Handelsgesellschaftfür Deutsch-Südwestafrika . II . 25 . 26

27. Juni 1895 . Bundesrathsbeschluß, betr. die Kaoko-Landgesellschaft . II . 153 . 164
30. Jan . 1896 . Bundesrathsbeschluß, betr. das Statut der Siedelungsgesellschast

für Deutsch-Südwestafrika . II . 187 . 207
11. Okt. 1898 . Vereinbarung zwischen der Kolonial -Abtheilung des Auswärtigen

Amts und der South West Africa Co. III . 62 . 150

IV Rechtspflege.
21. Dez. 1887 . Verordnung, betr. die Rechtsverhältnissein dem südivestafrikanischen

Schutzgebiet . I . 97. 282
10. Aug . 1890 . Verordnung, betr. die Rechtsverhältnissein dem südwestafrikanischen

Schutzgebiet . . I . 98 . 283
27. Aug. 1890 . Dienstanweisung, betr. die Ausübung der Gerichtsbarkeit in dem

südwestafrikanischen Schutzgebiet . I . 99. 287
29. Juni 1895 . Verordnung, betr. die Ergänzung der Dienstanweisung, betr. die

Ausübung der Gerichtsbarkeit in dem südwestafrikanischenSchutz¬
gebiet, vom 27. August 1890 . II . 154 . 164

25 . Aug. 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Südwest¬
afrika, betr. Abänderung der Landespolizei -Verordnung vom
2. August 1894 . IV . 101. 95

4. März 1896 . Bekanntmachung des Landeshauptmanns, betr. die Bildung eines
neuen Jurisdiktionsbezirkes in Deutsch-Südwestafrika . II . 191 . 214

25. Dez. 1900 . Verfügung, betr. die Ausübung konsularischer Befugnisse und den
Erlaß polizeilicher und sonstiger die Verwaltung betreffenderVor¬
schriften in Deutsch-Südwestafrika . V. 170 . 178

12. Aug. 1900 . Erlaß der Kolonial-Abtheilung, betr. Gebührenerhebung im süd¬
westafrikanischen Schutzgebiete . V. 118 . 139

8. Nov . 1892 . Verordnung, betr. die Eheschließung und die Beurkundung des
Personenstandes für das südwestafrikanische Schutzgebiet . . . . I . 107 . 313

1. Dez. 1893 . Verfügung zur Ausführung der Kaiserlichen Verordnung, betr. die
Eheschließung und die Beurkundung des Personenstandes für das
südwestasrikanische Schutzgebiet vom 8. November 1892 . . . . II . 55 . 63

OhneDat .1899 . Verordnung des Reichskanzlers, betr. Beurkundung des Personen¬
standes in Deutsch-Südwestafrika . IV . 15 . 13

OhneDat .1900 . Ermächtigungen zur Beurkundung des Personenstandes in Deutsch-
Südwestafrika . V. 173 . 179

16. Jan . 1899 . Bekanntmachung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Südwest¬
afrika, betr. die Ueberwachung der Durchführung der Bestimmungen
des Reichsgesetzes gegen den verbrecherischen und gemeingefährlichen
Gebrauch von Sprengstoffen vom 9. Juni 1884 IV. 22 . 27

21. Mai 1900 . Polizeiverordnung des Bezirkshauptmanns von Windhoek, betr.
die Ausführung des Reichsgesetzes gegen den verbrecherischen und
gemeingefährlichen Gebrauch von Sprengstoffen vom 9. Juni 1884 V. 79. 82

OhneDat .1900 . Reglement, betr. das gegen weiße Gefangene zu beobachtende Ver¬
fahren und ihre Behandlung in den Gefängnissen des südwest¬
afrikanischen Schutzgebietes . V. 180 . 183



XXIV Sachliches Jnhaltsverzeichniß.

Theil Nr. Seite
2oIIwesen.

1 . Okt. 1888 . "Verordnung , betr. die Erhebung von Ausfuhrzöllen in Deutsch-
Südwestafrika . I . 115 . 320

10 . Okt. 1896 . Zollverordnung für das deutsch-südwestasrikanische Schutzgebiet . . II . 228 . 272
15 . Okt. 1898 . Bekanntmachung der Kolonial -Abtheilung des Auswärtigen Amts,

betr. Abänderung des Zolltarifs für Deutsch -Südwestafrika . . . III . 63 . 153
20 . Okt. 1898 . Zusatzverordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch -Süd¬

westafrika zur Zollverordnung 10 . Oktober 1896/1 . Juni 1898 . . III . 64 . 155
7 . Aug . 1900 . Zusatzverordnung zur Zollverordnung vom 10 . Oktober 1896 und

1 . Juni 1898 für Südwestafrika . V . 116 . 138
8 . März 1897 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch -Südwestafrika,

betr. Zollbefreiung der Pflegeschwestern . III . 4 . 3
29 . März 1897 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch -Südwestafrika,

betr. Zollbefreiung der Postbeamten . III . 5 . 3

8 . kergwesen.

15 . Aug . 1889 . Verordnung , betr. das Bergwesen im südwestafrikanischen Schutz¬
gebiet . I . 104 . 300

6 . Sept . 1892 . Verordnung , betr. das Bergwesen im südwestafrikanischen Schutz¬
gebiet . I . 106 . 310

11 . Okt. 1896 . Verfügung des Reichskanzlers zur Ausführung der Allerhöchsten
Verordnung , betr. das Bergwesen im südwestafrikanischen Schutz¬
gebiete , vom 6 . September 1892 . II . 229 . 290

9 . Juni 1898 Verfügung des Reichskanzlers zur Ausführung der Allerhöchsten
^ Verordnung , betr . das Bergwesen im südwestafrikanischen Schutz¬

gebiet . III . 35 . 43
14 . Juli 1890 . Verordnung , betr . Beschwerden gegen Entscheidungen der Berg¬

behörde in Südwestafrika . I . 105 . 310
19 . April 1886 . Verfügung , betr. die Verleihung von Minenkonzessionen durch

Häuptlinge des Schutzgebietes in Deutsch -Südwestafrika . . . . I . 100 . 298
1 . April 1890 . Bekanntmachung , betr. die Verleihung von Minenkonzessionen durch

Häuptlinge in der Interessensphäre von Südwestafrika . I . 101 . 298
1 . April 1893 . Bekanntmachung , betr. Bergwerksgerechtsame im südwestafrikanischen

Schutzgebiete . II . 14 . 13
1 . Sept . 1896 . Aufgebot des Landeshauptmanns , betr. das Bergwesen im südwest¬

afrikanischen Schutzgebiete . II . 224 . 269
1 . Febr . 1898 . Aufgebot des Kaiserlichen Landeshauptmanns von Deutsch -Südwest¬

afrika, betr . Bergrechte im Jan Jonker -Gebiete . III . 20 . 22

Ol. Lsnäwirthschaft , Oiehrucht.

1 . März 1887 . Verordnung , betr . die unter dem Namen „Longziekte " bekannte
Krankheit des Rindviehs in Deutsch -Südwestafrika . I . 108 . 313

2 .i Aug . 1894 . Landespolizei -Verordnung , betr . die Ernennung von Sachver-
ständigen -Kommissionen für Lungenseuche in Südwestafrika . . .II.  106 . 120

20 . Juni 1896 . "Verordnung des Landeshauptmanns , betr. Maßregeln zur Ver¬
hütung der Einschleppung der Rinderpest in Deutsch -Südwestafrika II . 205 . 246

30 . Sept . 1896 . Zusatzverordnung zu der Verordnung , betr. Maßnahmen zur Ver¬
hütung der Einschleppung der Rinderpest in Deutsch -Südwestafrika,
vom 20 . Juni 1896 . ,11.  227 . 271

15 . Mai 1897 . "Zusntzbestimmungen für die Bezirkshauptleute zu der Verordnung
vom 15 . Mai d. Js . in Sachen der Rinderpest in Deutsch -Süd¬
westafrika . II . 265 . 347

15 . Mai 1897 . "Verordnung , betr. die Rinderpest in Deutsch -Südwestafrika . . .II.  264 . 345
12 . April 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch -Südwest¬

afrika, betr. die Maßregeln gegen die Rinderpest . IV . 50 . 59
10 . Aug . 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch -Südwest¬

afrika, betr. Bekämpfung der Rinderpest . IV . 91 . 89
8 . Mai 1897 . "Verordnung , betr. Verbot der Ausfuhr von Fellen , Häuten , Klauen,

Hörnern , Haaren und Federn aus Deutsch -Südwestafrika . . . . II . 263 . 345
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Theil Nr. Seite
9. Nov. 1897 . Ergänzungsverordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-

Südwestafrika zu der Verordnung vom 8. Mai 1897 , betr. Verbot
der Ausfuhr von Fellen, Häuten, Klauen, Hörnern, Haaren und
Federn. . . . . . . . .III . 9. 7

4. Aug. 1888 . Verordnung betr. das Halten von Viehposten längs des Swachaub-
Flusses von Nonidas bis Horebis . I . 110 . 316

25. Mai 1900 . Verordnung des Gouverneurs von Deutsch-Südwestafrika über das
Einführen und Halten von Kaninchen . . V. 82 . 84

4. Aug. 1894 . Verordnung, betr. die Wald- und Feldbrände in Südwestafrika . . II . 107 . 122
7. Aug. 1894 . "Verordnung, betr. den Schutz der Holzbestände im Bezirk Windhoek II. 108 . 122

28. Okt. 1895 . Verordnung, betr. den Holzschutz in Südwestafrika . II . 176 . 188
1. April 1900 . Verordnung des Gouverneurs von Deutsch-Südwestafrika, betr.

den Schutz der Holzbestände im südwestafrikanischen Schutzgebiete . V. 45 . 45
16. Juni 1898 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Südwest¬

afrika, betr. Errichtung von Fund- und Pfandkraalen . III . 36 . 44
1. Nov. 1898 . Ausführungsbestimmungen zu der Verordnung vom 16. Juni 1898,

betr. die Errichtung von Pfand- und Fundkraalen in Deutsch-Süd¬
westafrika . III . 66 . 161

12. Mai 1898 . Bedingungen des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Südwest¬
afrika für den Verkauf von Regierungsfarmen in den eroberten
Gebieten bei Outjo und Gobabis für wehrpflichtige Deutsche . . III . 32 . 38

L . Spiritussen.
1. April 1890 . "Bekanntmachung, betr. den Handel mit Spiritussen in Deutsch-Süd-

westafrika. I . 113 . 317
13. März 1893 . "Verordnung, betr. die Einfuhr und den Vertrieb von geistigen Ge¬

tränken in dem südwestafrikanischen Schutzgebiet . II . 8 . 8
21. Jan . 1895 . "Verordnung, betr. Ertheilung von Erlaubnißscheinen zur Einfuhr

von geistigen Getränken und Verabfolgung derselben an Ein¬
geborene in Südwestafrika . II . 129. 142

27. Mai 1895 . "Verordnung, betr. den Ausschank und Verkauf von geistigen Ge¬
tränken in Südwestafrika . II . 147 . 158

8. Jan . 1896 . "Verordnung, betr. eine Stempelabgabe für Lösung von Erlaubniß-
scheinen zum Ankauf und zur Einfuhr geistiger Getränke in Deutsch-
Südwestafrika . II . 246 . 321

9. Sept . 1898 . "Zusatzverordnungdes Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Süd-
westafrika zu der Verordnung, betr. den Ausschank und Verkauf
von geistigen Getränken vorn 27 . Mai 1895 . III - 49 . 121

18. Dez. 1900 . Verordnung des Gouverneurs von Deutsch-Südwestafrika, betr. die
Einfuhr und den Vertrieb von geistigen Getränken in dem südwest-
afrikanischen Schutzgebiete . V. 166. 170

ffanäel.
Z13 6. Sept . 1897 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Südwest¬

afrika, betr. die für Eintragungen in die Handelsregister zu er-
120 hebenden Gebühren . III . 7. 4

26. Juni 1895 . Verordnung, betr. Besteuerung der Wanderhändler in Südwest-
246 astika. -II.  152 . 162

10. Aug. 1892. Verordnung, betr. die Einfuhr von Feuerwaffen und Munition in
Südwestafrika . . . I . 114 . 318

271 29 . März 1897 . Verordnung , betr. die Einführung von Feuerwaffen und Munition
in Deutsch-Südwestafrika . II . 258 . 334

N. Oerkehrswesen.
345

15. Mai 1891 . Verordnung, betr. die Freihaltung der Straßen nach Walfischbai I . 111 . 316
U 17. Mai 1891 . Verordnung für die Frachtfahrervon und nach Walfischbai . . . I . 112 . 316

12. März 1895 . Verordnung für Frachtführerim südwestafrikanischen Schutzgebiet . II . 136. 148
gg 27. Sepl . 1895 . Zusatzverordnung zu der Verordnung für die Frachtfahrerim süd¬

westafrikanischen Schutzgebiete vom 12. März 1895 . II . 167 . 182
845 30 . Dez . 1895 . Verordnung , betr . eine Wege - und Wagenabgabe in Südwestafrika II . 184 . 205



XXVI Sachliches Jnhaltsverzeichniß.

Theil Nr. Sic
17 . Mai 1897 . Zusatz zum § 2 der Verordnung , betr . eine Wege- und Wagen¬

abgabe in Deutsch-Südwestafrika , vom 30. Dezember 1895 . . .II.  266 . 3j
15. Mai 1898 . Wegeordnung für das südwestafrikanische Schutzgebiet . III . 33. j
29. Sept . 1898 . Rundverfügung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Südwest¬

afrika , betr . Abänderungen der Wegeordnung . III . 56. 12
26 . Juni 1891 . Bekanntmachung , betr . die Einführung einer Abgabe für die Be¬

nutzung der Wasserstelle in Otyimbingue . I . 116 . 32
6. Aug . 1896 . Verordnung des Landeshauptmanns von Deutsch-Südwestafrika,

betr . die der Post durch Private zu leistende Beihülfe . . . . .II.  220 . A
5. Mai 1900 . Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch - Südwestafrika,

betr . die Bahnstrecke Swakopmund —Karibib . V . 73. 1
OhneDat . 1899 . Verträge zwischen der deutschen Regierung und der African Trans-

continental Telegraph Company vom 15. März und 28 . Ok¬
tober 1899 . IV . 118 . 12

1̂ . Angeborene.
10. April 1898 . Allerhöchste Verordnung , betr . die Schaffung von Eingeborenen-

Reservaten in dem südwestafrikanischen Schutzgebiete . III . 27. 2
8. Nov. 1896 . Aenderung der Verordnung , betr . die Strafgerichtsbarkeit der Ein¬

geborenen in Südweftafrika . II . 235 . N
31 . Dez. 1898 . Rundschreiben des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Südwest¬

afrika an sämmtliche Bezirkshauptmannschaften , betr . Einklagung
von Schulden gegen Eingeborene ^ . IV . 12. I

23 . Febr . 1899 . Bekanntmachung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Südwest-
asrika, betr . Kreditgewährung an Eingeborene . IV . 31 . t

1. Jan . 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs , betr . die Gerichtsbarkeit
über die Eingeborenen des Schutzgebietes von Deutsch-Südwest¬
afrika, einschl. der Bastards , in bürgerlichen Nechtsstreitigkeiten . . IV . 18. 2

17. Mai 1891 . Verordnung , betr . das Verbot der Anwerbung und Fortführung
von Berg -Damaras des südwestafrikanischen Schutzgebietes . . . I . 117. 32

26 . Okt. 1899 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Südwestafrika,
betr . die Ausfuhr von Eingeborenen zu Arbeitszwecken . . . . IV . 117 . 12

IV. Ramerun. Togo.
X. öeamte.

25 . Mai 1885 . " Allerhöchster Erlaß , betr . den Rang des Gouverneurs von Kamerun
und der Kommissare der westafrikanischen Schutzgebiete . . . . I . 30. 11!

3. Aug. 1888 . Verordnung , betr . die Rechtsverhältnisse der Landesbeamten in den
Schutzgebieten von Kamerun und Togo . I . 32 . 11i

L. Rechtspflege.
2. Juli 1888 . Verordnung , betr . die Rechtsverhältnisse in den Schutzgebieten von

Kamerun und Togo . I . 34 . 18!
7. Juli 1888 . Dienstanweisung , betr . die Ausübung der Gerichtsbarkeit in den

Schutzgebieten von Kamerun und Togo . I . 35. 18l
29. März 1889 . Verfügung , behufs Uebertragung konsularischer Befugnisse sowie

des Rechtes zum Erlasse polizeilicher und sonstiger, die Verwaltung
betreffender Strafvorschriften auf Beamte der Schutzgebiete von
Kamerun und Togo . . I . 33. Ä

21. April 1886 . Verordnung , betr . die Eheschließung und die Beurkundung des
Personenstandes für die Schutzgebiete von Kamerun und Togo . . I . 37. 21!

0. Oerwaltung.
19. Juli 1886 . Verordnung , betr. den Erlaß von Verordnungen auf dem Gebiet

der allgemeinen Verwaltung , des Zoll - und Steuerwesens für die
westafrikanischen Schutzgebiete . i . 31  111



Sachliches Jnhaltsverzeichniß. XXVII

Theil Nr. Seite
7. Juli 1888 . Verfügung des Reichskanzlers , betr . die Führung der Grundbücher

und das Verfahren in Grundbuchsachen in den Schutzgebieten von
Kamerun und Togo . °. I . 36 . 199

IV». Kamerun.
Internationale Verträge.

29. April 1885 . Abkommen zwischen Deutschland und England über die Nordgrenze
von Kamerun , die Ambas -Bai und die Behandlung der gegen¬
seitigen Staatsangehörigen in Bezug auf Handel und Verkehr . . I . 38 . 215

14. April 1893 . Abkommen zwischen der deutschen und englischen Regierung über
die Festsetzung der Grenze zwischen dem Kamerun - und dem Oel-
fluß-Gebiet . I . 256 . 695

15- März 1894 . Abkommen zwischen Deutschland und Frankreich, betr . die Ab¬
grenzung des Schutzgebietes von Kamerun und der Kolonie des
französischen Kongo° sowie über die Festsetzung der deutschen und
französischen Interessensphäre im Gebiete des Tschadsees . . . . II . 78 . 80

L . Allgemeine Verwaltung.
6. Sept . 1886 . Verordnung , betr . die Veröffentlichung von Gesetzen und Ver¬

ordnungen in Kamerun . I . 70 . 254
11. Mai 1895 . Bekanntmachung des Gouverneurs , betr . die Bildung eines neuen

Bezirksamtes in Kamerun . II . 144 . 157
10. Okt. 1886 . Verordnung , betr . die Einführung der deutschen Reichsmarkrechnung

in Kamerun . I . 44 . 229
OhneDat .1887 . Verordnung , betr . die Einführung der deutschen Reichsmarkrechnung

und die Feststellung des Werthverhältnisses einiger fremder Gold¬
münzen zur deutschen Reichsmark in Kamerun . I . 76 . 258

28. Jan . 1887 . " Verordnung , betr die Feststellung des Werthverhültnisses einiger
fremder Goldmünzen zur deutschen Reichsmark für Kamerun . . I . 44a . 229

10. April 1900 . Verordnung des stellvertretenden Gouverneurs von Kamerun , betr.
die Ausschließung außerdeutschen Geldes als gesetzlichen Zahlungs¬
mittels im Schutzgebiete von Kamerun . V . 52 . 59

6. April 1894 . Verordnung , betr . die Einführung des deutschen Maß -, Gewichts¬
und Münzsystems für das Schutzgebiet von Kamerun . II . 80 . 87

4. Febr . 1891 . " Verordnung , betr . die Meldepflicht der Nichteingeborenen in Kamerun I . 42 . 227
1. Juni 1895 . Bekanntmachung zur Ausführung der Verordnung von: 4. Februar

1891, betr . die Meldepflicht der Nichteingeborenen in Kamerun . . II . 148 . 159
5. Sept . 1900 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Kamerun , betr . Ab¬

änderung der Verordnung über die Meldepflicht der Nichtein¬
geborenen , vom 4. Februar 1891 . V. 127. 143

18. April 1886 . " Verordnung , betr . die Verpfändung von Elfenbein und sonstigen
Handelsgegenständen sowie die Einlösung bereits verfallener Pfand¬
stücke in Kamerun . . I . 65 . 248

15. Okt. 1893 . Verordnung , betr . die Aufhebung der Verordnung vom 18 . April
1886 , betr . Verpfändung von Elfenbein in Kamerun . II . 43 . 42

29. Nov. 1892 . Verordnung , betr . die Ausübung der Jagd auf Elefanten und
Flußpferde in Kamerun . I . 43 . 228

4. April 1900 . Allerhöchste Verordnung , betr . Ermächtigung des Gouverneurs von
Kamerun zum Erlasse von Anordnungen zum Schutze des Wald-
bestandes . V. 47 . 47

22. Dez. 1900 . Verordnung des Gouverneurs von Kamerun , betr . den Schutz der
nicht schiffbaren Gewässer . V. 168 . 173

26. Dez. 1899 . Verordnung des Gouverneurs von Kamerun zum Schutz der an
der Küste bei Malimba vorhandenen Austernbänke . . V . 6. 12

28. Nov. 1892 . Verordnung , betr . das Schürfen im Schutzgebiet von 'Kamerun . 1. 39 . 221
6. Febr . 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Kamerun , betr . die

Bekämpfung der üewileia vastalrix . IV . 27 . 37
22. Jan / 1890 . Verordnung , betr. Aufstellung einer Statistik für Kamerun . . . I . 46 . 230
22. Juli 1890 . Verordnung , betr . Aufstellung einer Statistik . l . 47 . 231
19. Juni 1892 . Verordnung , betr . Aufstellung einer Statistik in Kamerun . . . I . 48 . 232
16. Dez . 1892 . Verordnung , betr. Aufstellung einer Statistik für Kamerun . . . I . 48 . 232



XXVIII Sachliches Inhaltsverzeichnis

Theil Nr . Seil,

6 . Lanägeselrgebung . ^
27 . März 1888 . Verordnung, betr. den Erwerb und Verlust sowie die Beschränkungen

des Grundeigenthums in Kamerun . I . 66 . 245 1l
24. Dez. 1894 . Verordnung, betr. Grunderwerb in Kamerun . II . 122 . IN
15. Juni 1896 . Allerhöchste Verordnung über die Schaffung, Besitzergreifung und 1l

Veräußerung von Kronland und über den Erwerb und die Ver¬
äußerung von Grundstücken im Schutzgebiete von Kamerun . . . II . 203 . 23? 3(

17. Okt. 1896 . Verfügung des Reichskanzlers, betr. die Ausführung der Allerhöchsten
Verordnung vom 15. Juni 1896 über die Schaffung, Besitz- 3<
ergreifung rc. von Kronland und über den Erwerb rc. von Grund¬
stücken in Kamerun . II . 233 . 291 1^

v . stechtsptlege.
15 . Sept . 1900 . Ertheilung von Ermächtigungen zur Beurkundung des Personen¬

standes in Kamerun . V. 174 . 180 2(
7. Sept . 1891 . Verordnung, betr. die Erhöhung der Gebühren für das summarische

Gerichtsverfahren in Kamerun . I . 68 . 25? H
10. Mai 1894 . "Verordnung, betr. die Gebühren für das summarische Gerichts¬

verfahren in Kamerun . II . 89 . 98 H
4. Juni 1895 . Verfügung des Gouverneurs , betr. Abänderung der Verordnung

vom 10. Mai 1894 über die Gebühren für das summarische Gerichts¬
verfahren in Kamerun . II . 149 . 160

3. Juni 1897 . Verordnung, betr. Gebührensätze für das summarische Gerichts¬
verfahren in Kamerun . . . . II . 271 . 345 ^

11
L . SchiMahrt.

20 . Juli 1885 . Verordnungdes Kaiserlichen Gouverneurs von Kamerun, betr. Abgabe
der Schiffspapiere rc. I . 51 . 231

6. Okt. 1887 . Verordnung, betr. die Ausdehnung der Rhede von Kamerun . . I . 53 . 235 ?
1. Juni 1889 . Verordnung, betr. die Abfassung der Schiffsmanifeste in Kamerun I . 51 . 235

10. Febr. 1891 . Verordnung, betr. die von den Seeschiffen in Kamerun zu ent- ^
richtenden Hafenabgaben . I . 54. 230

8. März 1892 . Verordnung für den Hafen von Kamerun, betr. das Löschen und ^
Laden an Sonn - und Feiertagen . I . 58 . 235 ^

23. Nov . 1890 . Verordnung, betr. die gesundheitspolizeilicheKontrolle der den Hafen
von Kamerun anlaufenden Schiffe . I . 55. 237 1,

15 . März 1892 . Instruktion zum Vollzug der Verordnung vom 23 . November 1890 , '
betr. gesundheitspolizeilicheMaßregeln im Hafen von Kamerun und
zur Bekanntmachung von heute . I . 57 . 238

15 . März 1892 . Bekanntmachung zur Verordnung vom 23. November 1890 , betr.
gesundheitlicheMaßregeln im Hafen von Kamerun . I . 56. 238

I '. ffanckel.
25 . Nov. 1887 . Verordnung, betr. die Führung des Handelsregisters in Kamerun I. 41 . 225 1
14. Dez. 1889. Verordnung, betr. die Verleihung ausschließlicher Berechtigungen in

Kamerun . I . 40 . 221 I
12 . Dez. 1893 . Bekanntmachung, betr. Aufhebung der ausschließlichen Handels¬

berechtigungenin Kamerun . II . 59 . 65
14. Dez. 1886 . Verordnung, betr. Einführung neuer Maße für den Handel mit

Palmöl und Palmkernen in Kamerun . I . 45 . 230
2. Mai 1894 . Verordnung, betr. die Längenbezeichnung der Handelsgewebe in

Kamerun . II . 83 . 90
16 . Okt. 1895 . Verordnung, betr. die Längenbezeichnung und Faltenbreite der , ^

Handelsgewebe in Kamerun . II . 173 . 185 ^
3. Mai 1894 . Verordnung für Kamerun zum Schutze gegen die Verfälschung der ^

zur Ausfuhr bestimmten Landeserzeugnisse . II . 84 . 91
12 . Aug. 1899 . Verordnung des KaiserlichenGouverneurs von Kamerun, betr. die

Ausfuhr von Kakao . IV . 94. 91 ^
15. Okt. 1886 . Verordnung, betr. den Handelsbetrieb an Bord der die Häfen und

Rheden des Kamerungebiets anlaufenden Schiffe . . ^ . . . I . 49. 235



Sachliches Jnhältsverzeichniß. XXIX

Ohne Dat .1885.

16. März 1893.

16. März 1893.

30. Sept . 1897.

30. Sept . 1897.

14. Nov. 1898.

20. Juli 1885.

1. Sept . 1899.

1. April 1900.

16. Jan . 1899.
23. März 1899.
17. Nov. 1899.

8. Nov. 1887.

8. Nov. 1887.

26. Mai 1891.
21. Nov. 1891.

17. März 1892.
3. Okt. 1893.

1. Nov. 1898.

1. April 1899.

15. Sept . 1895.

10. April 1900.

7. Okt. 1887.

11. Dez. 1893.

16. Mai 1892.

9. Dez. 1893.

26. Sept . 1894.

Theil Nr. Seite

Verordnung, betr. die Einfuhr von Schußwaffen und Munition in
Kamerun . I . 50 . 234
Verordnung, betr. die Einfuhr von Schußwaffen und Munition in
Kamerun . II . 10 . 9
Tarif für die Lagerung von Feuerwaffen und Munition im öffent¬
lichen Lagerhause von Kamerun . II . 11 . 11
"Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Kamerun, betr. die
Einfuhr von Waffen und Munition . III . 8. 7
Verordnung, betr. die Einfuhr und den Verkauf von Kriegsmaterial
in Kamerun . II . 282 . 364
Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Kamerun, betr. Ein¬
fuhr von Waffen und Munition . III . 67. 167

O. Spiritussen.
Verordnung, betr. die Einführung einer Abgabe auf den Handel mit
Spiritussen im Kamerungebiete . I . 59 . 239
Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs, betr. den Kleinhandel mit
geistigen Getränken und deren Ausfchank in Kamerun . IV . 106 . 117
Verordnung des stellvertretendenGouverneurs von Kamerun, betr.
anderweite Regelung der Einfuhrzölle auf Spiritussen . . . . V . 46 . 46

8 . Eesellschalten.

Auszug aus dem Statut der Gesellschaft Süd -Kamerun . . . . IV . 23 . 29
Bekanntmachung, betr. Molive -Pflanzungsgesellschaft . IV . 40 . 48
Rechtsverhältnisseder Handelsgesellschaft „Nordwest-Kamerun" . . IV . 125 . 133

9 . Tollwesen.

"Verordnung, betr. die Aufhebung der bisherigen Ausfuhrzölle und
die Erhebung von Einfuhrzöllen in Kamerun . I . 60 . 240
"Verordnung, betr. die Ausführung der Verordnung über die Er¬
hebung und Rückvergütungder Zölle in Kamerun . I . 61. 241
"Verordnung, betr. die Abänderung des Zolltarifs für Kamerun . I . 62. 245
"Verordnung, betr. die Erhebung eines Einfuhrzolles von Geweben
und den demgemäß vervollständigten Zolltarif in Kamerun . . . I . 63. 246
"Bekanntmachung, betr. die Verzollung von Geweben in Kamerun I . 64. 247
"Verordnung, betr. Abänderung des 8 7 der Verordnung vom
8. November 1887 über Erhebung der Zölle in Kamerun . . . II . 42. 42
Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Kamerun, betr. die
Erhebung von Einfuhrzöllen im Schutzgebiet Kamerun . . . . 111. 65 . 156
Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Kamerun, betr. die
Erhebung von Einfuhr- und Ausfuhrzöllen in den zur westlichen
Zone des konventionellenKongobeckens gehörigen Gebietstheilen des
Schutzgebietes Kamerun . IV . 42 . 51
Verordnung, betr. Zollermäßigung für eingeführte Waaren der
Misfionsgesellschasten in Kamerun . II . 165 . 179
Verordnung des stellvertretendenGouverneurs von Kamerun, betr.
Zollbehandlung der Postbeamten . V. 53 . 59

L . Eingeborene.
Verordnung, betr. die Anwerbung und Ausfuhr von Eingeborenen
aus dem Schutzgebiete von Kamerun . . . I . 69. 253
Verordnung, betr. die Auswanderung der Eingeborenen des Kaiser¬
lichen Schutzgebietes von Kanrerun . . II . 57. 64
Verordnung wegen Abänderung der Verordnung, betr. Einführung
eines Eingeborenen-Schiedsgerichts für den Duallaftamm . . . I . 67. 251
Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Kamerun, betr. Ein¬
führung eines Eingeborenen-Schiedsgerichts für den ViktoriabezirkII . 56 . 63
Verordnung, betr. Einführung eines Eingeborenen-Schiedsgerichts
für den Mangamba-Stamm in Kamerun . II . 116 : 130



XXX Sachliches Inhaltsverzeichnis

12 . Sept . 1895.

12 . Sept . 1895.

30 . Sept . 1895.

25 . April 1896.

21 . Mai 1896.

21 . Mai 1896.

3 . Juli 1896.

27 . Juli 1896.

20 . Nov . 1897.

13 . Aug . 1898.

23 . Juli 1897.
14 . Nov . 1899.

15 . Jan . 1888.
10 . Okt . 1892.

2 . Aug . 1893.

18 . Mai 1899.

3 . März 1894.

10 . Aug . 1899.

17 . Aug . 1898.
27 . Aug . 1890.

15 . Juni 1891.

1 . Juli 1893.
8 . März 1889.

21 . Jan . 1898.

20 . Sept . 1892.

27 . Mai 1897.

21 . Juni 1891.
17 . Juli 1896.

11 . Aug . 1898.

22 . Aug . 1897.

Theil Nr . Seit,
Verordnung des Gouverneurs von Kamerun , betr . Einführung eines
Eingeborenen -Schiedsgerichts für die Dörfer am mittleren Wuri . II . 163 . 1?? i
Verordnung des Gouverneurs von Kamerun , betr . Einführung eines
Eingeborenen -Schiedsgerichts für die Landschaft Bodiman . . .II.  164 . 178 iß.
Verordnung des Gouverneurs von Kamerun , betr . Einführung eines
Eingeborenen -Schiedsgerichts für die Anwohner des Sannaga . . II . 168 . 182 20 .
Verordnung des Gouverneurs von Kamerun , betr . Einführung eines
Eingeborenen -Schiedsgerichts für die Landschaft Dibombari . . . II . 195 . 218 25-
Verordnung des Gouverneurs von Kamerun , betr . Einführung eines
Eingeborenen -Schiedsgerichts für die Landschaft Ndokama . . . II . 200 . 228 Z.
Verordnung des Gouverneurs von Kamerun , betr . Einführung eines
Eingeborenen -Schiedsgerichts für die Landschaft Dibamba . . .II.  201 . 23V
Verordnung des Gouverneurs von Kamerun , betr . Einführung eines ig.
Eingeborenen -Schiedsgerichts für die Bakoko -Niederlasfungen am
untern Abo . II . 208 . 24? ig.
Verordnung des Gouverneurs von Kamerun , betr . Einführung eines
Eingeborenen -Schiedsgerichts für das linke Abo -Ufer . II . 217 . 262 30 .
Verordnung des Gouverneurs von Kamerun , betr . Einführung eines
Eingeborenen -Schiedsgerichts für die Landschaft Lungasi . . . . II . 286 . 368
Bekanntmachung des Kaiserlichen Gouverneurs von Kamerun , betr.
Meldepflicht der Eingeborenen . III . 46 . 118

15.

IV k . Togo.

X . Internationale Verträge.
Das deutsch -französische Abkommen über die Abgrenzung von Togo II . 274 . 351 15.
Deutsch -englisches Abkommen , betr . Samoa und Togo . . . . IV . 123 . 128

1.

L . Allgemeine Verwaltung . 20
Verordnung , betr . Landeriverbringen innerhalb des Togogebietes . I . 94 . 278
Verordnung , betr . die Meldepflicht der Europäer in Togo . . . I . 74 . 25? 10.
Verfügung , betr . Ausschluß außerdeutschen Geldes von den öffentlichen
Kassen Togos . II . 30 . 35 15.
Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Togo , betr . Verbot
der Einführung von Maria Theresien -Thalern . IV . 60 . 65
"Verordnung , betr . Niederlassungen und Neubauten in Klein -Popo
und Lome . II . 75 . 78 27
Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Togo , betr . die 25.
Gründung neuer Niederlassungen , die Errichtung von Neubauten 1,
und die Ausführung von Umbauten in Küstenplätzen des Togogebietes IV . 88 . 88
Allerhöchste Verordnung , betr . das Bergwesen Togos . III . 47 . 113 1
Verordnung zunr Zwecke der Aufstellung einer Ein - und Ausfuhr¬
statistik für Togo . I . 83 . 267 18
Verordnung zum Zwecke der Aufstellung einer Ein - und Ausfuhr - g
statistik in Togo . I . 83 . 26?
Verordnung , betr . die Handelsstatistik in Togo . II . 24 . 25 26
"Verordnung , betr . den Impfzwang in Togo . I . 71 . 254
Verordnung des Kaiserlichen Landeshauptmanns von Togo , betr.
Impfzwang . III . 16 . 18 11
Verordnung , betr . die Verhütung der Einschleppung ansteckender
Krankheiten in Togo . I . 87 . 268 1
Verordnung für die Stadtbezirke Lome und Klein -Popo , betr . eine 20
Hundesteuer. 11. 267 . 348 6
Polizeiverordnung für Togo . I . 73 . 255 -
"Verordnung des Landeshauptmanns von Togo , betr . die Ausübung . /
der Marktpotizei in Lome. 11. 211 . 251 ^
Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Togo , betr . Ab¬
änderung der Verordnung über Ausübung der Marktpolizei in Lome III . 45 . 118 20
Polizeiverordnung des Landeshauptmanns von Togo für die Stadt¬
bezirke von Lome und Klein -Popo . II . 277 . 356
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Seit,

17? 1. Aug. 1898.

17« 16. Sept . 1898.

18S 20. Mai 1899.

21« 25. Mai 1899.

2A Z. Juni 1899.

230
16. Aug. 1899.

24? 16. Aug. 1900.

262 30. Juli 1900.

36S

IIS
15. Sept . 1900.

351 15. Febr . 1888.

1. Okt. 1891.

20. Sept . 1892.
278
25? 10. Aug. 1895.

35 15. Juli 1894.

65

7« 27. Okt. 1890.
25. Mai 1891.
1. Aug. 1899.88

118 1. Nov. 1892.

267 18. Mai 1894.
6. Juli 1894.

26?
25 26. Juli 1897.

254

18 11. Sept . 1894.

268 1. Aug. 1896.
20. Nov. 1892.

348 6. Sept . 1887.

^ 7. Febr . 1890.
2U 15. Febr. 1897.

118 20. Febr . 1897.
356

6 . öerirke.
Theil Nr. Seite

Bekanntmachung des Kaiserlichen Gouverneurs von Togo , betr. die
Bildung von Bezirksämtern . III . 43 . 117
Bekanntmachung des Kaiserlichen Gouverneurs von Togo , betr . die
Abgrenzung der Bezirksämter . III . 55 . 152
Bekanntmachung des Kaiserlichen Gouverneurs von Togo , betr. Neu-
bezeichnung der Station Paratau . IV . 61. 65
Bekanntmachung des Kaiserlichen Gouverneurs von Togo , betr. die
Abgrenzung der Stationsbezirke Basari -Sokodö und Sansanne -Mangu IV . 63 . 66
Bekanntmachung des Kaiserlichen Gouverneurs von Togo , betr . die
Abgrenzung der Stationsbezirke Sokods und Basari einerseits und
Bismarckburg und Kete-Kratschi andererseits . IV . 66 . 68
Bekanntmachung des Kaiserlichen Gouverneurs von Togo , betr . die
Abgrenzung der Stationsbezirke Sotods und Atakpame . . . . IV . 96 . 93
Bekanntmachung des Kaiserlichen Gouverneurs von Togo , betr . die
Abgrenzung der Stationsbezirke Misahöhe und Kete-Kratschi . . . V . 120 . 140
Bekanntmachung des Gouvernements von Togo , betr. die Abgrenzung
der Bezirke Sokodo -Basari und Kete-Kratschi . V. 111 . 134

v . Rechtspflege.
Ertheilung von Ermächtigungen zur Beurkundung des Personen¬
standes in Togo . V . 175 . 180

L. ZchiMahst.
Verordnung , betr. Verpflichtung der Schiffsführer zur Abgabe ihrer
Manifeste in Togo . I . 85 . 268
Verordnung , betr . das Löschen und Laden an Sonn - und Feiertagen
in Togo . I . 86 . 269
Bekanntmachung , betr. die gesundheitliche Kontrolle der Rhede von
Klein-Popo . I . 88 . 270
Verordnung des Landeshauptmanns von Togo , betr. den Schiffs¬
verkehr in Porto Seguro und Bagida . II . 161 . 172
Verordnung , betr. Lade- und Löschgebühren auf den Rheden Togos II . 102. 105

IV ffanäel.
^Verordnung , betr . die Erhebung einer Firmenabgabe in Togo . I . 93. 278
^Verordnung , betr . die Erhebung einer Firmenabgabe in Togo . I . 93 . 278
Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Togo , betr . die Neu¬
regelung der Abgabe vom Handelsgerverbe . IV . 85 . 85
Verordnung , betr . den Handelsbetrieb an Bord von Schiffen auf
den Rheden des Togogebietes . I . 84 . 268
Verordnung , betr. Privattransitlüger in Togo . II . 90 . 99
Aenderung der Verordnung vom 18 . Mai 1884 , betr. Privatnieder¬
lagen unter Zollverschluß in Togo . II . 100 . 105
^Verordnung , betr . die Vergütung für Verlust , entstanden durch
Aussickern des Ruins und durch Bruch der irr Kisten verpackten
Flaschen mit Genever in Togo . I . 90 . 275
Verordnung , betr . Vergütung für durch Bruch verpackter Genever-
flaschen entstandene Verluste . II . 113 . 128
Verordnung , betr . die Ausfuhr und das Fällen von Holz in Togo II . 218 . 263
Verordnung , betr . die Ausfuhr von Rindvieh aus Togo . . . . I . 75 . 258
*Verordnung , betr . die Einführung von Maßen und Gewichten für
den Handel mit Palmöl und Palmkernen in Togo . I . 77 . 259
Verordnung , betr . den Handel mit Palmkernen in Togo . . . . I . 78 . 260
Verordnung , betr . die für das Zumessen und das Zuwägen von
Palmkernen und Palmöl im öffentlichen Verkehr in Togo zu¬
gelassenen Maße , Gewichte und Wagen. .II. ^27
Verordnung , betr. den Gummihandel und die Gummigewinnung im
Togogebiete . II . 253 . 329
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24 . Sept . 1897 . Polizeiverordnung des Kaiserlichen Landeshauptmanns von Togo,
betr . Ausfuhrzölle . IV - 2 . !

11 . April 1890 . Verordnung , betr . das Verbot der Ausfuhr von Kriegsmaterial aus
dem Togogebiet nach Dahomeh während der Dauer der Blockade I . 72 . 2»

14 Dez . 1890 . Verordnung , betr . den Verkauf von Hinterladern und Munition in
Togo . I . 79 . 2K

16 . Sept . 1892 . Verordnung , betr . die Einfuhr von Schußwaffen und Munition in
Togo . . . I . 80 . U

16 . Sept . 1892 . " Ausführungsbestimmungen zu der Verordnung von : 16 . September
1892 , betr . die Einfuhr von Schußwaffen und Munition in Togo I . 81 . 2k

24 . Nov . 1892 . " Verordnung , betr . das Lagern von Schießpulver in Klein -Popo
und Umgegend . I . 82 . 2K

14 . März 1893 . Verordnung , betr . das Lagern von Schießpulver in Klein -Popo und
Umgegend . II - 9 . i

25 . März 1893 . " Verordnung , betr . das Lagern von Schießpulver in Lome und
Umgegend . II . 12 . Ii

1 . März 1894 . Ergänzung der Verordnung vom 16 . September 1892 , betr . die
Einfuhr von Feuerwaffen , Munition und Schießpulver in Togo . II . 74 . ?!

6 . Mai 1894 . Verordnung , betr . das Lagern von Schießpulver in Lome . . . II . 88 . SI
25 . Mai 1892 . Verordnung , betr . die Erhöhung des Einfuhrzolles auf Spiritussen

in Togo . I . 92 . 2?!
10 . Sept . 1894 . " Verordnung , betr . den Kleinverkauf und Ausschank von Spiritussen

in Togo . II - 112 . 121
28 . März 1900 . Verordnung des Gouverneurs von Togo , betreffend die Neuregelung

des Kleinverkaufs und Ausschanks von Branntwein im Togo -Gebiet V . 43 . I!

61. MIe.

1 . Okt . 1888 . Verordnung , betr . das Verfahren bei Erhebung von Einfuhrzöllen
in dem Schutzgebiete von Togo . I . 89 . 1?>

28 . Febr . 1890 . Verordnung , betr . Abänderung der Verordnung vom 1 . Oktober
über das Verfahren bei Erhebung von Einfuhrzöllen in Togo . . I . 91 . 2?i

5 . Nov . 1893 . Verordnung des Landeshauptmanns , betr . die Zollerhebung in Togo II . 46 . ti
24 . Febr . 1894 . Uebereinkunft zwischen Deutschland und Großbritannien über die

Einführung eines einheitlichen Zollsystems für Togo und das Gebiet
der Goldküste östlich vom Volta . II . 72 . ?i

15 . Juni 1894 . Bekanntmachung der Kaiserlichen Landeshauptmannschaft von Togo
über die Zollbehandlung von Packeten . II . 95 . Ilk

17 . Nov . 1894 . Verordnung , betr . Zollermäßigungen für die Missionsgesellschaften
in Togo . II . 118 . 1Z!

L Angeborene.

24 . Dez . 1891 . " Verordnung , betr . die Anwerbung von Eingeborenen des Togo¬
gebietes zu Diensten außerhalb des Schutzgebietes . I . 95 . 28k

15 . Nov . 1899 . " Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Togo , betr . die
Auswanderung Eingeborener des Togogebietes . IV . 124 . 1V

2 . Juni 1900 . Verordnung des Gouvernements von Togo , betr . die Gebühren-
freiheit der Auswanderung von Eingeborenen des Togo -Gebietes
nach Kamerun . V . 84 . K

15 . Jan . 1893 . Verordnung des Kommissars für Togo , betr . die Befreiung der in
Sklaverei gehaltenen Personen . II . 3 . !

15 . Jan . 1893 . Verordnung , betr . die Befreiung der in Sklaverei gehaltenen Per¬
sonen in Togo . I . 96 . 28!

V. Neu -Guinea.

Internationale Verträge.

25 . April 1885 . Abkommen mit England , betreffend die Abgrenzung der deutschen
und britischen Besitzungen auf Neu -Guinea . I . 164 . 48-

10 . April 1886 . Erklärung , betr . die Abgrenzung der deutschen und englischen
Machtsphären im Westlichen Stillen Ozean . I . 24 . 8-

10.

17.
13.
27.

27.

8.

3.

24.

24.

6.

15.

23.

21.

24.

7.

24.

7.

4.

19.

1.
25.

18.
15.
10.

23.



Sachliches Jnhaltsverzeichniß. . XXXIII

Theil Nr. Seite

10. April 1886 . Erklärung , betr . die gegenseitige Handels - und Verkehrsfreiheit
in den deutschen und englischen Besitzungen und Schutzgebieten im
Westlichen Stillen Ozean . . . ? . " . . . . I . 25 . 86

9. 2K

9. A:

1 . 2K

2. 2K

9. i

2. 1!

1. 7!
8. 2

2. 27!

2. 12

3.

9. 171

1. 27!
3.

2. 7i

5. 1k

S. 1Z

5. 2«

I . 1L

L . Schutrgewalt unä ihre Organe.

17. Mai 1885 . " Kaiserlicher Schutzbrief für die Neu-Guinea -Kompagnie . . . . I . 165 . 434
13. Dez. 1866 . " Kaiserlicher Schutzbrief für die Neu-Guinea -Kompagnie . . . . I . 166 . 436
27. März 1899 . Allerhöchste Verordnung , betr . die Uebernahme der Landeshoheit

über das Schutzgebiet von Deutsch-Neu-Guinea durch das Reich . IV . 41 . 50
27. März 1899 . Verfügung zur Ausführung der Allerhöchsten Verordnung , betr . die

Uebernahme der Landeshoheit über das Schutzgebiet von Deutsch-
Neu-Guinea durch das Reich . IV . 93. 91

8. Febr . 1900 . Beschluß des Bundesrathes , betr . die Satzungen der Neu-Guinea-
Kompagnie . ° . V. 24. 22

3. Aug. 1888 . " Verfügung , betr . die Ermächtigung der Neu-Guinea --Kompagnie
zum Erlasse polizeilicher und sonstiger die Verwaltung betreffender
Strafvorschriften . I . 169 . 438

24. Juni 1886 . " Erlaß , betr . die Befugnisse des Landeshauptmanns der Neu-
Guinea -Kompagnie . I . 167 . 437

24. Juni 1886 . " Verordnung , betr . die Veröffentlichung von Verordnungen der
Direktion der Neu-Guinea -Kompagnie und des Landeshauptmanns
sowie die Ermächtigung des Landeshauptmanns zum Erlaß von
Verordnungen in dringlichen Füllen . I . 168. 437

6. Mai 1890. " Verordnung , behufs Uebertragung der Befugnisse des ehemaligen
Landeshauptmanns auf den Kaiserlichen Kommissar für das Schutz¬
gebiet der Neu-Guinea -Kompagnie . I . 172 . 440

15. Juni 1892 . " Verordnung , betr . die dem Landeshauptmann der Neu-Guinea-
Kompagnie zustehenden richterlichen und Verwaltungsbesugniffe . I . 174 . 442

23. Mai 1890 . " Verfügung , behufs Uebertragung konsularischer Befugnisse auf den
Kommissar für das Schutzgebiet der Neu-Guinea -Kompagnie . . . I . 173 . 441

21. Febr . 1894 . "'Verfügung des Reichskanzlers , behufs Uebertragung konsularischer
Befugnisse auf den Landeshauptmann für das Schutzgebiet der Neu-
Guinea -Kompagnie . II . 71. 74

24. Mai 1887 . Allerhöchste Instruktion für das Verhalten der Kommandanten der
Kaiserlichen Kriegsschiffe im Schutzgebiete der Neu-Guinea -Kompagnie I . 170. 439

7. Juni 1887 . " Instruktion für den Landeshauptmann im Schutzgebiete der Neu-
Guinea -Kompagnie in Bezug auf Anträge an die Kommandanten
Kaiserlicher Kriegsschiffe auf Gewährung von Schutz und Unter¬
stützung . I . 171 . 439

24. Jan . 1887 . Erlaß , betr . die Ausdehnung von Verfügungen des Reichskanzlers
auf die zu dem Schutzgebiete der Neu-Guinea -Kompagnie gehörigen
Inseln der Salomonsgruppe . . I - ^4?

7. Febr . 1887 . Verordnung , betr . die Ausdehnung von Verordnungen der Direktion
der Neu-Guinea -Kompagnie auf die den: Schutzgebiete derselben zu¬
gelegten Inseln der Salomons -Gruppe . I . 179 . 448

4. 8,' 0. Allgemeine Oerwaltung.
s ? 4. Dez. 1889 . Verfügung , betr . Aenderung der Amtsbefugnisse der Stations¬

vorsteher in Neu-Guinea . . I . 191. 509
- 19. Jan . 1887 . Verordnung , betr . die Rcichsmarkrechnung und die gesetzlichen

Zahlungsmittel in Neu-Guinea . . I . 193 . 511
1. Aug. 1894 . Verordnung , betr . die Ausprägung von Neu-Guinea -Münzen . . II . 105 . 119

25. Sept . 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs für Deutsch-Neu-Guinea,
betr. Aufstellung einer Statistik . . IV . 108 . 118

18. Aug. 1887 . Verordnung , betr . das Meldewesen in Neu-Guinea . I . 194. 512
15. Mai 1888 . Verordnung , betr . den Straßen - und Marktverkehr in Neu-Guinea . I . 195. 514
10. Aug. 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Neu-Guinea,

4. 43» betr . Erkrankungen und Einfuhr von Rindvieh . . . . . . - IV . 92. 90
23. Sept . 1897 . " Verordnung , betr . den Betrieb des Bergbaues aus Edelmetalle

4. K und Edelsteine im Schutzgebiete der Neu-Guinea -Kompagnie . . IV . 103. 96

Die deutsche Kolonial-GeschgebuugV (1900). 6
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Theil Nr. Slii,
29 . Aug . 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Neu-Guinea , ,

betr . den Betrieb des Bergbaues auf Edelmetalle und Edelsteine im
Schutzgebiet der Neu-Guinea -Kompagnie . IV . 102 . U

13. Jan . 1887 . Verordnung , betr . die Erlaubniß zur Ausübung einiger Gewerbe - ^
betriebe in Neu-Guinea . I - 192 . 5H

30 . Juni 1888 . Verordnung , betr . die Erhebung einer Gewerbe - und Einkommen - ^
steuer in Neu-Guinea . I - 202 . 5U

7. Jan . 1894 . Bekanntmachung , betr. die Auswanderung chinesischer Kulis aus
dem Schutzgebiete der Neu-Guinea -Kompagnie nach Australien . . II . 63. ss

6 . Juli 1887 . Polizeivorschrift für Neu-Guinea . I . 199 . 511 ^

1). lanckgeselrgebung.
20 . Juli 1887 . Verordnung , betr . den Eigenthumserwerb und die dingliche Be¬

lastung der Grundstücke im Schutzgebiete der Neu-Guinea -Kompagnie I . 183 . M
30 . Juli 1897 . Verfügung des Reichskanzlers zur Ausführung der Kaiserlichen Ver¬

ordnung vorn 20 . Juli 1887 , betr. den Eigenthumserwerb und die O
dingliche Belastung der Grundstücke im Schutzgebiete der Neu-Guinea-
Kompagnie . I . 185. 4?! 2k

10. Aug. 1887 . Anweisung , betr . das Verfahren bei den: Grunderwerb der Neu-
Guinea -Kompagnie . . I . 184 . U

6. Dez. 1887 . Verordnung , betr . Einrichtung von Grundbuchbezirken, Zeitpunkt 3(
für Anlegung von Grundbüchern und Anträge auf Eintragung von
Grundeigenthum im Schutzgebiete der Neu-Guinea -Kompagnie in
das Grundbuch . . . . . . . . . . . . . I . 186 . M -

16 . Okt. 1888 . Verordnung , betr . die Einrichtung von Grundbuchbezirken in Neu-
Guinea . I .186rr. 4ö>

19 . Juli 1893 . Verfügung des Reichskanzlers , betr . Abänderung von Bestimmungen
des für das Schutzgebiet der Neu-Guinea -Kompagnie gültigen Kosten¬
tarifs für Grundbuchsachen . . II . 26 . I

20 . Juli 1895 . Verordnung , betr. den Tarif für Vermesfungsgebühren im Schutz¬
gebiet der Neu-Guinea -Kompagnie . II . 155. 1k

1

H. Rechtspflege.
5 . Juni 1886 . Verordnung , betr . die Rechtsverhältnisse in dem Schutzgebiete der

Neu-Guinea -Kompagnie.
I . Nov . 1886 . Verfügung des Reichskanzlers zur Ausführung der Kaiserlichen Ver¬

ordnung vom 5. Juni 1886, betr. die Rechtsverhältnisse in dem
Schutzgebiete der Neu-Guinea -Kompagnie.

1. Nov. 1886 . Dienstanweisung , betr. die Ausübung der Gerichtsbarkeit im Schutz¬
gebiete der Neu-Guinea -Kompagnie , von: 1. November 1886 , unter
Berücksichtigung der durch die Dienstanweisung vom 3. August 1888
eingeführten Aenderungen.

II . Jan . 1887 . Verordnung , betr . die Regelung der Rechtsverhältnisse auf den zum
Schutzgebiete der Neu-Guinea -Kompagnie gehörigenSalomons -Jnseln

13. Juli 1888 . Verordnung , betr. die Rechtsverhältnisse im Schutzgebiete der Neu-
Guinea -Kompagnie .

3 . Aug. 1888 . Dienstanweisung , betr . die Ausübung der Gerichtsbarkeit in: Schutz¬
gebiete der Neu-Guinea -Kompagnie.

3 . Aug. 1888 . Dienstanweisung , betr. die Ausübung der Gerichtsbarkeit im Schutz¬
gebiete der Neu-Guinea -Kompagnie , vom 1. November 1886 , unter
Berücksichtigungder durch die Dienstanweisung vom 3. August 1888
eingeführten Aenderungen.

8 . Aug. 1889 . Bekanntmachung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Neu-
Guinea , betr. Verlegung des Sitzes des Obergerichts von Stephans¬
ort nach Herbertshöhe.

7. April 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Neu-Guinea,
betr. Vollstreckung der Todesstrafe.

14. Juni 1894 . Verfügung , betr. die Uebertragung konsularischer Befugnisse aus den
Kaiserlichen Richter des Schutzgebietes der Neu-Guinea -Kompagnie
zu Friedrich Wilhelmshafen °.

I . 175 . 44!

2

I . 203 . 5L ^

. 1
I . 180. 4t

I . 177. 44

I . 176. 44.

I . 181. 4N

I . 180. 44s

IV . 87. S

IV . 46. A

II . 94. lil
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4. Juni 1894. Verfügung, bete. die Uebertragung konsularischer Befugnisse auf den
Kaiserlichen Richter des Schutzgebietes der Neu-Guinea-Kompagnie
zu Herbertshöh . . II . 93. 101

12. Nov. 1886. Instruktion zu dem Gesetze von: 4. Mai 1870, betr. die Ehe-
" 04 schließung und die Beurkundung des Personenstandes für Neu-Guinea
, 12. Nov. 1886. Verordnung, betr. die Erhebung von Gebühren für die auf Grund
- U des Gesetzes vom 4. Mai 1870 über die Eheschließungund die

Beurkundung des Personenstandes in dein Schutzgebiete der Neu-

I. 189. 494

- Guinea-Kompagnie vorzunehmenden Geschäfte.
' ol 22. Febr. 1887. "Verordnung, betr. die Durchführung des Gesetzes von: 4. Mai 1870

über die Eheschließung und die Beurkundung des Personenstandes

I . 190. 508

in Neu-Guinea.
21. Sept. 1893. Verfügung, betr. Abänderungen der Verordnung des Landeshaupt¬

manns des Neu-Guinea-Schutzgebietes vom 22. Februar 1887, betr.

I. 188. 492

M die Durchführung des Gesetzes vom 4. Mai 1870 über die Ehe¬
schließung und die Beurkundungdes Personenstandes . II . 39. 39

OhneDat.1899. Ertheilung von Ermächtigungen zur Beurkundung des Personen¬
standes in Neu-Guinea . IV. 14. 12

i. 47- 26. Okt. 1900. Ertheilung von Ermächtigungen zur Beurkundung des Personen¬
standes in Deutsch-Neu-Guinea, einschl. des Jnselgebiets der Karo-

l., A linen, Palau u>ld Marianen . . V. 143. 155
30. Dez. 1887. Anweisung, betr. die Ausführung von Zustellungen im Gerichts¬

bezirke des Bismarck-Archipels und der zum Schutzgebiete der Neu-
Guinea-Kompagnie gehörigen Salomons -Jnseln.

z. 4«, 1. März 1888. Verordnung, betr. die Eheschließung und die Beurkundung des Per¬
sonenstandes auf den zum Schutzgebiete der Neu-Guinea-Kompagnie

I. 182. 462

i 4gj gehörigen Salomonsinseln.

IV ZchiMahrt.

1 8! ig , Dez. 1889. "Verordnung, betr. Ordnung des Verkehrs in den Häfen des Schutz-

I . 187. 492

gebietes der Neu-Guinea-Kompagnie. I. 198. 516
ö- ^ 17. Sept. 1897. Hafenordnung für das Schutzgebiet der Neu-Guinea-Kompagnie . II . 280. 359

14. Aug. 1900. Verordnung des Gouverneurs von Neu - Guinea, betr. Schiffs¬
gebühren . . . V. 119. 139

7. Juli 1887. Verordnung, betr. die Errichtung von Seemannsämtern in Neu-
Guinea . I. 197. 516

-z -14 1. Juni 1897. Verordnung, betr. die Oeffnung der Rhede von Stephansort für den
Auslandsverkehr . II . 269. 349

29. Sept . 1891. "Quarantäne-Ordnung für das Schutzgebiet der Neu-Guinea-Kom-
z U pagnie . I- 200. 518

24. April 1893. Verfügung, betr. eine Abänderung der Quarantäne-Verordnung für
das Schutzgebiet der Neu-Guinea-Kompagnie vom 29. Sept . 1891 . II . 16. 21

19. Aug. 1899. Ergänzungs-Verordnung, betr. die Quarantäne-Ordnung vom29.Sep-
0, 44 tember 1891 für Deutsch-Neu-Guinea . IV. 97. 93

7, 44 O. ffanäel, Zagä.
25. Aug. 1894. Verordnung, betr. den Betrieb des Handels im Schutzgebiet der Neu-

6- 44 Guinea-Kompagnie durch in demselben nicht einheimische Schiffer . II . 110. 125
31. Dez. 1894. Verfügung, betr. die Ermächtigung der Stationsvorsteher von

1- 42 Friedrich Wilhelmshasen und von der Herbertshöhe zur Ertheilung
der Erlaubniß an auswärtige, im Schutzgebiete handeltreibende
Schiffer behufs Ausübung genehmigungspflichtiger Gewerbebetriebe
in demselben . II - 123. 134

0. 44 Z. Dez. 1898. Verordnung des Kaiserlichen LandeshauptmannsvonKaiserWilhelms-
land, betr. Verbot des Fischens mit Dynamit . III . 68. 167

5. Dez. 1898. Polizeiverordnung des Landeshauptmannsvon Kaiser Wilhelmsland,
7. 81 betr. das Verbot des Trepangfanges aus den Rissen und Bänken

der Neu-Lauenburg-Jnselgruppe . 111. 70. 168
6. 2 ii . Jan . 1891. Verordnung, betr. die Ausübung der Jagd auf Paradiesvogel in

Neu-Guinea . I. 196. 515
27. Dez. 1892. Verordnung, betr. die Jagd auf Paradiesvogel im Kaiser Wil-

4. 1̂ Helmsland . II - 2. 1
6 '
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5. Juni 1888.

30 . Juni 1888.
18. Okt. 1895.

7 . Juli - 1888.

15. Okt. 1897.

21 . Okt. 1888.
15 . Aug. 1888.

30 . Nov. 1893.

18. Okt. 1894.

22 . Okt. 1888.

19. Dez. 1889.

19. Nov. 1891.

20 . Febr . 1890.

16 . Aug . 1888.

13. Jan . 1887.

27 . Jan . 1888.

4 . Sept . 1897.

21 . Jan . 1888.

29 . März 1889.

24 . Aug. 1887.

1. Juli 1888.

22 . Mai 1887.
30 . April 1889.
30 . Jan . 1890.
15 . März 1887.

H. Tollwesen.
Theil Nr . Seit

Verfügung des Reichskanzlers , betr . den Erlas ; einer Zollverordnung
durch die Neu-Guinea -Kompagnie . I . 201 . 5L
Zollverordnung für das Schutzgebiet der Neu-Guinea -Kompagnie . 1.201a . 52!
Verordnung der Direktion der Neu-Guinea -Kompagnie betr . Abände¬
rung des Zolltarifs von; 30 . Juni 1888 . H . 174. 181

5
22

23

16

-1. Eingeborene.
Verordnung , betr. die Gerichtsbarkeit über die Eingeborenen im „
Schutzgebiet der Neu-Guinea -Kompagnie . I . 204 . 53!
Allerhöchste Verordnung , betr . die Gerichtsbarkeit der Neu-Guinea-
Kompagnie über die Eingeborenen ihres Schutzgebietes . . . . II . 283 . 3Ks
Strafverordnung für die Eingeborenen von Neu-Guinea . . . . I . 213 . 5« 28^Verordnung , betr . dieAnwerbung und Allsführung von Eingeboreneil
als Arbeiter in Neu-Guinea . I . 207 . 533
Verfügung , betr . eine Abänderung der Verordnung , betr . die Air- 22Werbung und Ausführung von Eingeborenen des Schutzgebiets der
Neu-Guinea -Kompagnie als Arbeiter vom 15. August 1888 . . . II . 54. 62 27Verfügung , betr . Abänderung der Verordnung vom 15. August 1888
über die Anwerbung und Ausführung von Eingeborenen des Schutz¬
gebietes der Neu-Guinea -Kompagnie als Arbeiter . II . 117 . 131
Verordnung , betr . die Erhaltung der Disziplin unter den farbigen
Arbeitern in Neu-Guinea . I . 210 . 552
Verordnung , betr . die Erhaltung der Disziplin unter den farbigen 13.
Arbeitern in Neu-Guinea . I . 211 . 553
Verordnung , betr . die gesundheitliche Kontrolle der als Arbeiter an - 2.
geworbenen Eingeborenen in Neu-Guinea . I . 212 . 553
Verordnung , betr . die Zurückbeförderung von eingeborenen Arbeitern
in Neu-Guinea . I . 208 . 513 7.
Verordnung , betr . die Arbeiterdepots in: Schutzgebiete der Neu-Guinea-
Kompagnie . " . I. 209 . 513 2.
^Strafverordnung , betr . das Verbot der Nerabfolgung von Waffen,
Munition , Sprengstoffen und Spiritussen an Eingeborene sowie . 10.
der Wegführung von Eingeborenen aus den: Schutzgebiet von Neu-
Guinea als Arbeiter . ? . I . 205 . 532 10>
Verordnung , betr. eine Abänderung der HZ 1 und 2 der Strafver¬
ordnung , betr. das Verbot der Verabfolgnng von Waffen , Munition , Oh
Sprengstoffen und Spiritussen an Eingeborene Neu-Guineas vom
13. Januar 1887 . I . 206 . 531
Verordnung , betr. den Transport von Feuerwaffen und Munition !
durch Eingeborene des Neu-Guinea -Schutzgebietes . II . 279 . 353s 15.

VI. Marshall -Inseln.
Allgemeine Oerwaltung.

Vertrag zwischen den: Auswärtigen Amt und der Jaluit -Gesellschaft,
betr. die Verwaltung des Schutzgebietes der Marshall -, Brown-
und Providence -Jnseln . . . *.
Verfügung , behufs Uebertragung konsularischer Befugnisse auf den
Kommissar für das Schutzgebiet der Marshall -Inseln.
Verordnung , betr . den Erlaß von amtlichen Bekanntmachungen im
Schutzgebiete der Marshall -, Brown - und Providence -Jnseln . .
Verordnung , betr. die Einführung der deutschen Reichsmarkrechnung
in Jaluit.
Polizeiverordnung für die Insel Jabwor (Marshall -Inseln ) . . .
Polizeiverordnung für Nauru (Pleasant Island ) .
Verordnung , betr. die polizeiliche An- und Abmeldung der in dem
Schutzgebiete der Marshall -Inseln ansässigen, daselbst zuziehenden
bezw. wegziehenden Fremden.

28.
15.
2.

10.

I . 223 . 603 22,
I . 215 . 561 H-

I. 222 . 60P

I . 229 . 611 y»
I . 227. 603

I . 228 . 610

^ 2 .
I . 225 . 607
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- SÄ Theil Nr. Seite
5. Juni 1889. Verordnung, betr. unterhaltlose Fremde in Jaluit . I . 226. 608

22 . Sept . 1894 . Verordnung , betr . das Anpflanzen von jungen Kokosnußbäumen auf
^ 52° den Marshall -Jnseln . ^ . II . 115. 129
i, 5« 23. Mai 1887 . Verordnung , betr . das Ausfuhrverbot von Waffen , Munition und

' Sprengstoffen in den Marshall -Jnseln . I . 232 . 612
t 16. April 1888 . Verordnung , betr . das Verbot der Einfuhr von Feuerwaffen , Schieß-

bedarf und Sprengstoffen in Pleasant Island . I . 233 . 613

i. W

!. 55-

i. E

. 131

L. Lanägesetrgebung.
8. Jan . 1887. Verordnung, betr. den Erwerb von Grundeigenthum und die An¬

meldung der bestehenden Ansprüche Fremder auf Grundeigenthum
innerhalb des Schutzgebietes der Marshall -, Brown - und Provi-
dence-Jnseln.

28. Juni 1888 . Verordnung , betr . den Erwerb von herrenlosem Land, den Betrieb
der Perlfischerei und die Ausbeutung von Guano lagern in den
Marshall -Jnseln . j . . . .

22. Juni 1889 . Verordnung , betr . den Eigenthumserwerb und die dingliche Belastung
der Grundstücke im Schutzgebiete der Marshall -Jnseln.

27. Juni 1889 . Verfügung zur Ausführung der Kaiserlichen Verordnung vom
22. Juni 1889, betr. den Eigenthumserwerb und die dingliche Be¬
lastung der Grundstücke im Schutzgebiete der Marshall -Jnseln . .

I . 244 . 624

I . 224 . 606

I . 220 . 583

I . 221 . 586

, 0 . Rechtspflege.
13. Sept . 1886 . Verordnung , betr . die Rechtsverhältnisse in dem Schutzgebiete der

. 55z Marshall -, Brown - und Providence -Jnseln . . . . . . . . I . 216 . 564
2. Dez. 1886 . Verfügung zur Ausführung der Kaiserlichen Verordnung vom

gzz 13. September 1886 , betr . die Rechtsverhältnisse in dem Schutz¬
gebiete der Marshall -, Brown - und Providence -Jnseln . I . 242 . 623

1 54z 7. Febr. 1890. Verordnung, betr. die Rechtsverhältnisse im Schutzgebiete derMarshall-
Jnseln . ' . 1. 217 . 567

54z 2. Dez. 1886. Dienstanweisung, betr. die Ausübung der Gerichtsbarkeit im Schutz¬
gebiete der Marshall -, Brown - und Providence -Jnseln . I . 218 . 569

^ 10. März 1890 . Dienstanweisung , betr . die Ausübung der Gerichtsbarkeit im Schutz¬
gebiete der Marshall -Jnseln . I . 219 . 580

5zz. 10. März 1890. Dienstanweisung, betr. die Ausübung der Gerichtsbarkeit im Schutz¬
gebiete der Marshall -, Brown - und Providence -Jnseln . I . 218 . 569

OhneDat . Ermächtigung zur Beurkundung des Personenstandes im Schutz¬
gebiete der Marshall -Jnseln . V. 176. l 81

- M
O. Zteuerwesen.

- oR 15. Okt. 1886 . Verordnung , betr . den Erlaß von Verordnungen auf dem Gebiet
der allgemeinen Verwaltung , des Zoll - und Steuerwesens für das
Schutzgebiet der Marshall -, Brown - und Providence -Jnseln . . . I . 214 . 563

28. Juni 1888 . Verordnung , betr . die Erhebung von Gewerbesteuern in Jaluit . I . 238 . 620
15. Juli 1889 . Verordnung , betr . die Erhebung von Gewerbesteuern in Jaluit . I . 238 . 620
2. Aug. 1890 . Verordnung , betr. die Erhebung von Gewerbesteuern in den Marshall-

Jnseln . I . 238 . 620
10. Nov. 1895 . ^Verordnung des Reichskanzlers, betr. die Erhebung von Gcwerbe-

M steuern im Schutzgebiet der Marshall -Jnseln . II . 177. 188
28 . Sept . 1888 . Verordnung , betr . die Art der Steuererhebung in Jaluit . . . . I . 240 . 622

-̂ 4 11 . Dez. 1888. Verordnung, betr. die zwangsweise Eintreibung rückständiger Steuern
^ ^ in den Marshall -Jnseln . . . . . . . . . . . . . . . 1 . 341 . 623
E April 1890 . Verordnung , betr. die Erhebung von persönlichen Steuern in Jaluit I . 239 . 620

29. Aug. 1898 . Verordnung des Kaiserlichen Landeshauptmanns der Marshall -Jnseln,
gll betr. Einführung von Steuern . III . 48 . 120
(W 23. März 1900 . Verordnung des Landeshauptmanns von Jaluit , betr . Gewerbe¬

steuern . . . V. 41 . 43

L. 8chifffahrt.
2. Juni 1886 . Verordnung , betr . die Verpflichtung nichtdeutscher Schisse zur Mel-

607 düng bei den: Vertreter der Kaiserlichen Regierung zu Jaluit . . I . 234. 614
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Theil Nr. Cii

8. Jan. 1887. Nachtrag zu der Verordnung vom 2. Juni 1886, Letr. die Melde- 18.
Pflicht der im Hafen von Jaluit einlaufenden Schiffe . 1.234s , 6Ii

26 . Jan . 1887 . Hafenordnunq für den Hafen von Jaluit . I - 235. 61!
28 . Juni 1888 . Verordnung , betr . den Hafen von Jaluit als Einklarirungshafen . I . 236 , 611 9.
17. Nov . 1891 . Quarantäne -Ordnung für das Schutzgebiet der Marshall -Jnseln . I . 237. W
27 Febr 1895 . Verordnung , betr. Anwendung der Quarantäneordnung für die Mar¬

shall-Jnseln . II - 133. 1l- 20.

b' . Angeborene.

3 . Juni 1886 . Verordnung , betr . den Verkauf von Waffen , Munition , Sprengstoffen
und berauschenden Getränken an Eingeborene der Marshall -Jnseln
oder andere auf denselben sich aufhaltende Farbige . I . 230. 6li

' 8. Jan . 1887. Nachtrag zu der Verordnung , betr . den Verkauf von Waffen , Mu¬
nition , Sprengstoffen und berauschenden Getränken an Eingeborene
der Marshall -Jnseln oder andere auf denselben sich aufhaltende
Farbige , vom 3. Juni 1886 . I - 231. 6l

25 . Jan . 1887 . Verordnung , betr . das Kreditgeber: an Eingeborene und die An¬
meldung alter Schulden derselben in den Marshall -Jnseln . . . I . 246. N

14. Aug. 1887 . Verordnung betr . das Kreditgeben an Eingeborene in den Marshall-
Jnseln . I - 246s K

7. März 1899 . Zusatz zu der Verordnung des Kaiserlichen Landeshauptmanns der
Marshall -Jnseln von: 14 . August 1887 , betr . das Kreditgeben an
Eingeborene . IV . 36. i

28 . Juni 1888 . Verordnung , betr . Vertrüge mit Eingeborenen über unbewegliche
Sachen in den Marshall -Jnseln . 1. 245. 6t

16 . Okt. 1888 . Verordnung , betr. Verträge mit Eingeborenen über höhere Werth¬
objekte in Jaluit . l - 247 . 6t

26 . Febr . 1890 . Verordnung , betr . die Gerichtsbarkeit über die Eingeborenen in:
Schutzgebiete der Marshall -Jnseln ' . . . . . . . . . . . I . 243. 6t

10 . März 1890 . Strafverordnung für die Eingeborenen der Marshall -Jnseln . . I . 248. 6t
1 . Sept . 1893 . Verordnung , betr . das Ueberführen von Eingeborenen des Schutz¬

gebietes der Marshall -Jnseln nach außerhalb des Schutzgebietes be-
legenen Plätzen. II . 35. k

19. Sept . 1893 . AllerhöchsteVerordnung , betr . die Ertheilung des Rechts zur Führung
der Reichsflagge an Eingeborene des Schutzgebietes der Marshall-
Jnseln . II . 37. -i

7. März 1894 . Verbot des Landeshauptmanns , betr . Führung der sogenannten
Marschall-Flagge . II . 76. i

1. März 1895 . Verordnung des Landeshauptmanns , betr . die Führung der Reichs¬
flagge durch Eingeborene der Marshall -Jnseln. II . 134.

16.

16.

18.

15.

23.
31.

10.

17.

7.

17.

20.

10

VII. Rarolinen, Marianen, palau.
ZchutLgewalt.

30 . Juni 1899. Vertrag zwischen dem Reich und Spanien zur Bestätigung der am
12. Februar 1899 in Madrid unterzeichneten Erklärung , betr . die
Inselgruppen der Karolinen , Palau und Marianen. IV . 73. ! 14

18. Juli 1899. AllerhöchsteOrdre , betr. die Erklärung des Schutzes über die Karo¬
linen, Palau und Marianen. IV . 79. ? 7

L . Allgemeine Oerwallung.

18. Juli 1899 . Allerhöchste Ordre , betr. die einstweilige Regelung der Verwaltung ^
und der Rechtsverhältnisse im Jnselgebiet der Karolinen , Palau und ^
Marianen. IV . 80. > ^

24 . Juli 1899 . Verfügung des Reichskanzlers , betr . die Regelung der Verwaltung
und der Rechtsverhältnisse im Jnselgebiete der Karolinen , Palau
und Marianen. IV . 83. !

4 . Nov . 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Neu-Guinea , betr . 2g
die Aufhebung spanischer Bestimmungen für das Jnselgebiet der
Karolinen , Palau und Marianen . . IV . 119.
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, Theil Nr. Seite

18. April 1900 . Verordnung des Vicegouverneurs voll Ponape , betr. die An- und
U Abmeldung der in dem Jnselgebiete der östlichen Karolinen sich auf-
^ haltenden Frenlden . V. 55 . 01

i' W 9. Jan . 1900 . Verordnung des Bezirksamtmanns voll Saipan , betr . den Umlauf
^ gs ' des alten spanischen Silber - und Kupfergeldes uild die Einfuhr

fremder Münzen . V. 10. 13
!. U 20. Sept . 1900 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Neu-Guinea

betr . Geldrechnung und gesetzliche Zahlungsmittel im Jnselgebiete
der Karolinen , Palau und Marianen . ^ . V. 130. 147

16. Jan . 1900 . Bekanntmachung , betr. den Besitz und die Führung von Feuerwaffen
im Jnselgebiet der Marianen . V. 16 . 17

16. Jan . 1900 . Bekanntmachung , betr . den Ausschank und die Bereitung geistiger
) ^ Getränke im Jnselgebiete der Marianen . V. 15 . 16

18. Juli 1899 . Allerhöchste Ordre , betr . die Rechtsverhältnisse im Jnselgebiete der
Karolinen , Palau und Marianen . IV . 81 . 80

15. Sept . 1900 . Ertheilung von Ermächtigungen zur Beurkundung des Personen-
^ U standes im Jnselgebiete der Karolinen , Palau und Marianen . . V. 177 . 181

3. 62 0. Zchifffahrt, lsanckel.
- 23. Nov. 1899 . Hafenordnung fiir Ponape , Kiti, Lod und Metalanim . . . . V . 4 . 8

31 . März 1900 . Verordnung des Bezirksamtmanns in Dap , betr . das Verbot des
Verkaufes von Kokosnüssen zwecks Koprabereitung . V. 44 . 45

- 10. April 1900 . Verordnung des Vicegouverneurs von Ponape , betr. das Verbot
0' ' des Trepangfanges auf den Riffen und Bänken der Insel Ponape V. 51 . 58

5. K 1). Zteuern.

i . 62 17. Jan . 1900 . Verordnung , betr . die Kopfsteuer und die Arbeitsleistung im Jnsel¬
gebiete der Marianen . V. 17. 18

3- 62 7. Febr . 1900 . Verordnung des Bezirksamtmanns von Saipan , betr . die Erhebung
8. 62 der Schlachtsteuer im Jnselgebiet der Marianen . V. 23 . 00

. , L. Angeborene.
17. Okt. 1899 . Verordnung des Gouverneurs von Neu-Guinea , betr . das Verbot

der Verabfolgung von Waffen , Munition , Sprengstoffen und alkohol-
7. z. haltigen Getränken an Eingeborene in dem Jnselgebiet der Karolinen,

Palau und Marianen . V. 2.
6. § 20. Jan . 1900 . Verordnung , betr. den Erwerb von Grundeigenthum Eingeborener

im Jnselgebiete der Karolinen , Palau und Marianen . V. 18.
4. 1; 10. April 1900 . Verordnung des Vicegouverneurs von Ponape , betr . das Kredit¬

geben an Eingeborene und den Abschluß von Vertrügen mit Ein¬
geborenen über höhere Werthgegenstände . V. 60.

19

58

VIII. Samoa.
X. 8chut2gebiet.

3> 14. Juni 1899 . ^Oknerul Xet c»k tbs Lumoun Oonkorsnee ok Berlin . — General¬
akte der Samoa -Konferenz in Berlin . . I . 250 . 656

" 7. Nov. 1899 . Abkommen zwischenDeutschland, denVereinigtenStaaten vonAmerika
und Großbritannien behufs schiedsgerichtlicher Regelung gewisser
Schadensersatzansprüche auf Samoa . IV . 121 . 126

14. Nov. 1899 . Das deutsch-englische Abkommen betr . Samoa . IV . 123 . 129
2. Dez. 1899 . Deutsch-Amerikanisch-Englisches Abkommen, betr . Samoa . . . IV . 131 . 147

;0. >; 25. Sept . 1900 . Bekanntmachung , betr. die östlich des 171 . Längengrades westlich
von Greenwich gelegenen Inseln der Samoa -Gruppe . V. 133 . 148

B. - L. Allgemeine Oerwallung.
25 . April 1900 . Erlaß des Gouverneurs von Samoa , betr . das Kassen- und Rechnungs-

wesen des Schutzgebiets . V. 57 . 62
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25 . April 1900 . Bekanntmachung des Gouverneurs voll Samoa , betr . das Kassen-

1. Aug . 1900.

23 . Aug. 1900.

24 . April 1900.

31 . Aug . 1900.

15 . Nov . 1900.

wesen

Theil Nr.

V. 58.

14s

Verordnung des Gouverneurs von Samoa , betr . Einfuhr von Feuer¬
waffen und Munition . V . 115.
Bekanntmachung des Gouverneurs von Samoa , betr . die Einfuhr
von Feuerwaffen . V- 123.
Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Samoa , betr . Ein¬
fuhr aus pestverseuchten Häfen . V. 56.
Bekanntmachung des Gouverneurs von Samoa , betr . die Aus¬
rottung der Lantanapflanzcn . V. 126.
Verordnung dös Kaiserlichen Gouverneurs von Samoa , betr . das
Postwesen des Schutzgebietes von Samoa . V . 150.

14.
ei 7.

16.
1 15.

M 30.

1. März 1900.
30 . Juli 1900

1. März 1900.

7. Mai 1900.
15 . Sept . 1900

V.
V.

6 . Rechtspflege.
17 . Febr . 1900 . Verfügung , betr . die Ausübung konsularischer Befugnisse und den

Erlaß polizeilicher und sonstiger die Verwaltung betreffender Vor¬
schriften in Samoa . -
Verordnung des Gouverneurs von Samoa , betr . die Rechtsverhältnisse
Verordnung des Gouverneurs von Samoa , betr. die Rechtsverhältnisse V. 112.
Verordnung des Gouverneurs von Samoa , betr . Veröffentlichung
der Gesetze rc. fürs Schutzgebiet . V. 30.

16. Nov. 1900 . Bekanntmachung des Kaiserlichen Gouverneurs von Samoa , betr.
das Gerichtswesen . V. 151
Verordnung des Gouverneurs von Samoa , betr . Strafvollstreckung V. 74
Ertheilung von Ermächtigungen zur Beurkundung des Personen¬
standes in Samoa . V. 178

29 . gz

28.
10.
10.

Ä 10.

21.

25.

st 8.
! 30.

iB

I). Eingeborene.
1. Juli 1900 . Bekanntmachung des Gouverneurs von Samoa , betr . Auslegung

des Begriffs „Eingeborener " . V. 95.

IX. Riautschou.
Schutzgebiet.

27 . April 1898 . Vertrag zwischen dem Deutschen Reiche und China wegen Ueber-
lassung von Kiautschou . IV . 147.

27 . April 1898 . Allerhöchster Erlaß , betr . die Erklärung Kiautschous zum Schutz¬
gebiete . IV . 148. 1K

27. Jan . 1898.
1. März 1898.
7. März 1898.
5. April 1898.

24 . Mai 1898.

10. Nov. 1898.
9. März 1899.

14 . Febr . 1898.

5 . Juli 1898.
27 . Febr . 1899.
13 . März 1899.
15 . Sept . 1899.

30 . Dez. 1899.

12. Okt. 1899.
14. Juni 1900.

L . Allgemeine Oerwaltung.
Allerhöchste Ordre , betr . Verwaltung des Kiautschou-Gebietes . . IV.
Allerhöchste Verordnung , betr . Verwaltung des Kiautschou-Gebietes IV.
Allerhöchste Ordre , betr . das Gouvernement von Kiautschou . . IV.
Schreibweise Kiautschou und Tsingtau . IV.
*Berordnung , betr . Rechnungs - und Kastenwesen in: Kiautschou-
Gebiete . . IV.
Verordnung , betr . Rechnungs - und Kastenwesen im Kiautschou-Gebiete IV.
Verordnung , betr . Rechnungsangelegenheiten in Kiautschou . . . IV.
Verordnung des Staatssekretärs des Reichs-Marine -Amts , betr . Er¬
öffnung eines Kontos für die Marineverwaltung Kiautschou . . IV.
Dienstvorschrift für die Verwaltung des Schutzgebiets von Kiautschou IV.
Verordnung , betr . Ausgabe von Dienstsiegeln und -Stempeln . . IV.
Verordnung , betr. Vertretung der Civilgemeinde in Kiautschou . . IV.
Wahl von Civilgemeindevertretern . Lagerung von Petroleum.
Sprengungen in der Nähe von Häufen : und Straßen . . . . IV.
Bekanntmachung, betr. Abgrenzung der Bezirksämter Tsingtau und
Litsun. v.
Benennung der neuen Stadtanlage im Kiautschou-Gebiet . . . . IV.
Verordnung , betr . Ordnung des Polizeiwesens in Tsingtau . . . ^

141. M
144.
145. 1K
146. 16?

2.
14.
15.
25.

24.
17.

15.
18.
1.

151. 1KS
159. 1A
164. 18S

142.
154. 1?1
163. 18i
165.

176.

13.
179.

18. 211

17.
6.
4.

17.
13.

27.
24.
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14.
;. 8 7-

i . 13!

r. lil:

5.
2.

16.
^ 21 .

1. llr
1b.

1. M 3l >.
l
i 28.
! 10 .
l 10.

;. io.
1. R
2. 13- 21.

). U

1. 16«
1

8. IN

25.

8.
30.

Theil Nr. Seite
Aug . 1899 . Fleischschauordnung und Kontrolle des Milchverkehrs . IV . 175 . 201
Nov . 1900 . Verordnung , betr. das Apothekemvesen und den Verkehr mit Arznei¬

mitteln . V . 31 . 217
Juli 1900 . Polizeiverordnung , betr. die Anzeigepflicht bei ansteckenden Krankheiten V . 24 . 215

Sept . 1898 . Verordnung , betr . die Erhebung von Steuern und Abgaben in dem
deutschen Kiautschou -Gebiete . V . 3 . 197

Okt. 1899 . Verordnung , betr. Ausübung der Jagd . V . 12 . 204
Aug . 1900 . Verordnung , betr. das Verbot der Ausübung der Jagd in der Um¬

gebung des Gouvernementslazareths . V . 28 . 216
Juni 1900 . Bekanntmachung , betr. Umlauf falscher mexikanischer Dollars <- . V . 20 . 213
Jan . 1899 . Verordnung , betr. die Lagerung von Petroleum . IV . 160 . 185
Juli 1899 . Verordnung , betr. das Lagern von Steinen . Strafbefugnisse der

Polizeiwachtmeister . IV . 174 . 200
März 1899 . Verordnung , betr. die Ziegeleien . V. 8 . 202
Juli 1900 . Bekanntmachung , betr . die Entnahme von Sand am Strande . . V . 27 . 216
Juli 1900 . Polizeiverordnung , betr. die Entnahme von Sand am Strande der

Tsingtau -Bucht . V . 26 . 216
Dez . 1900 . Polizeiverordnung , betr. die Entnahme von Sand am Strande der

Tsingtau -Bucht . V . 34 . 219
Juni 1900 . Polizeiverordnung , betr. das Feilhalten von Bäumen und Sträuchern

im Umherziehen . V . 21 . 216
Jan . 1899 . Verordnung , betr . Abgabe von Warnungssignalen bei Sprengungen IV . 161 . 185
Dez . 1900 . Polizeiverordnung , betr. die Anlage von Aborten und das Verbot

der Bodenverunreinignng . V . 35 . 220
Nov . 1898 . Allerhöchste Ordre , betr . die Stiftung der Kiautschou -Bibliothek . . IV . 158 . 182
Nov . 1899 . Beschluß des Bundesraths , betr. die Schantung -Bergbau -Gesellschaft IV . 129 . 144

0 . Lanclgesetrgebung.

5. 10i

7. IN

8. 16-

1. 16«
1. 16l
5. 16«
6. 16?

1. 16«
9. 18l
4. 183

2. Sept . 1898 . Verordnung , betr. den Landerwerb in dem deutschen Kiautschou-
Gebiete . V . 4 . 196

2. Sept . 1898 . Verordnung , betr. Regelung des Grunderwerbs. V . 2 . 192
14. Juni 1900 . Bekanntmachung , betr. Lanoerwerb . V . 10 . 213
15. April 1899 . Verordnung , betr. Einrichtung eines Katasteramts in Tsingtau . . IV . 169 . 195
25 . Okt. 1900 . Kaiserliche Verordnung , betr. die Rechte an Grundstücken und die

Anlegung von Grundbüchern in den deutschen Niederlassungen in
Tientsin und Hankau . V . 141 . 151

24 . Okt. 1900 . Bekanntmachung , betr. die Ausfertigung von Katasterauszügen . V . 30 . 217
17. Okt. 1898 . Bekanntmachung , betr . den Schutz der Vermessungszeichen bei Vor¬

nahme von Erdarbeiten , sowie die Vermarkung von Besitzstücken,
nebst Kostentarif . V. 5 . 200

15. Sept . 1899 . Bekanntmachung , betr. den Schutz von Vermessungspunkten . . . V . 11 . 203
18. Nov . 1898 . Verordnung , betr. Theilung von Besitzstücken, nebst Kostentarif . . V . 6 . 201

1 Jan . 1899 . Verordnung , betr . die Erhebung von Grundsteuern . V . 7 . 202

1). Rechtspflege.
27 . April 1898 . Allerhöchste Verordnung , betr. die Rechtsverhältnisse in Kiautschou IV . 149 . 165
27 . April 1898 . Regelung der Rechtsverhältnisse und die Ausübung der Gerichtsbarkeit

in Kiautschou . IV . 150 . 167
8. Dez . 1900 . Bekanntmachung , betr. Veröffentlichung der gerichtlichen Bekannt¬

machungen . V . 33 . 219

2. 16«
4. 1<1
3. 1K
5. 183

6. 203
l

3. 20-
9. 20«
8. 2»

L. Militär.

17. Aug . 1898 . Organisation der Besatzung von Kiautschou . IV . 155 . 172
6. Sept . 1898 . Verordnung , betr. Organisation der Besatzung von Kiautschou . . IV . 157 . 181
4 . Dez . 1899 . Allerhöchste Ordre , betr. Organisation der Besatzung von Kiautschou IV . 180 . 206

17. Aug . 1898 . Allerhöchste Ordre , betr. Artillerieverwaltung Kiautschou . . . . IV . 156 . 181
13. Juni 1898 . Benennung des Marine -Jnfanterie -Bataillons und des Matrosen-

Artilleriedetachements in Kiautschou . IV . 153 . 171
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1. Vertrag vorn 8. Juni 1899, betreffend die Erhöhung der
^pirituosenzölle im Gebiete des Kongobeckens.

(Reichs-Anzeiger Nr. 160 von: 7. Juli 1900, Kol. Bl . 1900, S . 531, 739.)

8a Naz ' ssts l ' Lrn ^ srsnr ä '^ llsniaAns , Roi äs ? i' N886 , an noin
äs 1'Drnxirs ^ llsinanä ; 8aNan ' s8ts 1s R-ol äs8 Ls1Z68 ; 8a L1a ĵs8ts
Is Roi ä ' LsxaZns st sn 8on noni 8a Nazssts 1a Itsins RäZsnts
än Ro ^ annis ; 8a Nan ' s8ts 1s R,oi -8onvsrain äs 1' L)tat Inäs-
xsnäant än OonZo ; 1s ? rs8iäsnt äs 1a R-äxndlicins 1"ranyai8s;
8a Na '̂ ssts 1a ksins än Ro ^ anins -IIni äs 1a On-anäs -Li -staZns
st ä ' Irlanäs , Inixsratriss äs8 Inäs8 ; 8a 1Vlâjs8ts 1s Roi
ä ' Italis ; 8a Naz ' ssts 1a Itsins äs8 ? a ^ 8-La8 ; 8a Däan' s8tä 1s
R,oi äs kortnZal st äs8 ^ .1Zarvs8 , sts ., sts . ; 8a L1aHs8ts 1' Lni-
xsrsnr äs tonts8 1s8 Rn88is8 ; 8a Na '̂ ssts 1s koi äs 8nsäs st
äs XorvsZs , sts . ; st 8a Na ^ssts l ' Dlnixsrsui ' äs8 Ottonians;

Vonlant ^ ouivoir a l 'sxssntion äs 1a ei an 8s äs 1'artiols XOII äs 1'^ sts Zsnsral
! äs 8rnxs11s8 yni xrs86rit 1a rsvi8ion än räZIrns ä 'sntrss äs8 sxiritnsnx äan8
I eertainss i'SAion8 äs l '^ kriĉ ns;
^ Ont rs8o1n äs rsnnir a sst sKst nns Oontsisnss a Lrnxsllss st ont nonnns
> xoar 1snr8 klsnixotsntiairss , 8avoir:
! 8a Naz ' 68ts 1' Lrnxsrsnr ä '^ llsrnaZns , Roi äs ? rn886 , an norn äs 1'D)m-
! pirs Dlsinanä:

1s 8isnr ^ rsäsrio -äsan 6ornts ä '^ -lvsnslsdsn , 8on Olianidsllan st
Oon8si11sr intinis astnsl , 8on Lnvo ^ s Lxtraoräinairs st Ninistrs
klsnixotsntiairs xrs8 8a Ma '̂68ts 1s koi äss Ls1Z68,

st
1s 8isnr Onillanrns OölirinZ,
8on Oon8si11sr intiins äs I ŝZation;

8a Nan ' s8ts 1s Roi äs8 Ls1Z68:
1s 8isnr ^ .nZn8ts Laron l/anibsrniont , 8on Mini8ti -s ä 'Ltat , 8on

D)nvo ^ ä Lxtraoräinairs st Nini8trs klänixotsntiairs,
st

1s 8isnr ^ nZN8ts van NaläsZIisni , Oonssillsr a 1a Oonr äs 0a88ation
äs LsIZi ^ns;

8a L1an' s8tä 1s koi ä ' ^ 8xaZns , st sn 8on noni 8a Maz' s8ts 1a lisins
ItsAsnts än R-o ^ anrns:

1s 8isnr Rarnirs ^ äs Villa - Ilrrntia , 8on Lnvo ^ s Dlxtraoiäinairs
st Nini8trs läsnixotsntiairs xrss 8a Na )sste 1s Rol äs8 Ls1Z68;

D>e deutsche aolouial -GesehiiebunqV (1900). 1
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8a Na ĵsstd 1s Roi -8oavsraia äs 1' Ltat laäsxsnäaat äa GoaZo:
1s 8isur ? au1 äs 8uist äs Xas ^ sr , 8oa Ninistrs ä 'Ltat , Nsradrs cle

1a Gdaradrs äss Rsxi -sssntants äs LslAihas,
st

1s 8isur Hadert I) rooZraaa8 , 8sorstairs Zsasral äa Osxartsaisat äss
^iaaass8 äs 1'Ltat laääxsaäsat äa OoaZo;

1s krdsiäsnt äs 1a Räpadliyas k' raayaiss:
1s 8isar Gsrarä , dlavo ^ s Lxtraoräiaairs st Niai8trs ? 1saixotsatiaire

äs 1a Rsxadliyas k'raayaiss ^ rss 8a Naz' ssts 1s koi äss Ls1Z68;
8a Nazssts 1a ksias äa ILo^ aaais -8ai äs 1a Oraaäs -LrstaZas st

ä ' Irlaaäs , Iraxdratrios äs8 Inäss:
8ir Il' rZ.noiZ klaakstt , 8oa Lavo ^ s Lxtraoräiaairs st Niaistrs klsai

xotsatiairs xrd8 8a IVlaz' ssts 1s Roi äss 6s1Z68,
st

1s 8isar 8 . k' araall , äa k'orsiZa Okües;
8a Na '̂ ssts 1s Roi ä ' Italis:

1s 8isar 8 . OaataZalli , 8oa Lavo ^ s Lxtraoräiaairs st Niuistrs ? 16ai-
xotsatiairs xrds 8a NaHsstä 1s 8oi äss LsIZss;

8a Naz ' ssts 1a Rsias äss ? a ^ 8-La8:
1s äoalrdssr Luäolxds äs ? S8ts1 , 8oa Lavo ^ d Lxtraoräiaairs st Niaistre

klsaixotsatiairs xrds 8a Na '̂ sst ^ 1s Roi äss LsIZss;
8a Naz ssts 1s 8oi äs ? orta § a1 st äss ^ .IZarvss:

1s 8isar ^ atoias -Maris , Oorats äs lovar , 8oa Lavo ^ d Lxtraoräiaaire
st Nialstrs läsaixotsatiairs xrs8 8a Ma '̂ssts 1s Roi äss LsIZss;

8a Nazssts l ' Laixsrsar äs toatss 1s8 Ka88is8:
1s 8isar 8 . äs Gisrs , 8oa Lavo ^ s ^Ixtraoräiaairs st Niaistrs ? 16ai-

xotsatiairs prss 8a Na ĵ68ts 1s Roi äss LsIZss;
8a Na ĵssts 1s 8oi äs 8adäs st äs XorvsZs:

1s 8isar ^ .aZU8ts -d,. -Il' 6r86a Oorats 0t ^ 1äsa8to1i ) 6 , 8oa Niaistre
I' lsaipotsatiairs xrss 8a Na '̂ ssts 1s 8oi äss LsIZss;

8a Na '̂ ssts 1' Lraxsrsur äss Ottoraaas:
Ltisnas Oaratdsäor ^ Lksaäi , 8aat OiZaitairs äs 8oa Ura ^ irs , 8on

Lavo ^ s Lxtraoräiaairs st Niaistrs klsai ^ otsatiairs prss 8a Naz'sste
1s koi äss LsIZss;

d-ss ^asls , rauai8 äs xoavoir sa doaas st äas torurs , oat aäoxt6 168 äis-
xo8ltioa8 8uivaats8:

^rtiels I.

xartir äs 1a rai86 sa viZasar äs 1a xrsssats Ooavsatioa , 1s äroit
ä ' satrss sar Iss 8piritasax , tsl Ha'il 68t rsZIs xar 1'^ .sts Zentral äs Lraxsllss,
8sra xorts , äaiis toats l 'stsaäas äs 1a 2or>s oä a 'sxistsrait xa8 1s rHZiras äe
1a xrodiditioa viss a 1'artisls XOI äaäit ^ .ets Zsasral , aa taux äs 70 kraaes
xar dsotolitrs ü. 50 äsZrss ssat ^siraaax , xsaäant aas xsrioäs äs 8ix aa8.

II xoarra sxosxtioasllsrasat u 'strs ^us äs 60 kraao8 xar dsstolitrs L50 äsZrss
ssatssiraanx äaa8 1a soloais äa loZo st äaa8 sslls äa Oadoras ^ .

d,s äroit ä 'satrss ssra aaZrasat5 xroxortioaasllsrasat xour sdac âs äsgre
aa -äs88a8 äs 50 äsZrs8 osats8iaiaax ; 11 xoarra strs äiraiaa5 xroxortioaasllö-
rasat xoar odac âs äsZrs aa -äs88oa8 äs 50 äsZrs8 ssat58iraaax.

1'sxpiratioa äs 1a xsrioäs äs 8ix aa8 rasatioaass si -äs88a8 , 1s äroit
ä 'satr ŝ 8sra 8oarai8 a rsvi8ioa sa xrsaaat ^oar da8S 1s8 rs8a1tat8 xroäaits
>̂ar 1a tariüoatioa xröosäsats.
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068 ? ni883ne68 sonssrvsnt 1s äroit äs nraintsuir st ä 'slsvsr 1s, taxs an
(Isis cln rninirnnnr äxs xar 1s prsssnt artisls clans Iss r^Zions on s11s8 1s
posssäsnt astnsllsinsnt.

Artisls II.

Xinsi cin'il rssnlts cls 1'artisls XOIII äs 1'̂ .ots Zsnsral äs Lrnxsllss , Iss
doissons ässtillsss ^ni ssraisnt kadriĉ nsss äans Iss rsZions vissss ri, 1'artisls XOII
äuäit ^ sts Zensral st ässtinsss a strs livrsss a 1a sonsornination , 8sront
AI6VSS8ä 'nn äroit ä 'assiss.

6s äroit ä 'assi86 , äont Iss Ouissausss s 'snZaZsnt a assursr 1a jisrssxtion
äans 1a lirnits än xossidls , ns ssra xas inlsrisnr an rninirnnrn än äroit ä 'sntrss
äxs xar 1'artisls äs 1a xrässnts Oonvsntion.

Artisls III.

II 68t sntsnän cins 1s8 knissansss cini ont siZns 1'̂ sts Zsnsral äs Lrnxsllss
ou ont aälrsrs st t̂ ni ns 80 nt xas rsxrsssntsss äans 1a Oonksrsnss astnslls
sonssrvsnt 1s äroit ä 'aälisrsr a 1a Präsents Oonvsntion.

Artisls IV.

Oa iirsssnts Oonvsntion ssra ratiäss äans nn äslai ^ni 8sra 1s plus sourt
xossibls st cjni, sn ansnn sa8 , ns xonrra sxssäsr nn an.

Olracins knissanss aärs88sra sa ratiüsation an Oonvsrnsrnsnt äs Ka Maz'ssts
än lloi äs8 LsIZss , ĉni sn äonnsra avis ä tontss 1s8 antrss knissansss siZna-
tairss äs 1a xrsssnts Oonvsntion . Oss ratiäsations äs tont68 168 knissansss
rsstsront ääxosäss äans Iss ars1rivs6 än Ro^anrns äs LsIZicjNS.

Xnssitot ĉns tontss Iss ratiüsations anront sts xroänitss , on an xlus
tarä nn an axräs 1a siZnatnrs äs 1a xrsssnts Oonvsntion , il ssra ärssss asts
än ä6xot äans nn Orotosols ĉni ssra siZns xar Iss Rsxrsssntants äs tontss
Iss knissansss ĉni anront ratiüs.

Uns ooxis ssrtitiss äs ss ? rotoso1s ssra aärsssss a tontss Iss knissansss
intsrsssäss.

Artisls V.

Oa xrsssnts Oonvsntion sntrsra sn viZnsnr äans tontss Iss xosssssions
äss knissansss sontrastantss situsss äans 1a 20 ns ästsrniinss xar 1'artisls XO
äs 1'̂ .sts Zsnsral äs Lrnxsllss , 1s trsntisrns zonr a xartir äs sslni on anra
stä ärssss 1s ll'rotoeols äs ääxot xi'ävn 1'artisls xrsssäsnt.

Ln toi äs Hnoi, Iss klsnixotsntiairss rss ^sstiks ont siZns 1a xrsssnts
Oonvsntion st ^ ont axxoss Isnr saslrst.

I âit ä Urnxsllss , 1s Irnitiönrs ônr än inois äs znin nril Irnit ssnt «inatrs-
vinAt-äix -nsuk.

(0 . 8 .) (siZns ) ^.Ivsnslsdsn . (O. 8 .) (siZns ) OölirinZ.
(0 . 8 .) (siZnä) Ll? Xanidsrnront . (0 . 8 .) (siZns ) van MaläsZIrsnr.

(0 . 8 .) (si §ns ) IV. k . äs Villa -IIrrntia.
(0 . 8 .) (siZns ) ? . äs 8rnst äs Xas ^ sr . (1̂ . 8 .) (siZns ) H . OrooZrnans

(0 . 8 .) (si§nä) Oärarä.
(0 . 8 .) (siZns ) Xr . klnnlcstt . (O. 8 .) (siZnä) 8 . I'arnall.

- (0 . 8 .) (siZns ) OantaZalli . (O. 8 .) (siZns ) R. äs ? ssts1.
' (0 . 8 .) (siZns ) 01? äs lovar . (0,. 8 .) (siZns ) X . äs Olisrs.
(0 . 8 .) hsiZnä) ^ n § . X. O^ läsnstolxs . (O. 8 .) (siZnä) Xt . Oaratlisoäor ^.
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Uebersetzung der Brüsseler Konvention
vom 8. Jnni 1899.

Seine Majestät der Deutsche Kaiser , König von Preußen , im Namen
des Deutschen Reichs ; Seine Majestät der König der Belgier ; Seine
Majestät der König von Spanien und in Seinem Namen Ihre Majestät
die Königin - Regentin des Königreichs ; Seine Majestät der König-
Sonverün des Unabhängigen Congostaats ; der Präsident der
Französischen Republik ; Ihre Majestät die Königin des Vereinigten
Königreichs von Großbritannien und Irland , Kaiserin von Indien;
Seine Majestät der König von Italien ; Ihre Majestät die Königin
der Niederlande ; Seine Majestät der König von Portugal und
Algarvien , rc. ; Seine Majestät der Kaiser aller Reußen ; Seinem
Majestät der König von Schweden und Norwegen , nc. ; und Seine
Majestät der Kaiser der Ottomanen;

voir dem Wunsche geleitet, die Bestimmung des Artikels XOII der Brüsseler General¬
akte, durch welche die Revision der Behandlung der Spirituosen bei ihrer Zulassung
in bestimmten Gebieten Afrikas vorgeschrieben wird , auszuführen , haben beschlossen,
zu diesem Zwecke eine Konferenz in Brüssel zusammentreten zu lassen und zu Ihren
Bevollmächtigten ernannt:

Seine Majestät der Deutsche Kaiser , König von Preußen , im Namen des
Deutschen Reichs:

den Herrn Friedrich Johann Grafen von Alvensleben , Kammerherrn,
Ihren Wirklichen Geheimen Rath und außerordentlichen Gesandten und
bevollmächtigten Minister bei Seiner Majestät dem König der Belgier,

und

den Hern : Wilhelm Göhring , Ihren Geheimen Legationsrath ; !
Seine Majestät der König der Belgier:

den Herrn August Baron Lambermont , Staatsminister , Ihren außerordent¬
lichen Gesandten und bevollmächtigten Minister,

und

den Herrn August van Maldeghem , Rath beim Kassationshof von
Belgien;

Seine Majestät der König von Spanien und in Seinem Namen Jhre^
Majestät die Königin - Regentin des Königreichs:

den Herrn W. Ramirez de Villa Urrutia , Ihren außerordentlichen Ge-j
sandten und bevollmächtigten Minister bei Seiner Majestät dem König der;
Belgier;

Seine Majestät der König - Sonverän des Unabhängigen Congostaats :;
den Herrn Paul de Smet de Naeyer , Ihren Staatsminister , Mitglied der:

belgischen Repräsentantenkammer,
und

den Herrn Hubert Droogmans , General - Sekretär der Finanzen des Un¬
abhängigen Congostaats;

der Präsident der Französischen Republik:
den Herrn A. Gsrard , außerordentlichen Gesandten und bevollmächtigte»

Minister der Französischen Republik bei Seiner Majestät dem König der
Belgier;
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Ihre Majestät die Königin des Vereinigten Königreichs von Groß¬
britannien und Irland , Kaiserin von Indien:

Sir Francis Plunkett , Ihren außerordentlichen Gesandten und bevollmächtigten
Minister bei Seiner Majestät dem König der Belgier,

und

den Herrn H . Farn all vom Foreign Office:

Seine Majestät der König von Italien:
den Herrn R . Cantagalli , Ihren außerordentlichen Gesandten und bevoll¬

mächtigten Minister bei Seiner Majestät dem König der Belgier:

Ihre Majestät die Königin der Niederlande:
den Jonkheer Rudolphe de Pestel , Ihren außerordentlichen Gesandten und

bevollmächtigten Minister bei Seiner Majestät dem König der Belgier;

Seine Majestät der König von Portugal und Algarvien:
den Herrn Antoine - Marie , Comte de Tovar , Ihren außerordentlichen Ge¬

sandten und bevollmächtigten Minister bei Seiner Majestät dem König der
Belgier;

Seine Majestät der Kaiser aller Renßen:
den Herrn N . v . Giers , Ihren außerordentlichen Gesandten und bevollmäch¬

tigten Minister bei Seiner Majestät dem König der Belgier;

Seine Majestät der König von Schweden und Norwegen:
den Herrn August - L . - Fersen , Comte Gyldenstolpe , Ihren bevollmächtigten

Minister bei Seiner Majestät dem König der Belgier;

Seine Majestät der Kaiser der Ottomanen:
Etienne Carathäodory Effendi , Großwürdenträger des Reichs , Ihren

außerordentlichen Gesandten und bevollmächtigten Minister bei Seiner
Majestät dem König der Belgier;

welche , versehen mit Vollmachten in guter und gehöriger Form , die folgenden Be¬
stimmungen angenommen haben:

Artikel 1.

Vom Inkrafttreten gegenwärtiger Konvention an wird der Einfuhrzoll auf
Spirituosen , wie derselbe durch die Brüsseler Generalakte geregelt worden ist , im
ganzen Gebiete der Zone , wo das im Artikel XOI der Generalakte vorgesehene Verbot
nicht in Kraft stehen sollte , auf die Höhe von 70 Fr . für das Hektoliter von 60 Grad
Alkoholgehalt gebracht , für einen Zeitraum von 6 Jahren.

Der Einfuhrzoll braucht , als Ausnahme , für die Kolonie von Togo und für
diejenige von Dahomey nur 60 Fr . für das Hektoliter von 50 Grad Alkoholgehalt
zu betragen.

Der Einfuhrzoll ist für jeden Grad über 50 Grad Alkoholgehalt verhältnißmüßig
zu erhöhen ; er darf für jeden Grad unter 50 Grad Alkoholgehalt verhältnißmüßig
herabgesetzt werden.

Beim Ablauf des vorstehend erwähnten Zeitraums von 6 Jahren wird der
Einfuhrzoll auf der Grundlage der durch die bisherigen Tarifbestimmungen gezeitigten
Ergebnisse einer Revision unterzogen werden.

Die Mächte behalten das Recht , in denjenigen Gebieten , wo sie dasselbe zur
Zeit besitzen , die Zollsätze auch über das im gegenwärtigen Artikel festgesetzte Minimum
hinaus aufrecht zu erhalten oder zu erhöhen.
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Artikel 2 . k

Wie aus Artikel X6II der Brüsseler Generalakte sich ergiebt , sind die Spiritusse », s
welche in den im Artikel X6II bezeichneten Gebieten fabrizirt werden sollten und
für den Bedarf im Innern bestimmt sind, mit einer Steuer zu belegen.

Diese Steuer , deren Erhebung die Mächte , soweit möglich, zu sichern sich ver¬
pflichten , soll nicht niedriger sein als der im Artikel 1 gegenwärtiger Konventton
festgesetzte Minimalsatz des Einfuhrzolls.

Artikel 3.

Es besteht Einverständniß darüber , daß die Mächte , die die Brüsseler General¬
akte unterzeichnet haben oder ihr beigetreten sind, aus der gegenwärtigen Konferenz
aber nicht vertreten sind, das Recht behalten , der gegenwärtigen Konvention bei-
zutreten.

Artikel 4.

Gegenwärtige Konvention soll binnen kürzester und keinesfalls den Zeitraum
eines Jahres überschreitender Frist ratifizirt werden . Jede Macht wird ihre
Ratifikation der Regierung Seiner Majestät des Königs der Belgier zugehen lassen,
welche allen Signatarmächten der gegenwärtigen Konvention davon Kenntniß geben
wird . Die Ratifikationen aller Mächte bleiben in den Archiven des Königreichs
Belgien aufbewahrt.

Sobald alle Ratifikationen beigebracht sind, oder spätestens ein Jahr nach der
Unterzeichnung der gegenwärtigen Konventionen , wird über den Hinterlegungsakt ein
Protokoll errichtet, welches von den Vertretern aller Mächte , welche ratifizirt haben,
unterzeichnet wird.

Eine beglaubigte Abschrift dieses Protokolls wird allen betheiligten Mächten
übermittelt.

Artikel 5.

Die gegenwärtige Konvention tritt in allen zu der im Artikel XO der Brüsseler
Generalakte festgesetzten Zonen gehörigen Besitzungen der Vertragsmächte in Kraft
am 30 . Tage nach demjenigen Tage , an welchen: das in: vorigen Artikel erwähnte
HinterlegungsProtokoll aufgenommen worden ist.

Zur Beglaubigung dessen haben die betreffenden Bevollmächtigten gegenwärtige
Konvention unterzeichnet und ihre Siegel beigesetzt.

Geschehen zu Brüssel , den 8. Juni 1899.

(U. 8 .) gez. Alvensleben . (U. 8 .) gez. Göhring.
(U. 8 .) gez. Brn . Lambermont . (U. 8 .) gez. A. van Maldeghem.

(U. 8 .) gez. W . R . de Villa Urrutia.
(ll . 8 .) gez. P . de Smet de Naeyer . (U. 8 .) gez. H . Droogmans.

(ll . 8 .) gez. A. Gsrard.
(U. 8 .) gez. Fr . Plunkett . (U. 8 .) gez. H. Farn all.
(U. 8 .) gez. Cantagalli . (U. 8 .) gez. R . de Pestel.

(U. 8 .) gez. Cte. de Tovar . (U. 8 .) gez. N . de Giers.
(ll . 8 .) gez. Aug . F . Gyldenstolpe . (U. 8 .) gez. Et . Carathsodory.

Die vorstehende Konvention ist diesseits an: 23 . Februar 1900 ratifizirt worden.
Nachdem das in der Konvention hinsichtlich der Ratifikations -Urkunden vorgesehene
Hinterlegungsprotokoll am 8. Jnni 1900 vollzogen worden ist, tritt die Konvention
an: 8 . Juli 1900 in Kraft.
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2. Verordnung des Gouverneurs von Neu-Guinea , betr. das Verbot
der Verabfolgung von Waffen, Munition , Sprengstoffen und alkohol¬

haltigen Getränken an Eingeborene in dem Inselgebiet der
Karolinen , palau und Marionen.

Vom 17. Oktober 1899. (Kol. Bl . 1900, S . 496.,
8 1.

Die Verabfolgung von Schußwaffen , Munition , Sprengstoffen und alkoholhaltigen
Getränken an Eingeborene der Karolinen , Palau und Marionen oder an andere , im
Jnselgebiet sich aufhaltende Farbige ohne besondere Erlaubniß der lokalen Verwaltungs¬
behörde ist verboten.

8 2.
Der znr Zeit im Jnselgebiet befindliche Vorrath an Schußwaffen und Spirituosen,

welche ihrer Natur nach nicht zum Verkauf an Europäer geeignet sind, sind von den
Besitzern binnen vier Monaten nach Erlaß dieser Verordnung bei der lokalen Ver¬
waltungsbehörde anzumelden.

8 3.
Zuwiderhandlungen gegen das im 8 1 ausgesprochene Verbot werden mit Ge¬

fängniß bis zu drei Monaten oder mit Geldstrafe bis zu tausend Mark bestraft.
Auch kann auf Einziehung der bei dem Schuldigen vorgefundenen Vorräthe von
Waffen, Munition und Sprengstoffen erkannt werden , insoweit dieselben nach Ermessen
des Gerichtes das Maß des persönlichen Bedarfs der Schuldigen übersteigen.

8 4.
Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündigung in Kraft.
Ponape , den 17 . Oktober 1899.

Der Kaiserliche Gouverneur,
gez. v. Bennigsen.

3. Verordnung des Gouverneurs von Mstafrika, betreffend die
Errichtung freier Niederlagen in den wichtigeren Häfen Deutsch-

Gstafrikas.
Vom 23. November 1899.

8 1. In Gemäßheit des 8 13 der Zollordnung können zur Erleichterung und
Beförderung des mittelbaren Durchfuhrhandels zur See in solchen Küstenplätzen, bei
denen vom Gouvernement ein Bedürfniß hierzu anerkannt worden ist , örtlich mit
dem Hafen in Verbindung stehende Niederlageanstalten (Freilager ) errichtet werden.

Die Erlaubniß dazu ertheilt das Gouvernement.
8 2. Unter Freilager sollen solche Niederlageanstalten verstanden werden , die

die folgenden Eigenschaften in sich vereinigen , nämlich die:
1. vom Zollinlande durch sichernde Umschließungen so abgesperrt sind, daß sie

ein unter Zollaufsicht stehendes Ausland bilden,
2. im Allgemeinen nur ausländische Waaren mit der Bestimmung zur Wieder¬

ausfuhr und znr Lagerung auf Kosten und Gefahr des Niederlegers oder
Lagerinhabers aufnehmen , ohne den sonstigen Zollvorschriften bezüglich An¬
meldung , Prüfung w. eher unterworfen zu sein als bis sie über die Grenze
dieses Freilagers nach dem Zollgebiete gehen,
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3. Güter des freien Jnlandverkehrs nur nach geschehener Ausfuhrabfertigung
aufnehmen und in denen H

4. die Umpackung und Theilung der Waaren nach Belieben sowie auch der
Verkauf und Tausch nach Belieben gestattet find, j

5. das amtliche Oeffnenlassen der Kisten, Ballen w. nur ausnahmsweise statt- l
findet, I

0. die Lagerfrist unbeschränkt ist. §
§ 3. An Orten, wo keine dem Gouvernement gehörige Gebäude, die als Nieder¬

lage benutzt werden können, oder dergleichen Gebäude nicht in dem nöthigen Um- ^
fange vorhanden find, ist es Sache der Kaufmannschaft oder der Gemeinde, die einĉ
solche Anlage oder deren Erweiterung wünschen, den erforderlichen Raum zur Be- !
Nutzung zu stellen. !

Z 4. Zur Aufrechterhaltung der Ordnung in solchen Freilagern dienen, außer
den allgemeinen Landesgesetzen, auch besondere den betreffenden Orten angepaßte
Niederlagevorschriften, deren Nichtbefvlgnng nach Lj 36 der Zollordnung zu ahnden
sind, sofern nicht die härteren Strafbestimmungen derselben in Anwendung zu kommenf
haben. f

tz 5. Besondere Niederlagevorschriften werden auf Grund der gemachten Er- t
fahrungen erlassen werden. Bis dahin finden diejenigen Niederlagevorschriften sinn- '
gemäße Anwendung, welche in der Verordnung, betreffend die Einrichtung von
zollfreien Niederlagen in den Häfen des deutschen Schutzgebietes vom 10. Januar 1892
und in den Ausführnngsbestimmungen dazu vom 8. März 1892 niedergelegt sind̂
und soweit sie dieser Verordnung nicht widersprechen. In Zweifelsfällen entscheidet!
das zuständige Hauptzollamt, gegen dessen Entscheid binnen vier Wochen die Be- j
schwerde bei der Zollinspektion zulässig ist. Die Entscheidung der letzteren ist end¬
gültig.

Dar -es-SalLm , den 23. November 1899. ^
Der Kaiserliche Gouverneur.

gez. Liebert. s

4. Hcifenordnung für die Häfen von Ponape (Tanger), Niki, Tod und
Metalonim.

Vom 23. November 1899.

^ 1. Alle Schiffe, welche nicht in den Schutzgebieten von Dentsch-Neu-Guinea, j
einschließlich des Jnselgebietes der Karolinen, Palau und Marionen, und der Marschall¬
inseln stationirt und ausschließlich im Jnselverkehr daselbst thätig sind, haben beim
Einkommen in einem der Hafenplätze von Ponape(Langer), Kiti, Lod und Metalonim
und beim Verlassen derselben einen der von dem Kaiserlichen Bezirksamt in Ponape
angestellten Lootsen an Bord zu nehmen.

8 2. Die Lootsengebühr beträgt 6 Mark für den Meter, 2 Mark für den
Fuß Tiefgang und ist sowohl für Einlootsen wie für Auslootsen zu entrichten. Für
außergewöhnliche Dienstleistungen bleibt den Schiffsführern überlassen, mit dem Lootsen
ein besonderes Abkommen zu treffen.

Z 3. Wird die Thätigkeit des Lootsen zum Verholen von einem Platze im
Hafen zum anderen in Anspruch genommen, so sind 10 Mark dafür zu entrichten.

8 4. Der Führer eines jeden Kauffahrteischiffes, welches in einem der im 8 1
genannten Hafenplätze einläuft, ist verpflichtet, die Ankunft seines Schiffes und den
Abgang desselben dem Kaiserlichen Bezirksamt mündlich oder schriftlich zu melden,
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unbeschadet der Vorschrift des Li 2 der Verordnung Oom 12 . Oktober 1899/ ) betreffend
die dein Auslandsverkehr geöffneten Häfen im Jnselgebiete der Karolinen , Palan und
Marionen.

Die Meldung der Ankunft hat innerhalb der beiden nächstfolgenden Tage , die

Meldung der Abfahrt vor dem Verlassen des Hafens zu erfolgen.
I 5 . Die HZ 3 , 4 , 5 und 6 der genannten Verordnung vom 12 . Oktober 1899

finden für die in der gegenwärtigen Verordnung vorgeschriebene Meldepflicht ent-

fp rechende Anwendnng.
Z 6 . Die Wahl des Liege -, Lösch- und Ladeplatzes steht dem Schiffsführer

frei , sofern nicht aus besonderen Gründen ein solcher angewiesen wird . Zur An¬
weisung sind die Lootsen berechtigt , im Hafen von Ponape (Langer ) der Hafenmeister.

Z 7 . Im Hafen von Ponape (Langer ) ist jeder Verkehr zwischen einem ein¬

kommenden fremden Schiffe und dem Lande bezw . im Hafen bereits ankernden

Schiffen verboten , ehe nicht der Hafenmeister an Bord des Schiffes war . Der Schiffs-

fiihrer ist verpflichtet , den Anordnungen desselben über die Eröffnung des Verkehrs
mit dem Lande Folge zu leisten.

§ 8 . Der Schiffsführer hat jederzeit die Einsichtnahme der Schiffspapiere zu ge¬
statten und dieselben auf Verlangen bei dem Kaiserlichen Bezirksamt in Ponape für

die Zeit seines Aufenthaltes zu hinterlegen.
Lf 9 . Jeder Schiffsführer ist verpflichtet , nachts die durch Seemannsbranch vor¬

geschriebene Zahl Lichter zu unterhalten . Kleinere Schiffe hissen ein Helles , weißes

Licht am Mäste.
§ 10 . Es ist verboten , Ballast oder größere treibende Gegenstände im Hafen

über Bord zu werfen.
Lf 11 . Zuwiderhandlungen werden mit Geldstrafe bis zu 300 Mark oder mit

Gefäugniß bis zu drei Monaten bestraft.
8 12 . Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündigung in Kraft.

Ponape , den 23 . November 1899 . '
Der Kaiserliche Vize -Gouverneur,

gez . Hahl.

5. Verordnung des Gouverneurs von Deutsch -Gstafrika , betreffend
die Freilager.

Vom 29 . November 1899.

Da die Errichtung eines Freilagers in Gemüßheit der Verordnung vom
23 . November 1899 in Dar -es - SalLm zu einem anerkannten Bedürfnisse noch nicht

geworden ist , will ich den hiesigen und fremden Gewerbetreibenden , sofern letztere
einen geeigneten Vertreter hier bestellen , die Lagerräume des früheren Bauhofes , der¬

bem hiesigen Hanptzollamte zugetheilt worden ist , mit der Maßgabe zur Verfügung
stellen , daß diese Lager , die einzeln gemiethet werden können , für den mittelbaren
Durchfuhrhandel noch weitere Erleichterungen bieten , als die hierselbst bestehende zoll¬
freie Niederlage sie bereits gewährt.

Zu dem Zwecke ist die Verorduung über die Errichtung von Thcilungslagern in

Gonvernementsgebäuden am heutigen Tage erlassen worden . Sie tritt sofort in Kraft.
Anträge auf Bewilligung eines Theilnngslagers sind bei dem Hanptzollamte an¬

zubringen . Die Bewilligung ertheilt das Gouvernement . Die Lagermiethe beträgt

Nicht abgedruckt.
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für Dar-es-SalLm in Steinbauten 6 Pesa und in Fachwerksbauten4 Pesa für 1 edw
des überwiesenen Raumes monatlich. z

Der Kaiserliche Gouverneur. j
gez. Liebert . ^

Verordnung i
über die Einrichtung von Theilungslagern unter Mitverschluß der Zoll - f
Verwaltung in abgesonderten Räumen öffentlicher zollfreier Nieder - l

lagen , die dem Gouvernement gehören . ^
L; 1. In Gemäßheit des Z 13 der Zollverordnung können Theilungslagerl

unter Mitverschluß der Zollverwaltung in abgesonderten Räumen der auf den Zoll- j
ämtern bestehenden zollfreien Niederlagen, welche für sich verschließbar sind und für!
deren Einrichtung und Unterhaltung der Niederleger nach Anleitung des betreffenden̂
Zollamtes sorgen muß, zugelassen werden. i

tz 2. Die Bewilligung eines Theilungslagers erfolgt durch das Gouvernement̂
auf Antrag des Gewerbetreibenden, der das Vertrauen der Zollbehörde besitzen muß, l
der kaufmännische Bücher ordnungsmäßig führt und am Ort des Theilungslagerss
wohnt oder einen geeigneten Vertreter am Orte bestellt hat. Die Bewilligung ist§
widerruflich. Die Lagerung der Waaren im Gouvernementsgebäude geschieht aufs
Kosten und Gefahr des Lagerinhabers bezw. Eigenthümers der Waaren. s

Vom Tage der Bewilligung ab läuft die Lagermiethe, die monatlich und im s
voraus zu zahlen ist. Angefangene Monate rechnen für voll. i

Ein Lagergeld wird nicht erhoben.
§ 3. Die Lagermiethe soll für gewöhnlich 10 von Hundert des Gebäude- ^

beschaffnngswerthes nicht überschreiten und wird für jedes Lager besonders festgesetzt. ^
Sie dient zur Bestreitung der Gebäudeunterhaltungskosten. s

§ 4. Für derartige Theilungslager finden Anwendung: Die Bestimmungen in ^
den ZK3, 8 nebst der Strafandrohung des F 9 und F 16 der Verordnung, be- i
treffend die zollfreien Niederlagen vom 10. Januar 1892, und deren Anssührnngs- i
bestimmnngen vom 8. März 1892 in den ^ 4 und 10 Anwendung: wozu nochs
folgende Erleichterungen als besondere Vorschriften hinzutreten: s

1. Die Gleichheit der einzelnen Frachtstücke braucht nicht festgehalten zu werden, j
gleichviel ob die zu lagernden Waaren ausschließlich zum Absatz im Zoll- ^
gebiete oder zugleich oder ausschließlich zum Absatz nach dem Auslande be- t
stimmt sind. c

2. Während der Offenhaltung des Lagers steht dem Inhaber die Behandlung, s
Umpackung und Theilung der Waaren ohne Anmeldung frei. Leer ge- j
wordene Verpackungen find nach ihrem Werthe beim Eingang ins Zollgebiets
zu verzollen oder unter Zollaufsicht ins Ausland zurückzubringenoder unter s
amtlicher Aufsicht zu vernichten. Die verpackt auf das Lager gelangten^
und zur Eingangsverzollung angemeldeten Waaren müssen bei der Um-
Packung in Umschließungen von gleicher Art gebracht werden, sofern nicht
die oberste Zollbehörde Ausnahmen zuläßt. Einmal geöffnet gewesene Fracht¬
stücke sind bei der Einfuhr in das Zollgebiet stets der besonderen Prüfung
zu unterwerfen.

Die Behandlung der Waaren darf dieselben in ihrem Werthe nicht
verändern. Ausnahmen von dieser Bestimmung bedürfen der Genehmigung
des Gouvernements.

In den Lagern ist jede Behandlung der Waaren zulässig, die mit den
Zwecken der Niederlage vereinbar ist.

Zur Ergänzung, Auffüllung rc. der lagernden Waaren können Waaren ^
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aus deut freieil Jnlandverkehr , nachdem ihre Ausfuhrabfertigung stattgehabt , in
die Niederlage eingebracht werden . Dieselben nehmen damit die Eigenschaft
fremder , unverzollter Waaren an . Waaren , die ohne vorher im freien Jn-
landverkehr gewesen zu sein, wieder in das Ausland ausgeführt werden , be¬
zahlen weder Ausfuhrzoll noch die Umschlagsabgabe.

3 . Ueber die niedergelegten Güter werden Niederlagescheine nicht ausgestellt.
4. Der Verkauf oder Umtausch von Niederlagegütern von einem zum andern

Niederleger ist gestattet und schriftlich bei der Niederlageverwaltung anzu¬
melden , die dann auf Grund der von den beiden Betheiligten zu unter¬
schreibenden Anmeldung die Umbuchung im Lagerbuche (Form . Muster 14)
von dem Konto des einen auf das des anderen Niederlegers kostenlos be¬
wirkt , worauf die Ueberführnng von dem einen in den anderen Lagerraum
zu erfolgen hat.

5. Die Lagerfrist der auf solche Theilungslager gebrachten Waaren darf fünf
Jahre nicht übersteigen.

Lf 5. Der Einfuhrverzollung w. ist der Werth zu Grunde zu legen , den die
Waare zur Zeit der Einlagerung hatte ; ein Gleiches hat zu geschehen, wenn das
Gewicht die Grundlage der Verzollung bildet . Hat fedoch die Waare auf dem Lager
ohne Verschulden des Lagerinhabers an Werth oder Gewicht eingebüßt und wird
dieses vor Abtastung der Waare aus dem Lager festgestellt, so ist nur der wirkliche
Werth oder das wirkliche Gewicht (Auslageruugsgewicht ) derselben der Verzollung zu
Grunde zu legen . Von den auf den Theilungslagern gänzlich verdorbenen oder un¬
brauchbar gewordenen Waaren wird , erforderlichenfalls nach vorheriger Vernichtung
der Waare unter amtlicher Aufsicht, ein Zoll rc. nicht erhoben.

6. Vor: der Zollbehörde kann ein Mindestmaß für die All- und Abmeldung
der Waaren festgesetzt werden.

Das Lagerbuch (Muster 41 ) ist mit den An- und Abmeldungen zu belegen.
Diese Beläge werden zu Heften vereinigt.

Jährlich mindestens einmal findet eine Bestandesaufnahme des Lagers statt zur
Prüfuilg des Lagerbuches und zur Feststellung , welche Posten gänzlich oder theil-
weise durch die Zollberechuung w. erledigt find . Nachgewiesene Fehlmengen , die nicht
aufgeklärt sind, find zur Verzollung zu ziehen.

Z 7. Die Offenhaltung des Lagers findet nur an Wochentagen innerhalb
der Dienststunden statt . Gebühren für das Oeffnen werden von der: Lagerinhabern
nicht erhoben . Während der Offenhaltung des Lagers wird der Zugang zu dem¬
selben unausgesetzt unter amtlicher Aussicht gehalten . Besucher dürfeu ohne Erlaubniß
der Zollbehörde und des Lagerinhabers die von Letzterem gemietheten Lager nicht
betreten. Die betreffenden Beamten sind befugt , jederzeit die Lagerräume zu be¬
treten uild zu besichtigen.

Jeder Besucher , auch der Lagerinhaber und seilte Bediensteten w. haben beim
Ein- und Ausgang die Erklärung abzugeben , daß sie abgabepflichtige Waaren nicht
bei sich führen.

8. Das Recht zur Haltung eines Theilungslagers erlischt:
1. Durch die schriftliche Erklärung des Lagerinhabers , daß er das Lager auf¬

gebe, durch Tod des Lagerinhabers oder Eröffnung des Konkurses , sofern
das Gouvernement den Anträgen der Erben , der Geschüftsnachfolger oder der
Konkursmasse auf Weiterbewilligung nicht zustimmt.

2. Durch Zurücknahme seitens des Gouvernements . Dieselbe kann insbesondere
erfolgen , wenn der Lagerinhaber in der Berichtigung der Zollgefälle für die
Lagergüter sich säumig zeigt oder Bedenken gegen seine Zahlungsfähigkeit
entstehen, desgleichen wenn von ihm oder von denjenigen , für die er nach
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§ 5 der Anweisung znr Führung von Zoll- und Stenerstrafprozessen von,
7. August 1891, J .-Nr. I ^ 2956 haftbar ist, Zollhinterziehungen oder
Ordnungswidrigkeiten verübt werden.

8 9. Zur Aufrechterhaltung der Ordnung in solchen Theilnngslagern ist den
Anordnungen der betreffenden Beamten Folge zu leisten.

8 10. Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften dieser Verordnung werden,
soweit nicht die Strafen der 88 31 bis 35 der Zollordnnng Anwendung finden, in
Gemäßheit des 8 36 daselbst mit einer Ordnungsstrafe bis zu 50 Rupien geahndet.

Dar -es-Saläm , den 29. November 1899.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. Liebert.

6. Verordnung des Gouverneurs von Kamerun zum Schutz der
an der Küste bei Malimba vorhandenen Austernbänke.

Vom 26. Dezember 1899.
Zur Erhaltuug der au der Küste von Malimba vorhandenen Austernbänke ver¬

ordne ich, wie folgt:
8 1. Der Ansternfang an der Malimbaküste wird bis auf Weiteres verboten.

Ebenso ist der Kauf und Verkauf von frischen Austern im Schutzgebiet verboten.
8 2. Ausnahmsweise kann von Seiten des Bezirksamts Eden der Fang und

Verkauf vou Austern genehmigt werden.
8 3. Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung werden mit Geldstrafen bis

zu 300 Mark, im Nichtzahlnngsfall mit entsprechender Haft bestraft.
Buea -Kamerun , den 26. Dezember 1899.

Der Kaiserliche Gouverneur,
gez. v. Pnttkamer.

7. Kunderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Mstafrika , betreffend
Verpfändung von Eingeborenen.

Vom 30. Dezember 1899.
Es sind in letzter Zeit wieder zahlreichere Fälle zu meiner Kenntniß gelangt,

in denen der Uebergang zur Sklavenausfuhr ursprünglich durch Verpfändung der
in die Sklaverei Verschleppten gegeben ist.

Ich ersuche daher, der anscheinend noch vielfach herrschenden Unsitte der Ver¬
pfändung von freien Familienangehörigen besondere Aufmerksamkeitzuzuwenden.

Ich sehe gest. Vorschlügen entgegen, wie dem Unwesen am besten zu steuern sein
wird, da erfahrungsgemäß in zahlreichen Fällen die Verpfändung durch Verfallen¬
lassen der ausbednngenen Zahlungsfrist oder spätere besondere Vereinbarung zu einer
dauernden gemacht wird, und das so begründete Pfandverhältniß sich äußerlich in
Nichts von wirklicher Leibeigenschaft unterscheidet.

Dar -es-SalLm , den 30. Dezember 1899.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. Liebert.



Rnnderlaß des Gouverneurs von Dcursch-Ostafrika, betr. Erlaubnitzscheiue für farbige Reisende. 1A

1900 .
8. Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Mstafrika , betreffend

^ Erlaubnißscheine für farbige Reisende.
Vom 4. Januar 1900.

Das Kaiserliche Konsulat in Sansibar hat Klage geführt , daß seitens der Bezirks¬
ämter farbigen Reisenden nach Sansibar nicht nur in den der Zollbehörde gegenüber

! gebotenen Fällen (Frauen , Kindern w.), sondern fast allgemein als Reisepässe Er¬
laubnißscheine, Form . 25 , ausgestellt werden , und daß die Reisenden sich mit diesen
auf dem Konsulat melden zu müssen glauben . Die Ausstellung der Erlaubnißscheine
ist auf das nothwendige Maß zu beschränken und bei Ertheilung derselben den Em¬
pfängern einzuschärfen, daß sie das Konsulat nicht grundlos belästigen.

Die Ertheilung von Erlanbnißscheinen an Reisende im Allgemeinen , welche binnen
etwa 20 Tagen zurückkehren, mit Bestimmung dieser Frist , zur Vermeidung der durch
den Nunderlaß vom 2. September 1899 Asiaten auferlegten Verkehrsbeschränknngen
soll hierdurch nicht gehindert werden.

Dar - es - SalLm , den 4 . Januar 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. Liebert.

9. Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Mstafrika , betreffend
die Etrafregister.
Vom 5. Januar 1900.

Die Bestimmungen über die Einreichung der Auszüge aus den Strafbüchern
bringen es mit sich, daß in den Auszügen auch Straffälle ausgeführt werden müssen,

> in denen die Vernrtheilung nicht durch den Bezirksamtmann bezw. Stationschef , von
^ dem der Auszug eingereicht wird , sondern von einer anderen Behörde erfolgt ist ; so

z. B . wenn der betreffende Sträfling aus besonderen Gründen einem anderen Bezirks¬
amt (bezw. Station ) zur Strafverbüßuug überwiesen ist, oder die Vernrtheilung durch

! ein Militärgericht erfolgt und in dem Urtheil gleichzeitig auf Ausstoßung aus der
^ Truppe erkannt war.
! Zur Erleichterung der Nachprüfung der Strafbuchauszüge und Vermeidung von

Rückfragen ist in Zukunft in solchen Fällen durch einen Zusatz in Spalte Bemerkungen
des Auszuges erkenntlich zu machen, von welcher anderen Behörde das Urtheil er¬
gangen ist.

Dar - es - SalLm , den 5. Januar 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. Liebert.

10. Verordnung des Bezirksamtmanns von ^ aipan , betreffend
den Umlauf des alten spanischen Silber - und Kupfergeldes und die

Einfuhr fremder Münzen.
Vom 9. Januar 1900.

Z 1. Die öffentliche Kasse wird von heute ab das »ruousäa . dorrosa « ge¬
nannte, abgegriffene spanische Silbergeld sowie die alten spanischen Kupfermünzen
nicht mehr in Zahlung nehmen.
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Die Bewohner der deutschen Marionen werden daher vor der Annahme dieses H

Geldes gewarnt . ^
tz 2. Die Einfuhr des in K 1 genannten , sowie überhaupt jeglichen fremden

Geldes , mit Ausnahme von Gold , ist verboten . ^
tz 3 . Wer es unternimmt , fremde Münzen — Gold ausgenommen — in das!

Jnselgebiet der Marianen einzuführen , wird mit einer Geldstrafe bis zu 300 Mark
bestraft . Außerdem kann auf Einziehung der Münzen erkannt werden , deren Einfuhr
bewerkstelligt oder verflicht wurde.

Saipau , den 9. Januar 1900.
Der Kaiserliche Bezirksamtmauu.

gez. Fritz.

11. Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika , betreffend
Lammlungen fürs Kolonialmuseum . !

Vom 9. Januar 1900.

Nach einer Anweisung des Auswärtigen Amtes find alle Sammlungen von
Produkten und Eingeborenenerzeugnissen , welche von einzelnen Herren für das in
Berlin eröffnete Kolonialinuseum bestimmt sind, an das Königliche Museum für Völker¬
kunde, Berlin , Königgrätzerstraße 120 , zu senden, von wo diejenigen Sachen , die
wissenschaftlichenWerth haben, den Königlichen Museen , alles Andere aber dem Kvlonial-
museum überwiesen wird.

Ich ersuche, die einzelnen Herren Offiziere und Beamten darauf aufmerksam zu
machen, daß eine Unterstützung der Bestrebungen des Kolonialmuseums wünschens¬
wert !) ist.

Die Erstattung der Kosten geschieht in derselben Weise wie bei den für die
Königlichen Museen bestimmten Sachen . Eventuelle Sendungen können entweder
direkt oder durch Vermittelung des Gouvernements (Referat VIII .) geschehen.

Dar - es - SalLm , den 9. Januar 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur . !

gez. Liebert . j

12. Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika , betreffend
Ltation Rwai.

Vom 10. Januar 1900.

Die Kulturstation Kwai (Westusambara ) ist in der Lage , von Zeit zu Zeit
größere Mengen Gemüsesamen abzugeben. Die Stationen rc. ersuche ich, Requi¬
sitionen unter genauer Angabe der gewünschten Arten und Mengen direkt an die
Kulturstation Kwai zu senden. Dieselbe kann jedoch Samen nur abgeben , wenn ihr
über das Gedeihen der einzelnen Arten kurz geschrieben wird . Alls diesen Berichten k
erst kann sie ersehen, ob die Samen richtig zubereitet und verpackt waren , auch wird !
aus diese Weise einer unnützen Sendung von Samen , die auf der betreffenden Station ^
nicht gedeihen, vorgebeugt.

In Kwai sind auch schon eine Anzahl Baumsamen zu haben , die im Bedarfs - ^
fall ebenfalls angefordert werden können.

Ob allen Anforderungen entsprochen werden kann, läßt sich vor der Hand noch
nicht übersehen. ° '

Dar - es - Salam , den 10 . Januar 1900 . !
Der Kaiserliche Gouverneur . j

gez. Liebert . )
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13. Runderlah der Rolonial -Abtheilung , betreffend die ^ traf-
urtheile gegen Eingeborene.

Vom 12. Januar 1900.

Aus den letzten Jahresberichten aus den afrikanischen Schutzgebieten habe ich
ersehen, daß die Zahl der gegen Eingeborene erkannten Strafurtheile in den einzelnen

! Schutzgebieten in einem bedauerlichere Mißverhältniß zu der Anzahl der der Deutschen
Herrschaft überhaupt thatsächlich unterworfenen Personen steht . Insbesondere ist in
fast allen der bezeichneten Schutzgebiete auf die Strafe der körperlichen Züchtigung
in einer so überaus großen Anzahl von Fällen erkannt worden , daß zu befürchten
steht, der Reichstag und die öffentliche Meinung werden hieraus ungünstige Schlüsse
auf die Erfolge der Deutschen Kulturarbeit in unseren Kolonien ziehen.

Ich verkenne durchaus nicht die Schwierigkeiten , mit welchen Ew . Hochwohl-
geboren bei der Erziehung der Eingeborenen zu einen : arbeitsamen und gesitteten
Leben zu rechne :: haben , bin aber der Meinung , daß Ew . Hochwohlgeboren dieses
Ziel mehr durch Belehrung und durch verständnißvolles Eingehen auf die berechtigten
Eigenthümlichkeiten der Eingeborenen erreichen werden , als durch Verhängung von
Strafen , deren Wirkung um so zweifelhafter erscheint , je häufiger von ihnen Gebrauch
gemacht wird . Ew . Hochwohlgeboren ersuche ich deshalb ergebenst , auf das Sorg¬
fältigste darauf zu achten , daß auf Strafe gegen Eingeborene , insbesondere auf körper¬
liche Züchtigung , nur in solchen Fällen erkannt wird , in welchen die Schwere der
Vergehung ein solches Vorgehen rechtfertigt , bezw . wo die sonstigen Mittel zur sitt¬
lichen Hebung der Eingeborenen nach den gemachten Erfahrungen versagen . Ich
werde meinerseits die Befähigung der Ew . Hochwohlgeboren unterstellten Stations¬
chefs und sonstigen zur Ausübung der Rechtspflege über die Eingeborenen berufenen
Organe insbesondere danach beurtheilen , inwieweit es ihnen gelingt , ihrer Hanpt-

§ aufgäbe , der Erziehung der Eingeborenen , unter thunlichster Einschränkung des Ge¬
brauches von Strafmitteln gerecht zu werden , und wollen Ew . Hochwohlgeboren
dafür Sorge tragen , daß diese Auffassung zur Kenntniß der betheiligten Amtsstellen
gelaugt.

Der gefälligen Bestätigung über den Empfang dieses Erlasses sehe ich ergebenst
entgegen.

^ Berlin , den 12 . Januar 1900.
Auswärtiges Amt . Kolonial -Abtheilnng.

In Vertretung:
gez. v. König.

14. Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch - Ostafrika betreffend
die Schonung der Wälder.

Von: 13. Januar 1900.

Verschiedentlich schon ist versucht worden , durch Erlaß von Verordnungen n . s. w.
j der durch das Anbrennen großer Flächen herbeigeführten Waldverwüstung vorzu¬

beugen . Die Kulturmethode der Eingeborenen , nicht zu düngen und das Feld fort¬
während zu wechseln , die Sorglosigkeit , mit der die Felder abgebrannt werden , anstatt
das Unkraut erst auf Haufen zu legen und zu trocknen , sowie die noch vielfach ver¬
breitete Methode , durch Abbrennen junges Gras zu erzeugen , um das Wild anzulocken,
sind von den verderblichsten Folgen für die wirthschaftliche Entwickelung der Kolonie
begleitet.

Wie bereits in dem Rnnderlaß vom 12 . Januar 1900 I . Nr . 10075/99 aus-
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geführt ist , wird vielleicht die Okkupation ausgedehnter Gebiete als Kroulaud eine ^
Handhabe bieten können , dem Unwesen etwas zu steuern . ß

Es handelt sich nicht nur um Brandschaden , der großen Wäldern zugefügt s
werden kann , sondern um die Zerstörung jeden Nachwuchses in den Steppen durch j
das Brennen , das eine Entwickelung zu Bäumen nicht zuläßt . Es müssen demnach auch 1
Steppengebiete vor Brand geschont werden , damit die Bvdenbedecknng sich verbessert , .
die die Feuchtigkeit zurückhält . ;

Die Verwaltungsbehörden u . s. w . ersuche ich um eine eingehende gutachtliche /
Aeußerung , wie dem Brennen zu steuern ist ; die Verhältnisse in der Kolonie sind /
zu verschieden , als daß man von der Zentrale aus allgemein gütige Prinzipien
finden könnte . Bei der großen Wichtigkeit dieser Frage für die Kultur unserer
Kolonie erwarte ich das eingehendste Studium und empfehle , auch die Missionare,
Pflanzer u . s. w . um ihren Rath zu fragen . Sehr wichtig ist insbesondere , wen man
für größere Brände verantwortlich machen soll , ob etwa die ganze Gemeinde , i»
deren Gebiet der Brand entstanden , weil sie dem Feuer nicht Einhalt that bezw . den!
Brand nicht verhinderte . Bei der in einzelnen Bezirken bereits durchgeführten Ein - :
Heilung in Akidate und größere Regierungs -Jnmbenschaften sollte sich m . E . eine s
Kontrolle wohl durchführen lassen , besonders wenn Preise auf die Nachweisung von
Brandstiftungen ausgesetzt werden . -

Dar - es - SalLm , den 13 . Januar 1900 . !
Der Kaiserliche Gouverneur.

gez. Liebert . ,

15 . Bekanntmachung , betreffend den Ausschank und die Bereitung/
geistiger Getränke im Inselgebiete der Marianen . s

Voin 16 . Januar 1900 . (Kol .-Bl . 1900 , S . 745/46 .) f

In Ausführung der Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch- !
Nen -Guinea vom 17 . Oktober 1899 , betreffend das Verbot der Verabfolgung vc»>l
Waffen , Munition , Sprengstoffen und alkoholhaltigen Getränken an Eingeborene der ^
Karolinen , Palau und Marionen , wird unter Abänderung der seitherigen spanische»
Verordnungen bis auf Weiteres -das Folgende bestimmt:

F 1. Sämmtliche zum Verkauf bestimmte Vorräthe an geistigen Getränken sind
nach Art und Menge binnen acht Tagen von heute an gerechnet , bezw . binnen acht
Tagen nach der Anschaffung dem Bezirksamte anzumelden.

H 2 . Die Bereitung der Tuba zum Zwecke des Verkaufs oder Genusses als
Getränk ist verboten.

3 . Jedem Haushaltsvorstand soll es indessen auf Antrag gestattet werden,
von zweien seiner Kokosbäume der: Saft zur Bereitung von Essig und Süßigkeit
sowie von Hefe zu gewinnen . Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen , daß diese
Vergünstigung nur den Vorständen eines selbständigen Haushalts , also nicht etm
auch den anderen Familienmitgliedern zusteht , auch wenn diese eigene Kokospflanznnge»
besitzen, und daß diese Vergünstigung im Falle des Mißbrauchs jederzeit zurückgezogen l
werden kann . .

sj 4 . Wer die in seinem Besitz befindlichen , zum Verkauf bestimmten Vorräthe s
an geistigen Getränken nicht innerhalb der in F 1 angegebenen Frist nach Art und /
Menge richtig anmeldet , verfällt in eine Geldstrafe bis zu 100 Mark , auch kann /
auf Einziehung der Vvrräthe erkannt werden.

F 5 . In eine Strafe von 10 Mark für jeden widerrechtlich angezapften Baum
verfällt Derjenige , welcher
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a) ohne im Besitz einer schriftlichen Erlaubniß des Kaiserlichen Bezirksamts zu
sein, Kokosbäumen den Saft entzieht;

b) mehr als die ihm gestattete Zahl von Bäumen anbohrt.
6. Die Ortsschulzen und Aufseher haben über die genaue Ausführung der

obigen Bestimmungen zu wachen und mir jeden Uebertretnngsfall alsbald an¬
zuzeigen.

Saipan , den 16 . Januar 1900.
Der Kaiserliche Bezirksamtmann.

gez- Fritz.

16. Bekanntmachung , betreffend den Besitz und die Führung von
Feuerwaffen im Inselgebiet der Marianen.

Vom 16. Januar 1900 . (Kol. Bl . 1900 , S . 744/45 .)

In Ausführung der Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-
Neu-Gninea vom 17 . Oktober 1899 , betreffend das Verbot der Verabfolgung von
Waffen, Munition , Sprengstoffen und alkoholhaltigen Getränken an Eingeborene der
Karolinen, Palau und Marionen , Z wird unter Abänderung der seitherigen spanischen
Verordnungen bis auf Weiteres das Folgende bestimmt:

8 1. Sämmtliche Feuerwaffen und Vorräthe von Munition sind nach Ort und
Menge binnen acht Tagen von heute an gerechnet, bezw. künftig binnen acht Tagen
nach der Anschaffung dem Kaiserlichen Bezirksamte anzumelden.

8 2. Die Führung von Feuerwaffen ohne besondere Erlaubniß ist verboten.
8 3. Zuverlässigen und des Gebrauchs der Waffen kundigen Personen kann

zum Zwecke der Jagd vom Kaiserlichen Bezirksamt die Erlaubniß zur Führung eines
Jagdgewehres ertheilt werden.

Die Berechtigte erhält alsdann gegen eine Jahresgebühr von 10 Mark einen
aus seinen Namen lautenden , nicht übertragbaren Waffenpaß auf die Dauer eines
Jahres . Die etwaige Erneuerung des Passes nach Ablauf dieser Frist ist rechtzeitig
zu beantragen.

8 4. Stellt sich nachträglich heraus , daß der Berechtigte hinsichtlich seiner
Person den in 8 3 geforderten Voraussetzungen nicht entspricht, so kann ihm vom
Kaiserlichen Bezirksamt jederzeit der Waffenpaß entzogen werden . Eine Rückerstattung
der Gebühr findet alsdann nicht statt.

8 5. Eines Waffenpasses bedürfen nicht:
a ) die Vorgesetzten und Mannschaften der Polizeitruppe/bezüglich ihrer Dienst¬

gewehre und soweit sie sich im Dienst befinden;
b) die mit der Pflege des Viehstandes in Tinian betrauten Personen in Aus¬

übung ihres Dienstes.
8 6. Wer die in seinem Besitz befindlichen Fenergewehre und Mnnitions-

vorräthe nicht innerhalb der im Z 1 genannten Frist nach Art und Menge richtig
anmeldet, verfällt in eine Geldstrafe von 10 Mark (zehn Mark ) für jedes ver¬
heimlichte Gewehr ; auch kann auf Einziehung der Waffen und Munition erkannt
werden.

8 7. Wer , ohne im Besitz des erforderlichen Waffenpasses zu sein, außerhalb seiner
Wohnung mit einer Feuerwaffe betroffen wird , wird mit einer Geldstrafe bis zu
20 Mark und Einziehung der Waffe nebst Munition bestraft.

r) Siehe Kol. Bl . Nr. 13 vom 1. Juli 1900 , S . 496.

Die deutsche Kolonial-GesetzgebungV (1900). 2
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^ 8. Die Ortsschulzen und Aufseher haben über die Ausführung der ^
obigen Bestimmungen zu wachen und mir jeden Uebertretuugsfall alsbald an- ^
zuzeigen . i

Saipan , den 16 . Januar 1900 . ß
Der Kaiserliche Bezirksaintmann . >

gez. Fritz . /

17 . Verordnung , betreffend die Kopfsteuer und die Arbeitsleistung ^
im Inselgebiete der Marionen . ^

Vom 17. Januar 1900. (Kol. Bl . 1900, S . 743/44.) '

In Atlsführnng einer Verfügung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch- r Kr>
Neu -Gninea wird das Nachstehende bestimmt : Die unter der früheren spanischenf ent
Herrschaft erhobene Kopfsteuer sowie die Arbeitsverpflichtung bleiben auch ferner !
bestehen. Im Einzelnen treten die folgenden Bestimmungen an Stelle der seit- ^
herigen . !

I . Kopfsteuer . t

Z 1. Jeder männliche Bewohner des Jnselgebietes vom vollendeten fünfzehnten ^
bis zum vollendeten fünfzigsten Lebensjahre sowie jeder Fremde desselben Alters, I 18
welcher sich länger als drei Monate im Jnselgebiete aufhält , hat eine Jahressteuer ! ^
von drei Mark zu entrichten.

Z 2. Die Steuer wird auf Grund des Einwohnerverzeichnisfes im April
jeden Jahres durch die Bezirksaufseher erhoben und dem Ortsschulzen abgeliefert.
Dieser übergiebt den Gesammtbetrag dem Kaiserlichen Bezirksamt an: Ende des ein
Monats April . - Ka

Z 3. Jeder Steuerpflichtige erhält nach geleisteter Zahlung von: Bezirks- -
aufseher eine mit den: Stempel des Kaiserlichen Bezirksamts versehene Empfangs - - M
bescheinigung . Ka

K 4. Ausgenommen von der Steuer sind : !
u) Arbeitsunfähige , auf die Unterstützung Anderer angewiesene Leute , die als y,„

solche in dem vom Kaiserlichen Bezirksamt geführten Einwohnerverzeichniß
vermerkt werden . ach

d) Väter von mehr als acht im Jnselgebiete lebenden Kindern.
F 5. Im Falle der Zahlungsunfähigkeit hat der Steuerpflichtige , abgesehen ^

von der unter II . behandelten Arbeitsverpslichtung , eine entsprechende Anzahl von
Tagen , nach Anordnung des Kaiserlichen Bezirksamts für öffentliche Zwecke zn,
arbeiten , wobei bis auf Weiteres der Arbeitstag mit 0,50 Mark angerechnet wird. j ^
Eine Stundung der Steuer findet nicht statt . ^

K 6. Reklamationen sind an das Kaiserliche Bezirksamt zu richten, welches
endgültig entscheidet.

II . Arbeitsleistung.

8 7- Die in: Z 1 genannten Personen sind zur unentgeltlichen Arbeitsleistung
für öffentliche Zwecke nach Anordnung des Kaiserlichen Bezirksamts verpflichtet, und
zwar haben : du

a) Verheirathete 12 Arbeitstage , A
d) Ledige 20 - in: Jahre zu leisten. 15

F 8. Der Ortsschulze bestimmt mit Unterstützung der Bezirksanfseher die vom
Kaiserlichen Bezirksamt verlangten Arbeiter , wobei indessen die größte Rücksicht aus G,
dringliche eigene Arbeiten der Pflichtigen genommen werden soll. Die Zahl der or,
von Jeden : geleisteten Arbeitstage wird in den: Einwohnerverzeichniß vermerkt . f 18
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9. Ausgenommen von der Verpflichtung sind:
a ) Arbeitsunfähige , auf die Unterstützung Anderer angewiesene Leute.
b ) Vater von mehr als fünf im Jnselgebiete lebenden Kindern.
e) Diejenigen , welche an Stelle der Arbeitsleistung eine Abgabe entrichten,

deren Höhe sich bis auf Weiteres nach dem ortsüblichen Tagelohn von
0,50 Mark bemißt.

cl) Die ohnedies in einem Dienstverhältniß zum Reiche bezw. zum Kaiserlichen
Bezirksamt stehenden Personen.

s) Die Geistlichen und Sakristane und eine bestimmte Zahl von Kirchen-
sängern.

Z 10 . Reklamationen — auch bei zeitweiliger Arbeitsunfähigkeit infolge von
Krankheit rc. — sind an das Kaiserliche Bezirksamt zu richten, welches endgültig
entscheidet.

^ 11 . Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Veröffentlichung in Kraft.
Saipan,  den 17 . Januar 1900.

Der Kaiserliche Bezirksamtmann.
gez. Fritz.

18. Verordnung , betreffend den Erwerb von Grundeigenthum
Eingeborener im Jnselgebiete der Karolinen , palau und Marianen.

Vorn 20 . Januar 1900 . (Kol. Bl . 1900 . S . 94 .)

Aus Grund der Allerhöchsten Verordnung vom 18 . Juli 1899 , betreffend die
einstweilige Regelung der Verwaltung und der Rechtsverhältnisse im Jnselgebiete der
Karolinen, Palau und Marianen , wird hiermit Folgendes bestimmt:

1. Es ist bis auf Weiteres verboten , von den Eingeborenen der Karolinen,
Marianen und Palau -Jnseln Grundeigenthum auf irgend eine Art , sei es durch
Kauf, Tausch, Schenkung oder sonst ein Rechtsgeschäft, zu erwerben.

Z 2. Der Bestimmung des § 1 zuwider geschlossene Verträge sind rechts¬
ungültig.

8 3. Alle dieser Verordnung entgegenstehenden Bestimmungen sind hiermit
aufgehoben.

Berlin,  den 20 . Januar 1900.
Der Reichskanzler,

gez. Fürst zu Hohenlohe.

19. Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Gstafrika, betreffend
Grunderwerb.

Von: 22 . Januar 1900.

Nach der Verordnung vom 1. September 1891 (Kol. Ges. I Riebow , S . 379)
und der dazu erlassenen Abänderung vom 27 . Februar 1894 (Kol. Ges. II Zimmer-
mann, S . 79 ) unterliegen sämmtliche  Verträge über Grunderwerb innerhalb des
durch das deutsch-englische Abkommen begrenzten Gebietes der Genehmigung des
Gouverneurs , das Gleiche gilt für Pachtverträge , wenu die Pacht auf mehr als
15 Jahre vereinbart wird.

Es bezog sich diese Verordnung mithin nicht nur auf Vertrüge , welche durch
Europäer abgeschlossen werden , sondern auch auf die zwischen Farbigen . Die Ver¬
ordnung vom 1. September 1891 ist durch die Allerhöchste Verordnung vom 24 . April
1894 (Kol. Ges. II Zimmermann , S . 106 ), welche übrigens durch Ruuderlas ; vom

2*
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12 . Dezember 1894 (Kol. Ges. II Zimmermann , S . 132 ) bisher nur für Dar -es- j
Salckm eingeführt ist, nicht aufgehoben , sie ist indessen, soweit lediglich Nichteingeborene
in Betracht kommen, eingeschränkt durch § 10 der Verordnung vorn 26 . November t
1895 (Kol . Ges. II Zimmermann , S . 200 ). I)

Ich ersuche die Verwaltungsbehörden , dies von Zeit zu Zeit zur öffentlichen (
Kenntniß zu bringen und darauf aufmerksam zu machen, daß ohne die Genehmigung ^
des Gouvernements abgeschlossene Verträge nicht rechtskräftig , d. h. nicht klagbar sind. !(

Um Weitläufigkeiten und Zeitverlust bei Einholung der Genehmigung möglichst
zu mindern , ermächtige ich die Herren Bezirksamtmänner , Stationschefs rc. bezw.
deren Stellvertreter zur Ertheilung der vorgeschriebenen Genehmigung , soweit es sich
um Verträge von Farbigen untereinander handelt und sofern das Objekt einen Werth
von 300 Rupien nicht übersteigt . Die Ertheilung der Genehmigung erfolgt stets
„vorbehaltlich der Rechte Dritter " .

An die Genehmigung ist ferner die Bedingung zu knüpfen, daß der Käufer ver- (
pflichtet ist, das für öffentliche Anlagen , Wege, Eisenbahnen rc. nöthige Land auf An¬
fordern der Behörden zum Selbstkostenpreise abzugeben, wobei inzwischen gemachte
Aufwendungen berücksichtigt werden.

Im klebrigen find sämmtliche Vertragsentwürfe grundsätzlich dem Gouvernement
zur Genehmigung vorzulegen , wofern nicht für einzelne Bezirke , wie z. B . Langen-
bürg , Njiji , den betreffenden Verwaltungsbehörden besondere Ermächtigung ertheilt ist

Zu beachten ist ferner , daß alle Kaufverträge über Grundeigenthnm , an denen i
Europäer betheiligt find, zwecks Vorbereitung der Anlegung des Grundbuches ge¬
richtlich zu beurkunden find, und zwar soll die gerichtliche Verlautbarung der Regel
nach erst dann stattfinden , nachdem die durch die Verordnungen vom 27 . Februar
bezw. 24 . April 1894 vorgeschriebene Genehmigung des Gouvernements eingeholt ist

Nach der Verordnung vom 15 . Mai 1891 (Kol. Ges. I Riebow , S . 330 ), dem
Erlaß des Herrn Reichskanzlers vom 10 . Oktober 1893 (Kol. Ges. II Zimmermami,
S . 53 ) und Erlaß vom 4. Oktober vorigen Jahres , bekannt gegeben durch Ruud-
erlaß vom 30 . Oktober vorigen Jahres , I . Nr . 1707 II , bedürfen ferner Beamte des
Gouvernements , sowie Offiziere und Unteroffiziere der Schutztruppe noch besonderer
Genehmigung zum Landerwerb.

Diese Verordnungen und Erlasse beziehen sich ihrem unzweideutigen Wortlaut
nach nicht nur auf die europäischen Beamten , Offiziere und Unteroffiziere , sondern
umfassen, wie ich hiermit ausdrücklich hervorgehoben wissen will , auch die farbigen
Beamten des Gouvernements sowie farbige Offiziere und Unteroffiziere . Ich bestimme
daher hierdurch ausdrücklich, daß die Walis , Akidas , Dolmetscher sowie die Goanesen und ^
Jndier der Zollverwaltung darauf aufmerksam zu machen sind, daß sie zu jedem
Landerwerb der vorherigen Genehmigung des Gouvernements bedürfen.

Unterlassung der Einholung der Genehmigung ist als Disziplinarvergehen
strafbar.

Dar - es - SalLm , den 22 . Januar 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. v. Liebert.

20. Oerordnung des Gouverneurs vonDeutsch-^ üdwestafrika ,betreffend
das Halten von Hunden in swakopmund.

Vom 1. Februar 1900 . (Kol. Bl . 1900, S . 312 .)
8 1. Auf das Halten von Hunden innerhalb der Ortschaft Swakopmund wird eine

Steuer gelegt, welche für jeden nicht mehr saugenden Hund jährlich „Zehn Mark"
beträgt und von dem Besitzer zu zahlen ist.
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F 2. Die Steuer ist in halbjährigen Raten, und zwar für das erste Rechnungs¬
halbjahr bis spätestens den 1. Februar und für das zweite Halbjahr bis spätestens
den1. August bei der Ortspolizei in Swakapmund zu entrichten. Für die im Lause
eines Halbjahres steuerpflichtig werdenden Hunde ist die festgesetzte Halbjahrssteuer
spätestens vier Wochen nach Eintritt der Stenerpflichtigkeit zu bezahlen.

Hunde von vorübergehend anwesenden Personen bleiben steuerfrei, wenn die
Aufenthaltsdauer der Hunde in Swakopmund vier Wochen nicht übersteigt.

Ls3. Der Ausweis über die Entrichtung der Steuer wird durch eine von der
Polizeibehörde gelieferte Marke geführt, welche am Halsbande des Hundes sichtbar
zu befestigen ist. Bei Verlust dieser Marke ist eine neue gegen Entrichtung von
einer Mark bei der Ortspolizei zu lösen.

§ 4. Wer die Hundesteuer bis zu den im K 2 festgesetzten Terminen nicht
entrichtet hat oder seinen Hund ohne Stenermarke frei herumlaufen läßt, wird mit
einer Geldstrafe bis zu 20 Mark bestraft, im Unvermögensfalle tritt Umwandlung
in Freiheitsstrafe ein. Die fällige Steuer ist außerdem zu entrichten.

K 5. Ohne Steuermarke in Swakopmund frei umherlaufende Hunde werden
von der Polizei eingefangen und können innerhalb drei Tagen gegen ein Pflegegeld
von einer Mark pro Tag von dem Besitzer wieder in Empfang genommen werden.
Nach Ablauf dieser Frist verfallen die Angefangenen Hunde dem Verfügungsrechte
der Ortspolizeibehörde.

F 6. Diese Verordnung tritt mit dem 1. April 1900 in Kraft. Die Steuer
für das Vierteljahr bis 1. Juli 1900 ist spätestens den 1. Mai 1900 zu entrichten.
Vom1. Juli 1900 ab tritt die regelmäßige Besteuerung nach H 2 in Kraft.

Windhoek, den 1. Februar 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. Lentwein.

21. Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch-^ üdwestafrika,
betreffend Landansprüche.

Von: 2. Februar 1900.
Auf Grund der Kaiserlichen Verordnung vom 2. April 1893, betreffend das

Aufgebot von Landansprüchen im südwestafrikanischen Schutzgebiete, wird hierdurch
verfügt, wie folgt:

Landansprüche in dem im südwestafrikanischen Schutzgebiete belegenen Gebietstheile
der Bastards von Rietfontein (Kapitän Vilander), welcher begrenzt wird im Süden
vorn Oranje- oder Großfluß, im Osten von Britisch-Betschnanaland, im Norden von
dem Gebiet der Veldschoendrager- und im Westen von dem Gebiet der Bondelzwarts-
Hottentotten, welche nicht in Gemüßheit des Aufgebots vom 20. Juni 1899 bis
Zum1. d. Mts ., vormittags 9 Uhr, bei der Gerichtsbehörde erster Instanz des süd¬
westafrikanischen Schutzgebietes in Keetmannshoop(Südbezirk) zur Prüfung angemeldet
worden sind, werden hiermit für ungültig  erklärt.

Windhoek,  den 2. Februar 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. Lentwein.

22. Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Gstafrika, betreffend
Uebersiedelung von Eingeborenen.

Vom 7. Februar 1900.
Es werden seitens des Gouvernements seit längerer Zeit Erwägungen angestellt,

ob und in welcher Weise es angemessen und zweckentsprechend sei, das Verlegen der



22 Verordn , d. Bezirksamtin . von Saipan , betr. d. Erheb . d.Schlachtsteuer i. Jnselgeb . d .Marionen.

Wohnsitze seitens Farbiger zu beschränken und die Genehmigung dazu von gewissen
Bedingungen abhängig zu machen.

Es soll den Eingeborenen event, verboten werden, ohne Erlaubniß der Lokal¬
verwaltungsbehörde den Verwaltungsbezirk, in dem sie ansässig sind, zum Zwecke der
dauernden Niederlassung in einem anderen Bezirke zu verlassen. Die Erlaubniß zur
Ansiedelung in einem anderen Bezirk dürfte jedoch nur versagt werden, wenn aus
dem Wegzuge ein erheblicher Nachtheil für den Bezirk, aus dem die Uebersiedeluug
erfolgen soll, zu besorgen ist.

Die Erlaubniß zur Nebersiedelnng wäre durch einen Erlaubnißschein zu be¬
urkunden.

Als Strafbestimmung gegen Zuwiderhandlungen kämen Geldstrafe bis 3000 Rupieu,
Gefängniß oder Kettenstrafe— 3 Monate in Betracht. Auch könnte die zwangsweise
Zurückführung angeordnet werden.

lieber die Nothwendigkeit, Zweckmäßigkeit und Durchführbarkeit dieser Bestim¬
mungen ist umgehend die dortige Auffassung zur Kenntniß des Gouvernements
zu bringen.

Der Kaiserliche Gouverneur,
gez. Liebert.

23. Verordnung des Bezirksamtmanns von E-aipan , betreffend
die Erhebung der Lchlachtsteuer im Inselgebiete der Marionen.

Vom 7. Februar 1900 . (Kol. Bl . 1900 , S . 745 .)
Auf Grund einer Verfügung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Neu-

Guinea wird Folgendes bestimmt:
A 1. Die unter der seitherigen spanischen Herrschaft erhobene Schlachtsteuer

bleibt auch ferner bestehen.
Z 2. Jeder, der eines der nachbenannten Thiere zu schlachten beabsichtigt, hat

vorher bei dem Kaiserlichen Bezirksamt Saipan, bezw. auf den übrigen Inseln bei
dem Ortsschnlzen eure schriftliche Erlaubniß zu erwirken.

F 3. Als Steuer werden erhoben:
Für ein Stück Rindvieh2 Mark, für ein Schwein oder eine Ziege 0,50 Mark.
F 4. Das aus den staatlichen Beständen Tinians lebend bezogene und inner¬

halb dreier Tage geschlachtete Vieh bleibt unbesteuert.
Ls5. Zuwiderhandlungen gegen Z 2 werden mit dem doppelten Betrage der

hinterzogenen Steuer geahndet. Die Steuer selbst ist noch zu entrichten.
Z 6. Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Veröffentlichung in Kraft.
Saipan,  den 7. Februar 1900.

Der Kaiserliche Bezirksamtmann.
gez- Fritz.

24. Beschluß des Bundesrathes , betreffend die Satzungen der
Neu -Guinea -Rompagnie.

Vom 8. Februar 1900 . (Kol . Bl . 1900 , S . 275 sf.)
In Gemüßheit des Z 8 des Gesetzes, betreffend die Rechtsverhältnisse der

deutschen Schutzgebiete(R.-G.-Bl. 1888, S . 75), wird Nachstehendes veröffentlicht:
Der Bnndesrath hat am 8. Februar 1900 beschlossen:

Der mit dem Sitz in Berlin bestehenden Neu-Guinea-Kompagnie aus
Grund ihrer vom Reichskanzler genehmigten Satzungen die Fähigkeit bei¬
zulegen, unter ihrem Namen Rechte, insbesondere Eigenthum und andere
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dingliche Rechte an Grundstücken zu erwerben, Verbindlichkeiten einzugehen,
dar Gericht zu klagen und verklagt zu werden.

Auszug aus deu Satzuugen.

Die durch deu Allerhöchsten Erlaß Seiner Majestät des Königs twin 12 . Mai 1886
mit den Rechten einer juristischen Person belieheue Neu-Guiuea -Kompagnie nimmt
die rechtliche Form einer deutschen Kolonialgesellschaft nach Maßgabe des K 8 des
Reichsgesetzes, betreffend die Rechtsverhältnisse der deutschen Schutzgebiete, au. Sie
behält ihren Namen sowie den Sitz und den ordentlichen Gerichtsstand in Berlin.
Ihre Dauer ist zeitlich nicht beschränkt. Zweck der Gesellschaft ist die Kolonisation
des in deu Kaiserlichen Schntzbriefen vom 17 . Mai 1885 und 13 . Dezember 1886
bezeichneten deutschen Schutzgebietes in der Südsee , insbesondere der Erwerb und die
Verwerthung von Grundbesitz, der Betrieb von Land- und Plantagenwirthschaft , der
Betrieb von Bergbau , gewerblichen Unternehmungen und von Handelsgeschäften,
sowie von Schiffahrt, soweit sie für solche Unternehmungen und Geschäfte dienlich ist.

Die Organe der Gesellschaft sind: die Direktion, der Verwaltungsrath und die
Generalversammlung.

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen rechtswirksam, soweit nicht ander-
weite Formen oder öftere Veröffentlichungen in diesen Satzungen vorgeschriehen sind,
durch einmalige Veröffentlichung im „Deutschen Reichs-Anzeiger ".

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt zunächst 4 021 000 Mark und wird
in 8042 Antheile zu je 500 Mark getheilt. Diese 8042 Antheile werden gegen
die bisher beitragspflichtigeil 814 Antheile, sowie gegen die bisherigen Freiautheile
I. und II. Emission umgetauscht, wodurch das Grundkapital in Höhe von 4 021 000 Mk.
berichtigt wird. Eine Erhöhung des Grundkapitals bis auf 6 000 000 Mark kann
von dem Verwaltungsrath , darüber hinaus nur von der Generalversammlung beschlossen
werden.

Die ersten Inhaber der bis auf Höhe von 8042 auszugebenden Antheile sowie
demnächst deren Rechtsnachfolger bilden die Gesellschaft. Die Antheile sind untheilbar;
sie haben die Eigenschaft der beweglichen Sachen . Einzelne Mitglieder können nicht
auf Theilung klagen.

Für die Verbindlichkeiten der Gesellschaft haftet den Gläubigern derselben nur
das Gesellschaftsvcrmögeu.

Die Einzahlungen auf die ferner auszugebenden Antheile sind nach Bestimmung
des Verwaltungsrathes zu leisten, lieber die Vollzahlung hinaus haheu die Mit¬
glieder der Gesellschaft keine Verpflichtung. Die Urkunden über die Antheile lauten
auf den Inhaber . Die Urkunden über die Antheile werden erst nach Entrichtung des
vollen Nennbetrages ausgehändigt . Ueber die einzelnen Theilzahlungen wird auf
einem Jnterimsscheine, welcher auf den Namen ausgestellt ist, quittirt.

Die Jnterimsscheine sind durch Indossament übertragbar. Die Echtheit der auf
den Jnterimsscheineu befindlichen Indossamente oder der Abtretnngserklärungen zu
Prüfen, ist die Gesellschaft nicht verpflichtet.

Zu den auszugebenden 8042 Antheilen werden 8042 Genußscheine gewährt,
welche den Antheilseignern zugetheilt werden.

Die Gesellschaft ist befugt, auf Beschluß der Generalversammlung und mit Ge¬
nehmigung der Aufsichtsbehörde Schuldverschreibungen auf den Inhaber auszugeben.

Das Geschäftsjahr läuft vom 1. April bis 31 . März des folgenden Jahres.
Auf Vorschlag des Verwaltungsrathes beschließt die Generalversammlung über

die Verwendung des sich aus der Bilanz ergehenden Reingewinnes.
Von dem zur Verwendung bestimmten Betrage sind vorweg mindestens 10 und

höchstens 15 pCt. in einen Reservefonds zu legen.
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Von dem verbleibenden Betrage werden an die Mitglieder der Gesellschaft ^
5 pCt . des eingezahlten Grundkapitals als Dividende gewährt . >

Der Rest ist mit I
50pCt . auf das eingezahlte Grundkapital als Superdividende , ß
50pCt . auf die Genußscheine

zu vertheilen , nachdem 10 pCt . für den Verwaltnngsrath als Tantieme vorweg - !
genommen sind . -

Die Generalversammlung kann keinen geringeren Beitrag znm Reservefonds und '
keine höhere Vertheilung vom Reingewinn an die Mitglieder der Gesellschaft .
beschließen , als der Verwaltungsrath vorschlägt.

Innerhalb vier Wochen nach den Beschlüssen der Generalversammlung werden j
den Mitgliedern der Gesellschaft die ihnen zukommenden Dividenden und den
Inhabern der Gennßscheine der ihnen zustehende Gewinnantheil ausgezahlt.

Der Reservefonds dient znr Deckung von außerordentlichen Ausgaben oder
Verlusten . Ueber die Verwendung beschließt der Verwaltungsrath . j

Nachdem der Reservefonds 15 pCt . des Grundkapitals erreicht haben wird , ^
hören die Beitrüge zu demselben auf , sofern nicht die Generalversammlung auf Vor- .
schlag des Verwaltnngsrathes etwas Anderes beschließt . Im Falle von Entnahmen '
aus ihm ist er auf den festgestellten Betrag wieder zu ergänzen . s

Die Direktion vertritt die Gesellschaft nach außen in allen Rechtsgeschäften und
sonstigen Angelegenheiten derselben , einschließlich derjenigen , welche nach den Gesetzen ^
eine Spezialvollmacht erfordern . Dieselbe führt die Verwaltung selbständig , soweit
nicht nach diesen Satzungen die Generalversammlung oder der Verwaltnngsrath mit¬
zuwirken hat . Sie ist dabei an die Weisungen des Verwaltnngsrathes sowie der ^
von ihm beauftragten Mitglieder gebunden . Gegen dritte Personen hat jedoch eine r
solche Beschränkung keine rechtliche Wirkung . !

Die Direktion besteht aus zwei oder mehreren Mitgliedern , welche der Ver- ^
waltnngsrath unter Festsetzung der Anstellnngsbedingungen ernennt.

Der Verwaltnngsrath setzt die Vertheilung der Geschäfte unter die Mitglieder -
der Direktion , ihr Verhältniß zu einander sowie die Normen für ihre gemein- j
samen Berathungen und Beschlußfassungen fest. Er ordnet die erforderliche Stell - !

Vertretung . ^
Urkunden und Erklärungen der Direktion sind für die Gesellschaft verbindlich , z

wenn sie unter dem Namen der „ Neu - Guinea -Kompagnie " von zwei Mitgliedern!
der Direktion oder von einem Mitgliede und einem Stellvertreter oder von zwei
Stellvertretern oder von einem Mitgliede der Direktion bezw . einem Stellvertreter'
und einem von dem Verwaltungsrathe zur Mitzeichnung bevollmächtigten Beamten
der Gesellschaft unterschrieben sind.

Die Ernennung der Direktoren , der Stellvertreter derselben und der znr Mit-
zeichnung von Urkunden bevollmächtigten Beamten der Gesellschaft geschieht zu
notariellem Protokoll und ist bekannt zu machen . Das Protokoll dient als j
Legitimation . !

Der Verwaltnngsrath besteht aus wenigstens 8 und höchstens 15 von der j
Generalversammlung zu wählenden Mitgliedern , welche die deutsche Reichsang eh örig- -
keit besitzen und von denen mindestens 6 Mitglieder der Kompagnie und in Berlinr
wohnhaft sein müssen.

Die Wahl erfolgt in der Regel in der ordentlichen Generalversammlung.
Ueber die Wahlen zum Verwaltnngsrath ist ein notarielles Protokoll auf¬

zunehmen.
' Der Verwaltnngsrath wählt einer : Vorsitzenden und einen Stellvertreter des- ^

selben . Die Mitglieder des Verwaltnngsrathes beziehen keine Besoldung , erhalten s
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jedoch Ersatz der aus der Erfüllung ihres Berufes entspringenden Auslagen und
eine Tantieme . Die Vertheilung derselben an die Mitglieder erfolgt nach Maßgabe
eines vom Verwaltungsrath zu beschließenden Reglements.

Alle Erklärungen des Verwaltungsrathes sind rechtsgültig vollzogen , wenn sie
die ilnterschrift „Der Verwaltnngsrath der Nen -Gninea -Kompagnie " und die Namens¬
unterschrift des Vorsitzenden — bezw . seines Stellvertreters — und eines Mitgliedes
des Verwaltnugsrathes tragen . Der Verwaltnngsrath legitimirt sich durch ein auf
Grund der von dem Notar aufgenommenen Wahlverhandlung ausgefertigtes notarielles
Attest über die Personen seiner jedesmaligen Mitglieder sowie seines Vorsitzenden
und dessen Stellvertreters.

Neben der allgemeinen Aufsicht über die Geschäftsführung der Direktion und
den anderweit durch diese Satzungen ihm zugewiesenen Befugnissen steht dem Ver¬
waltungsrath insbesondere der Beschluß zu:

1. über die Grundsätze , nach welchen Ländereien zu erwerben , nutzbar zu
machen und zu verwerthen sind;

2 . über die Grenzen , innerhalb deren die Gesellschaft Bodenanban , Handel,
bergmännische und andere gewerbliche Unternehmungen betreiben wird;

3 . über die Errichtung von Zweigniederlassungen , von Stationen und Pflanzungen,
den Ankauf von Schiffen , die Ausrüstung von Forschungsexpeditionen , auch
wenn die Ausgaben hierfür im Voranschlag vorgesehen find;

4 . über die Ernennung der oberen Beamten der Gesellschaft im Schutzgebiete,
sowie solcher Beamten , welche ein jährliches Gehalt von mehr als 5 000 Mark
erhalten oder auf länger als drei Jahre angenommen werden , die mit ihnen
einzugehenden Verträge sowie über deren Entlassung;

5 . über die im Schutzgebiete für die Verwaltung von Stationen und Pflanzungen,
die Führung der Schiffe , die Leitung der Expeditionen und das Kassen-
nnd Rechnungswesen zu erlassenden Reglements;

6 . über den alljährlich auszustellenden Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben
der Gesellschaft;

7 . über die Grundsätze für Aufstellung der Jahresbilanz sowie deren Vorlegung
an die Generalversammlung und Vorschläge bezüglich der Verwendung und
Vertheilung von Ueberschüssen;

8 . über andere Vorlagen an die Generalversammlung;
9 . über die alljährlich der Verwaltung im Schutzgebiete zu ertheilende Ent¬

lastung ;
10 . über die Abordnung eines oder mehrerer Mitglieder des Verwaltnugsrathes

zu bestimmten Geschäften , insbesondere zur Revision der von der Direktion
geführten Bücher und Kassen , sowie zur Revision der Jahresbilanz;

11 . über die Bestellung eines oder mehrerer engeren Ausschüsse aus der Mitte
des Verwaltnugsrathes und die Uebertragnng einzelner Geschäfte oder
Gattungen derselben an diese Ausschüsse durch Specialvollmacht.

Die Generalversammlung , regelmäßig konstituirt , vertritt die Gesammtheit der
Gesellschaftsmitglieder . Ihre Beschlüsse und Wahlen sind für alle Mitglieder ver¬
bindlich. Die Generalversammlungen werden in Berlin abgehalten . Zu denselben
beruft die Direktion oder der Verwaltnngsrath die Mitglieder wenigstens 14 Tage
vor dem anberaumten Termin , diesen nicht mitgerechnet , mittelst Bekanntmachung,
in welcher die zu verhandelnden Gegenstände anzugeben sind.

In der Generalversammlung berechtigt jeder Antheil zu einer Stimme.
In jedem Jahre findet eine ordentliche Generalversammlung vor Ablauf des

Monats März statt.
Eine außerordentliche Generalversammlung wird berufen:
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1 . wenn von einer Generalversammlung ein dahingehender Beschluß gefaßt ist;
2 . wenn Mitglieder , welche zusammen den vierten Theil des Gesammtbetrages

der Stimmen zu führen berechtigt sind , die Einberufung fordern und der
Direktion einen schriftlichen Antrag einreichen , dessen Gegenstand innerhalb
der Zuständigkeit der Generalversammlung liegt;

3 . wenn über die Auflösung der Gesellschaft oder deren Verschmelzung mit
einer anderen Gesellschaft oder die Umwandlung ihrer rechtlichen Form zu
beschließen ist;

4 . wenn der Verwaltnngsrath aus sonstigem besonderen Anlaß die Einberufung
beschließt.

In der ordentlichen Generalversammlung werden die Bilanz mit der Gewinn-
und Verlnstrechnung für das abgelaufene Geschäftsjahr sowie die von der Direktion
ünd dem Verwaltungsrath erstatteter : Berichte zur Kenntniß und etwaigen Er¬
örterung gebracht , und wird über die Genehmigung der Bilanz sowie die damit
der Verwaltung zu ertheilende Entlastung Beschluß gefaßt . Sodann werden die
fälligen Wahlen vollzogen.

Sie ist berechtigt , über die Geltendmachung der Verantwortlichkeit der Mit¬
glieder der Direktion und des Verwaltungsrathes gegen die Gesellschaft und über
die zu diesem Zwecke einzuleitenden Schritte Beschlüsse zu fassen und zur Ausführung
derselben Bevollmächtigte zu wählen.

Außerdem steht der ordentlichen Generalversammlung der Beschluß über jede
Vorlage zu , welche nicht die Auflösung der Gesellschaft , ihre Verschmelzung mit einer
anderen Gesellschaft oder die Umwandlung ihrer rechtlichen Form betrifft.

Beschlüsse dieser Art sind nur gültig , wenn wenigstens drei Viertel der An¬
theile in der Versammlung vertreten sind . Ist dies nicht der Fall , so kann zu
gleichem Zwecke innerhalb der nächsten sechs Wochen abermals eine außerordentliche
Generalversammlung berufen werden , in welcher gültig Beschluß gefaßt werden kann,
auch wenn weniger als drei Viertel der Antheile vertreten sind . Außerdem ist zur
Gültigkeit des Beschlusses erforderlich , daß derselbe mit einer Mehrheit von wenigstens
zwei Dritteln der in der Versammlung vertretenem Stimmen angenommen werde.

Abänderungen und Ergänzungen der Satzungen können nur mit einer Mehrheit
von wenigstens zwei Dritteln der in der Versammlung vertretenen Stimmen be¬
schlossen werden.

Vorbehaltlich dieser Bestimmungen werden die Beschlüsse der Generalversammlung
mit absoluter Stimmenmehrheit gefaßt.

Das Protokoll über die Verhandlungen der Generalversammlung wird von
einem Notar aufgenommen und ist von dem Vorsitzenden und den Stimmzählern,
wenn solche ernannt sind , zu unterzeichnen.

Die Einlösung der Genußscheine bedingt eine Abänderung der Satzungen.
Einem Uebereinkommen über die Einlösung sind alle Inhaber von Genußscheinen
unterworfen , wenn in einer mittelst Bekanntmachung unter Angabe des Gegenstandes
zu berufenden Versammlung der Inhaber das Uebereinkommen von denselben mit
wenigstens zwei Dritteln der bei der Abstimmung vertretenen Stimmen genehmigt
wird . In dieser Versammlung gewährt jeder Genußschein eine Stimme , im klebrigen
hat der Verwaltungsrath über das Verfahren in der Versammlung Bestimmung zu
treffen.

Im Falle der Auslösung der Gesellschaft wird nach Tilgung ihrer Schulden
das Vermögen nach Verhältniß der auf die Antheile geleisteten Einzahlungen zunächst
aus Höhe dieser Einzahlungen unter die Mitglieder und ein Ueberschnß auf Höhe
vou 50 pCt . in demselben Verhältniß unter die Mitglieder und auf Höhe von 50 pCt.
unter die Inhaber der Gennßscheine getheilt.
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Die Vertheilung darf nicht eher vollzogen werden , als nach Ablauf eines Jahres
oon dem Tage an gerechnet , an welchem die Auflösung der Gesellschaft unter Auf¬
forderung der Gläubiger , sich bei ihr zu melden , im „Deutschen Reichs -Anzeiger"
bekannt gemacht worden ist.

Bis zur Beendigung des Vertheilnngsverfahrens verbleibt es bei der bisherigen
Verfassung der Gesellschaft und ihrem Gerichtsstände.

Eine theilweise Zurückzahlung des Gesellschaftskapitals an die Mitglieder unter-
iegt denselben Bestimmungen wie die Auflösung der Gesellschaft.

Die Aussicht über die Gesellschaft wird von dem Reichskanzler geführt , der zu
diesem Behufe eineu Kommissar bestellen kann . Der Kommissar ist berechtigt , au deu
Sitzungen des Verwaltungsrathes und an den Generalversammlungen theilzunehmen,
von dem Verwaltungsrath jederzeit Bericht über die Angelegenheiten der Gesellschaft
zu verlangen auch die Bücher und Schriften derselben einzusehen sowie auf Kosten
der Gesellschaft , wenn dem Verlangen dazu berechtigter Mitglieder der Gesellschaft
nicht entsprochen wird , oder aus sonstigen wichtigen Gründen eine außerordentliche
Generalversammlung zu berufen.

Der Genehmigung der Aufsichtsbehörde sind insbesondere unterworfen:
1 . die Aufnahme von Anleihen sowie die Ausgabe von weiteren Antheilen;
2 . die Beschlüsse der Gesellschaft , nach welchen eine Aenderung oder Ergänzung

der Satzungen erfolgen , die Gesellschaft aufgelöst , mit einer anderen ver¬
einigt oder in ihrer rechtlichen Form umgewandelt werden soll.

Anlage 1.

Zwischen dem Reichskanzler Namens des Reichs einerseits und der Neu-
Guinea -Kompagnie zu Berlin , vertreten durch ihre Direktion andererseits , wird
folgender Vertrag geschlossen:

Artikel 1.
Das Reich nimmt die der Neu - Guinea -Kompagnie durch die Allerhöchsten

Schutzbriefe vom 17 . Mai 1885 und 13 . Dezember 1886 sowie durch spätere
Kaiserliche Verordnungen übertragene Landeshoheit über das darin bezeichnete
Schutzgebiet in der Südsee mit den darin begriffenen Rechten und Pflichten zur
eigenen Ausübung zurück.

Artikel 2.

Die Neu - Guinea - Kompagnie verzichtet zu Gunsten des Reichs für den ganzen
Bereich des in Artikel 1 bezeichneten Schutzgebietes auf die ihr durch die Schutz¬
briefe verliehenen und auf Grund derselben ihr zustehenden besonderen Vermögens¬
rechte, nämlich:

a ) Das Recht , ausschließlich herrenloses Land in Besitz zu nehmen und darüber
zu verfügen , sowie ausschließlich mit deu Eingeborenen Verträge über Land-
und Grundberechtigungen abzuschließen.

d ) Das Recht , folgende Gewerbebetriebe:
deu Betrieb der Fischerei auf Perlmuttermuscheln und Perlen sowie
auf Trepang , die Gewinnung von Guano oder anderweitigen Dünge¬
mitteln , die Ausbeutung des Bodens auf Erze , Edelsteine und brenn¬
bare Mineralien , die Ausbeutung von nicht im Besitze der Eingeborenen
oder sonst im Privateigenthum befindlichen Kokospalmenbestäuden auf
Kopra , den Betrieb der Küstenfischerei und das Schlagen von Holz
für gewerbliche und Handelszwecke auf Fllen , nicht im Privatbesitze
befindlichen Laudstreckeu

von ihrer Genehmigung abhängig zu machen und dieselbe au Bedingungen,
insbesondere an die Zahlung von Abgaben , zu knüpfen.
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Artikel 3.
Die Neu -Guinea -Kompagnie überläßt dem Reiche unentgeltlich die in dem an¬

liegenden Verzeichniß aufgeführten , den Zwecken der Landesverwaltnng dienenden
Gebäude , Jiwentarienstücke , Hafen - und Schiffahrtsanlagen , Boote und Mobilien in
dem Zustande , in welchem sie bei der llebergabe sich befinden. Mit den Gebäuden
werden die Grundstücke, auf denen sie errichtet sind, sowie die Grundstücke, welche
als Gärten oder zu sonstigem häuslichen Gebrauche damit verbunden sind, übereignet.
Ebenso gehen die von der Nen -Guinea -Kompagnie zu öffentlichen Wegen und anderen '
öffentlichen Anlagen verwendeten Grundstücke auf das Reich über.

Artikel 4 . f
Die Neu-Guinea -Kompagnie wird die in ihrem Dienste stehenden Beamten

im Schutzgebiete verpflichten, Amtsverrichtungen im Bereiche der Landesverwaltung
als Polizeibeamte , Hafenbeamte , Gerichtsschreiber , Steuer - oder Zvllerheber , Post¬
beamte rc. an Orten , wo dafür geeignete Kaiserliche Beamte nicht stationirt sind, !
ohne Entschädigung für die persönliche Mühewaltung zu übernehmen , soweit dies !
mit den ihnen im Dienste der Kompagnie obliegenden Geschäften irgend verträglich ist. t

Der llebertragung solcher Amtsobliegenheiten wird ein Einvernehmen mit dem i
obersten Vertreter der Kompagnie im Schutzgebiete, der Abberufung seitens der ^
letzteren eine möglichst frühe Ankündigung vorangehen . !

Auch wird die Neu-Guinea -Kompagnie die Benutzung der ihr gehörigen Dampf-
schiffe, welche der Schiffsverbindung innerhalb des Schutzgebietes dienen , zu Zwecke»
der Landesverwaltnng einräumen , sei es im Wege der Charter auf bestimmte Zeit,
sei es gegen Entrichtung der Personen - und Güterfrachtpreise auf den regelmäßigen
Fahrten des Schiffes , beides zu angemessenen Sätzen , und sie wird dabei dem ^
Bedürfnisse der Landesverwaltnng nach Möglichkeit sich anbequemen . ^

Die gegenseitige Benutzung vorhandener Krankenhäuser durch die Beamten und f
Arbeiter sonne die gegenseitige Gewährung ärztlicher Hülfe wird nach Möglichkeit vcm'
beiden Theilen erleichtert und die Bedingungen dafür werden durch besonderes Ab- ^
kommen geregelt werden.

Artikel 5.
.Die Neu-Guinea -Kompagnie hat bisher auf Grund der Verordnung vom

1. August 1894 50 000 Neu-Gninea -Mark in Goldmünzen , 200 035 Nen-Guinea-
Mark in Silbermünzen und 20 000 Neu -Gninea -Mark in Bronze - oder Kupfer- s
münzen geprägt . Sie verzichtet auf das Recht, weitere Prägungen vornehmen zu ^
lassen. Das Reich behält sich vor , die geprägten Neu-Gninea -Münzen unter Fest- ^
setzung einer bestimmten Einlösefrist außer Kurs zu setzen. Für diesen Fall ist die H
Neu-Guinea -Kompagnie verpflichtet, die Stücke gegen den gleichen Betrag an Reichs- j
münzen einzulösen. Sofern das Reich die Vermittelung des Umtausches der Neu- !
Guinea -Münzen gegen Reichsmünzen nicht selbst übernimmt , erstattet es der Neu-
Gninea -Kompagnie die der letzteren durch den Transport der eingezogenen Stücke
nach Berlin und die Hinanssendung des entsprechenden Betrages in Reichsmünze»
erwachsenden Kosten. ^

Läuft die Einlösnngsfrist vor dem 1. April 1905 ab, so wird die Hälfte des
innerhalb derselben eingehenden Betrages auf Rechnung des Reiches eingezogen. ^

Die der Nen-Guinea -Kompagnie nach 4 ihrer Verordnung , betreffend die
Ausprägung von Neu-Gninea -Münzen , vom 1. August 1894 obliegende Pflicht zur
Ausstellung von Checks gegen Einliesernng von Nen -Guinea -Münzen bleibt bis zum ^
Ablause der Einlösnngsfrist bestehen.

Artikel 0. j
Das Reich gewährt der Neu-Guinea -Kompagnie ein Kapital von 4 000 000 Mark ^
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!

mit der Berechtigung, dasselbe in zehn Jahresraten van je 400 000 Mark, welche
am1. April jeden Jahres , zuerst am 1. April 1899, fällig werden, ahne Ver¬
zinsung der Restbeträge zu zahlen.

Die Nen-Gninea-Kompagnie ist verpflichtet, jede Kapitalsrate binnen vier Jahren
auf wirthschaftliche Unternehmungen im Interesse des Schutzgebietes zu verwenden
und dem Reichskanzler bezw. dem van demselben bestellten Kammissar durch Dar¬
legung der Jahresrechnung den in jedem Geschäftsjahr verwendeten Betrag nach¬
zuweisen.

Innerhalb der varbezeichneten Zeit werden, um den aus einheimische Arbeits¬
kräfte angewiesenen Betrieb salcher wirthschaftlichen Unternehmungen im Schutzgebiete
zu sichern, Maßregeln getroffen werden, um der Neu-Guinea-Kampagnie die An¬
werbung von Eingeborenen in Kaiser Wilhelmsland unter Aussicht der Regierung
zu erleichtern.

Artikel 7.Z
Die Neu-Gninea-Kampagnie ist außerdem berechtigt, binnen zehn Jahren vam

1. April 1899 ab in Kaiser Wilhelmsland oder Neu-Pommern sowie den dazu
gehörigen Inseln Land in einer Gesammtfläche von 50 000 lia, nach ihrer Wahl,
uuter dem Vorbehalte wohlerworbener Rechte Dritter, ohne Entgelt an das Reich in
Besitz zu nehmen, jedoch mit der Maßgabe, daß die Auswahl von Küsten- und
Flußuferland auf den beiden vorgenannten Hauptinseln'auf eine Küsten- bezw. Flnß-
uferansdehnung von insgesammt 100 lrna beschränkt wird. Die Breite der aus¬
zuwählenden Uferstrecken darf, vorbehaltlich etwaiger nothwendiger Beschränkung infolge
der natürlichen Bodengestaltung, nicht unter 1 krn betragen. Das so erworbene
Land bleibt den Bestimmungen eines zu erlassenden Enteignungsgesetzes über Ab¬
tretung von Land zu öffentlichen Zwecken unterworfen. Die Neu-Guinea-Kompagnie
ist verbunden, von der jedesmal getroffenen Auswahl dem Vertreter des Reichs im
Schutzgebiete Anzeige zu erstatten und binnen Jahresfrist nachzuweisen, daß sie den
bestehenden Bestimmungen entsprechend das gewählte Land entweder als herrenlos
okkupirt oder von Eingeborenen erworben habe.

Die Nen-Gninea-Kompagnie hat ferner auf ihre Kosten eine Expedition aus¬
gerüstet, welche die Erforschung des Ramuflusses und die Ausschließung des Bismarck-
gebirges sowie die Anlegung dazu dienender Stationen zum Zwecke hat. Mit
Rücksicht hierauf werden Maßregeln getroffen werden, damit der Kompagnie das
ausschließliche Recht auf Ausbeutung von Edelmetallen und brennbaren Mineralien
innerhalb des Flußgebietes des Ramu, jedoch nur südlich vorn 5. Breitengrade und
bis zur Wasserscheide des Flußgebietes, gesichert wird. Die Kompagnie hat an das
Reich eine Abgabe von 10pCt . des von dieser Ausbeutung nach Deckung aller Aus¬
gaben fließender! Einkommens zu entrichten. Auch soll es dem Reiche freistehen,
statt des Bezugs dieser Abgabe an den bergbaulichen Unternehmungen der Kompagnie
iu dem bezeichneten Gebiete sich vom Beginn eines neuen Geschäftsjahres derart zu
betheiligen, daß Kosten und Erträge je zur Hälfte getheilt werden.

Artikel 8.
Dieses Abkommen tritt vorbehaltlich der Genehmigung des Bnndesrathes und

des Reichstages mit dem 1. April 1899 in Kraft.
Uebernimmt auf Grund gegenseitiger Verständigung das Reich Beamte aus

dem Dienste der Kompagnie, so verbleiben die Kosten der Ausreise zu Lasten der
Neu-Guinea-Kompagnie, während die Kosten der späteren Rückreise vom Ren! e
getragen werden.

0 Der Wortlaut im Kol. Bl - 1900 , S . 280 , ist irrig.
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Steuern und andere Abgaben , welche für einen bestimmten Zeitraum im voraus
eingehoben worden sind , werden nach Verhältniß der Zeit repartirt.

Etwa kreditirte Zölle oder andere Gefalle , welche vor dem 1 . April 1899 fällig
waren , sowie erblose Nachlässe , wegen deren ein Verfahren bereits eingeleitet ist, >
verbleiben der Neu -Guinea -Kompagnie.

Für Gebühren , welche nach Maßgabe der Grundbuchordnung zu zahlen sind,
entscheidet der Zeitpunkt der vollzogenen Eigenthumseintragung oder der Vollziehung ^
des sonstigen gerichtlichen Aktes , nicht der Tag der Zustellung der Rechnung . Wenn
in Grundbuchsachen , die vor dem 1 . April 1899 eingeleitet wurden , von der Neu-
Gninea -Kompagnie Auslagen gemacht wurden , welche von dem Antragsteller zu
erstatten sind , so kommen die erstatteten Beträge der Neu -Guinea -Kompagnie zu.

Das Gleiche gilt von am 1 . April 1899 rückständigen Gebühren für Ver¬
messungen , welche von dem durch die Neu -Guinea -Kompagnie besoldeten Landmesser i„a
auf Ansuchen Privater ausgeführt worden sind.

Im Uebrigen verbleibt der Neu - Guinea -Kompagnie Alles , was sie auf Grund
thatsächlicher Ausnutzung der ihr zur Zeit zustehenden Rechte und Befugnisse bis zum
1 . April 1899 bereits erworben oder erhoben hat , einschließlich der Ansprüche auf
Grundstücke , für welche sie Erwerbstitel besitzt, ohne daß die Eintragung in das ^ 5
Grundhuch bisher nachgesucht wurde , aber vorbehaltlich der Prüfung der Titel durch
die Grundbnchbehörde.

Das Vorkaufsrecht auf 400 lia Laud , am Weberhafen an der Gazelle -Halbinsel,
welches die Neu -Guinea -Kompagnie der katholischen Mission vom heiligen Herzen Jesu
vertragsmäßig eingeräumt hat , bleibt der letzteren auch dem Reiche gegenüber
erhalten . schk

Doppelt ausgefertigt : cmj
Berlin , den 7. Oktober 1898 . A,

Der Reichskanzler.
gez . Fürst zu Hohenlohe . wü

Neu -Guinea -Kompagnie.
gez . A . v. Hansemann . gez. E . Russell.

Vorsitzender Mitglied
der Direktion . der Direktion.

zus
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Anlage iverzeichniß zu Artikel 3 des Vertrages ). 2(i
Friedrich Wilhelmshafen . L,,

Gebäude:

1. Wohnhaus des Landeshauptmanns,
2 . Wohnhaus des Sekretärs,
3 . ein Bureaugebäude.

— Die Gebäude einschließlich der dazu gehörigen Wassertanks . — ^

Hafenanlagen und Boote:

Anlagebrücke mit 2 Pontons und Hafeneinrichtungen (Baken , Laternen rc.), uu
2 Gigs , Flaggen.

Inventar:

Waffen und Ausrüstung der Polizeimannschaft , Grundbücher und juristische
Bibliothek.



Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch -Ostafrika , betr . ausgestoßene Askaris der Truppe . Z1

Herbertshöhe.
Gebäud e:

1. Haus des Richters,
2 . Gebäude des Kaiserlichen Gerichts mit Inventar,
3 . Hans des Gerichtsschreibers,
4 . Haus des Polizei -Unteroffiziers,
5 . Niederlassung der Polizeimannschaft,
6 . ein Gefängnißgebäude mit Inventar.

— Die Gebäude einschließlich der dazu gehörigen Wassertanks . —

Hafenanlagen und Boote:
1 „ Whaleboot " , 1 Gig , 2 Treibbaken , diverse Bootsstücke , Segel , 1 Flaggen¬

mast, Flaggenleinen , Hafenlaternen , 3 Flaggen.

Inventar:

Grundbücher , juristische Bibliothek , Ausrüstung der Polizeimannschaft.

25. Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch - Gstafrika betreffend
ausgestoßene Askaris der Truppe.

Vonl 8 . Februar 1900.

Die Ueberweisnng aus der Truppe entfernter oder ausgestoßener Askaris znr
Strafvollstreckung an die Bezirks - rc. Aemter hat unter Uebersendung des Entlassungs¬
scheins, des Abrechnungsbuchs uud event . Guthabens zu erfolgen . Das Bezirksamt
quittirt das Abrechnungsbuch ab und übersendet es alsbald zur Aufbewahrung der
Schntztruppe . Der Entlassungsschein und das Guthaben sind in der Regel dem Manne
nach der Strafverbüßung auszuhändigen , jedoch können aus letzterem event , auch
während der Strafverbüßung Angehörige des Mannes unterstützt werden.

Sudanesen re. von schlechter Gesinnung rc. sind stets nach der Heimath zurück¬
zusenden, wahrend guter : Elementen die Niederlassung in der Kolonie möglichst zu
erleichtern ist.

Dar - es - SalLm,  den 8 . Februar 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez . v . Liebert.

26. Gesetz, betreffend die Hreundschaftsverträge mit Tonga und
5amoa und den Hreundschafts -, Handels - und Lchifffahrtsvertrag

mit Sansibar.
Born 15 . Februar 1900 . (Kol . Bl . 1900 , S . 175 .)

Wir Wilhelm , von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser , König von
Preußen rc.,

verordnen im Namen des Reichs , nach erfolgter Zustimmung des Bundesraths und
des Reichstages , was folgt:

Durch eine mit Zustimmung des Bnndesraths zu erlassende Kaiserliche Verord¬
nung können:

1. die Vorschriften des Freundschaftsvertrages mit Tonga von : 1 . Februar 1876
(Reichs -Gesetzbl . 1877 , S . 517 ),

2 . die Vorschriften des Freundschaftsvertrages mit Samoa von : 24 . Januar 1879
(Reichs -Gesetzbl . 1881 , S . 29 ) ,
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3. die auf Exterritorialitätsrechte bezüglichen Vorschriften des Frenndschasts-,
Handels- und Schifffahrtsvertrages mit Sansibar vom 20. Dezember 1385
(Reichs-Gesetzbl. 1886, S . 26 l)

ganz. oder theilweise außer Anwendung gesetzt werden.
Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft.
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenen Unterschrift und beigedrncktem Kaiserlichen

Jnfiegel.
Gegeben Berlin im Schloß, den 15. Februar 1900.

Wilhelm.
Graf v. Bülow.

st veii
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27 . Verordnung zur Ausführung des Gesetzes, betreffend die
Hreundschaftsverträge mit Tonga und Samoa und den Freund-

schafts-, Handels - und Schifffahrtsvertrag mit Sansibar.
Vom 17. Februar 1900 . (Kol. Bl . 1900 , S . 176 .)

Wir Wilhelm , von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von
Preußen rc., verordnen auf Grund des Gesetzes, betreffend die Frenndschaftsverträge
mit Tonga und Samoa und den Frenndschasts-, Handels- und Schiffsahrtsvertrag
mit Sansibar, vom 15. Februar 1900 (Reichs-Gesetzbl. S . 37) im Namen des
Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundesraths, was folgt:

Die Vorschriften des Frenndschaftsvertrages mit Samoa vom 24. Januar 1819
(Reichs-Gesetzbl. 1881, S . 29) werden hierdurch für das Verhältniß zwischen
Deutschland und den Inseln Upoln und Savaii sowie allen anderen westlich des
171. Längengrades westlich von Greenwich gelegenen Inseln der Samoagruppe von
dem Tage an, wo diese Inseln in deutschen Besitz übergehen, außer Anwendung
gesetzt. Das Gleiche gilt in Ansehung der Insel Tutuila und anderen östlich des
171. Längengrades westlich von Greenwich gelegenen Inseln der Samoagruppe von
dem Tage an, wo diese Inseln in den Besitz der Vereinigten Staaten von Amerika
übergehen.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem
Kaiserlichen Jnfiegel.

Gegeben Jagdschloß Hubertusstock, den 17. Februar 1900.
Wilhelm.

Graf v. Bülow.
Die Ratifikations -Urknnden zu dem Abkommen zwischen dem Reiche und

Großbritannien vom 14. November 1899, betreffend die Erledigung der Samoafrage
und anderer Fragen, und zu dem Abkommen zwischen dem Reiche, den Vereinigten
Staaten von Amerika und Großbritannien vom 2. Dezember 1899, betreffend Samoa,
sind am 16. Februar 1900 ausgetauscht worden.
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28 . Verfügung , betreffend die Ausübung konsularischer Befugnisse
und den Erlaß polizeilicher und sonstiger die Verwaltung betref¬

fender Vorschriften in Samoa.
Vom 17. Februar 1900 . (Kol . Bl . 1900 , S . 311 .)

Auf Grund der ZH5 und 11 des Gesetzes, betreffend die Rechtsverhältnisse
der deutschen Schutzgebiete(Reichs-Gesetzbl. 1888, S . 75) bestimme ich hierdurch,
was folgt:
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Verordnung des Gouverneurs von Samoa , betr . die Rechtsverhältnisse . JZ

n AI . Der zur Ausübung der Gerichtsbarkeit erster Instanz ermächtigte Beamte
hat die Geschäfte zu versehen , welche den deutschen Konsuln nach A 12 des Gesetzes vom
22. Juni 1899 (Reichs -Gesetzbl . S . 319 ) und nach A 35 des Gesetzes vorn 8 . No¬
vember 1867 (Bundes -Gesetzbl . S . 137 ) zustehen . Dasselbe gilt von den Befug¬
nissen, welche den deutschen Konsulaten als Seemannsämtern nach der Seemanns-

^ vrdnung vom 27 . Dezember 1872 (Reichs -Gesetzbl . S . 409 ) nnd nach sonstigen
^ Reichsgesetzen obliegen.

Die für die Konsnln geltenden Ansführnngsbestimmungen zu den im vorher¬
gehenden Absatz genannten Gesetzesvorschriften finden entsprechende Anwendung.

In den bezeichneten Angelegenheiten werden Gebühren und Auslagen nach
Maßgabe der Bestimmungen des Gesetzes über die Gebühren und Kosten bei den

! Konsulaten des Deutschen Reichs vom °1 . Juli 1872 (Reichs -Gesetzbl . S . 245 ) erhoben.
A 2 . Der Gouverneur ist befugt , polizeiliche und sonstige die Verwaltung

^ betreffende Vorschriften zu erlassen und gegen die Nichtbefolgnng derselben Gefängniß
^ bis zu drei Monaten , Haft , Geldstrafe nnd Einziehung einzelner Gegenstände

anzudrohen.
Berlin , den 17 . Februar 1900.

Der Reichskanzler,
gez . Fürst zn Hohenlohe.

! 29. Verordnung des Gouverneurs von Samoa , betreffend die
Rechtsverhältnisse.

^ Vom 1. März 1900 . (Kol . Bl . 1900 , S . 312 .)

Auf Grund des A 2 der Verfügung des Reichskanzlers vom 17 . Februar 1900,
betreffend die Ausübung konsularischer Befugnisse und den Erlaß polizeilicher und
sonstiger die Verwaltung betreffender Vorschriften in Samoa , sowie auf Grund der
0om Reichskanzler gemäß ZA 2 Absatz 2 , 3 und 8 der Allerhöchsten Verordnung,

^ betreffend die Rechtsverhältnisse in Samoa , vom 17 . Februar 1900 ertheilten Ermäch-
^ tigungen wird hiermit verordnet , was folgt:
i A 1. Die durch die General - Akte der Samoa - Konferenz in Berlin vom

14. Juni 1889 für Samoa eingeführten Beschränkungen hinsichtlich der Verfügung
^ Eingeborener über ihre Ländereien (Artikel 4 , Abschnitt 1 der Akte) bleiben mit der

Maßgabe bestehen , daß in Fällen , wo die Genehmigung solcher Verfügungen vor-
^ geschrieben ist , an Stelle des Oberrichters und der Oberverwaltungsbehörde von
s Samoa der Gouverneur tritt.
^ Desgleichen werden die bisher auf Grund des Artikels 6 , Abschnitt 2 zu ^
. bis einschließlich O , nnd Abschnitt 4 erhobenen Zölle , Steuern nnd Gebühren für

Rechnung des Gouverneurs weiter erhoben.
Z 2 . Die von dem Munizipalrath von Apia erlassenen gesetzlichen Vorschriften

bleiben für alle im bisherigen Munizipalbezirk sich aufhaltenden Personen verbindlich.
.In diesen Vorschriften treten an Stelle des Mnnizipalraths und seines Vorsitzenden

' der Gouverneur , an Stelle des Mnnizipalmagistrats der zur Ausübung der Gerichts-
^ barkeit erster Instanz ermächtigte Beamte , an Stelle der sonstigen Beamten der
^ Munizipalität die entsprechenden Gouvernementsbeamten.
^ Die „ lühuor krollidition Oräinnnes " vom Jahre 1891 , die null

^mmnnition Orllinanes , 1894 " und die Resolution des Mnnizipalraths vom
- 2. September 1896 , betreffend die Einfuhr , Veräußerung und Verwendung von

Dynamit , finden auf alle im Schutzgebiete sich aufhaltenden Personen Anwendung,
i Das Gleiche gilt von den zu den beiden genannten Verordnungen ergangenen znsätz-
' Hchen Bestimmungen.

! Die deutsche Kolonial-GesetzgebungV (1900). 3



Z4 Verordnung des Gouverneurs von Samoa , betr. Veröffentlichung der Gesetze rc. fürs Schutzgebiet
ß-'

^ 3 . Als Eingeborene inr Sinne der Allerhöchsten Verordnung vorn
17 . Februar 1900 sind anzusehen:

1. die Samvaner,
2 . die Angehörigen anderer farbiger Stämme.

Eingeborene werden der Gerichtsbarkeit (§ 1) der erwähnten Verordnung bis
auf Weiteres in denjenigen Fällen unterstellt , in welchen dieselben bisher der
Gerichtsbarkeit des Obergerichts von Samoa oder des Muuizipalniagistrats von
Apia unterworfen gewesen sind (Artikel 3 , Abschnitt 9 und Artikel 5 , Abschnitt 4 der

Samoa -Akte ) .
Dem zur Ausübung der Gerichtsbarkeit erster Instanz ermächtigten Beamten

bleibt es vorbehalten , einzelne der im vorhergehenden Absatz bezeichneten Fälle einem
anderen Richter zu überweisen , auch für diese Fälle eine Berufungsinstanz zn
bezeichnen.

Apia , den 1 . März 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez . Solf.

-

30 . Verordnung des Gouverneurs von Lamoa , betreffend Ver¬
öffentlichung der Gesetze rc. fürs Schutzgebiet.

Vom 1 . März 1900 . (Kol . Bl . 1900 , S . 312 .)

Alle Gesetze , Verordnungen , Erlasse und Bekanntmachungen für das Schutzgebiet
werden durch Veröffentlichung in der unter dem Titel „ Samoanisches Gonvernements-
blatt " fortgeführten „ Samoa Government Gazette " zur öffentlichen Kenntnis; '
gebracht . l

Gouvernements -Verordnungen treten , wenn nichts Anderes in ihnen bestimmt ist,
mit dem Tage der Veröffentlichung im Gonvernementsblatt in Kraft.

Apia , den 1. März 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez . Solf.

31 . Runderlaß der Rolonial -Abtheilung , betreffend sachverständige )
Beiräthe in den Schutzgebieten . ^

Vom 2 . März 1900.

Es ist wiederholt in Anregung gekommen , den Kaiserlichen Gouvernements eine»
Beirath aus , Kaufleuten , Pflanzern und sonstigen Interessenten zur Seite zu stelle», t
welcher , ähnlich wie der Kolonialrath , zur Ertheilung sachverständigen Rathes in der ^
Lage ist und gleichzeitig etwaige Wünsche der Interessenten in Bezug auf die Ein-
Achtung und Führung der Verwaltung dem Gouvernement unterbreiten kann . s

Ein solcher Verwaltungsrath war bereits vom Gouvernement Kamerun durch .
Verordnung vom 20 . Juli 1885 eingesetzt worden . Die Mitgliedschaft war obliga- )
torisch ; den Vorsitz führte der Gouverneur , der eine geeignete Persönlichkeit als a
Protokollführer zuzog . In einzelnen Fällen , wo es sich um Verhältnisse der Ein¬
geborenen handelte , konnte der Gouverneur einen oder mehrere Häuptlinge den Be- '

rathungen des Verwaltungsraths beiwohnen lassen . Der Verwaltungsrath hatte de» s
Gouverneur beim Erlaß von Verordnungen , soweit sie sich auf die Verwaltung der )
Kolonie beziehen , durch sein Gutachten zn unterstützen . Wurde von demselben gegen l
eine Verordnung einstimmig Beschwerde erhoben , so mußte darüber auf Antrag eines )
Mitgliedes die Entscheidung des Reichskanzlers eingeholt werden , die Beschwerde hielt ,
jedoch die Ausführung der Verordnung nicht auf.
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Für das Togogebiet war durch Verordnung des Kommissars vom 15. Januar 1886
ebenfalls ein Verwaltungsrath ins Leben gerufen worden. Derselbe bestand aus drei

r- Mitgliedern, welche denn Kommissar alljährlich aus den Vertretern der dortigen
^ europäischen Firmen gewählt wurden, und einem Protokollführer. Den Vorsitz führte
L der Kommissar. In denjenigen Fällen, wo es sich um einheimische Verhältnisse
k handelte, konnten auch ein oder mehrere eingeborene Häuptlinge oder sonstige Sach-
k verständige znr Theilnahme an den Berathungen zugezogen werden. Der Ver-
^ waltnngsrath stand in allen lokalen Angelegenheiten dem Kommissar als berathende
t Behörde znr Seite ; die zu erlassenden Verordnungen wurden, soweit sie sich auf die
k Verwaltung des Schutzgebietes bezogen, demselben znr Begutachtung vorgelegt, wobei
k jedoch die Entscheidung dem Kommissar vorbehalten blieb.
s Soweit hier bekannt, wird seit geraumer Zeit von diesen an sich sehr zweck-
^ mäßigen Einrichtungen weder in Kamerun noch in Togo Gebrauch gemacht.

In dem Kiautschon-Gebiet besteht ein Gouvernementsrath, in welchem— ähnlich
' wie bei den Vortragssitzungenin Dar-es-Salnm die Referenten— die Leiter aller
s einzelnen Verwaltungsressortsvertreten sind und dem vorn Gouverneur alle wichtigeren
s Regierungsangelegenheiten vorgelegt werden können. Nach einer Gouvernements-
l Verordnung vom 11. März v. Js . treten für die Berathungen wichtiger Angelegen-
s hellen dem Gouvernementsrath drei Vertreter der Civilgemeinde hinzu, welche für je
. ein Jahr bestellt werden. Der Eine von ihnen wird vom Gouverneur nach Anhörung

des Gouvernementsrathes bestimmt; der Zweite wird von den im Handelsregister ein¬
getragenen nicht chinesischen Firmen gewählt; der Dritte wird von den im Grundbuch
eingetragenen Grundbesitzern ohne Unterschied der Nationalität, welche mindestens
50 Dollar Grundsteuer entrichten, gewählt. Der Gouvernementsrathhat nur be-

. ' rathende Stimme. Die schließliche Entscheidung steht dem Gouverneur zu.
Die Kaiserlichen Gouvernements ersuche ich ergebenst, sich in der Angelegenheit

; gefälligst umgehend zu äußern und geeignetenfalls einen Verordnungsentwurs zur
Prüfung hierselbst beizufügen. Um zu verhindern, daß die zu treffende Einrichtung,

; wie in Kamerun und Togo, in Vergessenheit geräth, würden auch Bestimmungen
; über die Fristen, innerhalb deren der Beirath zu berufen ist, zu treffen sein.
! Berlin , den 2. März 1900.
r Auswärtiges Amt. Kvlonial-Abtheilnng.
i gez. v. Buchka.

ine»
lle», ^
der

Liii- !

nch ^
ligc,- s

Nii-

Be- ^de» i
der^

ege» ^
ünes;
hielt^

32. Zollordnung für die Binnengrenze von Deutsch - Gstafrika.
Vom 5. März 1900.

Die nachfolgenden Bestimmungen treten mit dem Tage der Bekanntmachung in
den betreffenden Grenzbezirken in Kraft. Von demselben Zeitpunkt ab sind alle
entgegenstehenden Bestimmungen aufgehoben.

8 In. An Einfuhrzoll  werden erhoben:
n) von Spirituosen aller Art 15 pCt. des Werthes,
ll) von Schußwaffen, Schießbedarf, allen Tauschwaaren und Bedarfsartikeln, für

Europäer 5 pCt. des Werthes.
Kill . Neben diesem Zoll ist eure Hafenabgabe und Aufsichtsgebührw. als

Zuschlag zu erheben, der in den Bezirken Ujiji, Bismarckburg5 pCt. des Werthes,
in den Bezirken Moschi , Langenburg , Bukoba , Mnanza , Schirati  6 '/s pCt.
des Werthes beträgt.

K 2. An Ausfuhrzoll  werden erhoben:
n) von Elfenbein, Kopal und Kautschuk 15 pCt.,
ll) von Hölzern aller Art, Negertabak, Häuten und Fellen, Rhinozeroshörnern,

Flußpferdzähnen, Schildpatt, Pfeffer, Salz , Oel und Fett 10 pCt.,
3*
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ch^ von Rindvieh pro Stück 5 Rupien,
ä ) vün Kleinvieh , Ziegen und Schafen Pro Stück 32 Pesa,
s) )̂ von Maskateseln prv Stück 15 Rrlpien,
L) von andern Eseln pro Stück 5 Rupien.

3 . Von dein in ZZ 1u und d festgesetzten Einfuhrzoll und der Zuschlags¬
abgabe sind die in der nachfolgenden Liste aufgeführten Gegenstände befreit.

§ 4 . Die in den 1a und b festgesetzten Einfuhrzoll - und Zuschlagsabgaben
werden von den: Werthe , d. i . Ursprungspreis (Fakturenpreis ) einschließlich aller
Fracht , Landungs -, Versichernngs - und sonstiger Spesen , zuzüglich 10 pCt . im Ein¬
fuhrhafen,  d . i. dem Landungsplätze der Waaren , an der ostafrikanischen Küste des
Indischen Ozeans erhoben.

Ist dieser Werth nicht festzustellen, so bildet der Werth der Waare an dem Ein-
fnhrorte an der Binnengrenze abzüglich aller während des Transportes der Waaren
vom Einfuhrhafen am Indischen Ozean bis zum Eingangsorte an der Binnengrenze
gehabten Abgaben , d. h. Fracht -, Landungs -, Versicherungs - und sonstiger Koste»
(z. B . der auf der Waare ruhende Zoll ) die Grundlage für die Erhebung des Ein¬
fuhrzolles und der Zuschlagsabgabe.

Die im H 2 festgesetzten Ausfuhrzölle werden von dein Werthe der Waaren a»
dem betreffenden Ausfuhrorte erhoben.

Kleinere Waarenmengen , von denen der Zoll weniger als eine halbe Rupie
beträgt , sind sowohl bei der Einfuhr - wie bei der Ausfuhrabgabe freizulassen.

K 5. Zur Entrichtung des Zolles ist derjenige verpflichtet, welcher in dem
Augenblick, in dem die Zollpflicht beginnt , Inhaber des zollpflichtigen Gegenstandes
ist. Ueber den gezahlten Zoll ist eine Quittung zu ertheilen.

§ 6. Alle ein- und auszuführenden Waaren sind vor Ueberschreitung der
Landesgrenze einer Zollstation zur Verzollung anzumelden . Die Orte , an denen sich
Zollstationen befinden, sind in den betreffenden Bezirken öffentlich bekannt zu machen.

8 7. Die Ein - und Ausfuhr von Schußwaffen und Schießbedarf richtet sich
nach den hierüber erlassenen besonderen Bestimmungen.

Z 8. Zollhinterziehung (Schmuggel ) wird bestraft mit Einziehung der ge¬
schmuggelten Waaren oder deren Werth und einer Geldstrafe , welche dein vierfachen
Betrage der vorenthaltenen Abgabe gleichkommt. Der Zoll ist neben der Strafe zn
entrichten.

In allen Fällen , in denen der Werth des geschmuggelten Gegenstandes nicht
mehr zu ermitteln ist und infolgedessen die obige Berechnung der Strafe und die
Einziehung der Waaren nicht mehr erfolgen kann, ist auf Zahlung einer Geldstrafe
von 20 bis 2000 Rupien zu erkennen.

Z 9. Wer es unternimmt , Gegenstände , deren Ein - oder Ausfuhr für das
Schutzgebiet oder einen Theil desselben durch öffentliche Bekanntmachung verboten ist,
diesen! Verbote zuwider ein- oder auszuführen , wird neben Einziehung der betreffenden
Gegenstände oder deren Werth mit einer Geldstrafe bestraft , welche dem doppelten
Werth der Gegenstände , und wenn dieser nicht 20 Rupien betrügt , dieser Summe
gleichkommt.

§ 10 . Wenn Geldstrafen im Falle des Unvermögens nicht beigetrieben werden
können, wird auf Freiheitsstrafe erkannt , deren Dauer drei Monate nicht übersteigen
darf . Bei der Umwandlung von Vermögensstrafen in Freiheitsstrafen wird ein Tag
gleich 1 bis 3 Rupien gerechnet. Zur Festsetzung von Freiheitsstrafen ist nur der
betreffende Bezirkschef zuständig.

Siehe VerordnungJ .-Nr. 115 I. vom 10. Januar 1900.
2) Siehe Ausfuhrverbot für Esel aus der Kolonie. Verordnung vonr 1. Juni 1897
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All.  Alle sonstigen Uebertretungen dieser Verordnung und der zu ihrer Aus¬
führung öffentlich bekannt gemachten Bestimmungen werden mit einer Ordnungsstrafe
von 1 bis 50 Rupien belegt.

Z 12 . Die erforderlich werdenden Ausführungsbestimmungen und Dienstvor¬
schriften werden von dem Gouverneur erlassen.

Dar - es - SalLm , den 5 . März 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez . v . Liebert.

List e
der vom Einfuhrzoll und der Zuschlagsabgabe befreiten Gegenstände.

1 . Waaren und Güter , welche , um die von einem Schiffe durch Unwetter oder
andere Seeunfälle erlittenen Beschädigungen auszubessern , unter Zollkontrolle
umgeladen oder an Land gebracht werden , vorausgesetzt , daß die so gelöschte
Ladung wieder ausgeführt wird.

2 . Alle persönlichen Ausrüstungsstücke der Offiziere und Unteroffiziere der Schutz¬
truppe sowie der Beamten und sonstigen Angehörigen des Gouvernements
und der Reichspostverwaltung.

3 . Landwirtschaftliche Maschinen und Geräthe nebst Zubehör.
Alles Material , was zum Wegebau sowie zur Anlage und zum Be¬

triebe von Tramways oder Eisenbahnen dient , sowie auch alle Transport¬
mittel nebst Zubehör ; alle diese Gegenstände jedoch nur , sofern sie nach
Ausweis einer obrigkeitlichen Bescheinigung zum Gebrauch in der deutsch-
ostafrikanischen Kolonie bestimmt sind . Ausgenommen sind Fahrräder nebst
Zubehör.

4 . Die von der Deutsch - ostafrikanischen Gesellschaft geprägten Münzen.
5 . Gebrauchtes Handwerkszeug und ähnliche Geräthschaften , welche Handwerker

oder Künstler , die sich in Deutsch - Ostafrika niederlassen wollen , mit sich
führen.

6 . Physikalische , medizinische und ähnliche Instrumente sowie Arzneien , gedruckte
Bücher , Drucksachen , Muster ohne Werth , Statuen , Bilder mit und ohne
Rahmen , Photographische Apparate und Zubehör ; ausgenommen sind : Bücher,
deren Blätter Raum zum Nachschreiben und Nachzeichnen gewähren , und zu
Rechnungen , Etiketten , Frachtbriefen rc. vorgerichtetes Papier.

7. Haushaltungsgegenstände , Möbel , fertige Kleider und fertige Wäsche , welche
zum Zwecke dauernder Niederlassung einwandernde Personen als Anzugs-
oder Heirathsgnt für ihre eigenen Haushaltungen einführen und wenn sie
die dauernde Niederlassung im Schutzgebiete durch eine bezirksamtliche Be¬
scheinigung nachweisen.

8 . Sämmtliche Gegenstände , welche von christlichen Missionen eingeführt , un¬
mittelbar den Zwecken des Gottesdienstes der christlichen Bekenntnisse , des
Unterrichts und der Krankenpflege dienen.

9 . Kleinere Mengen von Verbranchsartikeln , welche Reisende in ihren Koffern
bei ' sich sichren , wenn der Werth derselben 5 Rupien nicht übersteigt.

Gebrauchte Kleider und Wäsche , nicht znm Verkauf eingehend.
10 . Lebende Thiere aller Art.
11 . Solche Waaren , welche aus dem deutschen Gebiet in das Ausland behufs

Reparaturen oder Abänderung gegangen waren und wieder eingeführt
werden , wenn sie bei der Ausfuhr einem Hanptzollamt oder Zollamt I . oder
II . Klasse unter Sicherstellnng etwaiger Ansfnhrabgaben znr Wiedereinfuhr
angemeldet waren und diese binnen 9 Monaten vom Tage der Ausfuhr
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stattfindet , auch die Waaren selbst durch die Reparatur keinen höheren Werth

erhalten haben , als sie ursprünglich im Zustande der Neuheit besaßen.
12 . Sämereien , Pflanzen , Bäume und andere zum Anbau bestimmte Gewächse ,h

13 . Gebrauchte leere Fässer , Kisten , Säcke , Blech - und andere Emballagen,
welche mit der Bestimmung der Wiederausfuhr im gefüllten Zustande ein¬
geführt werden . Neue derartige Emballagen unter Festhaltung der Identität,
Kontrolle der Wiederausfuhr und Sicherstellung der Einfuhrabgaben (ein

Jahr lang ) für den Fall , daß die bezeichneten Verpackungen in : Jnlande
verbleiben . . ,

14 . Grabsteine und Grabschmnck , wenn sie nicht zu Handelszwccken eingeführt
werden . t

15 . Düngungs - und Desinfektionsmittel , sofern sie pon Plantagen selbst ei»- )

geführt und verwendet werden . !

Dienstanweisung

zur Zollordnung für die Binnengrenze.
Zu 8 1u:
a ) Unter Spirituosen sind nicht Wein , Bier , Wermuth und Schaumwein zu

verstehen ; dieselben fallen unter 8 1u , Buchstabe o.
Dagegen sind alkoholhaltige Parfümerien als Spirituosen zu verzollen.

b ) Pulver , Schießbedarf und Schußwaffen dürfen erst aus dem Zollgewahrsam
herausgegeben werden , sobald ein Erlaubnißschein des betreffenden Bezirks¬
chefs seitens des Einführers vorgelegt wird svergl . 8 7 der Zollordnung ).

o) Für Waaren , die in Deutsch -Ostafrika bereits Einfuhrzoll gezahlt haben , ist
— sofern dies durch Zollquittungen nachgewiesen wird — ein Zoll an der!
Binnengrenze nicht mehr zu erheben.

ä ) Waaren , welche durch das deutsch - ostasrikanische Schutzgebiet durchgeführt
werden , zahlen die in den 88 1 ^ und 1b festgesetzten Abgaben ; der Ein^
fnhrzoll des § 1 a wird jedoch auf Antrag beim Gouvernement , welchem die
betreffenden Zollquittungen und eine zollamtliche Bescheinigung über die
erfolgte Wiederausfuhr beizufügen sind , zurückerstattet . Für die während
des Durchmarsches durch das deutsche Gebiet verbrauchten Waaren wird I
diese Vergünstigung nicht gewährt.

Zu 82 : Von Hölzern aller Art ist bei der Ausfuhr gemäß Cirkularerlaß Nr . 20
vorn 26 . Mai 1892 neben dem lOprozentigen Ausfuhrzoll eine Holzschlaggebühr Vv»

30 pCt ., also insgesammt eine Abgabe von 40 pCt . des Werthes der Hölzer zu er¬

heben und mit den Zöllen zusammen zu verrechnen . ^
Zu 8 3 : Gemäß Gouvernementserlaß Nr . 2 vom 13 . Januar 1892 genieße»

die im Schutzgebiet ansässigen Missionen jeder Konfession eine Zollvergünstigung

derart , daß ihnen nach Schluß jedes Rechnungsjahres die gezahlten Einfuhrzölle bis ^
zu einem gewissen Höchstbetrage zurückvergütet werden . Dieselben sind daher an- >

zuweisen , ihre Zollquittungen nach dem 1 . April jeden Jahres durch Vermittelung

ihrer Agenten an der Küste dem Gouvernement einzureichen . . ,
Zu 8 4 : Der Kleinverkehr ist zollfrei zu lasten , d . h. Abgabenbeträge unter

32 Pesa sind nicht zu erheben.
Zu 8 5 : Bei der Ausfuhr von Waaren kann der Versender ebenfalls haftbar

gemacht werden . >

Zu 86 : Die Anmeldung zur Verzollung kann mündlich oder schriftlich erfolge».

i ) Als Sämereien find Mais , Negerkorn , Reis , Chiroko und dergleichen hiesige Landes-
erzeugnisfe nicht anzusehen.
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Mündliche Anmeldung genügt bei kleinen Waarenposten , welche unmittelbar in das

Zollhebe-Register einzutragen sind.
Bei allen aus verschiedenen Waarensorten bestehenden Sendungen ist eine Zoll¬

anmeldung auf einen : amtlichen Formular , das dem Verzoller unentgeltlich geliefert
wird, erforderlich . Diese Anmeldung muß vom Verzoller nach Maßgabe des Vor¬
drucks ausgefüllt uud mit Datum und Unterschrift versehen werden.

Wenn der Verzoller nicht schreiben kann , so bewirkt das Zollamt die Ausfertigung
der Anmeldung auf Grund seiner mündlichen Angaben ; der Verzoller hat in diesem
Falle die Anmeldung mit seinem Handzeichen zu versehen , dessen Richtigkeit thunlichst
von zwei Beamten zu bescheinigen ist.

Alsdann ist von dem Zollbeamten die Prüfung der Waaren vorzunehmen , welche
sich bei Sendungen an zuverlässige Firmen oder an bekannte Empfänger auf eine
äußere Vergleichung der Frachtstücke mit den Angaben der Anmeldung beschränken
kann. Eine genaue Prüfung des Inhalts der Lasten bezw . Frachtstücke ist namentlich
dann geboten , wenn der Verdacht einer unrichtigen Zollanmeldung vorliegt : hierbei
muß der Verzoller das Auspacken der Lasten rc. nach Anweisung des Zollbeamten
auf eigene Gefahr und Kosten verrichten oder verrichten lassen.

Die Berechnung des Zolls ist von dem Zollbeamten in der Bemerkungsspalte
der Zollanmeldung vorzunehmen und durch seine Unterschrift als richtig zu bescheinigen.
Der Zollbetrag wird alsdann vom Verzoller eingezogen und im Zollheberegister nach
Maßgabe des Vordrucks vereinnahmt.

Wird der Zoll in natnira , (z. B . in Tauschartikeln , Elfenbein rc.) entrichtet , so
sind diese Waaren von der Station zu verkaufen und der Erlös im Zollheberegister
zu vereinnahmen.

Ueber den gezahlten Zoll ist stets Quittung auf Muster 28 zu ertheile » . Die
Zollanmeldungen werden dem Zollheberegister als Beläge beigefügt und erhalten fort¬
laufende Nummern.

Am Monatsschlnß wird das Zollheberegister in beiden Abtheilungen abgeschlossen
und die Endsumme der Statiouskasse abgeliefert , welche dieselben auf Grund des
Musters Nr . 10 in der Kassenabrechnung vereinnahmt.

Zu Z 8 : Abweichungen zwischen dem angemeldeten und dem amtlich ermittelten
Werthe , die 10 pCt . des angemeldeten Werthes nicht übersteigen , bleiben straffrei;
die Abgaben sind jedoch von dein amtlich ermittelten Werthe zu berechnen.

Zu A 11 : Alle Zollstrafen sind ebenso wie die Zölle im Zollheberegister zu
vereinuahmeu . Die Berechnung der Strafe ist stets auf der betr . Zollanmeldung zu
bewirken.

Zu Z 12 : In allen zweifelhafter : Fällen ist die Entscheidung des Gouvernements
einzuholen.

Dar - es - SalLm , den 5 . März 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. v. Lieb ert.

33. Runderlah der Kolonial -Abtheilung , betreffend Gleichstellung
der Postbeamten in der Aollbehandlung mit den Gouvernements¬

beamten.
Von : 9 . März 1900.

Ew . rc., ^
ersuche ich gefälligst Veranlassung zu treffen , daß in Zukunft die Kaiserlichen Post¬
beamten im Schutzgebiete dieselben Zollvortheile wie die Gouvernementsbeamten er-
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halten und daß die zum dienstlichen Gebrauch der Postverwaltung eingeführten Gegen¬
stände zollfrei eingelassen werden.

Die bezügliche Verordnung bitte ich mir in Abschrift mitzutheilen.
Berlin , den 9. März 1900.

Auswärtiges Amt. Kolonial-Abtheilung.
gez. v. Buchka.

34. Nunderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Gstafrika, betreffend
Nichtzulassung von Dhaus aus pestverdächtigen Ländern.

Vom 12. März 1900 . (Kol . Bl . 1900 , S . 364 .)

11m den Dhauverkehr so wenig wie möglich zu beschränken, will ich den Rund-
erlaß vom 6. Juni 1899 )̂ dahin ergänzen, daß auch die aus pestversenchten Ländern
kommenden Dhaus zum Verkehr mit den diesseitigen Häfen zugelassen werden dürfen,
auch wenn sie vorher Tanga nicht angelaufen haben und auch wenn der angelaufene
Hafenplatz mit einem Arzt für die Vornahme der sanitätspolizeilichenRevision nicht
besetzt sein sollte. Es wird jedoch die Bedingung gestellt, daß die genannten Fahr¬
zeuge durch eine Bescheinigung des deutschen Konsulats in Sansibar darüber aus¬
weisen, daß sie vorher in Sansibar durch die englischen Behörden sanitätspolizeilich
untersucht sind und dortselbst freie Praktik erhalten haben, ferner die weitere Be¬
dingung, daß sie durch diese Konsulatsbescheinigung weiter nachweisen, daß sie vor
der Weiterfahrt nach der deutsch-ostafrikanischen Küste in Sansibar wenigstens 10 Tage
lang gelegen haben. Hierdurch soll die sauitätspolizeilicheUntersuchung der hiesige»
Behörden allerdings nicht für unnöthig erklärt werden. In allen Fällen, in denen
für die letzteren ein begründeter Verdacht vorliegt, daß die Dhaus oder ihre Ladung
trotz der in Sansibar durchgemachten Untersuchung und Ueberwachung pestverdächtig
sind, sollen die Bestimmungen des Runderlasses vom 6. Juni 1899 wieder voll und
ganz in Kraft treten.

Ich bemerke dabei, daß den Fahrzeugen, die zur Abhaltung einer Quarantäne
und zur Desinfektion nach Dar-es-SalLm oder Tanga verwiesen werden, selbst¬
verständlich auf Anfordern die Uebernahme von frischem Wasser und Proviant unter
Beobachtung aller Vorsichtsmaßregeln nicht verweigert werden darf.

Dar -es-SalLm , den 12. März 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. v. Liebert.

35. Nunderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Gstafrika, betreffend
Versicherungsaufgaben bei Vaarenverschiffung.

Vom 13- März 1900.

Im Anschluß an die Rnnderlasse Nr. 28 vom 28. Juli 1891, Nr. 34 vom
17. August 1891 und vom 8. Juni 1895 )̂ I . Nr. 3277 wird bestimmt:

Die bei Waaren- rc. Verschiffungen auszufertigenden Versicherungsaufgabe»
sind künftig nur in einem Exemplar dem Gouvernement ohne Anschreiben ein¬
zureichen.

Dar -es-SalLm , den 13. März 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. v. Liebert.
1) Nicht abgedruckt.
2) Nicht abgedruckt.
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ß 36. Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betreffend
k Dhauverkehr.
j Von: 14. März 1900.

Unter Abänderung des Runderlasses vom 4. September 1895/ ) I . Nr. 4077,
- setze ich den Preis für die nach in den Magazinen lagernden Dhaubuchstaben aus

Eisenblech von 5 Rupien auf 3 Rupien pro Stück herab.
Dar -es -SalLm , den 14. März 1900.

x Der Kaiserliche Gouverneur,
k gez. v. Liebert.

ß 37. Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Gstafrika , betreffend
E Ausfuhr von Mtama.
^ Vom 16. März 1900.

Die Ausfuhr von Mtama hat so sehr zugenommen, daß viele Bezirke der Kolonie
twn Korn entblößt find, was zu ernsten Bedenken Anlaß giebt.

Infolge massenhaften Auftretens von Schädlingen sind die diesjährigen Ernte-
Mssichten augenblicklich als unbefriedigende zu bezeichnen.

Ich bestimme deshalb, daß vom 17. d. Mts. ab bis auf Weiteres der Aus¬
fuhrzoll für Mtama von 15 Pesa auf 30 Pesa für 100 Ratel erhöht wird.

Ausgenommen find alle diejenigen Verschiffungen, die auf Grund von Kauf¬
geschäften stattfinden, die vor Inkrafttreten dieser Verordnung abgeschlossen sind.

Dar -es-SalLm , den 16. März 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. v. Liebert.

38. Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betreffend
Gewerbesteuer.

Vom 16. März 1900.
Um den örtlichen Veranlagnngsbehörden bei der Veranlagung zur Gewerbesteuer

weiteren Spielraum zu geben, und um eine zweckmäßigere Besteuerung einiger nicht
? in den Rahmen der Getoerbesteuer-Vervrdnuug paffenden Erwerbszweige, zu ermög-

lichen, bestimme ich in Abänderung der Verordnung vom 22. Februar 1899/ ) be-
§ treffend die Einführung einer Gewerbesteuer, mit Wirkung vom 1. April d. Js . ab
? hierdurch Folgendes:
) 1. F 1 a. a. O. erhält am Schlüsse nachstehenden Zusatz:
ss Die Gewinnung und der Ausschank von Tembo, Pombe, Reisbier und ähn¬

lichen, lediglich zum Genusse für Farbige hergestellten, alkoholhaltigen Getränken ist
nicht gewerbesteuerpflichtig.

2. F 2 wird, wie folgt, abgeändert:
-> Die Gewerbesteuer wird in 14 Klaffen mit Jahresbeträgen von 360, 300, 240,
^ 200, 160, 120, 90, 60, 36, 18, 12, 9) 6 und 4 Rupien erhoben.
.) Wegen der Besteuerung der unter K 1 aufgeführten Erwerbszweige ergeht noch
z besondere Verfügung.
j Ich ersuche die Veranlaguugsbehörden, über ihre Stellung zu den Anträgen des

Herrn Vorsitzenden der Ober-Einschätznngs-Kommission in seinem Berichte vom

0 Bergt. Deutsche Kolouial-Gesetzgebuug II . Nr. 162, S . 172.
2) Bergt. Deutsche Kolonial-Gesetzgebuug IV . Nr. 30, S . 39.
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6. d. Mts . bis zum 15. Mai d. Js . eingehend zu berichtet: und gleichzeitig etwaige'
Wünsche hinsichtlich der Umarbeitung der Verordnung zur Sprache zu bringen. ^

Dar -es-SalLm , den 16. März 1900. !L
Der Kaiserliche Gouverneur.

gez. v. Lieb ert . H

39 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika , betreffend 4 ^
Instandhaltung der Brücken . !§ Eri

Von: 17. März 1900. ^

Ein Spezialfall giebt mir Veranlassung, die Bezirksämter und Stationen au».^
die Instandhaltung der Brücken hinzuweisen. ^

Insonderheit mache ich darauf aufmerksam, daß die vielfach beliebte Art derfl
Herstellung der Bedeckung des Brückenweges mit Erde auf Holzstangen durchaus zû l
verwerfen ist, da das Holz unter der Erde fault und die Schäden durch den Erd- ' ^
bewurf unsichtbar gemacht werden. !^

Brückenbeläge sind aus gutem, thunlichst ameisensicherem Holze herzustellen, mit!^
Bohlenbelag, wo dieses anfangs nicht möglich ist, sind wenigstens Längsbohlen auŝ ^
die Brückenhölzer aufzuschrauben oder zu nageln. !ß

Die Läitgsbohlen müssen so breit sein, daß ein Reiter oder Lastthier sie gut!ß
passiren kann.

Durch schadhafte und in Verfall gerathene Brücken werden beim Passiren leicht
Nnglücksfälle hervorgerufen. !t M

Für die durch mangelhafte Instandhaltung der Brücken entstehenden Sach- s sjp
beschädigungen sind die Gemeinden, als zur Unterhaltung der Brücken verpflichtetk
eventuell regreßpflichtig. §

Dar - es-SalLm , den 17. März 1900. K
Der Kaiserliche Gouverneur. ^

gez. v. Liebert . H

40 . Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,
betreffend Veröffentlichung der amtlichen Verfügungen.

Von: 19. März 1900.
Von: 1. April d. Js . ab erfolgt die Veröffentlichung aller amtlichen Verfügungen!

des Gouvernements, des Obergerichts, des Bezirksgerichts Dar-es-SalLm sowie der,
hiesigen Dienststellen nur durch den „Amtlichen Anzeiger für Dentsch-Ostafrika", der
sämmtlichen Dienststellen des Gouvernements seitens des Gouvernementsbureaus
wöchentlich zugesandt werden wird.

Es fällt deshalb von diesen: Tage ab die Nebersendung von Runderlassen, Kurs¬
tabellen, Postnachrichten rc. fort.

Ich ersuche sämmtliche Dienststellen, die einzelnen Nummern des „Amtliche»
Anzeigers" nach genauer Durchsicht zu sammeln und geordnet aufzubewahren.

Dem Bezirksgericht Tanga sowie den Bezirksämtern und Kommunen an der
Küste stelle ich anheim, die dort zu erlassenden Bekanntmachungenauch im „Amtliche»
Anzeiger" zn veröffentlichen.

Schluß für Annahme von Bekanntmachungen wöchentlich Donnerstag 5 Uhr
abends bei der Redaktion der Dentsch-Ostafriknnischen Zeitung.

Dar -es-SalLm , den 19. März 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. v. Lieberll

vow.
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^41 . Verordnung des Landeshauptmanns von jaluit , betreffend
Gewerbesteuern.
Vom 23 . März 1900.

Auf Grund der Allerhöchsten Verordnung vom 15 . Oktober 1886 wird hiermit
bestimmst was folgt:

A Z 1. § 3 , d der Verordnung vom 10 . November 1895/ ) betreffend die
^ Erhebung von Gewerbesteuern , wird , wie folgt , abgeändert:
L b ) von Segelschiffen , welche für Rechnung einer im Schutzgebiete nicht ansässigen
^ Firma daselbst Handel treiben , für jede Reise bis zur Dauer von 30 Tagen

2250 Mark , für jeden weiteren Tag 75 Mark , von Dampfschiffen (ein¬
schließlich Segelschiffen mit Hülfsmaschine ) das Doppelte vorstehender Sätze.

K 2 . Diese Verordnung tritt mit dein heutigen Tage in Kraft.
Jaluit , den 23 . März 1900.

Der Kaiserliche Landeshauptmann n . 1.
(O . 8 .) gez . Brand eis.

42. Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch - Gstafrika , betreffend
Rechnungswesen.

Vom 27 . März 1900.

Behufs Vereinfachung des Buchungs - und Rechnungswesens und schnellerer
Abwickelung der Abrechnung bestimme ich, daß für die Folge sämmtliche Ausgaben
für frühere Etatsjahre der Hauptkasfe in Nachweisungen zusammengestellt , als Bar-
Meferung , zu überweisen find.

Dar - es - SalLm , den 27 . März 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez . v. Lieb ert.

43. Verordnung des Gouverneurs von Togo , betreffend die Neu¬
regelung des Aleinverkaufs und Ausschanks von Branntwein im

Togogebiet.
Vom 28 . März 1900 . (Kol . Bl . 1900 , S . 535 .)

Unter Aufhebung der Verordnung , betreffend den Kleinverkauf und Ausschank
dou Spirituvsen in Togo vom 10 . September 1891 ? ) wird hiermit verordnet,
was folgt:

8 l . Der Kleinhandel mit Branntwein jeder Art sowie der Ausschank des¬
selben darf in Lome , Bagida , Porto - Seguro , Klein -Popo , in den an der Lagune
einschließlich des Togosees und am rechten Mononfer aufwärts bis Togodo gelegenen
Ortschaften und in der unmittelbaren Umgebung aller dieser Orte nur mit Erlaubniß
des Kaiserlichen Gouvernements betrieben werden.

Die Erlaubniß ist auch dann erforderlich , wenn der Geschäftsbetrieb sich ohne
besondere bauliche Anlagen vollzieht , sofern derselbe längere Zeit au einer und der¬
selben Geschäftsstelle stattfindet.

H 2 . Unter dem Ausdruck „Kleinhandel " wird die auf einmal erfolgende
Abgabe von vier Litern oder weniger au ein und dieselbe Person durch Kauf oder
Tausch verstanden.

9 Vergl . Deutsche Kolonicrl -Gesetzgebung II Nr . 177 , S . 188.
9 Vergl. Deutsche Kolonial-Gesetzgebung II. Nr. 112, S. 127.
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§ 3 . Die Erlaubniß ist durch Vermittelung des zuständigen Bezirksamts nach¬
zusuchen . Im Falle der Ertheilung ist eine halbjährlich (am 1 . April und 1 . Oktober)
im voraus an das Bezirksamt zahlbare Abgabe von 50 Mark für jede Verkaufs¬
oder Schankstelle zu entrichten . Der Gouverneur ist berechtigt , für bestimmte Ort¬
schaften sowie aus besonderen Gründen auch für einzelne Fälle einen niedrigeren
Betrag der Abgabe festzusetzen. ^

Für Geschäftsstellen , welche im Laufe eines Halbjahres eröffnet werden , ist die
Abgabe für das ganze Halbjahr zu zahlen.

Einem Erlaubnißinhaber , der die Abgabe binnen zwei Wochen nach Fälligkeit
nicht entrichtet hat , kann die Erlaubniß durch das Bezirksamt entzogen werden.

8 4 . Die Erlaubniß kann versagt werden , wenn kein Bedürfniß für die Errich¬
tung einer neuen Verkaufs - beziehungsweise Schankstelle vorhanden ist , oder die
Persönlichkeit des Nachsuchenden keine Gewähr dafür bietet , daß an der Geschäftsstelle
Ruhe und Anstand herrschen werden.

8 5 . Die Scheine , durch welche die Ertheilung der Erlaubniß beurkundet wird,
haben , sofern sie für einzelne Personen ausgestellt sind , nur für diese Gültigkeit und
verlieren dieselbe beim Uebergang des Betriebes in andere Hände.

Die Scheine werden durch die Bezirksämter ausgehändigt.
8 6 . Außer dem Erlaubnißschein erhält der Berechtigte bei der erstmaligen Abgaben-

entrichtnng für jede Verkaufs - oder Schankstelle ein weißes Schild von 40 onr Höhe
und 30 crm Breite , welches in Schwarzdruck den Reichsadler und die Aufschrift
„Erlaubniß zum Kleinverkauf und Ausschank von Branntwein " trägt . Dieses Schild
ist an der Geschäftsstelle an einem für die Öffentlichkeit sichtbaren Punkte anzubringen.

Für jede Erneuerung des Schildes , welche der Inhaber stets , sobald die Aufschrist
unkenntlich geworden ist , bei dem Bezirksamt zu beantragen hat , ist eine Gebühr von
3 Mark zu entrichten.

Beim Erlöschen der Berechtigung ist das Schild wieder abzuliefern.
8 7. Am Schlüsse jedes Halbjahres haben die Bezirksämter dem Gouvernement

ein Verzeichniß der in ihrem Bezirke abgabepflichtigen Personen einzureichen.
8 8 . Die Bezirksamtmänner beziehungsweise die von diesen beauftragten Beamte»

find befugt , jederzeit Besichtigungen der Verkaufs - und Schankstellen vorzunehmen.
8 - 9 . Der Kleinverkauf und Ausschank von Branntwein an anderen als den

durch ein Schild gekennzeichneten Plätzen ist verboten.
Z 10 . Es ist verboten , an den öffentlichen Schankstellen Glücksspiele abzuhalten

oder zu dulden oder Branntwein an Betrunkene zu verkaufen.
Z 11 . An denjenigen Marktplätzen , an denen sich Geschäftsstellen von Personen

befinden , welche die nach den vorstehenden Vorschriften erforderliche Erlaubniß besitzen,
ist der Kleinverkauf und Ausschank von Branntwein aus dem Markte selbst verboten.

8 12 . Auf den Hansirhandel findet diese Verordnung keine Anwendung.
8 13 . Zuwiderhandlungen gegen die obigen Vorschriften werden mit Geldstrafe

bis zu 500 Mark , an Stelle oder neben welcher auf Gefängniß bis zu drei Monaten
erkannt werden kann , bestraft . Auch kann die Einziehung des ohne Erlaubniß zmn
Verkauf gestellten Branntweins stattfinden.

8 14 . Anläßlich jeder Bestrafung in Gemüßheit des 8 13 kann der Gouverneur
die Entziehung der Erlaubniß verfügen.

8 16 . Gegen jede auf Grund dieser Verordnung durch die Bezirksämter
getroffene Entscheidung ist binnen einem Monat die Beschwerde beim Kaiserlichen
Gouvernement zulässig.

8 16 . Diese Verordnung tritt mit dem 1. April d. Js . in Kraft.
Lome,  den 28 . März 1900.

Der stellvertretende Kaiserliche Gouverneur.
(^ - K.) gez. Heim.
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44 . Verordnung des Bezirksamtmanns in Hap , betreffend das

j Verbot des Verkaufes von Kokosnüssen zwecks Aoprabereitung.
Von : 31 . März 1900.

H 1 . Um den Eintritt einer durch den Teifun im November vorigen Jahres
imd die darauffolgende lange Dürre zu befürchtenden Nahrungsnoth zu verhindern,
wird den Eingeborenen bis auf Weiteres der Verkauf von Kokosnüssen verboten.

H 2 . Falls Weiße , Tagalen oder Chamorros Kokosnüsse als Nahrungsmittel
siir sich selbst, ihre Leute oder Hausthiere brauchen , haben sie sich an den Häuptling
der nächsten Gemeinde zu wenden , der ihre Wünsche nach Möglichkeit erfüllen wird.

8 3 . Diese Verordnung tritt am 4 . April dieses Jahres in Kraft.
Jap , den 31 . März 1900.

Der Kaiserliche Bezirksamtmann.
gez . Sensft.

45 . Verordnung des Gouverneurs von Deutsch - Südwestafrika,

betreffend den Schutz der Holzbestände im südwestafrikanischen
Schutzgebiete.

Vorn 1 . April 1900 . (Kol . Bl . 1900 , S . 456/57 .)

j Auf Grund des Z 11 des Gesetzes , betreffend die Rechtsverhältnisse der deutschen
' Schutzgebiete (R .- G .- Bl . 1888 , S . 75 ), und des 8 2 Nr . 8 der Dienstanweisung,

betreffend die Ausübung der Gerichtsbarkeit in dem südwestafrikanischen Schutzgebiete
wm 27 . August 1890 , wird hiermit verorduet , was folgt:

§ 1 . Das Fällen von Bäumen , das Kappen von Büschen sowie das Abschälen
wn Baumrinde ist ohne Genehmigung der Polizeibehörde den Grundberechtigten nur
zur Deckung des eigenen Bedarfs , anderen Personen nur in Fällen der Noth , wie
z. B . bei Wagenbrüchen , gestattet . Die Ertheilung der Genehmigung , für welche
diejenige Polizeistation , die dem Platze , woselbst das Holz oder die Rinde entnommen
werden soll , am nächsten liegt , zuständig ist , kann an die Bedingung geknüpft werden,
daß für die Wiederaufforstung des Holzbestandes in geeigneter Weise Sorge getragen
wird. In den Eingeborenen -Reservaten ist für Eingeborene die Genehmigung durch
Vermittelung des zuständigen Kapitäns oder eines Bevollmächtigten des Letzteren
einzuholen.

Gegen die Entscheidung der Polizeibehörden über die nachgesuchte Genehmigung
sowie gegen deren Anordnungen wegen der Wiederaufforstung ist die Beschwerde
an die Bezirkshauptmannschaft und gegen deren Entscheidung die weitere Befchwerde
an das Gouvernement zulässig.

Von jeder ohne Genehmigung der Polizeibehörde in Fällen der Noth erfolgten
Entnähme von Bäumen , baumähnlichen Büschen oder Rinde ist der nächsten Polizei¬
station alsbald Anzeige zu machen.

8 2 . Die Entnahme von trockenen ! Holz fällt nicht unter die Bestimmungen
des vorhergehenden Paragraphen.

Z 3 . Die als Schonung oder Pflanzgärten äußerlich sichtbar bezeichneten
Anpflanzungen dürfen ohne Genehmigung des Grundberechtigten oder der Aufsichts-

; behörde nicht betreten werden.
8 4 . Wer entgegen den Vorschriften des 8 1 dieser Verordnung Bäume fällt,

wüsche kappt oder Baumrinde abschält , oder wer die dort vorgeschriebene Anzeige
unterläßt, wird mit Geldstrafe bis 2000 — Zweitausend — Mark oder mit Haft



46 Vcrordn .d . stellvertr . 6)ouv . v. Kamerun , bclr .dienndcrweiteRcgclungd .EinfusuzöllcaufSpirituosem ks' All

oder mit Gefängnis ; bis zu drei Monaten bestraft . Die Geldstrafe ist gleichzeitigU
auch neben der Freiheitsstrafe zulässig . Auch kann auf Einziehung der im Wider- k
spruch mit dieser Verordnung entnommenen Bodenerzeugnisse erkannt werden.

Die gleiche Strafe trifft denjenigen , welcher der Vorschrift des F 3 dieser Ver¬
ordnung zuwiderhandelt oder welcher den Anordnungen der Polizeibehörde Wege,,
Wiederanfforstuug des auf feine Veranlassung entfernten Holzbestandes trotz wieder¬
holter Aufforderung nicht nachkommt und nicht nachweist , das; ihm die Befolgung
dieser Anordnungen ohne sein Verschulden nicht möglich war.

L> 5 . Diese Verordnung tritt unter Aufhebung der Verordnung , betreffend
Schutz der Holzbestüude im Bezirke Windhoek , von , 7 . August 1894 sowie der Ver¬
ordnung , betreffend den Schutz der Holzbestände im Schutzgebiete , Oom 12 . Februar 1899
für das ganze Schutzgebiet am 1 . Juli 1900 in Kraft.

Windhoek , den 1 . April 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur.

(I, . . 8 .) gez . Leutwein.

46 . Verordnung des stellvertretenden Gouverneurs von Rainerun,
betreffend die anderweite Regelung der Einfuhrzölle auf Spiritussen

im Schutzgebiet Ramerun.
Vom 1 . April 1900 . (Kol . Bl . 1900 , S . 456 .)

Auf Grund der Kaiserlichen Verordnung vom 19 . Juli 1886 , betreffend de„
Erlas ; von Verordnungen auf dem Gebiet der allgemeinen Verwaltung , des Zoll-
und Steuerwesens für die Westafrikanischen Schutzgebiete , wird für das Schutzgebiet
Kamerun verordnet , was folgt:

K 1 . Vom heutigen Tage ab treten folgende Aenderungen des Zolltarifs vom
1 . November 1898 ein.

Es werden erhoben:

Von Rum , Genever , Spiritus und sonstigen alkoholhaltigen Flüssigkeiten , welche
weder süß noch mit einer Substanz gemischt sind , durch welche die Feststellung des
Alkoholgehaltes durch den Alkoholometer verhindert ist , bei einer Alkoholstärke

a ) bis einschließlich 50 pCt . Tralles für 1 Liter . 56 Pst
d ) bei 51 pCt . Tralles für 1 Liter . 60 -
e) bei mehr als 51 pCt . für jedes Prozent Tralles mehr ein Zu-

schlagzoll von . 5 -
ä ) Von Rum , Genever , Spiritus und sonstigen alkoholartigen Flüssig¬

keiten , welche gesüßt find oder Zusätze enthalten , die die Fest¬
stellung des Alkoholgehaltes durch den Alkoholometer verhindern,
also z. B . alle Liköre , für 1 Liter . 60 -

tz 2 . Eine Nachverzollung der am heutigen Tage vorhandenen , schon vorher
in das Schutzgebiet eingeführten Spirituofen findet nicht statt.

Kamerun , den 1 . April 1900.

(I.. 8 .)

Der Kaiserliche Gouverneur.
In Vertretung:

gez . Köhler.
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tig 47. Allerhöchste Verordnung , betreffend Ermächtigung des Gou-
^ verneurs von Ramerun zum Erlasse von Anordnungen zum Schutze
ier- des Valdbestandes.
ge»^ Vorn4. April 1900. (Neichsanzeiger Nr. 108 vom 5. Mai 1900, Kol. Bl . 1900, S . 355.)
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Wir Wilhelm , von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser , König von
Preußen w.

verordnen auf Grund des Gesetzes, betreffend die Rechtsverhältnisse der deutschen
Schutzgebiete(Neichs-Gesetzblatt 1888 S . 75, 1899 S . 365 ), im Namen des Reichs,
was folgt:

§ 1. Der Gouverneur von Kamerun wird für den Bereich des ihm unter¬
stellten Schutzgebietes ermächtigt, zum Zwecke des Schutzes des Waldbestandes anzu¬
ordnen, daß Personen, welche entgegen den bestehenden Vorschriften Holz gefällt
haben, zur Wiederaufforstung der abgeholzten Fläche verpflichtet sind.

Auch kann der Gouverneur anordnen, daß das Gouvernement von Kamerun,
falls die nach Maßgabe der vorstehenden Bestimmungen zur Wiederaufforstung Ver¬
pflichteten der an sie ergangenen bezüglichen Aufforderung binnen einer von dem
Gouverneur festzusetzenden Frist nicht nachkommen, seinerseits berechtigt ist, die zur
Wiederaufforstung erforderlichen Maßnahmen vorzunehmen und die dadurch ent¬
stehenden Kosten von den Verpflichteten im Wege der Zwangsvollstreckung beizn-
treiben. Die näheren Bestimmungen über die Ausführung der Zwangsvollstreckung
erläßt der Gouverneur.

8 2. Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft.
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem

Kaiserlichen Jnsiegel.
Gegeben Berlin,  den 4. April 1900.

(I. 8 ) Wilhelm.
Fürst zu Hohenlohe.

rher
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48 . Gesetz über die Ronsulargerichtsbarkeit.
Vom 7. April 1900. (Reichs-Gesetzblatt 1900, S . 213, Kol. Bl . 1900, S . 356.)

Wir Wilhelm , von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser , König von
Preußen  rc.

verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundesraths und
des Reichstags, was folgt:

Erster Abschnitt.
Umfang der Konsulargerichtsbarkeit.

§ 1.  Die Konsulargerichtsbarkeit wird in den Ländern ausgeübt, in denen
ihre Ausübung durch Herkommen oder durch Staatsverträge gestattet ist.

Sie kann durch Kaiserliche Verordnung mit Zustimmung des Bundesraths für
bestimmte Gebiete und in Ansehung bestimmter Rechtsverhältnisse außer Uebung
gesetzt werden.

8 2. Der Konsulargerichtsbarkeit sind unterworfen:
1. Deutsche, soweit sie nicht in dem Lande, in dem die Konsulargerichtsbarkeit

ausgeübt wird, nach allgemeinen völkerrechtlichen Grundsätzen das Recht der
Exterritorialität genießen;

2. Ausländer , soweit sie für ihre Rechtsverhältnisse durch Anordnung des
Reichskanzlers oder auf Grund einer solchen dem deutschen Schutze unter¬
stellt sind (Schutzgenossen).
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Den Deutschen(Abs. 1 Nr. 1) werden gleichgeachtet Handelsgesellschaften, ein¬
getragene Genossenschaften und juristische Personen, wenn sie im Reichsgebiet oder
in einem deutschen Schutzgebiet ihren Sitz baben, juristische Personen auch dann,
wenn ihnen durch den Bundesrath oder nach den bisherigen Vorschriften durch einen
Bnndesstaat die Rechtsfähigkeit verliehen worden ist. Das Gleiche gilt von offenen
Handelsgesellschaften und Kommanditgesellschaften, die in einem Konsulargerichts¬
bezirk ihren Sitz haben, wenn die persönlich haftenden Gesellschafter sämmtlich
Deutsche sind. Andere als die bezeichneten Handelsgesellschaften, eingetragenen Ge¬
nossenschaften und juristischen Personen werden den Ausländern(Abs. 1 Nr. 2) gleich¬
geachtet.

Durch Anordnung des Reichskanzlers oder auf Grund einer solchen kann be¬
stimmt werden, daß die im Abs. 2 Satz 1 bezeichneten Handelsgesellschaften, ein¬
getragenen Genossenschaften und juristischen Personen, wenn Ausländer daran be-
theiligt sind, der Konsulargerichtsbarkeit nicht unterstehen.

3. Die Militärgerichtsbarkeit wird durch dieses Gesetz nicht berührt.

8 4.

Zweiter Abschnitt.
Gerichtsverfassung.

Die Konsulargerichtsbezirke werden von dem Reichskanzler nach Ver¬
nehmung des Ausschusses des Bundesraths für Handel und Verkehr bestimmt.

§ 5. Die Konsulargerichtsbarkeit wird durch den Konsul (K 2 des Gesetzes,
betreffend die Organisation der Bnndeskonsulate, vom 8. November 1867), durch
das Konsulargericht und durch das Reichsgericht ausgeübt.

Z 6. Der Konsul ist zur Ausübung der Gerichtsbarkeit befugt, wenn er dazu
von dem Reichskanzler ermächtigt wird.

Der Reichskanzler kann neben dem Konsul sowie an dessen Stelle einem anderen
Beamten die dem Konsul bei der Ausübung der Gerichtsbarkeit obliegenden Ver¬
richtungen übertragen.

8 7.
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Der Konsul ist zuständig:
1. für die durch das Gerichtsverfassungsgesetz, die Prozeßordnungen und die

Konkursordnung den Amtsgerichten zugewiesenen Sachen;
2. für die durch Reichsgesetze oder in Preußen geltende allgemeine Landes¬

gesetze den Amtsgerichten übertragenen Angelegenheiten der freiwilligen Ge¬
richtsbarkeit.

Z 8. Das Konsulargericht besteht aus dem Konsul als Vorsitzendem und zwei
Beisitzern.

In Strafsachen sind in der Hauptverhandlung vier Beisitzer zuzuziehen, wen»
der Beschluß über die Eröffnung des Hauptverfahrens ein Verbrechen oder ei»
Vergehen zum Gegenstände hat, das weder zur Zuständigkeit der Schöffengerichte
noch zu den in den Zß 74, 75 des Gerichtsverfassungsgesetzesbezeichneten Hand¬
lungen gehört.

8 9. Ist in bürgerlichen Rechtsstreitigkeitendie Zuziehung von zwei Beisitzer»
nicht ausführbar, so tritt an die Stelle des Konsnlargerichts der Konsul.

Ist in Strafsachen die vorgeschriebene Zuziehung von vier Beisitzern nicht aus¬
führbar, so genügt die Zuziehung von zwei Beisitzern.

Die Gründe, aus denen die Zuziehung von Beisitzer», nicht ausführbar war,
müssen in dem Sitzungsprotokoll angegeben werden.

L> 10. Das Konsulargericht ist zuständig:
1. für die durch das Gerichtsverfassungsgesetz und die Prozeßordnungen de»

Landgerichten in erster Instanz sowie den Schöffengerichten zugewiesene»
Sachen;
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K 2. für die Verhandlung und Entscheidung über das Rechtsmittel der Be-
, . schwerde gegen die Entscheidungen des Konsuls in Strafsachen,
s 8 11- In den vor das Konsulargericht gehörenden Sachen steht den Beisitzern
s ein unbeschränktes Stimmrecht zu.
^ In den im K 10 Nr. 1 bezeichneten Sachen nehmen die Beisitzer nur au der

mündlichen Verhandlung und an den im Laufe oder auf Grund dieser Verhandlung
^ ergehenden Entscheidungen theil; die sonst erforderlichen Entscheidungen werden von
^ dem Konsul erlassen.

8 12- Der Konsul ernennt für die Dauer eines jeden Geschäftsjahres aus den
achtbaren Gerichtseingesessenen oder in Ermangelung solcher aus sonstigen achtbaren

; Einwohnern seines Bezirkes vier Beisitzer und mindestens zwei Hülfsbeisitzer.
Die Gerichtseingesessenenhaben der an sie ergehenden Berufung Folge zu

leisten; die 88 53, 55, 56 des Gerichtsverfassungsgesetzes finden entsprechende An¬
wendung.

s 8 13. Die Beeidigung der Beisitzer erfolgt bei ihrer ersten Dienstleistung in
; öffentlicher Sitzung. Sie gilt für die Dauer des Geschäftsjahres. Der Vorsitzende
- richtet an die zu Beeidigenden die Worte: „Sie schwören bei Gott dem Allmächtigen
: und Allwissenden, die Pflichten eines Beisitzers des deutschen Konsulargerichts ge-
s treulich zu erfüllen und Ihre Stimme nach bestem Wissen und Gewissen abzugeben."
; Die Beisitzer leisten den Eid, indem jeder einzeln, unter Erhebung der rechten
s Hand, die Worte spricht: „Ich schwöre es, so wahr mir Gott helfe." Ist ein Bei-
s sitzer Mitglied einer Religivnsgesellschaft, der das Gesetz den Gebrauch gewisser Be-
; theuerungsformeln an Stelle des Eides gestattet, so wird die Abgabe einer Erklärung
; unter der Betheuerungsformeldieser Religionsgesellschaft der Eidesleistung gleich-
t geachtet. Ueber die Beeidigung ist ein Protokoll aufzunehmen.

8 14. Das Reichsgericht ist zuständig für die Verhandlung und endgültige
Entscheidung über die Rechtsmittel

1. der Beschwerde und der Berufung in den vor dem Konsul oder dem Kon-
sulargerichte verhandelten bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten und in Konkurs¬
sachen;

2. der Beschwerde und der Berufung gegen die Entscheidungen des Kvnsular-
gerichts in Strafsachen;

3. der Beschwerde gegen die Entscheidungen des Konsuls in den Angelegen¬
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit.

8 15. Eine Mitwirkung der Staatsanwaltschaft findet, soweit nicht in diesen:
Gesetz ein Anderes vorgeschrieben ist, in den vor den Konsul oder das Konsular¬
gericht gehörenden Sachen nicht statt.

8 16. Die Personen, welche die Verrichtungen der Gerichtsschreiber und der
Gerichtsvollzieher sowie die Verrichtungen der Gerichtsdiener als Zustellungsbeamte
auszuüben haben, werden von dem Konsul bestimmt. Sofern diese Personen nicht
bereits den Diensteid als Kousularbeamte geleistet haben, sind sie vor ihrem Amts¬
antritt auf die Erfüllung der Obliegenheiten des ihnen übertragenen Amtes eidlich

^ ' zu verpflichten.
^; Das Verzeichnis; der Gerichtsvollzieher ist in der für konsularische Bekannt-
- , machungen ortsüblichen Weise, jedenfalls durch Änheftuug an die Gerichtstafel, bekannt

^ zu machen.
- 8 17. Die Personen, die zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft zuzulassen sind,
: werden von den: Konsul bestimmt. Die Zulassung ist widerruflich.
! Gegen eine Verfügung des Konsuls, durch die der Antrag einer Person auf
j Zulassung zur Ausübung der Nechtsanwaltschaftabgelehnt oder die Zulassung zurück¬

genommen wird, findet Beschwerde an den Reichskanzler statt.
Die deutscheKolonial -Gesetzgebung V (1900). 4
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Das Verzeichnis ; der zur Ausübung der Nechtsanwaltschaft zugelassenen Personen

ist in der für konsularische Bekauutmachuugeu ortsüblichen Weise , jedenfalls durch

Anheftung an die Gerichtstafel , bekannt zu machen.
tz 18 . Die Vorschriften der KK 157 bis 169 des Gerichtsverfassungsgesetzes

und des K 2 des Reichsgesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts¬

barkeit finden auf die Leistung der Rechtshülfe unter den bei der Ausübung der

Konsulargerichtsbarkeit mitwirkenden Behörden sowie unter diesen Behörden und den

Behörden im Reichsgebiet oder in den deutschen Schutzgebieten mit der Maßgabe ent- -

sprechende Anwendung , daß für die im Z 160 Abs . 1 des Gerichtsverfasfungsgesetzes
vorgesehene Entscheidung , sofern die Rechtshülfe von dem Konsul versagt oder ge¬

währt wird , das Reichsgericht in erster und letzter Instanz zuständig ist.

Dritter Abschnitt.
Allgemeine Vorschriften über das anzuwendende Recht.

K 19 . In den Kvnsulargerichtsbezirken gelten für die der Konsulargerichts -^

Larkeit unterworfenen Personen , soweit nicht in diesem Gesetz ein Anderes vor¬

geschrieben ist:
1 . die dem bürgerlichen Rechte angehörenden Vorschriften der Reichsgesetze und

der daneben innerhalb Preußens im bisherigen Geltungsbereiche des preußische»

Allgemeinen Landrechts in Kraft stehender : allgemeinen Gesetze sowie die

Vorschriften der bezeichneten Gesetze über das Verfahren und die Kosten in

bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten , in Konknrssachen und in den Angelegen- -

heiter : der freiwilligen Gerichtsbarkeit ; >!

2 . die dem Strafrecht angehörenden Vorschriften der Reichsgesetze sowie dtp

Vorschriften dieser Gesetze über das Verfahren und die Kosten in Straf

fachen.
K 20 . Die im H 19 erwähnten Vorschriften finden keine Anwendung , soweit

sie Einrichtungen und Verhältnisse voraussetzen , ar: denen es für den Konsular¬

gerichtsbezirk fehlt.
Durch Kaiserliche Verordnung können die hiernach außer Auwenduug bleibende»

Vorschrifteu , soweit sie zu den in: Z 19 Nr . 1 erwähnten gehören , näher bezeichnet

auch andere Vorschriften ar: deren Stelle getroffen werden.
K 21 . Durch Kaiserliche Verordnung können die Rechte an Grundstücken , das

Bergwerkseigenthum sowie die sonstiger : Berechtigungen , für welche die sich auf Grund¬

stücke beziehenden Vorschriften gelten , abweichend von den nach K 19 maßgebenden

Vorschriften geregelt werden . >

h 22 . Durch Kaiserliche Verordnung kann bestimmt werden , inwieweit die Vor

schriften der Gesetze über den Schutz von Werken der Literatur und Kunst , von

Photographien , von Erfindungen , von Mustern und Modellei :, von Gebrauchsmuster»

und von Waarenbezeichnungen in den Konsnlargerichtsbezirken Anwendung finden oder

außer Anwendung bleiben.
K 23 . Soweit die im K 19 bezeichneten Gesetze landesherrliche Verordnunge»

oder landesherrliche Genehmigung vorsehen , treten an derer : Stelle in den Konsular¬

gerichtsbezirken Kaiserliche Verordnungen oder die Genehmigung des Kaisers.

Die nach dieser: Gesetzei : irr: Verwaltungsstreitverfahren zu treffender : Ent ¬

scheidungen Werder : für die Konsulnrgerichtsbezirke irr erster und letzter Instanz vo»

dem Bundesrath erlassen.
Soweit in diesen Gesetzen auf Auorduurrgen oder Verfügungen einer Landes-

Zentralbehörde oder einer höheren Verwaltungsbehörde verwiesen wird , treten a»

derer : Stelle in der: Konsulargerichtsbezirken Anordnungen oder Verfügungen des

Reichskanzlers oder der von diesem bezeichneter : Behörde.
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Die nach diesen Gesetzen den Polizeibehörden zustehenden Befugnisse werden in
den Konsulargerichtsbezirken von dem Konsul ausgeübt.

Bis zum Erlasse der im Abs. 1 vorgesehenen Kaiserlichen Verordnungen sowie
der im Abs. 3 vorgesehenen Anordnungen oder Verfügungen des Reichskanzlers finden
die innerhalb Preußens im bisherigen Geltungsbereiche des preußischen Allgemeinen
Landrechts geltenden landesherrlichen Verordnungen sowie die dort geltenden An¬
ordnungen oder Verfügungen der Landes -Zentralbehörden entsprechende Anwendung.

H 24 . Soweit nach den im Z 19 bezeichneten Gesetzen dem Landesfiskus
Rechte zustehen oder Verpflichtungen obliegen , tritt in den Konsnlargerichtsbezirken
an dessen Stelle der Reichsfiskus . Diese Vorschrift findet keine Anwendung auf die
Rechte und Verpflichtungen , die für den Landesfiskus mit Rücksicht auf die Staats¬
angehörigkeit eines Betheiligten begründet sind.

Geldstrafen fließen zur Reichskasse. Durch Kaiserliche Verordnung kann be¬
stimmt werden , daß die wegen Zuwiderhandlung gegen einzelne Gesetze oder Ver¬
ordnungen verhängten Geldstrafen einem anderen Berechtigten zufallen.

Z 25 . Die Rechtsverhältnisse der Schutzgenossen, die keinem Staate angehören,
werden, soweit dafür die Staatsangehörigkeit in Betracht kommt, nach den Vor¬
schriften beurtheilt , die für die keinem Buudesstaat angehörenden Deutschen gelten.

Die Rechtsverhältnisse der Schutzgenossen, die einem fremden Staate angehören,
werden, soweit dafür die Staatsangehörigkeit in Betracht kommt, nach den für Aus¬
länder geltenden Vorschriften beurtheilt.

§ 26 . Durch Kaiserliche Verordnung kann bestimmt werden , inwieweit die
Konsulargerichtsbezirke im Sinne der in den KK 19 , 22 bezeichneten Gesetze als
deutsches Gebiet oder Inland oder als Ausland anzusehen sind.

A 27 . Soweit die nach A 19 zur Anwendung kommenden Gesetze auf die au
einem ausländischen Orte geltenden Vorschriften Bezug nehmen sind hierunter , falls
es sich um einen Ort innerhalb eines Kvnsulargerichtsbezirkes und um die Rechts¬
verhältnisse einer der Konsulargerichtsbarkeit unterworfenen Person handelt , die deutschen
Gesetze zu verstehen.

Durch Kaiserliche Verordnung kann bestimmt werden , inwieweit in einem Kon¬
sulargerichtsbezirke die von der dortigen Staatsgewalt erlassenen Vorschriften neben
den deutschen Gesetzen als Gesetze des Ortes anzusehen sind.

H 28 . Zustellungen an die der Konsulargerichtsbarkeit unterworfenen Personen
erfolgen im Konsulargerichtsbezirke , sofern sie entweder in einer in diesem Bezirke
vor den Konsul oder das Konsulargericht gehörenden Sache oder in nicht gericht¬
lichen Rechtsangelegenheiten auf Betreiben einer in dem Bezirke befindlichen Person
zu geschehen haben , nach den Vorschriften über Zustellungen im Inlands . Falls die
Befolgung dieser Vorschriften mit Schwierigkeiten verbunden ist, kann die Zustellung
durch den Konsul nach den Vorschriften über Zustellungen im Auslande mit der
Maßgabe bewirkt werden , daß an die Stelle des Ersuchens bei Zustellungen auf
Betreiben der Betheiligten deren Antrag und bei Zustellungen von Amts wegen die
Anzeige des Gerichtsschreibers tritt.

Im klebrigen erfolgen Zustellungen im Konsulargerichtsbezirk an die der Kvn-
sulargerichtsbarkeit unterworfenen Personen nach den Vorschriften über Zustellungen
m Ausland , und zwar in gerichtlichen Angelegenheiten mittelst Ersuchens des Konsuls
und in nicht gerichtlichen Rechtsangelegenheiten auf einen von den Betheiligten an
ihn zu richtenden Antrag.

K 29 . Die Einrückung einer öffentlichen Bekanntmachung in den Deutschen
Reichsanzeiger ist nicht erforderlich , sofern daneben eine andere Art der Veröffent¬
lichung vorgeschrieben ist. Der Reichskanzler kann Ausnahmen von dieser Vorschrift
anordnen.

4*
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Der Reichskanzler kann bestimmen , daß an die Stelle der Einrückung einer
öffentlichen Bekanntmachung in den Deutschen Reichsanzeiger eine andere Art der
Veröffentlichung tritt.

K 30 . Neue Gesetze erlangen in den Konsulargerichtsbezirken , die in Europa,
in Egypten oder an der asiatischen Küste des Schwarzen oder des Mittelländischen
Meeres liegen , mit dem Ablaufe von zwei Monaten , in den übrigen Konsnlargerichts-
bezirken mit dem Ablaufe von vier Monaten nach dem Tage , an dem das betreffende
Stück des Reichs - Gesetzblatts oder der Preußischen Gesetz - Sammlung irr Berlin aus¬
gegeben worden ist , verbindliche Kraft , soweit nicht für das Inkrafttreten ein späterer
Zeitpunkt festgesetzt ist oder für die Konsnlargerichtsbezirke reichsgesetzlich ein Anderes
vorgeschrieben wird.

Vierter Abschnitt.

Besondere Vorschriften über das bürgerliche Recht.

K 31 . Auf Vereine , die ihren Sitz in einem Konsnlargerichtsbezirke habe »,
finden die Vorschriften der KK 21 , 22 , des K 44 Abs . 1 und der HZ 55 bis 79 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs keine Anwendung.

Z 32 . Die in den KK 8 bis 10 des Gesetzes , betreffend die Rechtsverhältnisse
der deutschen Schutzgebiete ( Reichs - Gesetzbl . 1888 S . 75 , Reichs - Gesetzbl . 1899 S . 365 ),
für die Errichtung deutscher Kolonialgesellschaften erlassenen Vorschriften finden ent¬
sprechende Anwendung auf deutsche Gesellschaften , die den Betrieb eines Unternehmens
der im K 8 Abs . 1 des Gesetzes bezeichneten Art in einem Konsnlargerichtsbezirke
zum Gegenstand und ihren Sitz entweder im Reichsgebiet oder in einem deutschen
Schutzgebiet oder in einem Konsulargerichtsbezirke haben.

K 33 . Durch Kaiserliche Verorduuug kaun für einen Konsulargerichtsbezirk oder
für einen Theil eines solchen angeordnet werden , daß statt der in den KK 246,
247 , 288 des Bürgerlichen Gesetzbuchs und im K 352 des Handelsgesetzbuchs auf¬
gestellten Zinssätze ein höherer Zinssatz gilt.

K 34 . Juhaberpapiere der im Z 795 Abs . 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs be¬
zeichneten Art , die in einem Konsnlargerichtsbezirke von einer der Konsnlargerichts-
barkeit unterworfenen Person ausgestellt worden find , dürfen nur mit Genehmigung
des Reichskanzlers in den Verkehr gebracht werden.

K 35 . Durch Anordnung des Reichskanzlers kann bestimmt werden , wer in
den Konsulargerichtsbezirken an die Stelle der Gemeinde des Fundorts in den Fälle»
der ZZ 976 , 977 und an die Stelle der öffentlichen Armenkasse einer Gemeinde u»
Falle des K 2072 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu treten hat.

Z 36 . Die Form einer Ehe , die in einem Konsnlargerichtsbezirke von einem
Deutschen oder von einem Schutzgenossen , der keinem Staate angehört , geschlossen wird,
bestimmt sich ausschließlich nach den Vorschriften des Gesetzes , betreffend die Ehe¬
schließung und die Beurkundung des Personenstandes von Reichsangehörigen im Aus-
lande , vom 4 . Mai 1870 ( Bundes - Gesetzbl . S . 599 , Reichs - Gesetzbl . 1896 S . 614 ).
Ein Schutzgenvsse , der einem fremden Staate angehört , kann die Ehe in dieser oder
in einer anderen , nach den Gesetzen seines Staates zulässigen Form schließen.

Durch Kaiserliche Verordnung kann bestimmt werden , inwieweit in einem Kon¬
sulargerichtsbezirke die Beachtung der Vorschriften genügt , die von der dortige»
Staatsgewalt über die Form der Eheschließung erlassen find.

tz 37 . Durch Kaiserliche Verordnung können für die innerhalb der Konsulcn-
gerichtsbezirkc belegenen Grundstücke die Grundsätze bestimmt werden , nach denen die
Sicherheit einer Hypothek , einer Grnndschuld oder einer Nentenschnld im Sinne des
8 1807 des Bürgerlichen Gesetzbuchs festzustellen ist.
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8 38. Im Falle des Z 2249 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs kann das
Testament durch mündliche Erklärung dar drei Zeugen nach ß 2250 errichtet werden;
derK 2249 Abs. 2 findet entsprechende Anwendung.

8 39. Durch Kaiserliche Verordnung können sür die Konsnlargerichtsbezirke die
der Landesgesetzgebnng vorbehaltenen Bestimmungen über die Hinterlegung nnd die
Hinterlegungsstellen getroffen werden.

8 40. In Handelssachen finden die Vorschriften der im K 19 bezeichneten Ge¬
setze nur soweit Anwendung, als nicht das im Konsnlargerichtsbezirkegeltende Handels-
gewohnheitsrecht ein Anderes bestimmt.

Handelssachen im Sinne des Abs. 1 sind die von einem Kaufmann vor-
geiwirnnenen Rechtsgeschäfte der im K 1 Abs. 2 des Handelsgesetzbuchs bezeichneten
Art sowie die Angelegenheiten, die eines der im 8 101 Nr. 3n, ä , s, L des Gerichts-
verfassnngsgesetzesaufgeführten Rechtsverhältnissezum Gegenstände haben.

Fünfter Abschnitt.
Besondere Vorschriften über das Verfahren in bürgerlichen Rechts¬
streitigkeiten , in Konkurssachen nnd in den Angelegenheiten der frei¬

willigen Gerichtsbarkeit.
s 8 41. In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten richtet sich das Verfahren vor dem

Konsul sowie vor dem Konsnlargerichte nach den Vorschriften über das Verfahren
' vor den Amtsgerichten mit der Maßgabe, daß auch die Vorschriften der HZ 348 bis
s 354 der Civilprozeßordnung Anwendung finden.

^ 8 42. In Rechtsstreitigkeiten, die die Nichtigkeit einer Ehe zum Gegenstände
>haben, werden die Verrichtungen der Staatsanwaltschaftvon dem Konsul einer der

N zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft zugelassen Personen, einem anderen achtbaren
' '' Gerichtseingesessenen oder sonst im Konsnlargerichtsbezirke befindlichen Deutschen oder
, Schutzgenossen übertragen. Das Gleiche gilt in Entmündigungssachen sowie im Auf-
k gebotsverfahren zum Zwecke der Todeserklärung.
x 8 43. In den nach Z 7 Nr. 1 zur Zuständigkeit des Konsuls gehörenden

bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten findet, sofern der Werth des Streitgegenstandes die
Summe von dreihundert Mark nicht übersteigt, ein Rechtsmittel nicht statt.

8 44. Der Konsul ist znr Abänderung seiner durch sofortige Beschwerde an¬
gefochtenen Entscheidung auch außer den im 8 577 Abs. 3 der Civilprozeßordnung
bezeichneten Fällen befugt.

» Z 45. Das Rechtsmittel der Berufung wird bei dem Konsul eingelegt. Die Ein-
E leguug erfolgt durch Einreichung der Berufungsschrift. Auf die Einlegung findet die
^ Vorschrift des 8 78 Abs. 1 der Civilprozeßordnung keine Anwendung. Die Be-
r rufungsschrift ist der Gegenpartei unter Beachtung der Vorschriften des 8 179 der
G Civilprozeßordnung von Amts wegen zuzustellen. Der Konsul hat die Prozeßakten
^ mit dem Nachweise der Zustellung dem Reichsgerichte zu übersenden.
A Das Reichsgericht hat den Termin zur mündlichen Verhandlung von Amts wegen
Uzu bestimmen und den Parteien bekannt zu machen.
^ Die Bekanntmachung des Termins erfolgt an den für die Berufungsinstanz be-
Ustellten und dem Reichsgerichte durch Vermittelung des Konsuls oder durch die Partei
Gselbst rechtzeitig benannten Prozeßbevollmächtigtenoder Zustellnngsbevollmächtigten, in
^ Ermangelung eines solchen an die Partei selbst.

Die im 8 520 der Civilprozeßordnung vorgesehene Frist beginnt mit dem Zeit¬
punkt, in dem der Termin dem Berufnngsbeklagten bekannt gemacht worden ist.

5 8 46. Die Zwangsvollstreckung im Konsnlargerichtsbezirkaus den bei der Ans-
k ubung der Konsulargerichtsbarkeit für diesen Bezirk entstandenen vollstreckbaren Schuld-
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titeln erfolgt gegen die der Konsulargerichtsbarkeit unterworfenen Personen nach den
Vorschriften über die Zwangsvollstreckung im Jnlande. Im klebrigen wird die Voll¬
streckung im Konsulargerichtsbezirkegegen solche Personen durch den Konsul auf ein
an ihn gemäßZ 791 der Civilprozeßordnung gerichtetes Ersuchen veranlaßt.

H 47. In den Fällen der ZZ 110, 179 der Konkursordnung soll der Termin
zur Beschlußfassung über die Wahl eines anderen Verwalters und über die Be¬
stellung eines Glünbigerausschusses sowie der Vergleichstermin nicht über zwei Monate
hinaus anberaumt werden.

Diese Termine können bis auf drei Monate hinausgeschoben werden, wenn der
Bezirk des Konsulargerichts, vor dem das Verfahren schwebt, nicht in Europa, in
Egypten oder an der asiatischen Küste des Schwarzen oder des Mittelländischen
Meeres liegt.

Der Zeitraum, der nach § 138 der Konkürsordnung zwischen dem Ablaufe der
Anmeldefrist und dem allgemeinen Prüfungstermine liegen muß, soll mindestens zwei
Wochen und höchstens drei Monate betragen.

An die Stelle der in den ZZ 152, 203 der Konkursordnung vorgesehenen Fristen
tritt eine Frist von einem Monat, im Falle des Abs. 2 eine Frist von zwei Monaten.

§ 48. Die Vorschrift des Z 18 Abs. 2 des Reichsgesetzes über die Angelegen¬
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit findet auf eine durch Beschwerde angefochtene
Verfügung des Konsuls keine Anwendung.

Sechster Abschnitt.
Besondere Vorschriften über das Strafrecht.

Z 49. In den Konsulargerichtsbezirkenfinden die von der dortigen Staats¬
gewalt erlassenen Strafgesetze soweit Anwendung als dies durch Herkommen oder
durch Staatsverträge bestimmt ist.

8 50. Durch Kaiserliche Verordnung kann bestimmt werden, inwieweit irr den
Konsulargerichtsbezirkendie strafrechtlichen Vorschriften der allgemeinen Gesetze An¬
wendung finden, die innerhalb Preußens im bisherigen Geltungsbereiche des preußischen
Allgemeinen Landrechts in Kraft stehen.

8 51. Der Konsul ist befugt, für seinen Gerichtsbezirk oder einerr Theil des
Bezirkes polizeiliche Vorschriften mit verbindlicher Kraft für die seiner Gerichtsbarkeit
unterworfenen Personen zu erlassen und deren Nichtbefolgung mit Haft, Geldstrafe
bis zum Betrage von eintausend Mark und Einziehung einzelner Gegenstände zu
bedrohen. Diese Vorschriften sind sofort in Abschrift dem Reichskanzler mitzutheilen.

Der Reichskanzler ist befugt, die von dem Konsul erlassenen polizeilichen Vor¬
schriften aufzuheben.

Die Verkündung der Polizeilichen Vorschriften sowie die Verkündung ihrer Auf¬
hebung erfolgt in der für konsularische Bekanntmachung ortsüblichen Weise, jedenfalls
durch Anheftung an die Gerichtstafel.

Siebenter Abschnitt.
Besondere Vorschriften über das Verfahren in Strafsachen.

Z 52. Der Konsul übt in Strafsachen die Verrichtungen des Amtsrichters und
des Vorsitzenden der Strafkammer aus.

§ 53. Die Zustellungen, die Ladungen, die Vollstreckung von Beschlüssen und
Verfügungen sowie die Strafvollstreckung werden durch den Konsul veranlaßt.

8 54. Im vorbereitenden Verfahren ist die Beeidigung eines Zeugen oder
Sachverständigen auch in den im § 65 Abs. 2 der Strafprozeßordnung bezeichneten
Fällen zulässig.

Die Vorschriften des 8 126 der Strafprozeßordnungfinden keine Anwendung.
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K 55. Erhält der Konsul von dein Verdacht eines zur Zuständigkeit des Reichs¬
gerichts oder der Schwurgerichte gehörenden Verbrechens Kenntniß, so hat er die
zur Strafverfolgung erforderlichen Sicherheitsmaßregeln zu treffen sowie die Unter-
siichungshandlungen, in Ansehung deren Gefahr im Verzug obwaltet oder die Vor¬
aussetzungen des 8 65 Abs. 2 der Strafprozeßordnungzutreffen, vorzunehmen und
demnächst die Akten der Staatsanwaltschaft bei dem zuständigen deutschen Gericht, in
Ermangelung eines solchen dem Ober-Reichsanwalte zu übersenden. Im letzteren
Falle wird das zuständige Gericht von dem Reichsgerichte bestimmt.

8 56. Gehört die strafbare Handlung zur Zuständigkeit des Kousulargerichts
oder des Konsuls, so ist au die Stelle der Staatsanwaltschaft der Konsul zum Ein¬
schreiten berufen. Er stellt insbesondere die der Staatsanwaltschaft im vorbereitenden
Verfahren obliegenden Ermittelungen an.

8 57. Eine Voruntersuchung findet nicht statt.
8 58. An die Stelle der öffentlichen Klage tritt in den Fällen, in denen nicht

sofort das Hauptverfahren eröffnet wird, die Verfügung des Konsuls über die Ein¬
leitung des Strafverfahrens gegen den Beschuldigten. Diese Verfügung hat die dem
Angeschuldigten zur Last gelegte That unter Hervorhebung ihrer gesetzlicher: Merk¬
male und des anzuwendenden Strafgesetzes zu bezeichnen.

Der Beschluß, durch der: das Hauptverfahren eröffnet wird, hat auch die Be¬
weismittel anzugeben.

8 59. Die Vorschrift des 8 232 der Strafprozeßordnung findet auch dann
Anwendung, wenn nach dem Ermessen des Gerichts die zu erwartende Freiheitsstrafe
nicht mehr als sechs Monate beträgt.

8 60. Den Umfang der Beweisaufnahme bestimmt das Gericht, ohne hierbei
durch Anträge, Verzichte oder frühere Beschlüsse gebunden zu sein.

§ 61. In das Protokoll über die Hauptverhandlung sind die wesentlichen Er¬
gebnisse der Vernehmungen aufzunehmen.

62. In den Fällen der 88 45, 449 der Strafprozeßordnung beträgt die
Frist zwei Wochen.

8 63. Gegen die wegen Uebertretung erlassenen Entscheidungen ist, sofern eine
Verurtheilung auf Gruud des 8 361 Nr. 3 und 8 des Strafgesetzbuchs erfolgt oder
nur aus Geldstrafe oder auf Geldstrafe und Eiuziehuug erkannt wird, ein Rechts¬
mittel nicht zulässig.

Im Uebrigen findet in Strafsachen gegen die Urtheile des Kousulargerichts das
Rechtsmittel der Berufung statt.

8 64. Auf Beschwerden gegen Entscheidungen des Konsuls findet die Vorschrift
des8 23 Abs. 1 der Strafprozeßordnung keine Anwendung.

In den Fällen des 8 353 der Strafprozeßordnungist der Konsul zur Ab¬
änderung seiner durch Beschwerde angefochtenen Entscheidung befugt.

8 65. Die der Staatsanwaltschaft zustehenden Rechtsmittel können gegen die
Entscheidungen des Konsulargerichts von dem Konsul eingelegt werden.

§ 66. In den Fällen der §8 353, 355, 358, 360 der Strafprozeßordnung
beträgt die Frist zwei Wochen.

8 67. Die Frist zur Anfechtung einer Entscheidung beginnt für den Neben¬
kläger im Falle des 8 439 der Strafprozeßordnungmit der Bekanntmachung der
Entscheidung au den Beschuldigten.

8 68. Der Konsul kaun Zeugen und Sachverständige, die zur Rechtfertigung
der Berufung benannt sind, Vernehmen und beeidigen, wenn die Voraussetzungen des
8 65 Abs. 2 der Strafprozeßordnung vorliegen. Die Protokolle über diese Ver¬
nehmungen sind dem Ober-Reichsanwalte zu übersenden. Die Vorschriften des 8 223
und des 8 250 Abs. 2 der Strafprozeßordnung finden entsprechende Anwendung.
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8 69 . Der Angeklagte kann in der Hauptverhandlung vor dem Berufungs - ^
gericht erscheinen nder sich dnrch einen mit schriftlicher Vollmacht versehenen Ver- s
theidiger vertreten lassen. G

Der nicht auf freiem Fuße befindliche Angeklagte hat keinen Anspruch auf An- ^
Wesenheit. s

Soweit der Angeklagte die Berufung eingelegt hat, ist über diese auch dann zu k
verhandeln, wenn weder der Angeklagte noch ein Vertreter für ihn erschienen ist.

§70.  Die Wiederaufnahme eines dnrch rechtskräftiges Urtheil geschlossenenA
Verfahrens kann von Amts wegen erfolgen . s

§ 71 . Das Gesetz, betreffend die Entschädigung der im Wiederaufnahme¬
verfahren freigesprochenen Personen , vom 20 . Mai 1898 (Reichs -Gesetzbl. S . 345) l
findet mit folgenden Maßgaben Anwendung . -

An die Stelle der Staatsanwaltschaft des Landgerichts tritt der Konsul . Die
im § 5 Abs. 3 vorgesehene Ausschlußfrist beträgt sechs Monate . Für die Ansprüche
auf Entschädigung ist das Reichsgericht in erster und letzter Instanz zuständig . ^

§ 72 . In Strafsachen , in denen der Konsul oder das Konsulargericht in ersterik
Instanz erkannt hat, steht das Begnadigungsrecht dem Kaiser zu.

Achter Abschnitt.
Besondere Vorschriften über die  Kosten.

§ 73 . Die Gebühren der Gerichte und der Gerichtsvollzieher in den Konsular¬
gerichtsbezirken werden im doppelten Betrage der Sätze erhoben , die in den nach
§19 maßgebenden Vorschriften bestimmt sind.

Die Gebühr für eine Zustellung in den Konsulargerichtsbezirken nach den Vor¬
schriften über Zustellungen im Auslande beträgt drei Mark.

Die den Gerichtsbeamten und Gerichtsvollziehern zustehenden Tagegelder und
Reisekosten werden, soweit es sich um Konsularbeamte handelt, nach Maßgabe der für
diese geltenden Vorschriften erhoben.

§ 74 . Die Erhebung und Beitreibung der Kosten wird durch den Konsul ver¬
anlaßt.

Die Regelung des Beitreibungsverfahrens erfolgt im Anschluß au die Vor¬
schriften der Civilprozeßordnung durch Anordnung des Reichskanzlers.

§75.  Die bei der Ausübung der Konsulargerichtsbarkeit mitwirkenden Be¬
hörden haben einander zum Zwecke der Erhebung und Beitreibung der Kosten Bei¬
stand zu leisten.

Das Gleiche gilt für die Beistandsleistung unter diesen Behörden und den Be¬
hörden im Reichsgebiet oder in den deutschen Schutzgebieten . Dabei finden die gemäß
§ 99 des Gerichtskostengesetzes (Reichs-Gesetzbl. 1898 S . 659 ) erlassenen Vorschriften
über den zum Zwecke der Einziehung von Gerichtskosten unter den Bundesstaaten zn
leistenden Beistand entsprechende Anwendung.

§ 76 . Soweit die Gebühren der Rechtsanwülte durch Ortsgebrauch geregelt
sind, kommt dieser zunächst zur Anwendung.

Neunter Abschnitt.
Schlußbestimmnngen.

§77.  Die im § 2 bezeichneten Personen können nach den in Gemäßheit dieses Ge¬
setzes in den Konsulargerichtsbezirken Anwendung findenden strafrechtlichen Vor¬
schriften wegen eines Verbrechens oder Vergehens auch dann verfolgt werden , wenn
sie die Handlung in einem Gebiete begangen haben , das keiner Staatsgewalt unter¬
worfen ist.
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^ Im Uebrigen können durch Kaiserliche Verordnung die in Gemäßheit dieses
er- Gesetzes in den Konsulargerichtsbczirken geltenden Vorschriften in Gebieten der im

Abs. 1 bezeichneten Art ganz oder theilweise für anwendbar erklärt werden . Soweit
^ hiernach die Vorschriften über die Ausübung der Gerichtsbarkeit Geltung erlangen,

ist der Reichskanzler befugt , an Stelle des Konsuls einen anderen Beamten zur
zy Wahrnehmung der Gerichtsbarkeit zu ermächtigen ; auch können als Gerichtsbeisitzer

Personen zugezogen werden , die nicht Eingesessene oder Einwohner des Gerichts-
ie„ ! bezirkes sind.

H 78 . Dieses Gesetz tritt an einem durch Kaiserliche Verordnung festzusetzenden
Tage in Kraft.

IH) § 79 . Soweit in Reichsgesetzen oder in Landesgesetzen auf Vorschriften des
Gesetzes über die Konsulargerichtsbarkeit vom 10 . Juli 1879 verwiesen ist, treten
die entsprechenden Vorschriften dieses Gesetzes an deren Stelle,

chê § 80 . Der Reichskanzler hat die zur Ausführung des Gesetzes erforderlichen
Anordnungen zu erlassen.

ster Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem
Kaiserlichen Jnsiegel.

für aufgehoben. Von diesem Tage ab kommt für alle dem Gouvernement und der Post¬
verwaltung gehörenden oder für dieselben bestimmten Waaren oder Güter die Be-

>er- ! freiung vom Einfuhrzoll und der Umschlagsabgabe in Fortfall.
Die entstehenden Abgaben sind zu Lasten derjenigen Etatstitel zu verrechnen,

a die Kosten der Bestellung zur Last fallen.
Dar - es - SalLm , den 9. April 1900.

te» Ziffer 2 der Anlage v der Zollordnnng , zugehen.
z» Vom 15 . April d. Js . an find alle dem Kaiserlichen Gouvernement und der

Kaiserlichen Postverwaltnng gehörenden oder für dieselben bestimmten Waaren oder
zelt Güter aus dem Zollgewahrsam erst zu verabfolgen , nachdem dieselben gemäß § 23

der Zollordnung angemeldet sind.
Die auf den Waaren oder Gütern lastenden Abgaben sind durch die Dienst¬

stellen auf Grund einer Nachweisung, welche von dem Zollamte des Einfuhrortes zu
Prüfen ist, etatstitelweise getrennt vierteljährlich der Kalkülatur anzumelden , welche

He- nach Prüfung die Belastung der in Frage kommenden Etatstitel zu veranlassen und
or- ^ r Zollinspektion das Gesammtergebniß znr Ausnahme in die Einnahme -Nachweisnng

Gegeben Berlin , den 7. April 1900.
(U. 8 .) Wilhelm.

Fürst zu Hohenlohe.

ach 49. Verfügung des Gouverneurs von Deutsch-Dstafrika , betreffend
Abänderung der Aollordnung.

Vom 9. April 1900.

Mit dem 15 . April d. Js . wird die Ziffer 2 der Anlage v der Zollordnung

Der Kaiserliche Gouverneur,
gez. Liebert.

An sämmtliche Dienststellen.

Ich lasse den Dienststellen vorstehende Verfügung , betreffend die Aufhebung der

Nil
N '-

»utzutheilen hat.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. Liebert.
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50 . Verordnung des Vicegouverneurs von Ponape , betreffend das
Kreditgeber : an Eingeborene und den Abschluß von Verträgen mit,

Eingeborenen über höhere lverthgegenstände . t
Von: 10 . April 1900 . (Kol. Bl . 1901 . S . 66/67 .)

Auf Grund des K 3 der Verfügung des Herrn Reichskanzlers vorn 24 . Juli 1899,
betreffend die Regelung der Verwaltung und der Rechtsverhältnisse im Jnselgebiete
der Karolinen , Palau und Marionen , wird hiermit für das Gebiet der östliche»
Karolinen bestimmt, was folgt:

F 1. Es ist verboten , einem Eingeborenen Kredit zu geben.
Z 2. Die zur Zeit bestehenden Forderungen an Eingeborene sind bis zum

31 . Dezember 1900 bei dem Kaiserlichen Gericht in Ponape anzumelden . Nicht
rechtzeitig angemeldete Forderungen sind nicht klagbar.

K 3. Auf Antrag kann gestattet werden , daß Eingeborenen , welche als Händler
irr dauernder Geschäftsverbindung mit einem Kaufmann stehen , beschränkter und
unbeschränkter Kredit gewährt werde.

Z 4. Jeder Vertrag mit Eingeborenen über einen Werthgegenstand von mehr
als 500 Mark muß schriftlich abgeschlossen werden . Mündliche Nebenabreden sind
ohne Wirkung.

K 5. Jede Partei hat eine Ausfertigung des Vertrages zu erhalten.
Z 6. Jeder Vertrag der im 4 bezeichneten Art bedarf zu seiner Gültigkeit

der Genehmigung des Kaiserlichen Gerichts in Ponape . Demselben ist eine Abschrift
des Vertrages zur Genehmigung einzureichen.

K 7. Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung werden mit Geldstrafe bis
zu 300 Mark oder mit Gefängniß bis zu drei Monaten bestraft.

K 8. Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Bekanntmachung in Kraft.
Ponape , den 10 . April 1900.

Der Kaiserliche Vicegouverneur.
gez. Hahl.

51 . Verordnung des Vicegouverneurs von Ponape , betreffend das
verbot des Trepangfanges auf den Riffen und Bänken der Insel

Ponape.
Vom 10 . April 1900 . (Kol. Bl . 1901 , S . 66 .)

Auf Grund des § 3 der Verfügung des Herrn Reichskanzlers vom 24 . Juli 1899,
betreffend die Regelung der Verwaltung und der Rechtsverhältnisse im Jnselgebiete
der Karolinen , Palau und Marianen , wird hiermit verordnet , was folgt:

K 1. Der Fang von Trepang auf deu Riffen und Bänken , welche der Insel
Ponape an- und vorlagern , ist bis auf Weiteres verboten.

F 2. Für die Dauer dieses Verbotes ist auch der Handel mit Trepang, !
welcher auf den in F 1 bezeichneten Riffen und Bänken gewonnen worden ist,
untersagt.

Z 3 . Zuwiderhandlungen gegen die vorstehenden Gebote werden mit Geldstrafet
bis zu 300 Mark oder mit Gefängniß bis zu drei Monaten bestraft.

§ 4 . Diese Verordnung tritt mit Beginn des 1. Juli 1900 in Kraft.
Ponape , den 10 . April 1900.

Der Kaiserliche Vicegouverneur.
gez. Hahl.
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n 52. Verordnung des stellvertretenden Gouverneurs von Kamerun,
nt betreffend die Ausschließung außerdeutschen Geldes als gesetzlichen

Zahlungsmittels im Schutzgebiete von Kamerun.
Von: 10 . April 1900.

99, Auf Grund der Kaiserlichen Verordnung von: 19 . Juli 1886 wird für das
ete Schutzgebiet von Kamerun verordnet, was folgt:
sei, 8 1. Die Verordnung vom 28 . Januar 1887 , betreffend die Feststellung des

Werthverhältnisfes einiger fremder Goldmünzen znr deutschen Reichsmark wird
aufgehoben.

um Z 2. Als gesetzliches Zahlungsmittel gelten für die Folge nur Münzen der
icht deutschen Reichswährung. Außerdeutsches Geld wird nicht mehr angenommen.

8 3. Diese Verordnung tritt mit dem heutigen Tage in Kraft.
Kamerun , den 10 . dlpril 1900.

Der Kaiserliche Gouverneur.
In Vertretung:

^ gez. Köhler.
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53. Verordnung des stellvertretenden Gouverneurs von Kamerun,
betreffend Aollbehandlung der Postbeamten.

Vom 10. April 1900.

Auf Grund der Allerhöchsten Verordnung vom 19 . Juli 1886 wird in Er¬
gänzung der Verordnung vom 1. November 1898 , betreffend die Erhebung von
Gnfuhrzöllen im Schutzgebiet Kamerun hiermit verordnet, was folgt:

8 1. Alle zum dienstlichen Gebrauch der Postverwaltung eingeführten Gegen¬
stände unterliegen nicht der Verzollung.

§ 2. Die Ziffer 3 des dem Zolltarife vom 1. November 1898 angefügten
Verzeichnisses der Zollbefreiungen findet auch auf die Beamten der Postverwaltung
Anwendung.

8 3. Diese Verordnung tritt mit dem heutigen Tage in Kraft.
Kamerun , den 10 . April 1900.

Der Kaiserliche Gouverneur.
In Vertretung:
gez. Köhler.

54. Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch -Mstafrika betreffend
die Benutzung der Gouvernementsdampfer.

Vom 10 . April 1900.

Die Bestimmungen betreffend die Beförderung von Reisenden und Gütern auf
den Gouvernements-Dampfern lasse ich den Dienststellen zur öffentlichen Aushängung
zugehen.

Die mit Runderlaß Nr . 6680 vom 22 . September 1897 bekannt gegebenen
Bestimmungentreten mit dem 14 . April d. Js . außer Kraft.

Dar - es - SalLm , den 10 . April 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. Liebert.
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B estimmung en,
betreffend die Beförderung von Reisenderr und Gütern auf den Küsten-

dampfern des Gouverneurs.

1 . Alle Reisenden einschließlich der Angestellten des Gouvernements und der
Postverwaltnng , der Finanzkommissar , die Offiziere der Kaiserlichen Marine,
die Angehörigen der Missionsgesellschaften und der evangelische Pfarrer in
Dar - es - SalLm haben bei Reisen auf Gouvernementsdampfern vor Beginn
der Fahrt an Land bei den Agenten oder , falls am Einfchifsnngsorte keine
Agentur vorhanden sein sollte , auf den Dampfern den Fahrpreis zu ent¬
richten und erhalten einen Fahrschein.

Bei dienstlichen Fahrten von Farbigen hat die vorgesetzte Dienst¬
stelle die Fahrkarten bei den Agenten zu lösen . Freifahrscheine werden
nicht gewährt.

Fahrpreis - und Frachttarif liegt auf den Dampfern und bei den
Agenten aus.

Der Gouverneur behält sich vor , in geeignet erscheinenden Fällen die
Rückzahlung des Fahrpreises auf Antrag anzuordnen . Dem Antrag aus
Rückzahlung ist die Fahrkarte beizufügen.

2 . Jeder europäische Fahrgast hat Anspruch auf die freie Beförderung eines
Dieners . Europäische Angestellte des Gouvernements und der Postverwaltung,
der Finanzkommissar , die Offiziere der Kaiserlichen Marine , die europäischen
Angehörigen der Missionsgesellschaften und der evangelische Pfarrer in
Dar - es - SalLm können bei Dienstreisen zwei Diener mitnehmen.

Darüber hinaus ist der übliche Fahrpreis zu bezahlen . Für die vor¬
genannten Diener werden von der Agentur oder dem Schriftführer die
nöthigen Fahrkarten kostenfrei abgegeben.

3 . Auf dem Arm getragene Kinder find frei . Kinder bis zum Alter von etwa
12 Jahren bezahlen die Hälfte der Fahrpreise . Die für letztere Kinder
ausgegebenen Fahrkarten sind von den Agenturen oder Schiffsführern durch
Halbiren als solche kenntlich zu machen.

4 . Die Verpflegung auf den Dampfern bleibt bis zum Erlaß diesbezüglicher
Bestimmungen der freien Vereinbarung mit der Schiffsbesatzung über¬
lassen.

5 . Jeder europäische Fahrgast hat */2 (einhalb ) Kubikmeter Ladung frei.
Darüber hinaus ist die übliche Fracht zu bezahlen . Handgepäck der

farbigen Fahrgäfte ist frei.
6 . Die Frachtsätze sind , sofern nicht besonders mit dem Agenten vereinbart,

die gleichen wie bei der Deutsch - Ostafrika - Linie , also für jede Last vhne
Rücksicht auf die Entfernung 1 (eine ) Rupie.

7 . Jeder Verlader hat wenigstens 3 (drei ) Ladescheine auszufertigen.
Von diesen Ladescheinen erhält der Verlader zwei durch die Agenten

oder Schiffsführer gezeichnete Ladescheine zurück Der dritte geht mit der
Ladung an den Bestimmungsort , wo er vom Agenten bei Abnahme der
Ladung abquittirt und durch den Schisfsführer dem Agenten am Aufgabe¬
orte übermittelt wird.

8 . Die Quittungsleistung auf den Ladescheinen erfolgt durch die Agenten.
9 . Die Agenten sind angehalten , alle rechtzeitig angemeldeten Güter und Waaren

gegen die vereinbarten Lade - und Löschspesen an Bord oder von Bord bis
ins Zollhaus zu bringen . Die Ladescheine sind den Verladern und
Empfängern kostenfrei zuzustellen . Sämmtliche Güter müssen durch die
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Verlader spätestens 12 Stunden dar Abgang des Dampfers bei den Agenten
angemeldet werden.

10. Sofern vorstehend keine Ausnahmen gemacht sind, gelten die für Beförderung
von Reifenden und Gütern durch die Deutsch - Ostafrika - Linie gültigen
allgemeinen Vorschriften (zu I Absatz 6, 7, 8, 9, 10 , 11 , 12 , 13 , 16 , zu II:
die Hamburg - Bremer Allgemeinen Regeln für Dampfer , Konnossemente
nebst Zusatzbestimmungen.

Dar - es - SalLm , den 10 . April 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. Liebert.

: 55. Verordnung des Vicegouverneurs von Ponape , betreffend die
i An- und Abmeldung der in dem Inselgebiete der östlichen Aarolinen
f sich aufhaltenden fremden.
s Vom 18. April 1900. (Kol. Bl . 1901, S . 67.)
f Auf Grund des 8 3 der Verfügung des Herrn Reichskanzlers vom 24 . Juli
- 1899, betreffend die Regelung der Verwaltung und der Rechtsverhältnisse im Jnsel-
) gebiete der Karolinen , Palau und Marionen , wird hiermit für das Gebiet der öst¬
lichen Karolinen bestimmt, was folgt:
: 8 1. Alle zur Zeit in dem Jnselgebiete der östlichen Karolinen ansässigen
( Fremden — Weiße und Halbweiße — find verpflichtet, sich bei dem Kaiserlichen Bezirks-
^ amt schriftlich oder mündlich mit erster Gelegenheit , spätestens bis zum 31 . Dezember
^ 1900, anzumelden.

2. Die Meldung hat zu enthalten:
Vollständige Vor - und Familienamen , Staatsangehörigkeit , Religion , Ge¬
burtstag und -Jahr , Stand oder Gewerbe , Geburts - und Wohnort , Angabe,
ob verheirathet , mit wem ? Namen , Geburtszeit und -Ort der Kinder , seit

! wann ansässig? Genaue Bezeichnung des nächsten Angehörigen in der
^ Heimath . Bei Deutschen außerdem Angaben über das Militärverhältniß.
( 8 3. Alle in das Jnselgebiet zuziehenden Fremden haben sich gleichfalls in der
) in § 2 vorgeschriebenen Weise und unter Angabe des letzten Aufenthaltes zu melden,
^ und zwar diejenigen , welche auf Ponape ihren Wohnsitz nehmen, innerhalb acht
: Tagen, diejenigen , welche sich auf einer anderen Insel niederlassen , mit erster
> Gelegenheit.
1 8 4. Tritt in den einmal gemeldeten Verhältnissen eine Aenderung ein, so ist
) dieselbe innerhalb der in 8 3 angegebenen Fristen anzuzeigen.
) 8 5. Verzieht Jemand aus dem Jnselgebiete , so hat er sich vorher unter Mit-
? Heilung des von ihm gewähltere neuen Wohnsitzes abzumelden,
s 8 6. Der: vorstehenden Bestimmungen sind auch die Schiffer und Seeleute der
1 von einem Hafen des Jnselgebietes ausführenden Schiffe unterworfen,
j 8 7. Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung werden mit Geldstrafe bis
i.zn 300 Mark oder mit Gefängniß bis zu drei Monaten bestraft,
s 8 8. Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Bekanntmachung in Kraft,
t Ponape , den 18 . April 1900.
? Der Kaiserliche Vieegonvernenr.

gez. Hahl.
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56 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Samoa,
betreffend Einfuhr aus pestverseuchten Häfen.

Vorn 24 . April 1900 . sKol. Bl . 1900 . S . 496 .)

Neue oder gebrauchte Säcke aus Jute (Zurrû daZs) oder Zeugstoff(olM
da-Zs), die aus Pestverseuchten Häfen kommen, oder Waaren, verpackt in solche»
Säcken, dürfen bis auf Weiteres im Hafen von Apia nicht gelandet werden.

Ebenso ist die Einfuhr von frischen Gemüsen und Obst aus pestverseuchten Häfen
nach Apia bis auf Weiteres verboten.

Diese Bestimmung tritt sofort irr Kraft.
Apia,  den 24. April 1900.

Der Kaiserliche Gouverneur,
gez. Solf.

57 . Erlaß des Gouverneurs von Samoa , betreffend das Kassen-
und Rechnungswesen des Schutzgebiets.

Vorn 25 . April 1900.

Zur Erleichterung und besseren Kontrolle des Kassen- und Rechnungswesens des
Schutzgebiets von Samoa wird hierdurch bestimmt, was folgt:

K 1. Am 1. Mai d. Js . wird eure Gouvernements-Hauptkasse eingerichtet, der
folgende Zweigkassen

a. die Zoll- und Steuerkasse,
b>. die Gerichtskasse

unterstellt sind.
A 2. Die Gouvernements- Hauptkasse leistet alle vorkommenden Zahlungen,

führt die Aufsicht über die in Z 1 genannten Zweigkassen und besorgt die Abrechnnngs-
geschäfte.

Z 3. Der Zoll- und Steuerkasse liegt die Erhebung der Zölle, Steuern und
sonstigen Abgaben ob, welche in § 1, Absatz2 der Gouvernements-Verordnung vorn
1. März 1900 (Gouvernementsblatt Band III, Nr. 1) vorgeschrieben sind.

Z 4. Die Gerichtskasse hat die bei den Kaiserlichen Gerichten erster und zweiter
Instanz fällig werdenden Gebühren, Kosten und Strafgelder zu vereinnahmen und
ist befugt, die durch das Gerichtsverfahren bedingten Zahlungen vorschußweise z»
leisten.

§ 5. Die in H 1 genannten Zweigkassena. und b. haben monatlich vier
Kassenabschlüsse, und zwar je einen Abschluß am 8., 15., 22. und am letzten jedes
Monats aufzustellen. Der an diesen Tagen bei den Zweigkassen vorhandene Baar-
bestand ist bis auf Einhundert Mark Wechselgeld an die Gonvernements-Hanptkcisse
abzuführen.

Apia,  den 25. April 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. Solf.

58 . Bekanntmachung des Gouverneurs von Samoa , betreffend
das Kastenwesen.

Vom 25 . April 1900.

Die Gouvernements-Hauptkasse ist für den Verkehr mit dein Publikum während
der ersten Woche jedes Monats geöffnet; an anderen Tagen werden Zahlungen in
der Regel nicht geleistet.
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Die Zoll - und Steuerkasse ist mit Ausnahme der Sonn - und Feiertage täglich
von 9 bis 12 Vormittags und von 2 bis 5 Uhr Nachmittags geöffnet.

Alle Rechnungen für das Kaiserliche Gouvernement und seine Dienststellen müssen
bis nun dritten jeden Monats bei der Gouvernements -Hauptkasse eingereicht werden.

Apia , den 25 . April 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. Solf.

59. Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Mstafrika, betreffend
Verkauf des Gouvernementselfenbeins.

Von: 26 . April 1900.

In theilweiser Abänderung des Runderlasses vom 23 . März 1899 — 2577 1
bestimme ich hiermit , daß vom 1. Mai d. Js . ab der Verkauf desjenigen Elfenbeins,
welches zur Hälfte dem Gouvernement und zur Hälfte einer Kommune gehört , durch
die Zollämter der betr . Küstenstationen (für Wilhelmsthal durch Hauptzollamt Tanga)
zu bewirken ist.

Dar - es - SalLm , den 26 . April 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. v. Liebert.

60. Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch-Gstafrika,
betreffend Viehtreiben.

Vom 26. April 1900.

Der § 2 der Verordnung vom 27 . April 1898 betreffend Abwehrmaßregeln
gegen das Einschleppen der Rinderpest in Deutsch-Ostafrika wird auf Grund der
Untersuchungen des Thierarztes an Ort und Stelle dahin abgeändert , daß das Vieh¬
treiben sowie der Handel mit Häuten und anderweitigen Rohprodukten innerhalb der
Bezirke Tanga , Wilhelmsthal und Moschi freigegeben wird.

Dagegen bleibt das Verbot jeglichen Viehtreibens , soweit es sich nicht um ge¬
wöhnlichen Weidegang handelt , sowie jeglichen Handels mit Häuten und anderweitigen
thierischen Rohstoffen der im 1 gedachten Art mit alleiniger Ausnahme von Milch,
Bntter, Käse und frischem, gesalzenem oder geräuchertem Fleisch zum alsbaldigen Ver¬
brauch für das Gebiet nördlich vom Bezirk Moschi längs der englischen Grenze,
für die Bezirke Schirati und Bukvba bestehen.

Dar - es - Salam , den 26 . April 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. v. Liebert.

61. Nachtrag zur Hafenordnung für den Hafen von Dar-es-^ alllm.
Vom 27. April 1900.

Jedes im Hafen in Fahrt befindliche Boot oder Fahrzeug , ob es gerudert wird,
oder segelt, hat nach Eintritt der Dunkelheit eine Laterne mit brennendem weißen
Lichte gebranchsbereit zu halten , welches bei Annäherung an ein anderes Boot oder
Fahrzeug rechtzeitig gezeigt werden muß, um einen Zusammenstoß zu vermeiden.

Dnr - es - SalLm , den 27 . April 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. v. Liebert.
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62 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch -Gstafrika , betreffend
die Zollordnung.

Vom 27 . April 1900.

Ich bestimme hierdurch auf Grund des K 43 der Zollordnung Folgendes über
die Zollabfertigung im Kleiuigkeitstierkehr.

Bei Ladungen , von denen die Ein - oder Ansfnhrabgaben weniger als 10 Rupien
betragen , genügt die mündliche Anmeldung znr kleinen Kasse.

Wie schon immer bei der Anmeldung zur kleinen Kasse , kommt auch hierbei die
Nebersetzungsgebühr nicht zur Erhebung.

Dar - es - Salnm , den 27 . April 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez . v . Liebert.
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63 . Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch - Gstafrika,
betreffend Maßregeln gegen die Rinderpest.

Vom 27 . April 1900.

Der § 2 der „ Verordnung vom 27 . April 1898/ ) betreffend Abwehrmaßregeln
gegen das Einschleppen der Rinderpest in Deutsch - Ostafrika " wird dahin abgeändert,
daß die Grenze des Gebiets , in dem das Viehtreiben sowie der Handel mit Häute»
und anderweitigen thierischen Rohstoffen verboten ist , von der Mündung des
Pangani - Flusses bis zur Südspitze des Gnassa - Njiro - Sees zwar dieselbe bleibe »,
dann aber von der Südspitze des genannten Sees in nordwestlicher Richtung in
gerader Linie bis zu dem Punkt am Ostufer des Viktoria - Nyanza verlaufen soll , wo
der Mori - Flnß mündet . Von der Mündung des Mori - Flusses soll die Grenze nordwärts
dem Ufer des Viktoria - Nyanza folgen und an der englischen Grenze endigen.

Die Verordnung erhält dadurch folgenden Wortlaut:
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Verordnung
betreffend Abwehrmaßregeln gegen das Einschleppen der Rinderpest

in Deutsch - Ostafrika.

Aus Anlaß des Ansbruchs der Rinderpest in Britisch - Ostafrika (Bezirk Ukamba)
wird hiermit Nachstehendes verordnet:

§ 1 . Die Einfuhr und Durchfuhr von Rindvieh , Schafen , Ziegen und sonstige»
Wiederkäuern aus dem Gebiete des Englisch - Ostafrikanischen Protektorats wird ver¬
boten ; desgleichen die Ein - und Durchfuhr von Häuten und sonstigen thierischen Roh¬
stoffen soweit sie von den vorgenannten Thiergattnngen herstammen.

F 2 . Für das Gebiet , welches begrenzt wird südlich von dein Pangani - Fluß vo»
der Mündung aufwärts bis zum Einfluß des Ronga , diesen aufwärts bis zur Mün¬
dung des Daryama , diesen wieder aufwärts bis zum Fuß des Mern - Berges , sodann
durch eine Linie südlich und westlich um den Mern - Berg herumgehend bis zur Süd¬
spitze des Gnassa - Njiro - Sees und weiter durch eine gerade Linie , die vo»
der Südspitze dieses Sees in nordwestlicher Richtung zur Mündung des
Mori - Flusses in den Viktoria - Nyanza verläuft und endlich durch das
Ostufer des Viktoria - Nyanza von der Mündung des Mori bis zur eng¬
lischen Grenze , wird weiterhin verboten : jegliches Viehtreiben , soweit es sich nicht
um gewöhnlichen Weidegang handelt , desgleichen jeglicher Handel mit Häuten und
anderweitigen thierischen Rohstoffen der in Z 1 gedachten Art , mit alleiniger Aus¬
nahme von Milch , Butter , Käse und frischem , gesalzenem oder geräuchertem Fleisch
zum alsbaldigen Verzehr.
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8 3 . Für den Fall des Ausbruches der Rinderpest im diesseitigen Schutzgebiete
ist seitens der betreffenden Lokalverwaltungsbehörde (Bezirksamt , Station , Posten)
sofort die Tödtnng aller kranken und verdächtigen Thiere anzuordnen.

Als verdächtig find alle Thiere anzusehen , die mit an Rinderpest erkrankten
Thieren innerhalb der letzten vierzehn Tage vor Ansbrnch des ersten Krankheitsfalles
in einer Heerde vereinigt gewesen sind oder mit einem erkrankten Thiere in einem
Stalle gestanden haben.

8 4 . Die getödteten oder an der Krankheit gefallenen Thiere sind unter Auf¬
sicht derart zu verscharren , daß ein Wiederausgraben durch Ranbthiere ausgeschlossen ist.

Alles nnt den getödteten oder gefallenen Thieren in Berührung gekommene
Stallmaterial , einschließlich der Geschirre , ist zu verbrennen ; desgleichen der Dünger
und ebenso die Ställe und Hürden , falls nicht eine ausreichende Desinfektion möglich
erscheint.

8 5 . Für die in Gemäßheit der 88 3 und 4 getödteten bezw . vernichteten
, Thiere und Stallgeräthe w. wird den Eigenthümern eine Entschädigung gewährt,
die nach Anhörung der betheiligten Eigenthümer sowie der zuständigen Lokalver¬
waltungsbehörde seitens des Gouvernements festgesetzt wird.

8 6 . Wird der Ausbruch der Krankheit unter dem Viehbestände eines einzeln
liegenden Gehöfts festgestellt , so ist — sofern nicht schon der ganze Bezirk als ver¬
seucht zu betrachten ist — von der zuständigen Lokalverwaltungsbehörde alsbald die
allgemeine Sperre über das betreffende Gehöft zu verhängen.

8 7. Jeder , der von dem Ausbrnche der Seuche im diesseitigen Schutzgebiet
oder von einem auffallenden Viehsterben , das den Verdacht des Ausbruches der
Krankheit im Schutzgebiete nahelegt , Kenntniß erhält , ist verpflichtet , hiervon unver¬
züglich der nächsten Lokalverwaltungsbehörde Anzeige zu erstatten.

8 8 . Zuwiderhandlungen gegen die 88 1 und 2 dieser Verordnung werden —
soweit nicht nach den bestehenden Strafgesetzen eine höhere Strafe verwirkt ist —
mit Geldstrafe bis zu 1000 Mark oder Gefängnißstrafe bis zu drei Monaten bestraft.
Neben der Strafe ist aus Einziehung der verbotwidrig eingeführten Thiere und
Gegenstände sowie der Transportmittel , die zur Ein - bezw . Durchfuhr gebraucht sind,
zu erkennen , ohne Unterschied , ob sie dem Verurtheilten gehören oder nicht.

8 9 . Verbotwidrig ein - bezw . durchgeführte Thiere und thierische Produkte
sowie die zur Eiu - oder Durchfuhr gebrauchten Transportmittel sind sofort zu beschlag¬
nahmen. Mit den beschlagnahmten Thieren , thierischen Produkten und Transport¬
mitteln ist im Falle der Zuwiderhandlung gegen § 1 der Verordnung in Gemäßheit
des 8 4 zu Verfahren.

Im Falle der Zuwiderhandlung gegen 8 2 kann von einer Tödtnng und Ver¬
nichtung Abstand genommen werden.

8 10 . Zuwiderhandlungen gegen 8 ? der Verordnung werden mit Geldstrafe
bis zu 300 Mark oder Gefüngnißstrafe bis zu 1 Monat bestraft ; auch hat die
Unterlassung schleunigster Anzeige den Verlust des Anspruches auf Entschädigung für
die in Gemäßheit der 88 3 und 4 von Amts wegen getödteten Thiere und vernichteten
oder zerstörten Stallutensilien rc. znr Folge.

8 11 . Unbefugtes Ausgrabeu vvu Kadavern der auf Gruud dieser Verordnung
verscharrten Thiere sowie die Weiterveräußerung von solchen Thieren oder Theilen
derselben, wird mit Gefängniß bis zu drei Mvnateu bestraft.

8 12 . Diese Verordnung tritt sofort in Kraft.
Dar - es - SalLm , den 27 . April 1898.

gez. Liebert.

Die deutsche Kolonial -Gesetzgebung V (1S00).
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64.  Polizeiverordnung des Bezirksamts von Dar - es -Lalüm^
betreffend Ausheben von Gruben im Stadtgebiet.

Vom 28 . April 1900.

K 1. Das Ausheben von Gruben zur Entnahme von Baumaterial rc. innerhalb
des Stadtgebietes Dar-es-Salam ist nur mit Genehmigung des Bezirksamtes zulässig.!

Als Stadtgebiet im Sinne dieser Verordnung ist das durch die Hundesteuer-!
Verordnung vom 24. Juli 1899 näher umgrenzte Gebiet zu verstehen. !

H 2. Die Genehmigung soll versagt werden, wenn die betreffende Grube m,
einem Orte ausgehvben werden soll, der für spätere Bebauung in Frage kommen kann.

Wird die Genehmigung ertheilt, so ergeht sie vorbehaltlich aller Rechte Drittel!
und in der Regel unter der Bedingung der Auffüllung der Grube nach beendeter!
Bodenentuahme. ^

Das Bezirksamt kann die Genehmigung von der Stellung einer Kaution!
abhängig machen. ! :

Z 3. Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung werden mit einer Geldstrafe!
bis zu 30 Rp., an deren Stelle, im Nnvermögenssalle, eine Freiheitsstrafe bis zu!
1 Woche tritt, bestraft. ^

Dar -es-SalLm , den 28. April 1900. !
Kaiserliches Bezirksamt,

v. Winterfeld . -
i

65.  Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch- Ostafrika, die
betreffend Betonnung des Lindi-Auffes.

Vom 28. April 1900 . ^

Veränderung der Betonnung und Kenntnißmachung des Fahrwassers der Ein- :
fahrt für Lindi-Fluß:

Die rothe Spierenboje L ist eingezogen worden. s
An deren Stelle ist am Land, am Strande nördlich des in der Karte ein- l

getragenen Observations-Pfeilers ein weißer Obelisk und zwei Kabellängen dahinterr
eine Stangenbake mit weißgemalten dreieckigen Toppzeichen, Spitze nach oben, f
errichtet worden. Die magnetische Richtung dieser Linie ist und fühlti
von Boje aus frei von allen Untiefen, und steuert man, nachdem man den von:
den beiden hohen, durch ihre Gleichheit auffallenden Hügeln Mlima Atu und Mlim
Nuni gebildeten Sattel in der Mitte der Einfahrt hat, flußaufwärts.

Sollte Tonne ^ vertrieben oder fort sein, so kann man ungefährdet von Ras- :
Ranura in die Richtungslinie Obelisk-Bake Ansteuern, ohne Boje zu benöthige». -

Dar - es-SalLm , den 28. April 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. v. Liebert.

66 . Verfügung des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betreffend st
die Verwaltung der Gouvernementsflottille. j

Vom 28 . April 1900.

Ich bestimme: st
Vom 1. April d. Js . kommen die bisher seitens der Gonvernementsfahrzeuge st

gelegten Kassen- und Materialienrechnungen in Fortfall. l
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l . Kassenverwaltung.

a) Die Zahlstelle für sämmtliche in Dar -es-SalLm wohnenden Angehörigen
der Flottille befindet sich bei der Flottille und wird durch den seemännischen
Beirath oder Hafenkapitän als 1. Kassenmitglied , den Betriebsingenieur oder
Werkstättenvorsteher als 2 . Kassenmitglied verwaltet . Kassenschreiber ist der
der Flottille beigegebene Schreiber . Der bisherige Betriebsvorschuß wird
nach Bedarf erhöht.

b) Am letzten oder am 1. eines jeden Monats , oder, falls auf Reise, thunlichst
bald nach Rückkehr, geht der Schiffsführer oder leitende Maschinist znr
Flottillenzahlstelle , wo er seine Zahlliste , die an Stelle der bisherigen Ge¬
haltsquittungen tritt , mit dem ausgeworfenen Geldbeträge gegen Jnterims-
quittung in Empfang nimmt.

Nach Ablieferung der ordnungsmäßig abquittirten Zahlliste bei der Zahl¬
stelle ist dem Kassenführer die Jnterimsqnittnng zurückzugeben.

Die Zahllisten und Beläge über sonstige im Laufe des Monats ent¬
standenen Ausgaben sind seitens der Flottillenzahlstelle in eine Nachweisnng
einzutragen und dem Gouvernement (Referat III ) einzureichen.

e) Auf Antrag der Schiffsführer oder ihrer Stellvertreter kann die Flottillen¬
zahlstelle den einzelnen Fahrzeugen gegen Quittung einen angemessenen Vor¬
schuß geben.

Anmerkung:
Für die Dampfer „Ulanga " , „Hermann von Wissmann " und „Ukerewe" werden

die Funktionen der Zahlstelle durch das Bezirksnebenamt Rusiyi oder das Bezirksamt
Lmgenburg oder die Station Muanza wahrgenommen.
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II . Materialienverwaltung.

a.) Jedes Schiff erhält einen Bestand an Materialien in Grenzen seines un¬
gefähren monatlichen Bedarfes.

Die Ergänzung dieses Bestandes findet durch das Hauptmagazin , das
Bezirksamt Langenburg für „Hermann von Wissmann " , Bezirksnebenamt
Rufipi für „Ulanga " und die Station Muanza für „Ukerewe" statt.

Für sachgemäße Aufbewahrung an Bord und ordnungsmäßigen Ver¬
brauch sind der Schiffsführer und leitende Maschinist solidarisch haftbar.

Auf Antrag des Schiffsführers oder seines Stellvertreters wird der Be¬
stand nach Bedarf ergänzt . Der Antrag hat in Dar -es-SalLm durch die
Flottille zu gehen. Der Bedarf ist in eine Liste, die vom Anfordernden
zu zeichnen ist, einzutragen . Formulare zu diesen Listen werden thunlichst
bald bekanntgegeben werden . Aus den Formularen ist alles Nähere zu
ersehen. Für den richtigen Empfang und die Ueberführung an Bord ist
der Schiffsführer oder sein Stellvertreter verantwortlich . Am Schluß eines
jeden Vierteljahres wird die Bestellliste vom Schiffsführer dem Haupt¬
magazin , Bezirks -, Bezirksnebenamt oder der Station zur Benutzung als
Rechnungsbelag abgegeben.

b) In gleicher Weise findet die Materialienergänzung in der Flottillenwerkstatt
statt . Das Arbeitsbuch der Flottillenwerkstatt hat eine Spalte zu enthalten,
in der die für Rechnung anderer Dienststellen und Private angefertigten
Arbeiten mit ihrem Preise anzugeben sind.

Private bezahlen für geleistete Arbeiten einen Aufschlag von 20 pCt . auf
den vom Betriebsingenienr zu ermittelnden Herstellungswerth.
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o) Verrechnung : Vierteljährlich werden auf Grund des Arbeitsjouruals die
für die einzelnen Dienststellen gefertigten Arbeiten durch den Betriebs¬
ingenieur festgestellt und die hiernach einzuziehenden Geldbeträge der Kal-
kulatur zur Prüfung w. mitgetheilt.

Von Privaten sind die entfallenden Beträge auf Grund einer von dem
Betriebsingenieur zu bescheinigeudeu Rechnuug durch die Flottilleuzahlstelle
einzuziehen.

Dar - es - SalLm , den 28 . April 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez . v . Liebert.

67 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch -Ostafrika , betreffend
Aronland -, ZValdnutzungs - und Hüttensteuer.

Vom 29 . April 1900.

Bei einzelnen Verwaltungsstellen scheint die Bedeutung der Allerhöchsten Ver¬
ordnung vom 26 . November 1895 , betreffend Schaffung von Kronland sowie die
dazu erlassenen Ausführuugsbestimmuugen des Herrn Reichskanzlers vom 27 . No¬
vember 1895 und des Gouvernements vom 4 . Dezember 1896 noch nicht voll erkannt
zu sein.

Ich nehme daher Veranlassung , in Folgendem die leitenden Gesichtspunkte noch¬
mals kurz zusammenzufassen.

Durch den Uebergang der Hoheitsrechte auf das Reich sind alle Ansprüche aus
Gruudeigeuthum , die sich aus den vermeintlichen oder thatsächlichen Hoheitsrechten
der Jumben , Sultane rc. ableiteten , auf das Reich übergegangen . Alles Land , das
demnach nicht nachweislich Privatbesitz einer einzelnen Person oder Gemeinschaft ist,
ist als Kronland zu betrachten.

Den Eingeborenen ist im Prinzip nur so viel Land zu belassen als dieselben bet
der herrschenden Wechselwirthschaft und zum Bestand ihrer Dorfgemeiuschast unbedingt
nöthig haben.

Um indessen nicht Anlaß zu politischen Verwickelungen zu geben , sind in der
thatsächlichen Durchführung dieser Grundsätze vorläufig alle Härten zu vermeiden,
insbesondere wird sich eine ausgedehntere Besitzergreifung herrenlosen Landes einst¬
weilen nur in denjenigen Gebieten empfehlen , welche unter fester Verwaltung stehen.

Nachdem ein Gebiet als Kronland erklärt ist , müssen Leute , die sich darin an¬
siedeln wollen , 50 pCt . Aufschlag zur Hüttensteuer bezahlen , auch zuvor die Ge¬
nehmigung zur Ansiedelung einholen.

Ich lasse demgemäß in der Anlage (Anlage I ) den Stationen rc. eine Erweite¬
rung der Verordnung vom 1 . November 1897 , betreffend die Erhebung einer Hütten¬
steuer , zugehen . Ich stelle den Binneustativucn anheim , dieselbe in Kraft treten z»
lassen , sobald die Verhältnisse im Bezirk dies erlauben . Ueber die Einführung
ist mir zu berichten.

Für die Benutzung von Waldungen ferner gilt Folgendes:
Nach der Verordnung vorn 1 . April l899 , betreffend Erhebung der Holzschlag¬

gebühr , ist für alles Holz , das in Staatswaldungen geschlagen wird , eine Abgab
von 80 pCt . vom Werth zu entrichten , mit der Einschränkung , daß gemäß dem § 3c
die Eingeborenen von der Entrichtung dieser Holzschlaggebühr befreit sind , wenn das
Holz zur Reparatur uud zum Bau vou Hütten dieut , uud die Leute eine diesbezüg¬
liche Bescheinigung des Stationschefs beibringen.

In den als Staatseigenthum (Kronland ) erklärten Wäldern darf deshalb Holz
zu anderen Zwecken abgabefrei vou deu Eingeborenen nicht geschlagen werden , lli»
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gleichzeitig eine stärkere Handhabe zn geben gegen die Verwüstung des Waldes , wie
diese durch den fortwährenden Wechsel in der Anlage der Felder stattfindet , habe ich
inliegende Verordnung (Anlage II ) erlassen , die für die Jnnenstationen ebenfalls je
nach dem Ermessen des Stationschefs einzuführen ist.

Durch eine fernere Ausführnngsbestinnnung (Anlage III ) znr Allerhöchsten Ver-
vrdnnng vom 26 . November 1895 ist die Bildung der Landkommissionen in das
Ermessen der Stationschefs w . gestellt . Eine Vermessung des als Kronland zu
erklärenden Gebiets ist einstweilen nicht erforderlich , doch soll dem Protokoll eine mög¬
lichst genaue Skizze des in Besitz genommenen Landes beigefügt werden und das
Gebiet nach natürlichen Grenzen w . so bezeichnet sein , daß Irrthümer über die
Identität und Ausdehnung ausgeschlossen sind . Einem Verkaufe von Kronland muß
die förmliche Inbesitznahme durch die Landkommission , welche über ihre Verhand¬
lungen möglichst genaue Protokolle zn führen hat , vorausgehen . Ich empfehle bei
Bezirksbereisungen in ausgedehnter Weise Gebiete als Kronland durch eine in jedem
einzelnen Falle nach Maßgabe des verfügbaren Personals an Ort und Stelle zu
bildende Landkommission zu erklären . Im Schauri sind die Eingeborenen über die
Bedeutung des Kronlandes aufzuklären . In jedem Bezirk ist ein sorgfältiges , über¬
sichtliches Verzeichnis ; der Kronländereien zu führen und die Protokolle der Land¬
kommissionen in einem besonderen Aktenstücke zu vereinigen . Jedes mit einer
lausenden Nummer zu versehende Protokoll ist dem Gouvernement in
Abschrift zur Genehmigung einzusenden.

Hinsichtlich der vertragsmäßigen Vorrechte der Deutsch - Ostafrikanischen Gesell¬
schaft wird für die Küstenbezirke und die Stationen Kilvssa und Kisaki
noch Folgendes bemerkt:

Nach dem Vertrag vom 20 . November 1890 (Kolonial - Gesetzgebung Bd . I , S . 382)
ist der Gesellschaft für das „ Küstengebiet " , d . h . einen Streifen Land in Breite von
10 Seemeilen (etwa 18,5 kni ) längs des Meeressanmes sowie für das Gebiet des
Kaiserlichen Schutzbriefes vom 27 . Februar 1885 , d . h . für die Landschaften „ Usegnha " ,
„Ukami " , „ Ngurn " und „ Nsagara " , das alleinige Recht auf den Eigenthnmserwerb
durch Okkupation zugesichert.

Gemäß 4 eines Abkommens vom 5 . November 1894 hat die Dentsch - Ostafrika-
nische Gesellschaft auf das Okkupationsrecht an den innerhalb der vorstehend näher
bezeichneten Gebiete liegenden nicht in Privat - oder Gemeindeeigenthum stehenden
Wäldern indessen ausdrücklich verzichtet . Dagegen hat sich die Regierung ver¬
pflichtet, die Hälfte der durch Nutzung der gedachten Wälder , insbesondere durch Er¬
hebung von Holzschlaggebühren gewonnenen Einnahmen an die Dentfch - Ostafrikanische
Gesellschaft abzuführen , ohne daß der Gesellschaft Hebungskosten in Rechnung gestellt
werden dürfen . Ausgenommen sind nur die im Mündungsgebiet des Rnfiyi - Flusfes
liegenden Waldungen , deren sämmtliche Erträgnisse der Regierung allein zufließen.
Im klebrigen herrscht Einverständnis ; darüber , daß im Zweifel alle im Sinne vor¬
stehender Abmachungen gewonnenen Hölzer als aus Wäldern stammend angesehen
werden.

^ Es dürfen in genanntem Gebiete demnach für das Gouvernement „ Wälder " ,
s die als solche im Protokoll ausdrücklich bezeichnet find , okkupirt werden.
, Hinsichtlich der Verrechnung der Gebühren wird auf den Erlas ; vom 10 . Juli
! 1894 , I . Nr . 3450 , verwiesen.
s In dem vorerwähnten Abkommen vom 5 . November 1894 ist ferner Folgendes

vereinbart worden:

' 1 . Die Deutsch - Ostafrikanische Gesellschaft verzichtet an denjenigen Plätzen , an
denen sich zur Zeit Hauptzollämter oder Stationen innerhalb des im K 7
Nr . 1 des Vertrages vom 20 . November 1890 abgegrenzten Gebietes be-

n.
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finden , in einem Umkreise von je drei , nicht wie vielfach angenommen wird,
von fünf Kilometern von dem Mittelpunkt des betreffenden Platzes an ge¬

rechnet , anf das ihr nach jenem zustehende Okkupationsrecht . Das Gleiche
gilt von etwa noch anzulegenden Stationen im Innern jenes Gebietes . Bei

den derzeit bestehenden Nebenzollämtern verzichtet die Deutsch - Ostafrikanische
Gesellschaft anf je einen Kilometer im Umkreise.

2 . Die Deutsch - Ostafrikanische Gesellschaft hat sich irr jenem Abkommen ferner

verpflichtet zur Herstellung solcher Anlagen der Regierung , welche unmittelbar
dem öffentlichen und damit dem Interesse der Gesellschaft zu Gute komme»

(z . B . zur Anlage von Eisenbahnen und Bahnhöfen , öffentlichen Wege »,

Kanälen , Hafenbauten , Werften :c.) innerhalb des ihr zustehenden Gebietes
zu Gunsten des Gouvernements auf das Okkupationsrecht hinsichtlich des zu
derartigen Anlagen erforderlichen Terrains soweit nöthig , zu verzichten lind

das schon durch Okkupation erworbene Eigenthum unentgeltlich oder,
sofern auf die okkupirten Ländereien bereits Kosten aufgewendet sein sollten,

gegen Erstattung dieser Kosten abzutreten.

3 . Die Deutsch - Ostafrikanische Gesellschaft hat sich ferner verpflichtet , in alle»
ihrem Okkupativnsrecht unterworfenen Landstrichen ( jedoch mit Ausnahme

solcher , räumlich begrenzter Landstrecken , in welchen etwa die Gesellschaft

eine eigene Siedelungsorganisation selbständig schaffen sollte ) , Land für

Ansiedler und Pflanzer zum Zwecke sofortiger Besiedelung zu
angemessenen Preisen herzugeben.

In streitigen Fällen entscheidet über die Höhe des zu zahlenden Kauf¬

preises der Oberrichter des Ostafrikanischen Schutzgebietes oder , bei dessen

Behinderung , sein amtlicher Stellvertreter.

Dar - es - SalLm , den 29 . April 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez . v . Liebert.

1.

kvt

Anlage I.
Verordnung.

8 1 . Der im Z 7 der Verordnung vom 1 . November 1897 , betreffend Er¬

hebung einer Häuser - und Hüttensteuer für die Klasse la und II a, vorgesehene Zu¬

schlag von 50 pCt . zur Steuer für Gebäude , die auf fiskalischem Grund stehen , wird

auf die Klaffen Id und Ild ausgedehnt.

K 2 . Die Ansiedelung auf fiskalischem Boden bezw . auf Kronland , welches als

solches durch eine Landkommission für die Regierung in Besitz genommen ist , ist nur

mit Genehmigung der Verwaltungsbehörde gestattet.

8 3 . Ueber die ertheilten Genehmigungen ist zur Kontrolle der Steuer ein

genaues Verzeichniß zu führen.

Z 4 . Zuwiderhandlungen gegen 8 2 dieser Verordnung werden mit Geldstrafe

bis zu 1000 Rupien oder Gefängniß oder Kettenhaft bis zu einem Monat bestraft

8 5 . Diese Verordnung tritt für die Küstenbezirke , für Westusambara , Kilvssn

und Langenbnrg mit dem 1 . Juli 1900 in Kraft , für die übrigen Bezirke bestimmt

der betreffende Stationschef den Zeitpunkt ihres Inkrafttretens.

Dar - es - SalLm , den 29 . April 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez . v . Liebert.

am

bes

m
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Anlage II.
Verordnung.

F 1. Das Schlagen van Holz in fiskalischen Wäldern , soweit dieselben durch
eine Landkommission als „Kronland " im Sinne der Allerhöchsten Verordnung vorn
26. November 1895 erklärt sind , ist nur mit Genehmigung der zuständigen Lokal¬
verwaltungsbehörde (Bezirksamt , Bezirksnebenamt , Station , Posten :c.) gestattet.

H 2 . Für das Schlagen ist mit Ausnahme der im Z 2 der Verordnung vom
1. April 1899 vorgesehenen Fälle die Holzschlaggebühr von 30 pCt . zu entrichten.

F 3 . Für das Schlagen ist ein Erlaubnißschein zu lösen , der
a.) für Holzfällen 3 Rupien pro Vierteljahr,
d ) „ Kohlenbrennen 2 „ „

kvstet. Die Lösung des Erlaubnißscheines ist auch für das Schlagen von Edelhölzern
erforderlich.

F 4 . Das Abholzen von Wäldern zur Anlegung von Feldern kann von den
Verwaltungsbehörden für bestimmte Bezirke ganz untersagt werden.

F 5 . Das absichtliche oder fahrlässige Anlegen von Feuer auf Kronland , be¬
sonders in Wäldern , ist verboten.

Z 6 . Zuwiderhandlungen gegen die ZZ 1 bis 6 dieser Verordnung werden
mit Geldstrafe bis zu 1000 Rupien oder Gefängniß oder Kettenhaft bis zu drei
Monaten bestraft.

ß 7. Diefe Verordnung tritt für die Küstenbezirke , einschließlich Westusambara
und Kilossa , mit dem 1. Juli 1900 in Kraft , der Zeitpunkt der Einführung in den
übrigen Bezirken wird von den betreffenden Stationschefs bestimmt.

Dar - es - SalLm , den 29 . April 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. v . Liebert.

Verordnung.
Anlage III.

Zur Ausführung der Allerhöchsten Verordnung vom 26 . November 1895 , be¬
treffend Schaffung von Kronland , und den Ausführungsbestimmungen des Herrn
Reichskanzlers vom 27 . November 1895 und des Gouvernements vom 4 . Dezember
1896 wird Folgendes bestimmt:

Z 1. Die Bezirksamtmänner , Vorsteher von Bezirksnebenämtern und Stations¬
chefs werden ermächtigt , nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen Landkommissionen
von Fall zu Fall nach eigenem Ermessen zusammenzuberufen.

8 2 . Die Landkommission muß in jedem Fall bestehen aus dem Bezirks¬
amtmanne, Statiouschef rc. oder seinem vom Gouvernement ernannten Vertreter und
dem Akida und Jumben des betreffenden Landes . Der Stationschef w. kann hinzu¬
ziehen jeden Beamten , Pflanzer , Missionar rc., sofern durch deren Thätigkeit keine
besonderen Kosten entstehen.

8 3 . Ueber jede Verhandlung der Laudkommission ist ein Protokoll aufzu¬
nehmen, das von einer Skizze begleitet ist und das mit laufender Nummer versehen,
in ein besonderes Aktenstück eingeheftet wird . Ein genaues , übersichtliches Verzeichniß
der für die Regierung in Besitz genommenen Kronländereien ist auf jedem Bezirks¬
amte bezw . Station rc. zu führen . Abschrift jedes mit der fortlaufenden Nummer
des Bezirks versehenen Protokolls ist dem Gouvernement zur Genehmigung ein¬
zureichen.

Dar - es - SalLm , den 29 . April 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. v . Liebert.
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68. Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch-Gstafrika,
betreffend Schutz der Elefanten in Uganda.

Vom 1. Mai 1900.

Zum Schutz der Elefcmteu ist im Uganda-Protektorat angeordnet >oorden, das
sämmtliches Vvu weiblicheu Elefanten herrührende Elfeubeiu sowie alle Elefante»-
zahne, deren Gewicht weniger als lO englische Pfund betrügt, tonsiszirt werde»
fallen, ahne Unterschied, ab dieses Elfenbein van Eingebarenen ader Fremden ein¬
geführt, ausgeführt, im Pratettarat gekauft ader in anderer Weise erwarben warben is,'

Bisher unterlag die Konfiskation derartigen Elfenbeins ebensa, wie dies nach j»
Britisch-Ostafrika der Fall ist, dem Ermessen der Behörden.

Ich bringe diese Anardnung hiermit znr öffentlichen Kenntnis;.
Dar -es-Saläm , den 1. Mai 1900.

s-

odl

Der Kaiserliche Gouverneur,
gez. b. Liebert.

69. Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch-Mstafrika,
betreffend Maße und Gewichte.

Vom 1. Mai 1900.

Nachdem durch Rnnderlaß bvm 6. Februar 1899, I . Nr. 12011, der Zeitpmikl
für das Inkrafttreten der Verordnung, betreffend die Regelung der Maße und Ge¬
wichte auf den 1. April festgesetzt worden, hat der hiesige indische Klempner Abdul
Hussein seiner Zeit auf meine Veranlassung einen Satz Hohlmaße hergestellt und
hiervon, nachdem die Hohlmaße diesseits als zweckentsprechend anerkannt, eine groß
Menge zum Verkauf anfertigen lassen.

Durch Erlaß vom 14. Oktober vorigen Jahres — I . Nr. 6275 I — habe ich
bereits die Dienststellen unter Uebersendung einiger Sätze der Hohlmaße entsprechend
benachrichtigt und ersucht, wegen des Verkaufs der Maße mit Abdul Hussein direkt
in Verbindung zu treten.

Abdul Hussein hat sich in letzter Zeit wiederholt darüber beklagt, daß bislang
irgend welche Bestellung zur Lieferung von Hohlmaßen bei ihm nicht eingegangen,
so daß er, wenn ihm von Seiten der Behörden keine Unterstützung zu Theil würde,
empfindlichen Schaden erleiden müßte.

Ant Rücksicht darauf, daß, wie schon erwähnt, Abdul Hussein die Maße i»
diesseitigem Austrage hergestellt hat, sowie im Interesse einer baldigen Durchführung
der Verordnung vom 6. Februar 1899 ersuche ich die Dienststellen, durch geeignete
Maßnahmen für eine möglichste Verbreitung der betreffenden Hohlmaße Sorge z»
tragen.

Dar -es-SalLm , den 1. Mai 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. v. Liebert.

r

70. Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch-Gstafrika,
betreffend den Verkehr mit Uganda . ?

Vom 1. Mai 1900 . k.

Nach einer vom 12. v. Mts. datirten Verordnung darf das Gebiet des Ugauda- i
Protektorats nur an den nachstehend aufgeführten Orten verlassen werden, weHx au
auch bei der Ankunft zuerst zu berühren sind. Diese Orte sind: ^ wi
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1. für Reisende nach und von dem egyptischeu Sudan und Abessinien:
Fort Berkeley im Nil-Distrikt,
Mumida im Kavirondo-Distrikt,
Bariugo und Eldama Bavine im Baringo-Distrikt;

2. für Reisende nach oder von dem nördlichen Theil Britiscy-Ostafrikas:
Baringo und Eldatua Bavine im Baringo-Distrikt,
Naivasha im Mau-Distrikt;

3. für Reisende von oder nach dem östlichen Theil Dentsch-Ostafrikas:
Naivashn im Mau-Distrikt;

4. für Reisende, welche von Dentsch-Ostafrika auf deut Viktoria-Nyanza kommen,
oder auf demselben Wege dorthin gehen:

Kisumu im Naradi-Distrikt sUgolve-Bay),
Subwa im Busoga-Distrikt,
Munyonyo (der Hafen von Mengv) und Port Alice (der Hafen von Entebbe)

im Uganda-Distrikt;
5. für Reisende nach oder von den'westlichen Gebieten Deutsch-Ostafrikas:

Mbarara im Ankole-Distrikt,
Masaka im Uganda-Distrikt (in Buddn);

6. für Reisende nach oder von dem Kongo-Staat:
Fort Portal im Toru-Distrikt,
Kibero und Fajao im Unyoro-Distrikt,
Wadelai im Nil-Distrikt (in Buddn).

An diesen Plätzen hat der Reisende sich über die bestehenden Verordnungen,
betreffend Zoll, Quarantäne, Träger rc. zu unterrichten und für ihre Beobachtung
Sorge zu tragen.

Dar -es-Salnm , den 1. Mai 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur

gez. v. Liebert.

71. Erlaß der Rolonial -Abtheilung , betreffend die Trägerzahl für
Beamte und Militärs in Deutsch-Gstafrika.

Vom 2. Mai 1900.

Gegen die versuchsweise Erhöhung der den Beamten und Militärpersonen zu¬
stehenden Trägerzahl um ein Drittel für diejenigen verheirateten Beamten und
Militärpersonen, welche von ihrer Frau begleitet werden, sind diesseits Einwendungen
nicht zu erheben.

Berlin , den 2. Mai 1900.
Auswärtiges Amt. Kolonial-Abtheilung.

In Vertretung:
gez. Hellwig.

72. Runderlaß des Reichskanzlers , betreffend die Mitnahme
eingeborener Diener.

Vom 3 . Mai 1900.

Es ist hier kürzlich der Fall vorgekommen, daß ein Offizier der Schutztruppen
auf das Heftigste in einigen Zeitungen angegriffen wurde, weil er einen aus Afrika
mitgebrachten Negerjuugeu körperlich gezüchtigt hatte.
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Da in Afrika gebräuchliche Erziehungsmittel hier nicht anwendbar sind, anderer- H
seits mitgebrachte Eingeborene sehr bald schlechten Einflüssen unterliegen , so erwachsen-
hieraus den betreffenden Offizieren und dem Oberkommando leicht die größten Un- ,«
annehmlichkeiten. !k

Die Kaiserliche Schutztrnppe wird daher ergebenst ersucht, die unterstellten Offiziere!ß
und Sanitätsoffiziere rc. darauf aufmerksam zu machen, wie wünschenswert !) es ist, 4t
wenn künftig das Mitbringen eingeborener Diener ganz unterbleibt . )

Berlin , den 3. Mai 1900 . ^
Der Reichskanzler . l

In Vertretung: f
gez. v. Buchka.

73. Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch-Tüdwestafrika,
betreffend die Bahnstrecke Lrvakopmund —Raribib.

Vom 1. Juli d. Js . ab treten für die Bahnstrecke Swakopmund — Karibik
die nachstehenden Tarife und Vorschriften zur Beförderung Oon Personen und Gütern
in Kraft.

Windhoek , den 5 . Mai 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur.

(ll . 8 .) gez. Leutwein.

1. Personenverkehr.
a . Tarif.

Einfache Fahrt Hin - und Rückfahrt

BemerkungenI . Klaffe
pro Kilom.

Mark

II . Klaffe
pro Kilom.

Mark

I . Klaffe
pro Kilom.

Mark

H . Klaffe
pro Kilom.

Mark

g,) für Weiße.

b) für Eingeborene . . .

o) Straf - bezw. Zuschlags¬
karten ä. 1 Mark. . .

0,10 0,06

0,04

0,15 0,09 Rückfahrkarten für
Eingeborene werden
nicht ausgegeben.zehn Tac >e gültig

Kinder bis zu vier Jahren haben freie Fahrt.
Kinder vom vollendeten vierten bis zum vollendeten zehnten Lebensjahre sowie

jüngere Kinder , falls für sie ein Platz beansprucht wird , werden bei Lösung von
einfachen und Rückfahrkarten zu ermäßigten Sätzen in der Weise befördert , daß für s
ein Kind eine Karte znm halben Preise mit Aufrundnng auf 10 Pfennig , für zwei °
Kinder eine Karte zum vollen Fahrpreis verabfolgt wird.

b . Abfertigungsvorschriften.

1. Die Abfertigung der Reisenden geschieht auf Grund von Fahrkarten , welche
mit lausender Nummer versehen sind.

2 . Die Fahrkarten gelten entweder nur für eine Hinfahrt (einfache Karten ) oder
für Hin - und Rückfahrt innerhalb zehn Tagen (Rückfahrkarten ). Letztere find nicht
übertragbar.
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er- 3 . Der Schalterbeamte hat jede Fahrkarte dar der Abgabe durch Datumstempel
sen > oder handschriftlich mit dem Datum des Ausgabetages zu versehen,
in- ' Die Ausgabe unrichtig , undeutlich oder ungenügend datirter oder nicht datirter

Fahrkarten ist verboten.
ere . 4 . Der Reisende , welcher ohne gültige Fahrkarte betroffen wird , hat für die

ist, ! ganze von ihm zurückgelegte Strecke und , wenn die Zugangsstation nicht sofort un¬
zweifelhaft nachgewiesen wird , für die ganze vom Zug zurückgelegte Strecke das
Doppelte des gewöhnlichen Fahrpreises , mindestens aber den Betrag von 6 Mark zu
entrichten . Derjenige Reisende jedoch , welcher unaufgefordert dem Zugführer meldet,
daß er wegen Verspätung keine Fahrkarte habe lösen können , hat nur den gewöhn¬
lichen Fahrpreis mit einem Zuschlag von 1 Mark zu zahlen.

z e . Beförderung von Reisegepäck.

^ er. Begriff des Reisegepäcks.

Als Reisegepäck kann nur das , was der Reisende zu seiner Reise bedarf,
namentlich Koffer , Reisesäcke , kleine Kisten und dergleichen aufgegeben werden.

M

/S. Tarif.

Für Reisegepäck werden 0,04 Mark Pro Kilometer und 100 lrZ ( gewöhnlicher
Gütertnrifsatz ) berechnet . Auf jede Fahrkarte werden 25 LZ Freigepäck gewährt.

ä . Beförderung von Hunden.

Für die Beförderung von Hunden sind ohne Rücksicht auf das Alter oder die
Größe derselben 0,03 Mark pro Kilometer zu zahlen . Den gleichen Zuschlag wie

— bei b 4 vorgesehen , außer dem tarifmäßigen Preise einer Hundefahrkarte , hat der
Reisende zu zahlen , welcher unterlassen hat , für einen mitgenommenen Hund eine

1 Fahrkarte zu lösen.

2 . Güterverkehr.

Tarif.

Stückgut Wagenladu n g

Besondere Tarifsätze, nnd zwar:

Gewöhnliche

Zahlunĝfür
dieses Gewicht

pro 100 und

Besondere Tarifsätze , und zwar:

Gewöhnlicher

Tarifsatz
pro 100 Lx

undI Kilometer

V
pro 100 kx

nnd 1 Kilometer
pro 100 bg

Spezr ^l -- ailf

nähme - Tariis I bei
Aufgabe von 5000 kx
oder Zahlung für
dieses Gewicht pro
100 üg und 1 Kilometer

Sp ezial - Ta ri f
II.

für Güter des AuS-

Anfgabe von 5000 kg

100 kx und 1Kilometer
Mark Mark Mark Mark Mark Mark

0,04 0,02 0,02 0,03 0,012 0,012

che

)er

cht

Grundsätze für die Frachtberechnung,

t a . Stückgut.

i 1 . Die Fracht wird nach Kilogramm berechnet . Sendungen unter 20 werden
i für 20 LZ , das darüber hinausgehende Gewicht mit 10 KZ steigend so gerechnet,

f daß je angefangene 10 üZ für voll gelten,
l Die Fracht wird auf volle 0,10 Mark aufgerundet.
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2 . Die Mindestfracht beträgt 0,50 Mark für jede Frachtfendnng.
3 . Die nachstehend unter Ausnahme -Tarif 1 bis 2 nicht aufgeführten Güter

werden nach dem gewöhnlichen Tarifsatz berechnet.
4 . Der Ansnahme -Tarif 1 kämmt in Anwendung in der Richtung Swakvp-

mund — Inneres und umgekehrt bei Aufgabe van Kahlen , Banhvlz , Wellblech,
Cement , landwirtschaftlichen Gerathen , Gerathen und Materialien für Wege - , Wasser-
nnd Dnmmbauten , Walz - und Stabeisen , Maschinen jeder Art , zur Aussaat be¬
stimmten Saatfrüchten , lebenden Bäumen und Sträuchern , Zuchtvieh aller Art , auch
Znchtgeflügel.

5 . Der Ausnahme -Tarif 2 nur für Güter der Richtung Inneres — Swakop-
mnnd kommt für Landesprodnkte im Allgemeinen , wie Erzeugnisse des Feld - und
Gartenbaues und der Viehwirthschaft in Anwendung.

6 . Werden Güter des Ausnahme -Tarifes mit solchen der gewöhnlichen Stückgut-
klasse in getrennter Verpackung mit einem Frachtbrief aufgegeben , so wird die Fracht
nach den Sätzen der gewöhnlichen Stückgutklasfe berechnet , sofern nicht bei getrennter
Aufgabe des Gewichtes die Einzelberechnung sich billiger stellt.

7 . Werden Güter des Ausnahmetarifes mit solchen der gewöhnlichen Stückgut¬
klasse zu einem Frachtstück vereinigt , so wird die Fracht für das ganze Gewicht zu
den Sätzen der gewöhnlichen Stückgutklasfe berechnet.

b . Wagenladung.

8 . Zu den Sätzen der Wagenladungsklasfen werden diejenigen Güter befördert,
welche der Absender mit einem Frachtbrief für einen Wagen als Wagenladung
aufgiebt.

9 . Die Güter werden eingetheilt in drei Klassen:
Güter der gewöhnlichen Wagenladungsklasse,
Güter des Spezialtarifes I,
Güter des Spezialtarifes II.

Zu den Gütern der gewöhnlichen Wagenladnngsklasfe zählen die Güter der ge¬
wöhnlichen Stückgutklasfe , zu den Gütern des Spezialtarifes I die Güter des Aus¬
nahmetarifes 1 und zu den Gütern des Spezialtarifes II die Güter des Aus¬
nahmetarifes 2.

10 . Der Frachtberechnnng nach den Sätzen der Wagenladungsklasfen wird ein
Gewicht von mindestens 6000 KZ zu Grunde gelegt . Es können also die Wagen-
ladungsfätze nur bei Aufgabe von ganzen Wagenladungen im Gewicht von 5000 KZ
oder bei Bezahlung dieses Gewichtes Anwendung finden.

Ergiebt jedoch die Berechnung bei Zugrundelegung des wirklichen Gewichtes und
des entsprechenden Stückgutfatzes eine billigere Fracht , so ist diese Berechnungsweise
in Anwendung zu bringen.

Beispiel : Es kommen in Swakopmnnd zur Beförderung nach Jakalswater
3500 Bauholz zur Aufgabe . Bauholz tarifirt nach Ausnahmetarif 1
bezw . Spezial -Tarif I , und betragen die Frachtsätze für 100 Kilometer
2,00 Mark bezw . 1,20 Mark pro 100 LZ.

tStück - Bei Zugrundelegung des wirklichen Gewichtes und Anwendung
^ aut5 ' ^ Ausnahmetarifes 1 würde die Fracht

^ ^ 3500 X 2,0 — 70,00 Mark betragen.
(M Bei Anwendung der Wagenladungsklasfe (Spezialtarif I ) , also
s < , Z bei Zahlung eines Gewichtes von 5000 beträgt die Fracht nur

^ 5000 X 1,20 - - 60,00 Mark.
Es wäre also im vorliegenden Falle die Sendung als Wagenladung nach den

Sätzen des Spezialtarifes I zu berechnen.
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11 . Im Falle der Zusammenladung ungleich tarifirter Güter wird die Fracht
für die ganze Sendung auf . Grund des höchsten für einen Theil der Sendung
geltenden Tarifsatzes ermittelt , sofern nicht bei getrennter Gewichtsangabe die Einzel-
berechnung sich billiger stellt.

e . Nebengebühren.
1 . Für Auf - und Abladen der Stückgüter für 100 üZ 0,05 Mark.
Das Be - und Entladen der Wagenladungen hat der Absender bezw . der

Empfänger zu besorgen.
2 . Wagegeld.

1 . für Stückgüter für 100 KZ 0,05 Mark . Diese Gebühr wird erhoben:
a ) für die Ermittelung des Gewichtes von Frachtstückgut , wenn der Fracht¬

brief eine Gewichtsangabe nicht enthält , oder das angegebene Gewicht
unrichtig ist,

d ) wenn der Absender nach erfolgter bahnseitiger Verwiegung die Wieder¬
holung derselben beantragt hat , und eine sich dabei etwa ergebende
Differenz nicht mehr als 2 pCt . beträgt;

0 ) wenn der Empfänger die Verwiegung beantragr hat und die Nach-
wiegung kein von der Eisenbahn zu vertretendes Mindestgewicht er¬
geben hat;

2 . für Wagenladungsgüter:
n ) für Verwiegung einzelner Frachtstücke für 100 LZ 0,05 Mark;
d ) für Verwiegung mittelst der Güterwage für jeden Wagen 2,00 Mark.

Abfertigungsvorschriften.
Abschluß des Frachtvertrages.

1. Die Annahme erfolgt erst nach vollständiger Auflieferung — bei Wagen¬
ladungsgütern nach vollständiger Verladung — der zu einem in äuxlo auszufertigenden
Frachtbrief gehörigen Güter und nach Prüfung ' der Annahmefähigkeit bezw . nach Be¬
seitigung diesbezüglicher Anstände . Znm Zeichen der Annahme ist der Tagesstempel
der Abfertigungsstelle auf den Frachtbrief und das Duplikat aufzudrücken . Der
Duplikatfrachtbrief wird von der Empfangsstation mit dem dazugehörigen Gute dem
Empfänger ausgehändigt . Der guittirte Unikatfrachtbrief bleibt als Belag bei der
Empfangsstation.

2 . Bei nachträglicher Zurückgabe eines unrichtigen Frachtbriefes an den Auf¬
lieferer und Aussteller eines neuen Frachtbriefes sind der alte Frachtbrief und das
Duplikat zu vernichten oder der Abfertignngsstempel mit Tinte zu durchstreichen.

3 . Soweit die Natur des Frachtgutes zum Schutze gegen Verlust oder Be¬
schädigung auf dem Transporte eine Verpackung nöthig macht , liegt die gehörige
Besorgung derselben dem Absender ob. Ist der Absender dieser Verpflichtung nicht
nachgekommen, so ist die Eisenbahn , falls sie nicht die Annahme des Gutes verweigert,
berechtigt, zu verlangen , daß der Absender auf dem Frachtbriefe und dem Duplikate
das Fehlen oder die Mängel der Verpackung unter spezieller Bezeichnung anerkennt.

4 . Die Fracht ist bei der Aufgabe zu zahlen.

Verfügungsrecht.
5 . Der Absender allein hat das Recht , die Verfügung zu treffen , daß das Gut

auf der Versandtstation zurückgegeben , unterwegs angehalten oder an einen anderen
als den im Frachtbriefe bezeichneten Empfänger am Bestimmungsorte oder auf einer
Zwischenstatiou abgeliefert werde.

Derartige Verfügungen können nur dann berücksichtigt werden , wenn sie der
Empfangsstation durch die Versandtstation zugehen.
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Ablieferung des Gutes.

6 . Die Eisenbahn ist verpflichtet , am Bestimmungsorte dem bezeichneten Empfänger
gegen Bezahlung der im Frachtbriefe ersichtlich gemachten Beträge (Wäge - , Lade - und
Lagergeld ) und gegen Bescheinigung des Empfanges auf dem Frachtbriefe das Gut
auszuhändigen.

7 . Die Eiseubahu kauu , wo sie es als angemessen erachtet , Rollfuhrunternehmer
bestellen , welchen die ankommenden Güter zur Aushändigung , bezw . Weiterbeförderung
an den Empfänger übergeben werden.

8 . Diejenigen Empfänger , welche ihre Güter selbst abholen oder sich anderer
als der von der Eisenbahn bestellten Fuhrunternehmer bedienen wollen , haben dies
der Güterabfertignngsstelle rechtzeitig schriftlich anzuzeigen.

Haftung.

9 . Die Haftpflicht ergiebt sich aus den diesbezüglichen Bestimmungen des Handels¬
gesetzbuches bezw . der Verkehrsordnung für die Eisenbahnen Deutschlands.

Betreffs der Tarife und Abfertigungsvorschriften für Beförderung lebende»
Viehes sowie wegen der Lieferfristen für die Beförderung von Gütern jeder Art
bleibt Bestimmung vorbehalten.

Der Kaiserliche Gouverneur,
gez. Leutwein.

74 . Verordnung des Gouverneurs von ^ amoa , betreffend Straf¬
vollstreckung.

Vom 7 . Mai 1900.

Auf Gruud des Z 2 der Verfügung des Reichskanzlers vom 17 . Februar 1900,
betreffend die Ausübung konsularischer Befugnisse und den Erlaß polizeilicher und
sonstiger die Verwaltung betreffenden Vorschriften in Samoa , wird hierdurch verordnet,
was folgt:

H 1 . Die Strafvollstreckung gegen Nichteingeborene und gegen solche Ein¬
geborene , die der Gerichtsbarkeit des Kaiserlichen Richters bezw . Gerichtes erster
Instanz besonders unterstellt find , liegt dem Kaiserlichen Richter erster Instanz ob.

Z 2 . Die „ LsZulationL kor tllo Oaol " vom 19 . September 1899,
veröffentlicht in der „ 8a .rnoa , Oovornnasnk OaLstcks " Vol . II , Nr . 7 , bleiben in
Kraft , soweit sie mit den Grundsätzen der heimischen Strafvollstreckung nicht ini
Widerspruch stehen.

3 . Der Kaiserliche Richter erster Instanz führt die Dienstaufsicht über das
Gefängnißweseu des Schutzgebietes und hat mit Genehmigung des Gouverneurs die
zur Ausführung , bezw . Abänderung der in F 3 erwähnten „ R-oZnIackions kor tks

Oaol " erforderlichen Bestimmungen zu treffen.
F 4 . Der Kaiserliche Richter erster Instanz führt die Dienstaufsicht über die

Stadtpolizei in Apia und ist befugt , mit Genehmigung des Gouverneurs , die für die
Organisation und Disziplin der Stadtpolizei erforderlichen Maßnahmen zu treffe».

Alle Beschlüsse und Verfügungen des ehemaligen Munizipalraths von Apia,
betreffend die Verwaltung der Polizei , sind hiermit aufgehoben.

Apia , den 7. Mai 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez . Solf.
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k 75. Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch - Ostafrika,
I betreffend den Gouvernements -Segelkutter.
» Vom 9 . Mai 1900.

k Ueber die Benutzung des Gouvernemeuts -Segelkutters seitens der Angehörigen
M des Gouvernements und der Kaiserlichen Schutztruppe bestimme ich Folgendes:
» 1. Die beabsichtigte Benutzung ist vorher bei der Flottille anzumelden und von
k dem von dort zurückgegebenen Bescheid abhängig ; das Boot darf unter keinen
( Umständen ohne Weiteres gebraucht werden.

2 . Während der Dauer der Benutzung ist jeder betr . Herr für eine sachgemäße
: Behandlung und Reinhaltung des Bootes (auch innen , Kajüte rc.) verantwortlich

und für eventuelle Beschädiguug derselben und die daraus erwachsenden Kosten
, haftbar.

3 . Die für die Benutzung erforderlichen Bedienungsmannschaften hat der Segler
^selbst zu stellen.

Dar - es - Saläm , den 9 . Mai 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez . v . Liebert.

76. Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch -Ostafrika , betreffend
Erhaltung der Wege.

: Vom 12 . Mai 1900.

. Durch das Gouvernement wie die örtlichen Verwaltungsbehörden ist aus fis-
' kalischen und Gemeindemitteln in den letzten Jahren unter Aufwendung bedeutender
/Summen ein ausgedehntes Straßennetz geschaffen worden . Die Unterhaltung und
^der weitere Ausbau der Straßen namentlich im Anschluß an die Eisenbahnen werden
jährlich erhebliche Auswendungen erfordern . Diese Arbeiten nehmen einschließlich der
(Sicherung der Straßen einen großen Theil der Arbeitskraft der Offiziere , Unter¬
offiziere und Soldaten der Schutztruppe wie der Beamten in Anspruch . Es erscheint
daher nicht mehr wie billig , daß derjenige Theil der Bevölkerung , dem in erster
Linie diese Arbeiten zum Vortheil gereichen , den : aber bis jetzt keinerlei Gegenleistung
Auferlegt worden ist — die Handeltreibenden und die Träger — einen Theil der
Unterhaltungskosten aufbringt.

Ob es sich empfiehlt , den als Träger znr Küste kommenden Wasekuma und
' Waniamwesi , die als Arbeiter an der Küste und auf den Pflanzungen gesucht sind,

die Gewerbeabgaben zu erlassen und ihnen dafür etwa die Verpflichtung aufzuerlegen,
während der Wartezeit an der Küste , wo sie jetzt zum großen Theil arbeitslos

(herumlungern , Arbeit gegen volle Bezahlung auf den Pflanzungen zu verrichten,
läßt sich vorläufig noch nicht mit Sicherheit sagen . Die Ansichten gehen darüber
auseinander.

( Die nachfolgende Verordnung bezweckt:
1. Eine möglichste Einschränkung der Lastenbeförderung durch Träger.

. 2 . Den Pflanzungen die nöthigen Arbeiter zu sicherm
i 3 . Das zum Vagabundenthum ausartende Trägerunweseu einzudämmen und die
Äugend der eingeborenen Bevölkerung dem Landbau wieder zuzuführen.

Ich habe den nachfolgenden Entwurf zu einer am 1. April 1901 zu erlassenden
Verordnung , betreffend die Erhebung einer Wegeabgabe ausarbeiten lassen und über¬
gebe den Entwurf hiermit der Öffentlichkeit mit dem Ersuchen an die Dienststellen

^ und das Publikum , über etwaige Bedenken oder Abänderungsvorschläge bis zum
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31. Dezember 1900 mir zu berichten, »der sie zum Gegenstand einer
Besprechung zu machen.

Entwurf
zu einer Verordnung , betreffend die Erhebung einer Wegeabgabe.

Auf Grund des K 2 der Verfügung des Reichskanzlers vom 1. Januar 1901
in Verbindung mit den KF5 und 11 des Gesetzes, betreffend die Rechtsverhältnisse
in den deutschen Schutzgebieten(Reichs-Gesetzbl. 1888, S . 75) verordne ich hiermit,
was folgt:

F 1. Von jedem Karawanenträger sowie für jede durch Träger karawanen-
mäßig fortgeschaffte Last wird je 1/2  bis 1 Rupie als Wegeabgabe erhoben. Bei
kleinen Wegstrecken, für welche der ausbedungene Lohn— ausschließlich Poscho—
eine Rupie und weniger beträgt, kommt die Wegeabgabe nur in Höhe von
zusammen8 Pesa zur Erhebung. Abgabenfrei sind die durch Fuhrwerke jeglicher
Art oder durch Thiere beförderten Lasten und die zu den Wagen und Thieren
gehörenden Treiber.
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Im Verkehr innerhalb eines und desselben Bezirkes ist nur die
der in Z 1 angesetzten Abgabe für Träger und Last zu zahlen.

8 4. Die Wegeabgaben fließen in die Staatskasse, aus der wieder 50 pCt. des
Ergebnisses nach Maßgabe der von den einzelnen Bezirken auf den Wegebau nach¬
weislich verwendeten Mittel alljährlich durch Rücküberweisung an alle Gemeinde»
zur Vertheilung kommen.

Z 5. Die Kontrolle des Karawanenverkehrs sowie die Einziehung der Abgabe
wird durch die Bezirksämter und Stationen ausgeübt.

§ 6. Strafbestimmungen rc.
§ 7. Inkrafttreten der Verordnung.
Dar -es -SalLm , den 12. Mai 1900.

Der Kaiserliche Gouverneur,
gez. v. Liebert.

?8 .

77. Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betreffend
das Trägerwesen.

Vom 12. Mai 1900.

In Verfolg des Runderlasses vom 14. Dezember 1899, I . Nr. 98051»,
stelle ich zur Erhöhung der Steuereinnahmen und zur Neugestaltung des Trägerwesens
Nachstehendes zur Erwägung:

Bisher wurden alle Lasten, fiskalische sowohl wie private, durch angeworbene
Träger ohne Ablösung von dem Abgangs- bis zum Bestimmungsorte befördert, so
daß bei einem Transporte, abgesehen von dem Ersatz für Ausreißer, nur eine der
Anzahl der Lasten entsprechende Trägeranzahl einmaligen Lohn empfing. Um den
meist nur wenig bemittelten Eingeborenen Gelegenheit zu geben, die zur Erfüllung
der ihnen auferlegten Steuerleistungen erforderlichen Baarmittel zu erwerben, wird
es sich empfehlen, von dem jetzt geübten Verfahren abzugehen und in der Hauptsache
Steuerarbeiter au Stelle der Berufsträger zu verwenden. Dies durchzuführen, wird
um so weniger mit Schwierigkeiten verknüpft sein, wenn die Leute nicht weit über die
Grenzen ihres Bezirks hinaus, nur von Station zu Station geführt werden. Die
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Herproviantirung der Träger ist dann einfacher zn bewirken , Räubereien an der
Karawanenstraße werdeir so gut wie ausgeschlossen sein , da die Leute innerhalb des
Machtbereichs der eigenen Station bleiben.

Die Lastenbefördernng , die nach Möglichkeit außerhalb der Bestell - und Erntezeit
Erfolgen soll , würde sich folgendermaßen zu gestalten haben:

Das Hauptmagazin hat beispielsweise zusammen 48 Lasten an die Stationen
>Mi Dar - es - SalLm bis Ujiji zu befördern . Sobald die Zahl der Lasten feststeht,
wird den Stationen durch hesonderen Boten das Lastenverhältniß und der Tag des
Abgangs der Karawane von Dar - es - SalLm mitgetheilt , das Bezirksamt überweist
dem Hauptmagazin die erforderlichen Träger , die Führer werden nach wie vor vom
Hauptmagazin gestellt . Das Hauptmagazin übergiebt die Lasten nebst einem nach

ibeiliegendem Muster (siehe Blatt 19 „ Amtl . Anz . " ) auszustellenden Karawanenschein
dem Führer . Die Träger erhalten vom Hauptmagazin eine Lohnanzahlung und
haben die Lasten bis Kilossa zu schassen . Die Station Kilossa trennt den Abschnitt

^„Bezirk Dar - es - SalLm " vom Karawanenschein ab , qnittirt auf demselben über den
(Empfang der Lasten und sendet ihn mit den Trägern zurück an das Hauptmagazin,
letzteres lohnt die Leute ab , behält die fälligen Steuern ein und liefert diese an das
sBezirksamt ab . Ueber die Steuerleistung ist Quittung zu ertheilen , Formulare hat
în Dar - es - SalLm das Bezirksamt dem Hauptmagazin zu liefern.

In gleicher Weise ist die Weiterbeförderung der Lasten von Station zu Station
zu bewirken.

Ich ersuche , zu diesen Borschlägen Stellung zu nehmen und sich gleichzeitig
darüber zu äußern , ob und in welcher Höhe zweckmüßigerweise für die Strecken
von Station zu Station besondere Trägerlöhne festzusetzen sind.

Die Berichterstattung ist so zu beschleunigen , daß zum 1 . Oktober d . Js . alle
Berichte hier vorliegen.

Dar - es - SalLm , den 12 . Mai 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez . v . Liebert.

?8. Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch - Gstafrika,
betreffend die paßverhältniffe in Uganda.

Von : 15 . Mai 1900.

Nach einer in der letzten Nummer der „ Oküsial ok tlls Lnst -^ ckriLn
saä EZuiiäa , krotseborntSs " veröffentlichten Verordnung muß jeder Eingeborene des
britisch- ostafrikanischen Protektorats , welcher die Landgrenze der deutschen Kolonie
überschreitet nnd sich weder im Dienst der Regierung befindet , noch zu den einge¬
tragenen Trägern einer ordnungsmäßig registrirten Karawane gehört , einen Paß
besitzen. Dieser Paß muß , wenn die Grenze von dem Vanga - Bezirk aus überschritten
werden soll , von dem „ Subcommissioner " in Mombassa ( oder von dem zu diesem
Zweck delegirten Beamten ) dem Vorsteher des Vanga - Bezirkes , dem Walt , dem Zoll-
lmsteher in Vanga , oder von dem Vorsteher desjenigen Bezirks , in welchem der
Paßinhaber geboren ist oder seinen Wohnsitz hat , oder endlich auch von dem

'stellvertretenden Vorsteher dieses Bezirks ausgestellt sein . Soll die Grenze vom
Massailand oder von dem Teita - oder Taveta - Bezirk aus überschritten werden , so
erfolgt die Ausstellung durch den „ Subcommissioner " Mombassa oder durch den
Subcommissioner der Ukamba - Provinz (beziehungsweise den von ihnen delegirten
Beamten ) , durch den europäischen Beamten in Ndi oder in Taveta , durch den Vor¬
steher desjenigen Bezirks , in welchem der Paßinhaber geboren ist oder seinen Wohnsitz
M , oder durch den Vertreter des Bezirksvorstehers . Für die Ausstellung eines

Die deutsche Koloniat -Gesehgebung V (1S00). 6
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Passes in Mombassa wird eine Gebühr van einer Rupie , sür die Ausstellung eines
solchen in Wasin , Vanga , Taveta vder einer Statian Ukambas eine Gebühr von

vier Anna erhaben . Eingebareneu , welche in Vanga , Taveta vder anderen Plätzen
in der unmittelbaren Nähe der Greuze wähnen , kann der Bezirksvorsteher , dessen

Stellvertreter vder der Wali nach freiem Ermessen und auf seiue Verantwortung
gestatten , die Grenze ohne einen Paß zu überschreiten.

Ich bringe die vorstehende Verordnung hiermit zur Kenntniß der Dienststellen,

namentlich der Grenzbezirke.
Dar - es - SalLm , den 15 . Mai 1900.

Der Kaiserliche Gouverneur,
gez . v. Liebert.

79 . Polizeiverordnung des Bezirkshauptmanns von Mndhoek,
betreffend die Ausführung des Aeichsgesetzes

gegen den verbrecherischen und gemeingefährlichen Gebrauch
von Sprengstoffen vom 9- Juni ls88H.

Vom 21 . Mai 1900.

Im Anschluß an die Verordnung des Gouvernements vom 16 . Januar 1899

wird auf Grund des Z 11 des Gesetzes , betreffend die Rechtsverhältnisse der deutsche»

Schutzgebiete vom 15 . März 1888 ( Reichs -Gesetzbl . S . 75 ) und der Verordnung vorn

29 . Juni 1895 , betreffend die Ergänzung der Dienstanweisung vom 27 . August 1899

Folgendes verordnet:
§ 1 . Die Lagerung van Sprengstoffen hat unter polizeilicher Aufsicht in de»

amtlichen Magazinen zu erfolgen.
Es ist verboten , Sprengstoffe außer zum Zwecke des Transportes oder der

vorläufigen Aufbewahrung (tz 7) in Privatgewahrsam zu halten.
Z 2 . Beim Transport dürfen Sprengmunition und Zünder nicht in demselben

Packgefäße verpackt sein.
§ 3 . Beim Transport größerer Mengen von Sprengstoffen müssen Spreiig-

munition und Zünder auf verschiedenen Wagen untergebracht sein.
K 4 . Die Sprengkapseln sind so zu verpacken , daß ihre Entzündung (durch

Stoß oder Fall oder Rütteln des Wagens ) ausgeschlossen ist.
Z 5 . Nach dem Eintreffen des Transportes am Bestimmungsorte ist der

Polizeibehörde behufs Veranlassung der amtlichen Unterbringung unverzüglich Anzeige
zu erstatten . - I

K 6 . Wer von seinen Sprengstoffen aus dem amtlichen Magazin entnehme^
will , hat unter Angabe der Zeit und Art der Verwendung die Ausgabe der ent¬

sprechenden Menge bei der Polizeibehörde nachzusuchen.
Insoweit die bezeichnete Verwendung nicht ausgeführt wird , sind die Spreng¬

stoffe , mangels weiterer polizeilicher Genehmigung , in das Magazin zurückzuliefer».

s; 7 . Als vorläufig gilt die Aufbewahrung von der Vollendung des Transportes
bis zur amtlichen Unterbringung und von der Entnahme aus dem Magazin bis z»i

Verwendung oder Rücklieferung unter der Voraussetzung , daß die Vorschriften der

KK 5 und 6 befolgt sind.
tz 8 . Die Aufbewahrung 1 Abs . 2 , K 7) hat getrennt von anderen , besonders

von brennbaren Gegenständen und derart stattzufinden , daß ein unbefugter Zutntt

ausgeschlossen ist.
K 9 . Es ist verboten , Sprengkapseln oder mit Knallquecksilber geladene Zünd»

mit Sprengmnnition zusammen aufzubewahren.
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. 10 . Zuwiderhandlungen werden nach dem Gesetze rwm 9. Juni 1884 bestraft,
>des Gefängnißstrafe von 3 Monaten bis zu 2 Jahren und Einziehung der Spreng¬

stoffe androht.
Z 11 . Diese Verordnung gilt in ihrem ganzen Umfange für den Bezirk

' Wmdhoek und tritt mit dem 1. Juni 1900 in Kraft.
s § 12 . Die Ausführungsbestimmungen zu' der Bekanntmachung, betreffend Ein¬

führung des Reichsgesetzes gegen den verbrecherischen und gemeingefährlichen Gebrauch
Mi Sprengstoffen vorn 9 . Juni 1884 , welche unterm 13 . Februar 1899 in Nr . 10
'des „Windhoeker Anzeiger " veröffentlicht sind, werden hiermit aufgehoben.

Windhoek , den 21 . Mai 1900.
f Der Kaiserliche Bezirkshauptmann.
- gez. Duft.

f80. Runderlah des Gouverneurs von Deutsch -Ostafrika , betreffend
s Besuch der Lrholungsstationen.

Von: 22 . Mai 1900.
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Der Z 11 der Verpflegungsvorschriften erhält auf Grund der Erlasse des Aus-
chvärtigen Amtes vorn 2 . Dezember 1899 , Nr . 879 , und vorn 17 . April d. Js ., Nr . 327,
folgenden Zusatz:

Den Beamten u nd Militärpersonen kann auf Grund eines ärztlichen Attestes
' der Besuch der Heil- und Erhvlungsstationen der Kolonie mit Genehmigung des
sGouvernementsgestattet werden.
s Für die zum Besuche dieser Stationen nöthigen Seereisen werden entsprechend
'dem§ 10 der Verpflegungsvorschriften neben freier Passage nur die nachweislich
fentstandenen Verpflegungskosten bis zur Höhe der für Dienstreisen im § 15 fest¬
gesetzten Tagegelder erstattet.

Für die Landreise und den Aufenthalt auf den Heil- und Erholungsstationen
>'werden neben der reglementsmüßigen Trägeranzahl für die Hin- und Rückreise die
^Tagegelder nach § 17 des Reglements gewährt, desgleichen wird die für Unterkunft
auf der Station zu zahlende Miethe vergütet.

' Als Heil - bezw. Erholungsstationen im Sinne der Verpflegungsvorschriften find
Zunächst anzusehen die Orte:

Amboni als Heilstation,
^ Amani und Ulenge als Erholuugsstationen.

Dar - es - Salnm , den 22 . Mai 1900.
^ Der Kaiserliche Gouverneur.
^ gez. v. Liebert.

uders

81. Gesetz, betreffend Postdampfschiffsverbindungen mit Afrika.
^ Born 25 . Mai 1900 . (Kol. Bl . 1900 , S . 455 .)

Wir Wilhelm , von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser , König von
' Preußen rc.
verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgten Zustimmung des Bundesraths und
' Reichstages, was folgt:

8 1. Der Reichskanzler wird ermächtigt, nach Ablauf des gegenwärtigen, auf
fGrund des Gesetzes, betreffend eine Postdampsschiffsverbindung mit Ostafrika, vom

Februar 1890 (Reichs-Gesetzbl. S . 19 ) abgeschlossenenVertrages die Einrichtung
und Unterhaltung einer Vierzehntägigen Postdampfschiffsverbindung mit Ostafrika
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und einer vierwöchentlichen Postdampfschiffsverbinduug mit Südafrika auf eine Dauer -
bis zu fünfzehn Jahren an einen geeigneten deutschen Unternehmer zu übertragen 4
und in dem hierüber abzuschließenden Vertrag eine Beihülfe bis zum Höchstbetrage!
voir jährlich Einer Million dreihundertundfünfzigtausend Mark aus Reichsmitteln zuU
bewilligen.

§ 2. Diese Verbindungen können durch eine abwechselnd von Osten und vo»Z
Westen um Afrika fahrende Hauptlinie und eine durch den Suez -Kanal nach und V011Z
Ostafrika fahrende Zwischenlinie hergestellt werden . s!

Die Fahrgeschwindigkeit muß für neu zu erbauende Schiffe im Durchschnitts
mindestens betragen:

83
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1.

8 ?>-

auf der Hauptlinie t
a.) in der westlichen Fahrt sowie auf der Strecke zwischen Neapel rM

Dar -es-Saläm in der östlichen Fahrt 12  Knoten , l
b ) auf den übrigen Strecker: der östlichen Fahrt KU /2  Knoten , k
auf der Zwischenlinie 10  Knoten . z

Der Unternehmer ist zu verpflichten, auf Verlangen des Reichskanzlers
innerhalb der Vertragsdauer auf der Hauptlinie für neu zu erbauende Schiffe einet!
Erhöhung der vertragsmäßigen Fahrgeschwindigkeit eintreten zu lassen, soweit aû -
einer ausländischen Konkurrenz -Postlinie eine Steigerung der vertragsmäßigen Fahr-,
geschwindigkeit erfolgt . j

Diese Erhöhung der Fahrgeschwindigkeit hat ohne besondere Gegenleistung desA
Reichs zu erfolgeu , soweit der Unternehmer der ausländischen Postlinie die für seine!
Dampfer vorgeschriebene Fahrgeschwindigkeit ohne Erhöhung ^ der vertragsmäßigen!!
Gegenleistung steigert . !

8 4 . Im klebrigen finden die Vorschriften des Gesetzes vorn 1. Februar 189l>!j
auch auf die nach dem gegenwärtigen Gesetz einzurichtenden Postdampfschiffs-
verbindungen Anwendung.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktein
Kaiserlichen Jnsiegel.

Gegeben Wiesbaden , den 25 . Mai 1900.
Wilhelm.

Fürst zu Hohenlohe.

82 . Verordnung des Gouverneurs von Deutsch-^ üdwestafrika über
das Einführen und Halten von Kaninchen.

Eir
vor
in

we

Vom 25. Mai 1900.

Aus Grund der Dienstanweisung , betreffend die Ausübung der Gerichtsbarkeit!
in dem südwestafrikanischen Schutzgebiet vom 27 . August 1890 wird Folgendes!
verordnet : ^

Z1 . Es ist verboten , in das südwestafrikanische Schutzgebiet Kaninchen oder
Abarten von Kaninchen (Lapins ) einzuführen oder diese Thiere im Schutzgebiete z>u
Zucht - oder anderen Zwecken zu halten.

8 2. Zuwiderhandlungen werden mit Geldstrafe bis zu 1000  Mark oder
Gefängniß bis zu 3 Monaten bestraft.

Die betreffenden Thiere unterliegen der Einziehung.
8 3 . Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1900 in Kraft.

tindhoek,  den 25 . Mai 1900.

!fun
,Be,M

Bei

1
ent

Der Kaiserliche Gouverneur,
gez. Leutweiu.



Verordnung des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. Entvölkerungder Karamanenstraßen. 85

lige»

89ö
!G-!

ktem^

.ber

rkeii
ndes

oder
e zu

83. Verordnung des Gouverneurs von Deutsch-Gstafrika, betreffend
Entvölkerung der Rarawanenstraßen.

Vom 2. Juni 1900.

Die Verordnung dorn 14 . Dezember 1899 9 wird aufgehoben.

84. Verordnung des Gouvernements von Togo , betreffend die
Gebührenfreiheit der Auswanderung von Eingeborenen des

Togo -Gebietes nach Ramerun.
Vom 2. Juni 1900 . (Kol. Bl . 1900 , S . 536 .)

8 1. Die nach § 3 Abs. 2 der Verordnung , betreffend die Auswanderung
Eingeborener des Togo -Gebiets vom 15 . November v. Js . zu entrichtende Gebühr
von Mk. 10 Pro Kopf kommt bei der Auswanderung nach Kamerun bis auf Weiteres

! in Wegfall.
§ 2. Diese Verordnung tritt mit dem heutigen Tage in Kraft.
Lome , den 2. Juni 1900.

Der stellvertr. Kaiserliche Gouverneur,
gez. Heim.

85. Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Gstafrika
wegen Abänderung der Verordnung, betreffend den Rautschukbandel

vom 6̂. Juni 189?.
Vom 5. Juni 1900.

Artikel I.
Z 4 der Verordnung vom 16 . Juni 1897 (Kolonial -Gesetzgebung Band II,

fS. 351 ) wird hierdurch aufgehoben.
Artikel II.

An seine Stelle ist zu setzen:
Z 4. Verfälschter Kautschuk, Wurzelkautschuk und Kochkautschuk sind, wo sie ge-

Ifuiiden werden, von den amtlichen Behörden zu konfisziren, den Bezirksämtern,
^Bezirksnebenämtern oder Binnenstationen zu überweisen und von diesen für den
. Fiskus zu verkaufen an solche Firmen, die dafür bürgen, daß sie den Kautschuk als

zweite Qualität in den Handel bringen. Ueber den Erwerb ist dem betreffenden
Käufer eine Bescheinigung auszustellen.

Kautschuk, der nicht aufgeschnitten in den Handel kommt, kann auf Kosten des
Besitzers durch die Behörden aufgeschnitten werden.

Dar - es - SalLm , den 5 . Juni 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. v. Liebert.

86. Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Gstafrika, betreffend
Gewinnung von Palmwein.

Vom 6. Juni 1900.

Unter Aufhebung der in dem Runderlaß vom 19 . Oktober 1895 , Nr . 6282,
enthaltenen Freigabe der Gewinnung von Palmwein und im Anschluß an die im

Vcrgl. Teutsche Kolonial -GesetzgebungIV . Nr. 133, S . 149.



86 Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . Gewinnung von Palmwein.

Amtsblatt vom 16 . März d. Js ., I . Nr . 1550 1, angeordnete Befreiung dieses Be¬
triebes von der Gewerbesteuer , lasse ich den Bezirks - rc. Aemtern nachstehend eine
Verordnung vom heutigen Tage zugehen , die die Besteuerung der Palmweingewinnmig
für die ganze Kolonie allgemein regelt , damit die Bevölkerung nicht unter ver¬
schiedener Besteuerung in den verschiedenen Bezirken steht . Die Bestimmungen haben
selbstredend fast nur für die Küsteubezirke ein Interesse . Von den Binnenstationen
(z . B . Tabora , Ujiji , Bukoba ) werde ich Vorschläge betreffend Besteuerung des aus
Pombe rc. bereiteten Branntweins mit Interesse entgegensehen . Von der An¬
wendung der Verordnung auf andere Getränke ist mir Bericht zu erstatten.

Verordnung
über die Besteuerung der Palmweinbereitung für die Küsteubezirke.

K 1 . Inhaber (Besitzer , Pächter , Verwalter ) von Kokospalmen , welche selbst oder
durch Andere aus ihren Palmen Palmwein ( „Tembo " ) gewinnen wollen , haben all¬
jährlich bis zum 1 . März dem Bezirks - rc. Amt diejenigen Palmen zu bezeichnen,
aus denen Palmwein gewonnen werden soll.

Z 2 . Die in einem Jahre angezapften Palmen müssen im folgenden Jahre
ruhen.

Z 3 . Das Bezirks - rc. Amt kann die zur Tembogewinnung angemeldeten Palmen
mit einem deutlich erkennbaren Merkzeichen versehen oder anordnen , daß dieses durch
den Nutznießer angebracht wird.

§ 4 . Von jeder zur Palmweingewinnung angemeldeten Palme wird eine iin
voraus zu entrichtende Abgabe von 1 Rupie für das Steuerjahr erhoben.

F 5 . Der Inhaber erhält auf Autrag einen oder mehrere auf den Namen be¬
stimmter Personen lautende , auf 1 Steuerjahr gültige Zapferlaubnißscheine , die je
1/2  Rupie kosten.

§ 6 . Ohne Mitführung eines Zapferlaubnißscheines ist die Gewinnung do»
Tembo untersagt.

Z 7. Die Erlaubniß zum Ausschank bezw . Wiederverkauf von Tembo wird
gegen einen auf den Namen einer Person ausgestellten Erlaubnißfchein verkauft , für
den eine vom Bezirks - rc. Amt den örtlichen Verhältnissen entsprechende Gebühr
Monat zu entrichten ist.

Der Tembo - rc. Ausschank ist von der Gewerbesteuer befreit.
F 8 . Palmen - Inhaber welche aus zur Steuer nicht angemeldeten Palmen

Tembo gewinnen oder die Gewinnung gestatten , haben den vierfachen Betrag der
hinterzogenen Abgaben zu entrichten . Neben dieser Strafe kann gleichzeitig auf G
fängniß oder Ketteuhast bis zu 4 Monaten erkannt werden.

H 9 . Wer unbefugt die an den Palmen angebrachten Merkzeichen entfernt , od
ohne Erlaubniß der Behörde solche an nicht zur Steuer angemeldeten Palmen a
bringt , oder wer Tembo ohne Erlaubniß ausschenkt oder wiederverkauft , wird n
Geldstrafe bis zu 1000 Rupien bestraft , neben der im Wiederholungsfälle auf G
fängniß oder Kettenhaft bis zu 3 Monaten erkannt werden kann.

Z 10 . Personen , welche wegen Tiebstahls oder wegen Uebertretung der §8
und 9 dieser Verordnung bestraft sind , kann die Genehmigung zum Anzapfen , der!
Zapferlaubnißschein oder die Ausschankerlaubniß dauernd oder zeitig entzogen werde».

F 11 . Die auf Grund dieser Verordnung zu erhebenden Abgaben und Gebühre»,
einschließlich der zu verhängenden Geldstrafen , fließen znr Kommunnlkasfe.
alle durch die Hebung entstehenden Kosten zu tragen hat.

F 12 . Die Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündigung im
der Verwaltungsbehörde in Kraft . Der Bezirksnmtmann rc. ist berechtigt,

die
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für einzelne andere Theile seines Bezirks ganz aber mit Fortlassung einzelner Para¬
graphen in Kraft zu setzen.

Da r - es - Salä .m , den 6 . Juni 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez . v. Liebert.

87. Verfügung des Gouverneurs von Deutsch-Gstafrika , betreffend
die Verwaltung der Flottille.

Vom 11 . Juni 1900.

Auf Grund der gesammelten Erfahrungen wird mit Bezug auf die Verfügung
lwm 28 . April 1900 , I . Nr . 1829 I , Amtlicher Anzeiger Nr . 3 , Nachstehendes
bestimmt:

1. Die Zahlstelle bei der Flottille bleibt insoweit bestehen , als die am Ersten
bczw. Letzten jeden Monats fälligen Bezüge der an Land befindlichen Angestellten
auf Grund einer von der Hauptkasse aufgestellten und rechtzeitig der Flottille zu¬
gehenden Nachweisung bei der Hanptkasse gegen Quittung des seemännischen Beiraths
iu einer Summe erhoben werden . Durch denselben oder eine von ihm unter eigener
Verantwortung bestimmte Persönlichkeit sind die Gebührnisse an die einzelnen
Empfangsberechtigten gegen besondere Gehaltsqnittung auszuzahlen.

2 . Nach Erledigung sämmtlicher Zahlungen geht die Gehaltsnachweisung mit
sämmtlichen Quittungen an die Hanptkasse zurück . Die für die rückliegende Zeit
fehlenden oder nicht ausgefertigten Gehaltsqnittungen sind nachträglich einzuholen und
mit der Abrechnung bei der Hauptkasse abzugeben.

3 . Die Ueberweisnng der bisher bei der Flottille besoldeten Angestellten an die
Hauptkasse oder an die einzelnen Schiffe — siehe Nr . 5 — ist zu veranlassen und
dem Gouvernement (Referat 3 ) hiervon Mittheilung zu machen.

4 . Der Rest des Betriebsvorschusses der Flottille ist auf Grund der ab¬
geschlossenen letzten Abrechnung an die Hauptkasse abzuliefern und , da auch die Lohn¬
listen für Kohlen - rc. Arbeiter wie früher bei letzterer zu erheben sind , ein eiserner

j Borschuß von 1000 Mlpien gegen Quittung des Seemännischen Beiraths zurückzu¬
behalten. Die Verwaltung dieses Betriebsvorschusses hat in der früheren Weise
stattzufinden , von der Bildung einer Kassenkommission kann abgesehen werden.

5 . Die größeren Schiffe legen wieder wie früher ihre eigenen monatlichen
Kassenabrechnungen und erheben die zur Bestreitung der laufenden Ausgaben innerhalb
eines Monats erforderlichen Vorschüsse bei der Hanptkasse . Die Zollkrenzer „Kingani"
und „Wann " führen wie früher keine Kasse.

6 . Diese Verfügung tritt sofort in Kraft.
Dar - es - Saläm , den 11 . Juni 1900.

Der Kaiserliche Gouverneur,
gez . v. Liebert.

88 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Gstafrika,
betreffend Wildschütz.

Vom 12 . Juni 1900.

' Zur Durchführung einer allgemeinen Wildpflege und Erhaltung des Wild-
! bestandes ersuche ich um baldgefällige Mittheilung , welche Wildarten im dortigen
ZBezirk vertreten sind und was bisher über die Brunstzeit , beziehungsweise Zeit der

Begattung der einzelnen Arten bekannt geworden ist . Sollten die anwesenden
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Europäer Auskuuft nicht ertheilen können , so würde es sich empfehlen , die Ein¬
geborenen auszuforschen , um etwas Genaueres zu erfahren . Besonderen Werth lege
ich noch auf genauere Angaben der Setzzeit des Wildes , um event , während der¬
selben eine allgemeine Schonzeit des betreffenden Wildes für die gesammte Kolonie
znr Durchführung bringen zu können . Die Angaben ersuche ich , getrennt nach Wild¬
arten , in einem den Dienststellen besonders zugehenden Formular einzutragen.

Um ferner die Einwohner vor den neuerdings häufiger vorkommenden Ueber-

fällen der Raubthiere zu schützen und um gleichzeitig auch das Wild vor den Nach-j
stellungen derselben zu sichern und eine leichtere Vertilgung der allgemein schädliche»
Nanbthiere zu ermöglichen , habe ich die Absicht , auf Gouvernementskosten den Bezirks-
nnd Bezirksnebenämtern w . Löwen - und Leoparden - Eisensallen zur Verfügung z»
stellen , in der Voraussetzung , daß auf den Bezirks - und Bezirksnebenämtern w . sich
eine geeignete Persönlichkeit finden wird , die mit Sachkenntnis die Eisen zu stelle»
weiß und aus Interesse dieselben auch sachgemäß zu behandeln sich verpflichtet . Ich
ersuche daher um gefällige Mittheilung , welche Fallen sich bisher bewährt haben , aus
welcher Fabrik dieselben bezogen waren und wieviel die Bezirks - und Bezirksneben - s
ämter re . zur Verwendung wünschen . Die Prämien für die in Eisen gefangene»
Löwen und Leoparden würden dann event , herabzusetzen sein , da sämmtliche Eise»
auf Gouvernementskosten angekauft werden und diese hohen Ausgaben den betreffenden
Jägern nicht mehr zur Last fallen.

Dar - es - SalLm , den 12 . Juni 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez . v . Liebert.
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89 . Runderlaß der Aolonial -Abtheilung , betreffend die Wohnungs-
kompetenzen des (Livil- und Rlilitärpersonals.

Vom 13 . Juni 1900.

In der Anlage lasse ich Ew . w.
beifolgend eine für das Deutsch - Südwestafrikanische Schutzgebiet erlassene Verfügung
über die Wohnungskompetenzen des europäischen Civil - und Militärpersonals zur
gefl . Kenntnißnahme mit dem ergeb . Ersuchen zugehen , dieselben einer Prüfung
daraufhin zu unterziehen , ob sie sich für den dortigen Amtsbereich zur Annahme
eignet und , sofern dies der Fall ist , ob der Zeitpunkt zur Einführung derselben
bereits gegeben ist.

Auswärtiges Amt . Kvlvnial -Abtheilung.
gez . Hellwig.
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Verfügung

33
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über die Wvhnnngskompetenzen des europäischen Civil - und Militär - !
Personals bei der Verwaltung von Deutsch - Südwestafrika . d

§ mä
S' in

8 1 . Jeder Landesbeamte in Deutsch - Südwestafrika im Sinue der Allerhöchste » ! ich,,,;
Verorduuug vom 9 . August 1896 — Kvl .- Bl . S . 520 , Riebow II , Seite 265 - N
und die deutschen Militärpersonen und Beamten der Kaiserlichen Schutztruppe für ! s die
Deutsch - Südwestafrika haben Anspruch auf freie Wohnung oder in Ermangelung einer - ^
in natnra . zu gewährenden Wohnung auf eine entsprechende Miethsentschädigung.

Die Wvhnnngsansprüche der vertragsmäßig in Dienst genommenen europäische » ! ^
Angehörigen des Gouvernements und der Kaiserlichen Schutztrnppe regeln sich i» ! I die
erster Linie nach den Vertragsbestimmungen . In Ermangelung solcher , und sofern s ii,d
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i„ den Austelltmgsbedingungen oder denen des Dienstvertrages Festsetzungen wegen
dieses Anspruchs nicht getroffen sind , verfügt der Kaiserliche Gouverneur vou Fall zu
Fall , ob und inwieweit auf diese Klasse die nachstehend für das übrige Personal
erlassenen Vorschriften entsprechende Anwendung zu finden haben . Bei einer vor¬
übergehenden Beschäftigung dieses Personals außerhalb seines Stationsortes soll der
Anspruch auf freie Wohnung , wo die lokalen Verhältnisse solches gestatten , verbleiben.
Die gegen Tagelohn beschäftigten Angestellten erhalten weder freie Wohnung noch
Miethsentschädigung.

tz 2 . Der Anspruch auf K 1 hat im Einzelnen folgenden Umfang:
rr) der Gouverneur hat zu seiner Verfügung ein vollkommen eingerichtetes Haus

mit den erforderlichen wirthschastlichen Nebengebäuden . Die Unterhaltung der
Inventarien , speziell des Messegeschirrs , hat aus den Repräsentationsgeldern zu
erfolgen;

b ) der Stabsoffizier , der Oberstabsarzt , die Beamten der Klassen II,i und 11,2
des Tarifs für die Kolonialdienst -Zulagen sowie die ihnen gleichstehenden nicht etats-
mäßigen Beamten und die Hauptleute der Schutztruppe erhalten zwei eingerichtete
Zimmer . Den Beamten der Tarifklassen 11,3 und III, i , den diesen gleichstehenden
nicht etatsmäßigen Beamten , sowie den Distriktschefs können , soweit Zimmer zur Ver¬
fügung stehen , zwei Zimmer eingeräumt werden ; im anderen Falle erfolgt die Zu¬
weisung nach Absatz o;

e ) sämmtliche übrigen Beamten , Offiziere und Deckoffiziere erhalten je ein mö-
blirtes Zimmer . Bei Vertheilung der vorhandenen Räume und bei der Ausstattung
ist der Dienststellung thunlichst Rechnung zu tragen.

Z 3 . Die Annahme einer vom Gouvernement angewiesenen Wohnung kann
nicht verweigert werden . Wenn wegen Mangels an Wohnungen in Dienstgebäuden
oder in dienstlich gemietheten Gebäuden eine Dienstwohnung nicht gewährt werden
kenn, oder wenn auf Antrag aus besonderen Gründen die Benutzung der Dienst¬
wohnung erlassen worden ist , so wird eine Miethsentschädigung gewährt , welche sich,
wie folgt , regelt:

Es erhalten monatlich , nachträglich zahlbar , sofern die thatsächlichen Verhältnisse
nicht andere Sätze bedingen:

a ) die in tz 2 unter b bezeichneten Personen in Windhoek 80 Mk ., in den
übrigen Orten 53 Mk .;

b ) sämmtliche übrigen Offiziere , Aerzte , die Beamten mit einem Auslandsgehalt
von 2100 Mk . bis 4200 Mk . und die ihnen gleichstehenden nicht etatsmäßigen
Boomten in Windhoek 60 Mk ., in den übrigen Orten 40 Mk .;

e) die Deckoffiziere , die Beamten mit einem Auslandsgehalt von 1500 Mk . bis
3300 Mk . und vou 1500 Mk . bis 2700 Mk . sowie die ihnen gleichstehenden nicht
etatsmäßigen Beamten in Windhoek 40 Mk ., in den übrigen Orten 26,50 Mk .;

ä ) die Beamten der Tarisklasfe IV und die ihnen gleichstehenden nicht etats-
moßigen Beamten , im gegebenen Falle auch Unteroffiziere (statt der freien Unterkunft)
m Windhoek 30 Mk ., in den übrigen Orten 26 Mk.

§ 4 . Verheiratete Offiziere und Beamte rc . erhalten gleichfalls freie Wohnung,
»»d zwar die in § 2 unter d aufgeführten

3 Zimmer nebst Küche und nöthigstem Zubehör;
die in § 2 unter o aufgeführten

2 Zimmer nebst Küche und Zubehör,
Die für diese Räume zu gewährende Einrichtung bestimmt sich nach tz 8.
Reichen die vorhandenen Wohnrüume nicht aus , so steht den Verheiratheten nur

die ihrer Dienststellung entsprechende Miethsentschädigung zu . Einstweilen wird
indessen unter dem Vorbehalt des Widerrufs den Verheiratheten eine Erhöhung der
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Entschädigung zugebilligt , welche bis ein Drittel des regelmäßigen Wohnungsgeldes
betragen darf . Eine Erhöhung bis um die Hälfte dieses Wohnnngsgeldes ist aus¬
nahmsweise zulässig , sofern dieses nach der Ueberzeugung des Gouverneurs mit Rück¬
sicht auf die örtlichen Theuerungsverhältnisse unbedingt geboten erscheint . s -

§ 5 . Bei Abkommandiruugen und Expeditionen von voraussichtlich mehr als s
vierzehntägiger Dauer sowie bei voraussichtlich längerer Lazarethbehandlung , kann !
bei Eintritt eines Wohnungsmangels über die Zimmer des abwesenden Inhabers l
seitens des Gouvernements bezw . der mit der Wohnungsvertheilung beauftragten t
Behörde verfügt werden . Das Gouvernement bezw . die betreffende Behörde sorgt s
jedoch in diesem Falle für ordnungsmäßige Aufbewahrung der Privateffekten desZ
Zimmerinhabers . Bei Abwesenheit von verheiratheten Offizieren , Beamten rc. sind! -
etwa zurückbleibenden Familiengliedern die für sie nöthigen Räume zu belassen.

Z 6 . Offiziere , Beamte rc., welche an Stelle der Naturalwohnuugen Mieths - U
entschüdiguug erhalten , haben sich ihre Wohnung selbst zu miethen und zu möbliren. l
Werden denselben Möbel aus den Beständen der Gouvernements überlassen , so sind j
Möbelmiethen nach den Sätzen des § 9 zu entrichten.

tz 7. Bei vorübergehender dienstlicher Abwesenheit von seinem Stationsortc
steht dem Abkommaudirten am Orte seiner Thätigkeit freie Wohnung zu . Sollte die¬
selbe in Dienstgebäudeu nicht vorhanden sein , so ist sie von Gouvernements Wege»
durch die zuständige Behörde zu ermiethen und zu bezahlen . Eine etwa für de»
ständigen Stationsort zugebilligte Miethsentschädigung kommt bei Abwesenheit der
Offiziere , Beamten rc. für diejenige Zeit in Wegfall , für welche eine Aufgabe der
Miethswohnung am Stationsorte thunlich ist.

H 8 . An Einrichtungsgegenständen haben zu beanspruchen für den Fall , das
in amtlichen Beständen genügender Vorrath vorhanden ist oder daß der Etat Mittel ,
bietet , solche zu beschaffen:

Die in Z 2 unter b ausgeführten Offiziere und Beamten:

1 Schreibtisch mit Stuhl,
1 Tisch mit 2 Stühlen,
1 Sopha oder Ruhebett,
1 Spiegel,
1 Hänge - oder Stehlampe,
1 Bett ohne Decken,
1 Waschtisch mit Waschschüssel , Wasser¬

kanne , Eimer , Seifen - und Zahu-
bürstennapf,

Die unter c fallenden Offiziere , A
landsgehalt von 2100 Mk . bis 42(

nicht etatsmc

1 Schreibtisch mit Stuhl , jedoch nur
für den Fall , daß ein solcher dem
Betreffenden nicht schon in einem
Dienstzimmer zur Verfügung steht,

1 Tisch mit 3 Stühlen,
1 Sopha oder Ruhebett,
1 Spiegel,
I Hänge - oder Stehlampe,

1 Spiegel,
2 Stühle.
1 Schrank,
1 Kommode,
1 Nachttisch mit Leuchter und Nachttops,
2 Kleiderrechen,
Gardinen,
Badeeinrichtung.

:zte , die Beamten mit einem Aus-
Mk . und die ihnen gleichstehende»

igen Beamten:

1 Bett und Zubehör wie vorstehend,
1 Waschtisch und Zubehör wie vorstehend,
1 Schrank,
1 Kommode,
1 Nachttisch mit Zubehör wie vorstehend,
1 Kleiderrechen,
Gardinen,
Badeeinrichtung.
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Die Deckoffiziere und die Beamten mit einem Auslandsgehalt von
1500 Mk . bis 3300 Mk . und von 1500 Mk . bis 2700 Mk . sowie die ihnen

gleichstehenden nicht etatmäßigen Beamten:

1 Tisch mit 2 Stühlen,
1 Ruhebett,
1 Spiegel,
1 Stehlampe,
1 Bettt mit Zubehör wie vorstehend,
1 Waschständer mit Waschschüssel , Seifen-

napf und Kamin,

1 Schrank,
1 Kommode
1 Kleiderrechen,
Gardinen,
Badeeinrichtung.

t event . Waschtisch , dafür
/ keine Kommode,

Unteroffiziere als selbständige Stationsälteste und Unterbeamte
(Tarifklasse IV ) :

1 Tisch mit 2 Stühlen,
1 Spiegel,
1 Stehlampe,
1 Bett mit Zubehör wie vorstehend,

1 Waschständer mit Zubehör wie vor¬
stehend,

1 Schrank oder 1 Kommode,
1 Kleiderrechen.

Verheirathete Beamte und Offiziere.

Die in Z 2 d

1 Schreibtisch mit Stuhl,
1 Eßtisch mit 6 Stühlen,
1 Büffet ( kein Prunkstück ) ,
1 Sopha oder Ruhebett,
1 Hänge - oder Stehlampe,
2 Betten mit Zubehör wie vorstehend,
2 Nachttische mit Zubehör wie vorstehend,
1 Kommode,
2 Schränke,
2 Stühle,
1 Spiegel,
1 Waschtisch mit Zubehör wie vorstehend,
2 Stühle,

aufgeführten:
1 Sopha,
1 Bücher - oder sonstiger Schrank,
1 Spiegel,
Gardinen,
1 Küchenschrank,
1 Küchenstnhlleiter,
1 Kochherd,
1 Waschkessel,
1 Spülwanne,
2 Wassereimer,
Badeeinrichtnng,
Für die Mädchenkammer : 1 Feldbett,

1 Stuhl.

Die unter 2 o aufgeführten Offiziere rc. Aerzte , die Beamten mit
einem Auslandsgehalt von 2100 Mk . bis 4200 Mk . und die ihnen gleich¬

stehenden nicht etatmäßigen Beamten:
2 Schränke,i Schreibtisch mit Stuhl , jedoch nur für

den Fall , daß ein solcher dem Be¬
treffenden nicht schon in einem Dienst¬
zimmer zur Verfügung steht,

1 Eßtisch mit 6 Stühlen,
1 Büffet ( kein Prunkstück ) ,
1 Sopha oder Ruhebett,
1 Spiegel,
1 Hänge - oder Stehlampe,
2 Betten mit Zubehör wie vorstehend,
2 Nachttische mit Zubehör wie vorstehend , >
1 Waschtisch mit Zubehör wie vorstehend,
1 Kommode,

2 Stühle,
1 Spiegel,
1 Küchenschrank,
1 Küchenstnhlleiter,
1 Kochherd,
1 Waschkessel,
1 Spülwanne,
2 Wassereimer,
Gardinen,
Badeeinrichtnng,
1 Feldbett und 1 Stnhl für die Mädchen¬

kammer.
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Verheirathete Deckoffiziere :c. und die Beamten mit einem Auslands¬
gehalt von 1500 Mk . bis 3300 Mk . und von 1500 Mk . bis 2700 Mk.

sowie die ihnen gleichstehenden nicht etatsmäßigen Beamten:

1 Eßtisch mit 4 Stühlen,
1 Sopha oder Ruhebett,
1 kleineren Spiegel,
1 Stehlampe,
2 Betten mit Zubehör wie vorstehend,
1 Waschtisch mit Zubehör wie vorstehend,
1 Kommode,
1 Schrank,
2 Stühle,
1 Spiegel,

1 kleineren Tisch,
1 Küchenschrank,
1 Küchenstuhlleiter,
1 Kochherd,
1 Waschkessel, unter Umständen solcher

gemeinschaftlich,
1 Spülwanne,
2 Wassereimer,
Gardinen,
Badeeinrichtung.

Verheirathete Unteroffiziere und Unterbeamte ( Tarifklasse IV ) :

1 Eßtisch mit 2 Stühlen,
1 kleineren Spiegel,
1 Stehlampe,
2 Betten wie vorstehend,
1 Waschständer,
1 Kommode,
1 Schrank,
2 Stühle,

1 Spiegel,
1 Kochherd,
1 Küchenstuhl,
1 Waschkessel, unter Umständen gemein¬

schaftlich,
2 Wassereimer,
Badeeinrichtung.

Z 9. Gestatten die verfügbaren Vorräthe die Ueberlassung weiterer Gegenstände
als die vorstehend aufgeführten an Offiziere und Beamte , so sind für solche Möbel¬
miethen, und zwar am 1. April jeden Jahres für das ganze Etatsjahr im voraus,
an das Gouvernement zu entrichten.

Die jährliche Miethe beträgt:

^ ' ' ' ' ^ ^ des Anschaffungspreises.
- Küchenausrustungsgegenstande 15 > u

Der Anschaffungspreis wird derart berechnet, daß den Ankanfskosten in Deutsch¬
land 1/3  derselben für Verpackung . Transport rc. zugeschlagen wird.

Stücke anderer Art , als vorstehend aufgeführt , dürfen zur Einrichtung von Woh¬
nungen , diejenige des Gouverneurs ausgenommen , nicht beschafft werden.

Z 10 . Stellt sich ein ungewöhnliches Abnutzen oder eine gewaltsame Be¬
schädigung der überlassenen Sachen oder ein Fehlen von solchen heraus , so hat der
betreffende Nutznießer für den Schaden aufzukommen.

Z 11 . Vertreter von Beamten und Offizieren haben Wohnung und Eiu-
richtungsgegenstände nach ihrer Dienststellung im Hauptamt zu beanspruchen.

§ 12 . Vorstehende Verfügung tritt mit dem in Kraft.
Windhoek , den

90 . Rundverfügung der Aollinspektion von Deutsch-Mstafrika,
betreffend Berechnung der Zölle.

Vom 15. Juni 1900.

Zur Erleichterung für die Berechnung der Zölle diene folgende Tabelle:
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Tabelle 1
für Umrechnung von Pesas in Tausendstel Rupien.

AMW« , M« WW» WWWM

Pesas Rupien Pesas Rupien Pesas Rupien Pesas Rupien Pesas Rupien Pesas > Rupien Pesas Rupien Pesas Rupien

1 016 9 141 17 266 25 391 33 516 41 641 49 766 57 891
2 031 10 156 18 281 26 406 34 531 42 656 50 781 58 906
3 047 11 172 19 297 27 422 35 547 43 > 672 51 797 59 922
4 063 12 188 20 313 28 438 36 563 44 ^ 688 52 813 60 938
5 078 13 203 21 328 29 453 37 578 45 703 53 828 61 953
6 094 14 219 22 344 30 469 38 594 46 ! 719 54 844 62 969
7 109 15 234 23 359 31 484 39 609 47 ^ 734 55 859 63 984
8 125 16 250 24 375 32 500 40 625 48 , 750 56 875 64 1000

Tabelle II
für Unrrechnung von Hundertstel Rupien in Pesas.

Rupien Pesas Rupien Pesas Rupien Pesas Rupien Pesas Rupien Pesas Rupien Pesas Rupien Pesas Rupien Pesas

1 1 14 9 27 17 40 26 53 34 66 42 79 51 92 59
2 1 15 10 28 18 41 26 54 35 67 43 80 51 93 60
3 2 16 10 29 19 42 27 55 35 68 44 81 52 94 60
4 3 17 11 30 19 43 28 56 36 69 44 82 52 95 61
5 3 18 12 31 20 44 28 57 36 70 45 83 53 96 61
6 4 19 12 32 20 45 29 58 37 71 45 84 54 97 62
7 4 20 13 33 21 46 29 59 38 72 46 85 54 98 63
8 5 21 13 34 22 47 30 60 38 73 47 86 55 99 63
9 6 22 14 35 22 48 31 61 39 74 47 87 56 100 64

10 6 23 15 36 23 49 31 62 40 75 48 88 5611 7 24 15 37 24 50 32 63 40 76 49 89 57
12 8 25 16 38 24 51 33 64 41 77 49 90 58
13 8 26 17 39 - 25 52 33 65 42 78 50 91 58

RundverfügungderZollinspektionvonDeutsch-Ostafrika,betr.BerechnungderZölle.
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RundversüguugderZollinspektionvonDeutsch-̂stafrikn,üetr.BerechnungderZölle.
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Nmrechnungstabcllc für Jnli 1900 . Änrs 1,392.

Mark Pfg- ^
!

Rupien Pesas Mark Pfg- Rupien Pesas Mark Pfg-
!

^ Rupien Pesas

12500 8979 57 560 402 19 275 197 36 1 --- 1,392
3750 2693 62 550 395 07 270 193 62 2 - - 2,784
3000 2155 11 541 68 389 09 266 68 191 37 3 -- 4,176
2250 1616 24 520 84 374 11 250 179 38 4 ^ 5,568
2000 1436 50 500 359 12 233 34 167 40 5 — 6,960
1875 1346 63 491 68 353 14 230 165 15 6 ^ 8,352
1750 1257 12 458 37 329 18 225 161 41 7 — 9,744
1718 75 1234 47 450 323 18 220 158 03 8 - - 11,136
1687 50 1212 18 425 305 20 216 68 155 42 9 — 12,528
1625 1167 25 416 68 299 21 200 143 43 10 -- 13,920
1562 50 1122 31 408 34 293 22 194 18 139 32
1500 1077 38 400 287 23 155 84 111 61
1350 969 53 395 84 284 24 150 107 49
1250 897 63 391 68 281 24 130 93 25
1200 862 04 383 34 275 25 125 89 51
1050 754 20 375 269 25 120 86 13
1000 718 25 358 34 257 27 100 71 54
900 646 35 350 251 28 50 35 59
800 ! 574 46 345 84 248 29 35 25 09
750 ! 538 51 333 3l 239 30 60 43 07
708 34 ^ 508 56 325 233 30 30 21 35
700 ! 502 56 320 229 57 25 17 61
666 ! 68 ! 478 60 316 68 227 32 20 14 24
658 34 ' 472 61 310 222 45 15 10 50
625 ^ 448 63 300 215 33 5 3 38
600 431 02 291 68 209 35 4 2 56
583 34 419! 04 287 50 206 34 3 2 10



UmrechnungstabellefürJuli1900.Kurs1,392.

Verordnung des Bezirksamts von Dar-es-Saläm, betr. Beherbergung der Karawanen. 95

Tabelle I ist zu benutzen, nm die in Rupien und Pesas angemeldeten Werthe
iSchlußsummen) in Rnpien mit Rupien -Dezimalstellen umzurechnen.

Z . B . 3016 Rupien 28 Pesas — 3016,438 Rupien.
Z . B . 516 - 53 - - - 516,828

Tabelle II hat den Zweck, die aus den Rupiensummen berechneten Abgaben-
beträge wieder in Rupien und Pesas umzuwandeln.

Z . B . 3016,438 X 0,15 pCt . — 452,47 Rupien — 452 Rupien 47 Pesas.
Z . B . 516,828 X 0,10 pCt . -^ 51,68 - 51 - 44 -
Dar - es - SalLm , den 15 . Juni 1900.

Zollinspektiou.
gez. Heller.

91. Verordnung des Bezirksamts von Dar-es-^ alLm, betreffend
Beherbergung der Karawanen.

Vom 16. Juni 1900.

Z 1. Alle nach Dar -es-SalLm kommenden Träger müssen in der Karawanserei
wohnen.

tz 2. Die Gebühren betragen 16 Pesa , sofern der Träger nicht länger als
14 Tage in der Karawanserei gewesen ist. Bei einem längeren als 14tägigen Auf¬
enthalt beträgt die Gebühr V2 Rupie pro Kopf.

Den Karawanen wird ein verschlossener Raum zur Aufbewahrung des Elfen¬
beins unentgeltlich zur Verfügung gestellt.

Für Kommunalträger sind anderweitige Preise vereinbart.
Z 3. Den Einwohnern von Dar -es-SalLm und Umgebung ist es verboten,

von auswärts kommende Träger zu beherbergen.
tz 4 . Das Bezirksamt sowie das Hauptmagazin werden keiner Dar -es-SalLm

verlassenden Karawane den Karawanenschein ausstellen , wenn nicht von derselben
eine Bescheinigung vorgezeigt wird , daß die zuständigen Gebühren bezahlt sind.

Z 5. Zuwiderhandlungen werden mit Geldstrafe bis zu 20 Rupien oder Frei¬
heitsstrafe bestraft.

Z 6. Diese Verordnung tritt mit ihrer Verkündigung in Kraft.
Dar - es - SalLm , den 16 . Juni 1900.

Kaiserliches Bezirksamt,
gez. v. Winterfeld.

Vorstehende Verordnung wird hiermit genehmigt.
Dar - es - SalLm , den 22 . Juni 1900.

Der Kaiserliche Gouverneur,
gez. v. Liebert.

92. Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Gstafrika, betreffend
Verpflegung der Kranken auf den Innenstationen.

Vom 26. Juni 1900.

Nachdem jetzt auf allen Stationen Händler ansässig sind, bei welchen Spirituosen,
Konserven rc. käuflich zu haben sind, werden fortan Krankenstärkungs - und Labemittel
nicht mehr durch die Arzneimittelreserve zur Versendung gelangen , sondern sind bei
Bedarf von Fall zu Fall freihändig an Ort und Stelle zu Lasten des Kranken¬
pflegefonds anzukaufen . Die Rechnungen hierfür sind den Abrechnungen der Stationen
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beizufügen; die Beläge haben jedesmal eine Bescheinigung des Sanitätsoffiziers bezw. ,
-Unteroffiziers, oder, falls ein solcher nicht anwesend, des Stationschefs zu enthalten,
daß und aus welchem Grunde die Beschaffung nothwendig war und für welchen
namentlich zu bezeichnendenKranken dieselben verbraucht wurden. Eine nachträgliche
Prüfung dieser Rechnungen vom ärztlichen Standpunkte bleibt vorbehalten. , x.

Bis die vorhandenen Bestände aufgebraucht sind, sind die vierteljährlichen Nach- "
Weisungen an den Oberstabsarzt noch weiter einzureichen. — Rnnderlaß vom I. Mürz
1894 , Nr . 1041.

Dar - es - Saläm , den 26 . Juni 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. v. Liebert.

ein,

93. Verfügung des Gouverneurs von Deutsch-Gstafrika an die
Bezirksämter : Tanga , pangani , Bagamofo , Dar -es-^ alam , Kilwa,
Lindi, Langenburg , Kilossa und Milhelmsthal ; Bezirksnebenamt:
Bufi ^i und Stationen : Udjidji, Bukoba , Alwanza und Moschi , be¬

treffend die Jagdscheine.
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Vom 28. Juni 1900.

Um Uebertretungen jagdlicher Befugnisse und jagdpolizeilicher Verordnungen für
die Zukunft zu verhüten, ersuche ich die Bezirksämter, Bezirksnebenämter und Stationen,
solchen Personen, die behufs Ausübung der Jagd ins Innere ziehen, bei Ausstellung
des Jagdscheines die Jagdreservate und Jagdverbote auf dem Jagdschein zu ver¬
merken.

Dar - es - SalLm , den 28 . Juni 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. v. Liebert.

begi

auch

dach

94. Gesetz, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krank¬
heiten.

Vom 30. Juni 1900 . (Reichs-Anzeiger 1900 , Nr. 157 .)

lDi^
sSta
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:Ern-
Wir Wilhelm , von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser , König van

Prenßen rc.
verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundesraths und
des Reichstages, was folgt:

Anzeigepflicht.

gW
des
räni
schor

8 1. Jede Erkrankung und jeder Todesfall an
Aussatz (Leprab Cholera (asiatischer), Fleckfieber (Flecktyphus), Gelbfieber,
Pest (orientalischer Beulenpest), Pocken (Blattern ),

sowie jeder Fall , welcher den Verdacht einer dieser Krankheiten erweckt, ist der für
den Aufenthaltsort des Erkrankten oder den Sterbeort zuständigen Polizeibehörde un¬
verzüglich anzuzeigen.

Wechselt der Erkrankte den Aufenthaltsort, so ist dies unverzüglich bei der
Polizeibehörde des bisherigen und des neuen Aufenthaltsortes zur Anzeige zu
bringen.

8 2. Zur Anzeige sind verpflichtet:
1. der zugezogene Arzt;
2. der Haushaltungsvorstand;
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U 3 . jede sonst mit der Behandlung oder Pflege des Erkrankten beschäftigte
U Person;

» 4 . derjenige , in dessen Wohnung oder Behausung der Erkrankungs - oder Todesfall
M sich ereignet hat;
U 5 . der Leichenschauen

i Die Verpflichtung der unter Nr . 2 bis 5 genannten Personen tritt nur dann
! > ein, wenn ein früher genannter Verpflichteter nicht vorhanden ist.
I Z 3 . Für Krankheits - und Todesfälle , welche sich in öffentlichen Kranken - ,

' Eutbindungs - , Pflege - , Gefangenen - und ähnlichen Anstalten ereignen , ist der Vor¬
steher der Anstalt oder die von der zuständigen Stelle damit beauftragte Person aus¬
schließlich zur Erstattung der Anzeige verpflichtet.

Auf Schiffen oder Flößen gilt als der zur Erstattung der Anzeige verpflichtete
Haushaltungsvorstand der Schiffer oder Floßführer oder deren Stellvertreter . Der

, Bundesrath ist ermächtigt , Bestimmungen darüber zu erlassen , an wen bei Krank-
s heits- und Todesfällen , welche auf Schiffen oder Flößen vorkommen , die Anzeige zu
! erstatten ist.

s- Z 4 . Die Anzeige kann mündlich oder schriftlich erstattet werden . Die Polizei¬
behörden haben auf Verlangen Meldekarten für schriftliche Anzeigen unentgeltlich zu
f verabfolgen.

f ß 5 . Landesrechtliche Bestimmungen , welche eine weitergehende Anzeigepflicht
begründen , werden durch dieses Gesetz nicht berührt.

s Durch Beschluß des Bundesraths können die Vorschriften über die Anzeigepflicht
s , (88 1 bis 4 ) auf andere als die im 8 1 Abs . 1 genannten übertragbaren Krankheiten

^ ausgedehnt werden.

! Ermittelung der Krankheit.
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8 6 . Die Polizeibehörde muß , sobald sie von dem Ausbruch oder dem Ver¬
dachte des Auftretens einer der im § 1 Abs . 1 genannten Krankheiten (gemeingefähr¬
liche Krankheiten ) Kenntniß erhält , den zuständigen beamteten Arzt benachrichtigen.

^Dieser hat alsdann unverzüglich an Ort und Stelle Ermittelungen über die Art , den
Stand und die Ursache der Krankheit vorzunehmen und der Polizeibehörde eine Er¬
klärung darüber abzugeben , ob der Ausbruch der Krankheit festgestellt oder der Ver¬
dacht des Ausbruchs begründet ist . In Nothfällen kann der beamtete Arzt die
Ermittelung auch vornehmen , ohne daß ihm eine Nachricht der Polizeibehörde zu¬
gegangen ist.

In Ortschaften mit mehr als 10 000 Einwohnern ist nach den Bestimmungen
des Abs . 1 auch dann zu verfahren , wenn Erkrankungs - oder Todesfälle in einen:
räumlich abgegrenzten Theil der Ortschaft , welcher von der Krankheit bis dahin ver¬
schont geblieben war , vorkommen.

Die höhere Verwaltungsbehörde kann Ermittelungen über jeden einzelnen Krank¬
heits- oder Todesfall anordnen . So lange eine solche Anordnung nicht getroffen ist,
sind nach der ersten Feststellung der Krankheit von dem beamteten Arzt Ermittelungen
nur im Einverständniß mit der unteren Verwaltungsbehörde und nur insoweit vor¬

zunehmen , als dies erforderlich ist , um die Ausbreitung der Krankheit örtlich und
' Mich zu verfolgen.

8 7 . Den : beamteten Arzte ist , soweit er es zur Feststellung der Krankheit für
Erforderlich und ohne Schädigung des Kranken für zulässig hält , der Zutritt zu dem
' Kranken oder zur Leiche und die Vornahme der zu den Ermittelungen über die
>Krankheit erforderlichen Untersuchungen zu gestatten. Auch kann bei Cholera-, Gelb-
s Wer - und Pestverdacht eine Oeffnung der Leiche polizeilich angeordnet werden , in-
, soweit der beamtete Arzt dies zur Feststellung der Krankheit für erforderlich hält.

Die deutscheKolonial-GesehgebungV (t800). 7
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Der behandelnde Arzt ist berechtigt , den Untersuchungen , insbesondere auch der
Leichenöffnung , beizuwohnen.

Die in 8Z 2 und 3 aufgeführten Personen sind verpflichtet , über alle für die
Entstehung und den Verlauf der Krankheit wichtigen Umstände dem beamteten Arzte
und der zuständigen Behörde auf Befragen Auskunft zu ertheilen.

8 8 . Ist nach dem Gutachten des beamteten Arztes der Ausbruch der Krank¬
heit festgestellt oder der Verdacht des Ausbruchs begründet , so hat die Polizeibehörde
unverzüglich die erforderlichen Schutzmaßregeln zu treffen.

8 9 . Bei Gefahr im Verzüge kann der beamtete Arzt schon vor dem Ein¬
schreiten der Polizeibehörde die zur Verhütung der Verbreitung der Krankheit zunächst
erforderlichen Maßregeln anordnen . Der Vorsteher der Ortschaft hat den von dem
beamteten Arzte getroffenen Anordnungen Folge zu leisten . Von den Anordnungen
hat der beamtete Arzt der Polizeibehörde sofort schriftliche Mittheilung zu machen;
sie bleiben solange in Kraft , bis von der zuständigen Behörde anderweite Verfügung
getroffen wird.

8 10 . Für Ortschaften und Bezirke , welche von einer gemeingefährlichen Krank¬
heit befallen oder bedroht sind , kann durch die zuständige Behörde angeordnet werde»,
daß jede Leiche vor der Bestattung einer amtlichen Besichtigung (Leichenschau ) z»
unterwerfen ist.

Schutzmaßregeln.

8 11 . Zur Verhütung der Verbreitung der gemeingefährlichen Krankheiten
können für die Dauer der Kraukheitsgesahr Absperrungs - und Aufsichtsmaßregel»
nach Maßgabe der 88 12 bis 21 polizeilich angeordnet werden.

Die Anfechtung der Anordnungen hat keine aufschiebende Wirkung.
8 12 . Kranke und krankheits - oder ansteckungsverdächtige Personen können einer!

Beobachtung unterworfen werden . Eine Beschränkung in der Wahl des Aufenthalts
oder der Arbeitsstätte ist zu diesem Zwecke nur bei Personen zulässig , welche obdach¬
los oder ohne festen Wohnsitz sind oder berufs - oder gewohnheitsmäßig umherziehen.

8 13 . Die höhere Verwaltungsbehörde kann für den Umfang ihres Bezirks
oder für Theile desselben anordnen , daß zureisende Personen , sofern sie sich inner¬
halb einer zu bestimmenden Frist vor ihrer Ankunft in Ortschaften oder Bezirke»
aufgehalten haben , in welchen eine gemeingefährliche Krankheit ausgebrvchen ist, nach
ihrer Ankunft der Ortspolizeibehörde zrr melden sind.

8 14 . Für kranke und krankheits - oder ansteckungsverdächtige Personen kann
eine Absonderung angeordnet werden.

Die Absonderung kranker Personen hat derart zu erfolgen , daß der Kranke mit
anderen als den zu seiner Pflege bestimmten Personen , dem Arzt oder dem Seel¬
sorger nicht in Berührung kommt und eine Verbreitung der Krankheit thunlichst aus¬
geschlossen ist . Angehörigen und Urkundspersonen ist , insoweit es zur Erledigung
wichtiger und dringender Angelegenheiten geboten ist , der Zutritt zu dem Kranken mitn
Beobachtung der erforderlichen Maßregeln gegen eine Weiterverbreitung der Krank¬
heit gestattet . Werden auf Erfordern der Polizeibehörde in der Behausung desl
Kranken die nach dem Gutachten des beamteten Arztes zum Zwecke der Absonderung
nothwendigen Einrichtungen nicht getroffen , so kann , falls der beamtete Arzt es siu
unerläßlich und der behandelnde Arzt es ohne Schädigung des Kranken für zulässig
erklärt , die Ueberführung des Kranken in ein geeignetes Krankenhaus oder in e'
anderen geeigneten Unterkunftsraum angeordnet werden.

Auf die Absonderung krankheits - oder ansteckungsverdächtiger Personen finde»
die Bestimmungen des Abs . 2 sinngemäße Anwendung . Jedoch dürfen krankheits-
oder ansteckungsverdächtige Personen nicht in demselben Raume mit kranken Persone»!
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untergebracht werden . Ansteckungsverdächtige Personen dürfen in demselben Raume
mit krankheitsderdächtigen Personen nur untergebracht werden , soweit der beamtete
Arzt es für zulässig hält.

Wohnungen oder Häuser , in welchen erkrankte Personen sich befinden , können
kenntlich gemacht werden.

Für das berufsmäßige Pflegepersonal können Verkehrsbeschränknngen angeordnet
werden.

8 15 . Die Landesbehörden sind befugt , für Ortschaften und Bezirke , welche
von einer gemeingefährlichen Krankheit befallen oder bedroht sind:

1 . hinsichtlich der gewerbsmäßigen Herstellung , Behandlung und Aufbewahrung
sowie hinsichtlich des Vertriebs von Gegenständen , welche geeignet find , die
Krankheit zu verbreiten , eine gesundheitspolizeiliche Ueberwachnng und die
zur Verhütung der Verbreitung der Krankheit erforderlichen Maßregeln
anzuordnen ; die Ausfuhr von Gegenständen der bezeichneten Art darf aber
nur für Ortschaften verboten werden , in denen Cholera , Fleckfieber , Pest
oder Pocken ausgebrochen sind,

2 . Gegenstände der in Nr . 1 bezeichneten Art vom Gewerbebetrieb im Umher¬
ziehen auszuschließen,

3 . die Abhaltung von Märkten , Messen und anderen Veranstaltungen , welche
eine Ansammlung größerer Menschenmengen mit sich bringen , zu verbieten
oder zu beschränken,

4 . die in der Schiffahrt , der Flößerei oder sonstigen Transportbetrieben be¬
schäftigten Personen einer gesundheitspolizeilichen Ueberwachnng zu unter¬
werfen und kranke , krankheits - oder ansteckungsverdächtige Personen sowie
Gegenstände , von denen anzunehmen ist , daß sie mit dem Krankheitsstoffe
behaftet sind , von der Beförderung auszuschließen,

5 . den Schifffahrts - und Flößereiverkehr aus bestimmte Tageszeiten zu be¬
schränken.

8 16 . Jugendliche Personen aus Behausungen , in denen Erkrankungen vor¬
gekommen sind , können zeitweilig vom Schul - und Unterrichtsbesuche ferngehalten
werden . Hinsichtlich der sonstigen für die Schulen anzuordnenden Schutzmaßregeln
bewendet es bei den landesrechtlichen Bestimmungen.

Z 17 . In Ortschaften , welche von Cholera , Fleckfieber , Pest oder Pocken be¬
fallen oder bedroht find , sowie in deren Umgegend kann die Benutzung von Brunnen,
Teichen, Seen , Wasserläufen , Wasserleitungen sowie der dem öffentlichen Gebrauche
dienenden Bade - , Schwimm -, Wasch - und Bedürfnißanstalten verboten oder beschränkt
werden.

Z 18 . Die gänzliche oder theilweise Räumung von Wohnungen und Gebäuden,
in denen Erkrankungen vorgekommen find , kann , insoweit der beamtete Arzt es znr
wirksamen Bekämpfung der Krankheit für unerläßlich erklärt , angeordnet werden.
Den betroffenen Bewohnern ist anderweit geeignete Unterkunft unentgeltlich zu bieten.

8 19 . Für Gegenstände und Räume , von denen anzunehmen ist, daß sie mit
dem Krankheitsstoffe behaftet sind , kann eine Desinfektion angeordnet werden.

Für Reisegepäck und Handelswaaren ist bei Aussatz , Cholera und Gelbfieber die
Anordnung der Desinfektion nur dann zulässig , wenn die Annahme , daß die Gegen¬
stände mit dem Krankheitsstoffe behaftet find , durch besondere Umstände begründet ist.

Ist die Desinfektion nicht ausführbar oder im Verhältnisse zum Werthe der
Gegenstände zu kostspielig , so kann die Vernichtung angeordnet werden.

8 20 . Zum Schutze gegen Pest können Maßregeln zur Vertilgung und Fern-
haltung von Ratten , Mäusen und anderem Ungeziefer angeordnet werden.

8 21 . Für die Aufbewahrung , Einsargung , Beförderung und Bestattung der
7*
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Leichen von Personen , welche an einer gemeingefährlichen Krankheit gestorben sind,
können besondere Vorsichtsmaßregeln angeordnet werden.

Z 22 . Die Bestimmungen über die Ausführung der in den 88 12 bis 21
vorgesehenen Schutzmaßregeln , insbesondere der Desinfektion , werden vom Bundesrath
erlassen.

8 23 . Die zuständige Landesbehörde kann die Gemeinden oder die weiteren
Kvmmunalverbände dazu anhalten , diejenigen Einrichtungen , welche zur Bekämpfung
der gemeingefährlichen Krankheiten nothwendig sind , zu treffen . Wegen Aufbringung
der erforderlichen Kosten findet die Bestimmung des 8 37 Abs . 2 Anwendung.

8 24 . Zur Verhütung der Einschleppnng der gemeingefährlichen Krankheiten
aus dem Auslande kann der Einlaß der Seeschiffe von der Erfüllung gesundheits-
polizeilicher Vorschriften abhängig gemacht sowie

1. der Einlaß anderer dein Personen - oder Frachtverkehr dienenden Fahrzeuge,
2 . die Ein - und Durchfuhr von Waaren und Gebrauchsgegenständen,
3 . der Eintritt und die Beförderung von Personell , welche aus dem von der

Krankheit befallenen Lande kommen,
verboten oder beschränkt werden.

Der Bundesrath ist ermächtigt , Vorschriften über die hiernach zu treffenden
Maßregeln zu beschließen . Soweit sich diese Vorschriften auf die gesundheitspolizeiliche
Ueberwachung der Seeschiffe beziehen , können sie auf den Schiffsverkehr zwischen
deutschen Häfen erstreckt werden.

8 25 . Wenn eine gemeingefährliche Krankheit im Ausland oder im Küstengebiet
des Reichs ausgebrochen ist , so bestimmt der Reichskanzler oder für das Gebiet des
zunächst bedrohten Bundesstaats im Einvernehmen mit dem Reichskanzler die Landes¬
regierung , wann und in welchem Umfange die gemäß 8 24 Abs . 2 erlassenen Vor¬
schriften in Vollzug zu setzen sind.

8 26 . Der Bundesrath ist ermächtigt , Vorschriften über die Ausstellung von
Gesundheitspässen für die aus deutschen Häfen ausgehenden Seeschiffe zu beschließen.

8 27 . Der Bundesrath ist ermächtigt , über die bei der Ausführung wissen¬
schaftlicher Arbeiten mit Krankheitserregern zu beobachtenden Vorsichtsmaßregeln sowie
über den Verkehr mit Krankheitserregern und deren Aufbewahrung Vorschriften zu
erlassen.

Entschädigungen.

8 28 . Personen , welche der Invalidenversicherung unterliegen , haben für die
Zeit , während der sie auf Grund des *8 12 in der Wahl des Aufenthalts oder der
Arbeitsstätte beschränkt oder auf Grund des 8 14 abgesondert sind , Anspruch auf
eine Entschädigung wegen des ihnen dadurch entgangenen Arbeitsverdienstes , bei
deren Berechnung als Tagesarbeitsverdienst der dreihundertste Theil des für die
Invalidenversicherung maßgebenden Jahresarbeitsverdienstes zu Grunde zu legen ist.

Dieser Anspruch fällt weg , insoweit auf Grund einer aus gesetzlicher Verpflichtung
beruhenden Versicherung wegen einer mit Erwerbsunfähigkeit verbundenen Krankheit
Unterstützung gewährt wird oder wenn eine Verpflegung auf öffentliche Kosten
stattfindet.

8 29 . Für Gegenstände , welche infolge einer nach Maßgabe dieses Gesetzes
polizeilich angeordneten und überwachten Desinfektion derart beschädigt worden sind,
daß sie zu ihrem bestimmnngsgemäßen Gebrauche nicht weiter verwendet werden
können , oder welche auf polizeiliche Anordnung vernichtet worden sind , ist, vor¬
behaltlich der in 88 32 und 33 angegebenen Ausnahmen , auf Antrag Entschädigung
u gewähren.

8 30 . Als Entschädigung soll der gemeine Werth des Gegenstandes gewährt
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werden ohne Rücksicht auf die Minderung des Werthes , welche sich aus der Auuahme
crgiebt, daß der Gegenstand mit Krankheitsstvff behaftet sei. Wird der Gegenstand
nur beschädigt oder theilweise vernichtet , so ist der verbleibende Werth auf die Ent¬
schädigung anzurechnen.

8 31 . Die Entschädigung wird , sofern ein anderer Berechtigter nicht bekannt
ist, demjenigen gezahlt , in dessen Gewahrsam sich der beschädigte oder vernichtete
Gegenstand zur Zeit der Desinfektion befand . Mit dieser Zahlung erlischt jede Ent¬
schädigungsverpflichtung aus § 29.

8 32 . Eine Entschädigung auf Grund dieses Gesetzes wird nicht gewährt:
1 . für Gegenstände , welche im Eigeuthume des Reichs , eines Bundesstaats oder

einer kommunalen Körperschaft sich befinden;
2 . für Gegenstände , welche entgegen einem auf Grund des ß 15 Nr . 1 oder

des ß 24 erlassenen Verbot aus - oder eingeführt worden sind.
8 33 . Der Anspruch auf Entschädigung fällt weg:
1. wenn derjenige , welchem die Entschädigung zustehen würde , die beschädigten

oder vernichteten Gegenstände oder einzelne derselben an sich gebracht hat,
obwohl er wußte oder den Umständen nach annehmen mußte , daß dieselben
bereits mit dem Krankheitsstoffe behaftet oder auf polizeiliche Anordnung zu
desinfizireu waren;

2 . wenn derjenige , welchem die Entschädigung zustehen würde oder in dessen
Gewahrsam die beschädigten oder vernichteten Gegenstände sich befanden , zu
der Desinfektion durch eine Zuwiderhandlung gegen dieses Gesetz oder eine
auf Grund desselben getroffene Anordnung Veranlassung gegeben hat.

§ 34 . Die Kosten der Entschädigungen sind aus öffentlichen Mitteln zu be-
streiten. Im klebrigen bleibt der landesrechtlichen Regelung vorbehalten , Bestimmungen
darüber zu treffen:

1 . von wem die Entschädigung zu gewähren und wie dieselbe aufzubringen ist,
2 . binnen welcher Frist der Entschädigungsanspruch geltend zu machen ist,
3 . wie die Entschädigung zu ermitteln und festzustellen ist.

Allgemeine Vorschriften.
§ 35 . Die dem allgemeinen Gebrauche dienenden Einrichtungen für Versorgung

mit Trink - oder Wirthschaftswasser und für Fortschafsung der Abfallstoffe sind fort¬
laufend durch staatliche Beamte zu überwachen.

Die Gemeinden sind verpflichtet , für die Beseitigung der vorgefundenen gesund-
heitsgesährlicheu Mißstände Sorge zu tragen . Sie können nach Maßgabe ihrer
Leistungsfähigkeit zur Herstellung von Einrichtungen der im Abs . 1 bezeichneten Art,
sofern dieselben zum Schutze gegen übertragbare Krankheiten erforderlich sind , jederzeit
angehalten werden.

Das Verfahren , in welchem über die hiernach gegen die Gemeinden zulässigen
Anordnungen zu entscheiden ist , richtet sich nach Landesrecht.

§ 36 . Beamtete Aerzte im Sinne dieses Gesetzes sind Aerzte , welche vom
Staate angestellt sind oder deren Anstellung mit Zustimmung des Staates erfolgt ist.

An Stelle der beamteten Aerzte können im Falle ihrer Behinderung oder ans
sonstigen dringenden Gründen andere Aerzte zugezogen werden . Innerhalb des von
ihnen übernommenen Auftrages gelten die letzteren als beamtete Aerzte und sind
befugt und verpflichtet diejenigen Amtsverrichtuugen wahrzunehmen , welche in diesen:
Gesetz oder in den hierzu ergaugenen Ausführnngsbestimmungen den beamteten Aerzten
übertragen sind.

8 37 . Die Anordnung und Leitung der Abwehr - und Nnterdrückungsmaßregeln
liegt den Landesregierungen und deren Organen ob.
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Die Zuständigkeit der Behörden und die Aufbringung der entstehenden Kosten
regelt sich nach Landesrecht.

Die Kosten der auf Grund des H 6 angestellten behördlichen Ermittelungen, der
Beobachtung in den Fällen des § 12, ferner auf Antrag die Kosten der auf Grund
des § 19 Polizeilich angeordneten und überwachten Desinfektion und der auf Grund
des tz 21 angeordneten besonderen Vorsichtsmaßregeln für die Aufbewahrung, Ein-
sargung, Beförderung und Bestattung der Leichen sind aus öffentlichen Mitteln zu
bestreiten.

Die Landesregierungen bestimmen, welche Körperschaften unter der Bezeichnung
Gemeinde, weiterer Kommunalverband und kommunale Körperschaft zu verstehen sind.

Z 38. Die Behörden der Bundesstaaten sind verpflichtet, sich bei der Bekämpfung
übertragbarer Krankheiten gegenseitig zu unterstützen.

tz 39. Die Ausführung der nach Maßgabe dieses Gesetzes zu ergreifenden
Schutzmaßregeln liegt, insoweit davon

1. dem aktiven Heere oder der aktiven Marine angehörende Militärpersonen,
2. Personen, welche in militärischen Dienstgebäuden oder auf den zur Kaiser¬

lichen Marine gehörigen oder von ihr gemietheten Schiffen und Fahrzeugen
untergebracht sind,

3. marschirende oder auf dem Transporte befindliche Militärpersonen und
Truppentheile des Heeres und der Marine sowie die Ausrüstungs- und
Gebrauchsgegenstände derselben,

4. ausschließlich von der Militär- oder Marineverwaltungbenutzte Grundstücke
und Einrichtungen

betroffen werden, den Militär- und Marinebehörden ob.
Auf Truppenübungen finden die nach diesem Gesetze zulässigen Verkehrsbeschrän¬

kungen keine Anwendung.
Der Bundesrath hat darüber Bestimmung zu treffen, inwieweit von dem Auf¬

treten des Verdachts und von dem Ausbruch einer übertragbaren Krankheit sowie
von dem Verlauf und dem Erlöschen der Krankheit sich die Militär- und Polizei¬
behörden gegenseitig in Kenntniß zu setzen haben.

§ 40. Für den Eisenbahn-, Post- und Telegraphenverkehr sowie für Schiff¬
fahrtsbetriebe, welche im Anschluß an den Eisenbahnverkehr geführt werden und der
staatlichen Eisenbahn-Aufsichtsbehörde unterstellt sind, liegt die Ausführung der nach
Maßgabe dieses Gesetzes zu ergreifenden Schutzmaßregelnausschließlich den zuständigen
Reichs- und Landesbehördeu ob.

Inwieweit die auf Grund dieses Gesetzes polizeilich angeordneten Verkehrs¬
beschränkungen und Desiufektionsmaßuahmen

1. auf Personen, welche während der Beförderung als krank, krankheits- oder
ansteckungsverdächtig befunden werden,

2. auf die im Dienste befindlichen oder aus dienstlicher Veranlassung vorüber¬
gehend außerhalb ihres Wohnsitzes sich aufhaltenden Beamten und Arbeiter
der Eisenbahn-, Post- und Telegraphenverwaltungen sowie der genannten
Schifffahrtsbetriebe

Anwendung finden, bestimmt der Bundesrath.
§ 41. Dem Reichskanzler liegt ob, die Ausführung dieses Gesetzes und der

auf Grund desselben erlassenen Anordnungen zu überwachen.
Wenn zur Bekämpfung der gemeingefährlichen Krankheiten Maßregeln erforderlich.

sind, von welchen die Gebiete mehrerer Bundesstaaten betroffen werden, so hat den
Reichskanzler oder ein von ihm bestellter Kommissar für Herstellung und Erhaltung
der Einheit in den Anordnungen der Landesbehörden zu sorgen und zu dieses
Behufe das Erforderliche zu bestimmen, in dringenden Fällen auch die Landesbehördeu^
unmittelbar mit Anweisungen zu versehen.
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ß 42 . Ist in einer Ortschaft der Ausbruch einer gemeingefährlichen Krankheit
festgestellt, so ist das Kaiserliche Gesundheitsamt hiervon sofort auf kürzestem Wege
zu benachrichtigen. Der Bundesrath ist ermächtigt , zu bestimmen, inwieweit im
späteren Verlauf dem Kaiserlichen Gesundheitsamt Mittheilungen über Erkrankungs¬
und Todesfälle zu machen sind.

ß 43 . In Verbindung mit dem Kaiserlichen Gesundheitsamt wird ein Reichs-
Gesundheitsrath gebildet . Die Geschäftsordnung wird vom Reichskanzler mit Zu¬
stimmung des Bundesraths festgestellt. Die Mitglieder werden vom Bnndesrath
gewählt.

Der Reichs-Gesnndheitsrath hat das Gesundheitsamt bei der Erfüllung der
diesem Amt zugewiesenen Aufgaben zu unterstützen. Er ist befugt , den Landes¬
behörden auf Ansuchen Rath zu ertheilen . Er kann sich, um Auskunft zu erhalten,
mit den ihm zu diesem Zwecke zu bezeichnenden Landesbehörden unmittelbar in Ver¬
bindung setzen, sowie Vertreter absenden, welche unter Mitwirkung der zuständigen
Landesbehörden Aufklärungen an Ort und Stelle einziehen.

Strafvorschriften.

§ 44 . Mit Gefängniß bis zu drei Jahren wird bestraft:
1. wer wissentlich bewegliche Gegenstände , für welche eine Desinfektion polizeilich

angeordnet war , vor Ausführung der angeordneten Desinfektion in Gebrauch
nimmt , an Andere überläßt oder sonst in Verkehr bringt;

2. wer wissentlich Kleidungsstücke, Leibwäsche, Bettzeug oder sonstige bewegliche
Gegenstände , welche von Personen , die an einer gemeingefährlichen Krankheit
litten , während der Erkrankung gebraucht oder bei deren Behandlung oder
Pflege benutzt worden sind, in Gebrauch nimmt , an Andere überläßt oder
sonst in Verkehr bringt , bevor sie den auf Grund des tz 22 vom Bundes¬
rathe beschlossenen Bestimmungen entsprechend desinfizirt worden sind;

3. wer wissentlich Fahrzeuge oder sonstige Geräthschaften , welche zur Beförderung
von Kranken oder Verstorbenen der in Nr . 2 bezeichneten Art gedient haben,
vor Ausführung der polizeilich angeordneten Desinfektion benutzt oder Anderen
zur Benutzung überläßt.

Sind mildernde Umstände vorhanden , so kann auf Geldstrafe bis zu eintausend-
fimfhundert Mark erkannt werden.

§ 45 . Mit Geldstrafe von zehn bis einhundertfünfzig Mark oder mit Haft
nicht unter einer Woche wird bestraft:

1. wer die ihm nach den W 2, 3 oder nach den auf Grund des Z 5 vom
Bundesrath beschlossenen Vorschriften obliegende Anzeige unterläßt oder länger
als vierundzwanzig Stunden , nachdem er von der anzuzeigenden Thatsache
Kenntniß erhalten hat , verzögert . Die Strafverfolgung tritt nicht ein, wenn
die Anzeige, obwohl nicht von dem zunächst Verpflichteten , doch rechtzeitig
gemacht worden ist;

2. wer im Falle des § 7 dem beamteten Arzt den Zutritt zu dem Kranken
oder zur Leiche oder die Vornahme der erforderlichen Untersuchungen ver¬
weigert;

3. wer den Bestimmungen im tz 7 Abs. 3 zuwider über die daselbst bezeichneten
Umstände dem beamteten Arzt oder der zuständigen Behörde die Auskunft
verweigert oder wissentlich unrichtige Angaben macht;

4. wer den auf Grund des tz 13 erlassenen Anordnungen zuwiderhandelt.
§ 46 . Mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Mark oder mit Haft wird,

si'fern nicht nach den bestehenden gesetzlichen Bestimmungen eine höhere Strafe ver¬
wirkt ist, bestraft:
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1. wer den im Falle des tz 9 lwn dem beamteten Arzt oder dem Vorsteher
der Ortschaft getroffenen vorläufigen Anordnungen oder den auf Grund des
H 10 von der zuständigen Behörde erlassenen Anordnungen zuwiderhandelt,,

2. wer den auf Grund des § 12, des § 14 Abs. 5, der §§ 15, 17, 1g!
bis 22 getroffenen polizeilichen Anordnungen zuwiderhandelt; 1

3. wer den auf Grund der §§ 24, 26, 27 erlassenen Vorschriften zuwider-!
handelt. >,

Schlußbestimmungeu.
tz 47. Die vom Bundesrathe zur Ausführung dieses Gesetzes erlassenen all. ^

gemeinen Bestimmungen sind dem Reichstage zur Kenntniß mitzutheilen. ! '
ß 48. Landesrechtliche Vorschriften über die Bekämpfung anderer als der im!

§ 1 Abs. 1 genannten übertragbaren Krankheiten werden durch dieses Gesetz nicht
berührt.

ß 49. Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. ^
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedruckten,! f

Kaiserlichen Jnsiegel. t z
Gegeben Travemünde , den 30. Juni 1900. j

(I.. 8.) wrlhelin.
Graf v. Posadowsky . , a

95 . Bekanntmachung des Gouverneurs von Lamoa , betreffend ^
Auslegung des Begriffs „Eingeborener ".

Vom 1. Juli 1900 . (Kol. Bl . 1900 , S . 704/705 .) l
Anläßlich eines Einzelfalles wird bezüglich der Auslegung und znr Erläuterung

des Begriffes „Eingeborener" im Sinne des Z 3 der Gouvernements-Verordnung
vom 1. März 1900 Folgendes bekannt gegeben:

Diejenigen Personen, die im Schutzgebiete wohnen oder sich aufhalten und nicht „
Eingeborene sind, werden „Fremde" genannt.

Bei gesetzlichen Ehen zwischen Fremden und Eingeborenen folgt die Ehefrau dem
Gerichtsstände des Ehemannes.

„Mischlinge" (Halbblütige, Halfcasts), die aus einer gesetzlichen Ehe eines c
Fremden mit einer Eingeborenen stammen, folgen dem Gerichtsstände des Vaters.

Bei Mischlingen, die aus einer ungesetzlichen Verbindung eines Fremden mit
einer Eingeborenen stammen, hat der Kaiserliche Gouverneur bezw. der Kaiserliche
Richter von Fall zu Fall zu bestimmen, ob dieselben, mit Rücksicht auf ihre Lebens¬
führung bezüglich ihres Gerichtsstandes als Fremde oder als Eingeborene anz» st
sehen sind. ^

Apia , den 1. Juli 1900. 2
Der Kaiserliche Gouverneur. ^

gez. Sols . h

96 . Verordnung des Reichskanzlers , betreffend Abgrenzung der d
Iurisdiktionsbezirke in Dentsch-Gstafrika . g

Vom7. Juli 1900. (Kol. Bl. 1900, S . 535.) t is
Aus Grund der Allerhöchsten Verordnung vom2.Mai 1894 (Reichs-Gesetzbl. S .461) ! d

werden in Deutsch-Ostafrika, unter theilweiser Abänderung der Verordnung, betreffend d
Abgrenzung der Jurisdiktionsbezirke vom 16. September 1894 (Kol. Bl. S . 495), , zi

u) die zur Zuständigkeit der Bezirksämter Tanga, Pangani und Wilhelmsthel^
sowie der Station Moschi gehörigen Gebiete I »

dem Jnrisdiktivnsbezirke des Gerichts in Tanga, 1 A
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d ) die zur Zuständigkeit der Bezirksämter Bagamoyo , Dar -es- Salam , Kilwa,
Lindi , Kilossa und Langenbnrg , des Bezirksnebenamts Rufiyi sowie der
Stationen Kisaki , Mpapna , Kilimatinde , Tabora , Muanza , Schirati , Bukoba,
Udjiji , Bismarcksburg , Jringa und Songea gehörigen Gebiete

dem Jurisdiktionsbezirke des Gerichtes in Dar - es -Saläm zugetheilt.
Raggatz ( Schweiz ) , den 7 . Juli 1900.

Der Reichskanzler,
gez. Fürst zu Hohenlohe.

97. Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch -Vstafrika , betreffend
Grholungsstationen.

Von : 9 . Juli 1900.
Auf Grund des Erlasses des Auswärtigen Amtes , Kolonial -Abtheilnng , vom

17 . April 1900 , Nr . 327 , bestimme ich im Anschluß an den Runderlaß dorn 22 . Mai
d. Js ., I . Nr . 807 , 2 , daß bis auf Weiteres als Erholungsstationen im Sinne der
Verpflegungsvorschriften auch die Orte

Mpapua und
Massewe (Bezirk Langenburg)

anzusehen sind . ,

Dar - es - SolSm , den 9 . Juli 1900 . Der Kaiserliche Gouverneur.
gez. v. Liebert.

98. Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch - Gstafrika,
betreffend die Verwaltung des Schutzgebiets.

Vom 9 . Juli 1900.
Das Goudernementsbureau und das Hauptmagazin führen fortan die Bezeichnung

„Zentralbureau " und „ Zentralmagazin ."

Dar - - s - SnlLm . den 9 . Juli l9W . Der Kaiserlich - Gouverneur.
gez. d. Liebert.
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99. Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch -Mstafrika , betreffend
Maße und Gewichte.

Vom 11 . Juli 1899.
Mit deni Runderlasse vom 6 . Februar 1900 , I . Nr . 1201 I ., sind den Dienst¬

stellen je 2 Exemplare der am 1 . April vorigen Jahres in den Küsteiibezirken in
Kraft getretenen Verordnung vom 25 . August 1898 , betreffend die Regelung der
Maße und Gewichte in Deutsch - Ostafrika , zugegangen . Schwierigkeiten bei der
Durchführung der Verordnung in den Küstenbezirken haben sich nicht ergeben , auch
hat die Verordnung keinen schädigenden Einfluß auf den Handel ausgeübt.

Ich halte es deshalb für angezeigt , nunmehr auch im Innern der Kolonie mit
der Einführung der Verordnung vorzugehen.

Als Zeitpunkt für das Inkrafttreten habe ich den 1 . Januar 1901 in Aussicht
genommen . Sofern in einem Bezirke schwerwiegende Bedenken dagegen sprechen,
ist sofort  ausführlich zu berichten . Endgültige Bestimmung wird im Anschluß an
die etwa eingehenden Berichte getroffen werden . Besonderen Werth lege ich darauf,
daß die neuen Maße auf den Märkten an den großen Karawanenstraßen durchweg
zur Anwendung kommen.

Zur Erleichterung der Einführung werden den Dienststellen je 15 Sätze der
nach Vorschrift des tz 2 a . a . O . von dem hier wohnhaften indischen Klempner
Abdul Hussein hergestellten Hohlmaße mit nächster Gelegenheit zugehen.
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Die Maße tragen zum Zeichen der durch das Bezirksamt Dar -es-SalLm
bewirkten Abnahme den Stempel L >1 und außerdem noch den Stempel des

/)
Fabrikanten, der jedoch nur als Fabrikzeichen gilt und keinerlei amtliche Bedeutung
hat. Die Stempelung der nachbestellten Maße wird in gleicher Weise erfolgen.
Ich ersuche, daraus hinzuwirken, daß zunächst nur diese Maße von den Händlern
in Gebrauch genommen und geführt werden. Von den überwiesenen Hohlmaßen
können die Sätze bis auf 2, die zu Kontrolzwecken zurückzubehalten sind, zum Preise
von je 4Vs Rupie für den Satz verkauft werden.

Die Einnahmen aus dem Verkaufe sind bei Titel 8oo für 1900 zurückzurechnen.
Weitere Sätze können durch Vermittlung des Zentralmagazins von Abdul
Hussein bezogen werden.

Abdul Hussein hat einen großen Vorrath von Hohlmaßen angefertigt. Um mit
diesem Vorrathe zu räumen und um möglichste Gleichmäßigkeit in der Form der in
Handel kommenden Maße zu erzielen, ist der etwaige Bedarf bis auf Weiteres von
hier zu beziehen.

Dar -es-SalLm , den 11. Juli 1899.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. v. Liebert.

100. Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch-Gstafrika,
betreffend die An- und Abmeldung.

Vom 11 . Juli 1900 . (A . A . 1900 , Nr . 18 .)

Unter Aufhebung des Runderlasses Nr. 1789 vom 17. März 1897 bestimme
ich, daß die polizeilichen An- und Abmeldungen nach dem diesem Runderlasfe bei-
gedruckteu Formular beim hiesigen Bezirksamt vom 1. Juli d. Js . ab am Schlüsse
eines jeden Monats

a) durch das Zentralbureau : für die sämmtlichen hiesigen Gouvernements-
Angestellten,

k>) durch das Kommando der Schutztruppe : für alle hiesigen Schutztruppen-
Angehörigen zu erfolgen hat.

Dar -es-SalLm , den 11. Juli 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. v. Liebert.

101. Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Gstasrika, betreffend
die Routenlisten.

Vom 14 . Juli 1899 . (A . A . 1900 , Nr . 21 .)

Die dem Runderlasse vom 26. Mai 1899 — 4580 I — beigegebene Rvuten-
liste ist nach der unten abgedruckten Zusammenstellung zu berichtigen und zu
ergänzen.

Die Festsetzungen der Routenliste finden nur bei Landmärschen Anwendung. Bei
Reisen, welche auf den Binnenseen ausgeführt werden, ist in den Kostenberechnungen
die wirklich aufgewendete Tageszahl in Ansatz zu bringen.

Die Station Bismarckburg hat über die Marschdauer für die Strecken Bismarck-
burg—Kilimatinde und Bismarckburg—Langenburg zu berichten, sobald die Zahl der
Marschtage feststeht. Im Anschluß hieran wird dann auch die Marschdauer für die
Strecke Bismarckburg—Langenburg endgültig festgesetzt werden.

Ziffer 2 des obigen Ruuderlasses wird dahin erläutert, daß zu jeder Ex¬
pedition, auch wenn sie zu Wegebau- oder Erkundungszweckenunternommen wird
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im md sich in Grenzen der freigegebenen Gesammtdcmer Vvn 3 Monaten hält , meine
es Genehmigung einzuholen ist . Nur wenn durch besondere Verhältnisse , z. B . Besich¬

tigungen von Wege - und Brückenbauten , kleine Expeditionen bedingt werden , die nur
>ig wenige Tage dauern , bedarf es der vorherigen Genehmigung nicht,
m. Ein Stationschef , der zu Beginn eines Etatsjahres eine Zusammenstellung der
rn im Laufe des Jahres beabsichtigten Expeditionen einreicht und hierzu die nöthigen
M Erläuterungen giebt , entledigt sich beim Einhalten dieses Reiseplanes von der Ver-
ise ! pflichtung der jedesmaligen vorherigen Berichterstattung.

^ Bei dieser Gelegenheit mache ich ferner darauf aufmerksam , daß die Theilnahme
'm ! des Stationschefs an einem Wegebau nicht über dessen ganze Dauer erforderlich
>ul d ^-scheint; es genügt , wenn er die Trace festlegt und im Anschluß daran die nöthigen

! Schauris erledigt . Ich halte es im Allgemeinen nicht für ersprießlich , daß die
mt i Stationschefs mehr als ein Viertel des Jahres von ihrem Stationsorte fern sind.
in ! Dar - es - Salum , den 14 . Juli 1899.
an 1 Der Kaiserliche Gouverneur.

! gez. v. Liebert.

Zusammenstellung von Abänderungen der Routenliste.

von nach
Marsch¬
dauer

in Tagen
Bemerkungen

Bagamoyo Kilimatinde über Mombassa 26 Zuzusetzen: über Mamboya (statt
Mombassa ).

Bismarckburg Dar -es -Salam 70 (vorl .) neu : die Bezeichnung^Bisnrarck-
burg tritt an die Stelle von
Ukonongo und Kassanga.

- Kilimatinde — Bleibt noch festzusetzen.
Bukoba-See Muanza -See — Zu streichen.
Dar-es-Salüm Bismarckburg 70 (vorl .) Neu.

- Songea über Kungulio 45
Jringa Mpapua 12 Neu.

- über Kilossa Kalinga 5 Zu streichen.
Mpapua 14 Zu streichen.

Kalinga Jringa über Kilossa 5 Zu streichen.
Kilimatinde Bismarckburg — Neu,^bleibt noch festzusetzen.

- über Mombassa Bagamoyo 26 Zuzusetzen: über Mamboya (statt
Kilossa Kisakki 7 Mombassa ).
Kilwa Luvegu 14 Zu Luvegu zuzusetzen: auf dem

Mohorro 3 Wege über Barikiwa.

Kisakki
Songea 34
Kilossa 7

Zu streichen: über Kungulio.Langenburg Songea über Kungulio 14
Luvegu Kilwa 14 Zu Luvegu zuzusetzen: auf dem
Mohorro 3 Wege über Barikiwa.
Mpapua Jringa 12 Neu.

Muanza-See
- über Kilossa 14 Zu streichen.

Bukoba-See — Zu streichen.
- -Jrangi Tabora 20 Zu streichen.

Songea Kilwa 34
- über Kungulio Dar -es-SalLm 45

Zu streichen: über Kungulio.Langenburg 14

Tabora
Wiedhafen 13 Zu streichen.
Muanza -Jrangi 20 Zu streichen.

Mied Hafen Songea über Kungulio 13 Zu streichen.
llkonongo Dar -es-Salam 62 Zu streichen ( siehe

Kilimatinde 30 Zu streichen ) Bismarckburg.
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102 . Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch -Mstafrika,
betreffend die Verwaltung des Schutzgebiets.

Vom 16 . Juli 1900.

Mit dem Zentralmagazin wird das bisherige Baumagazin vereinigt . Dem
Zentralmagazin sind nunmehr das frühere Haupt -Ban - und Flottillen -Magazii,
zugetheilt.

Dar - es - Salüm , den 16 . Juli 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. v. Liebert.

103 . Runderlaß der Kolonial -Abtheilung , betreffend die
Rechtsverhältnisse von vereinen.

Vom 17 . Juli 1900.

Aus Anlaß eines Eiuzelfalls bemerke ich ergebenst , daß nach tz 31 des Gesetzes
über die Konsulargerichtsbarkeit vom 7. April d. Js ., dessen Inkrafttreten bevorsteht,
auf Vereine , die ihren Sitz in einem Konsulargerichtsbezirke haben , die Vorschriften
der KZ 21 , 22 , des K 44 Äbs . 1 und der ZZ 55 bis 79 B . G . B . keine Anwendung
finden ; in den Konsulargerichtsbezirken werden daher keine Vereinsregister zu führen
sein . Mit dem Inkrafttreten des genannten Gesetzes und der Novelle zu dem Gesetze,
betreffend die Rechtsverhältnisse der deutschen Schutzgebiete , wird diese Bestimmung
auch in den Schutzgebieten Geltung erlangen . Demgemäß empfiehlt es sich schon
jetzt, in den Schutzgebieten von der Anlegung der Vereinsregister Abstand zu nehmen.
Sollte dennoch eine Anmeldung zur Eintragung eines Vereins erfolgen , so wollen
Ew . Hochwohlgeboren unter allen Umständen von dem der Verwaltungsbehörde noch
Z 61 Abs . 2 B . G . B . zustehenden Einspruchsrechte Gebrauch machen und über den
Fall berichten . Uebrigens dürfte es bereits nach den zur Zeit noch geltenden Be¬
stimmungen mit Rücksicht auf die Vorschrift des Z 43 Abs . 1 des Gesetzes über die
Konsulargerichtsbarkeit vom 10 . Juli 1879 , der nach der Ansicht des Reichs -Justiz-
amtes allgemeine Bedeutung innewohnt (vergl . v . König , Handbuch rc., 5 . Anst ., S . 215
letzter Absatz), wegen des Fehlens von Organen , denen die bei dieser Materie in
Betracht kommenden verwaltungsgerichtlichen Entscheidungen obliegen , fraglich er¬
scheinen , ob die auf eingetragene Vereine bezüglichen Normen des B . G . B . in den
Schutzgebieten nicht außer Anwendung zu bleiben haben.

Berlin , den 17 . Juli 1900.
Auswärtiges Amt . Kolonial -Abtheilung.

In Vertretung:
gez. Hellwig.

104 . Verordnung des Gouverneurs von Deutsch -Gstafrika,
betreffend den Grenzverkehr der Eingeborenen an der Deutsch¬

ostafrikanischen Nordgrenze.
Vom 17 . Juli 1900.

1 . Farbige Eingeborene des Gebiets von Deutsch -Ostasrika dürfen die Grenze
in der Richtung nach den englischen Schutzgebieten von Britisch -Ostasrika und Ugande
— sowie nach dem Königreich Uganda — nur auf Grund eines Passirscheines über¬
schreiten , der vom Bezirksamt , der Station oder den von diesen ermächtigten Akiden
und Jnmben ausgestellt ist.
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2. Bei Trägerkarawanen tritt an die Stelle dieses Passirscheines die vom
Arawanensührer vorzulegende, vom Bezirksamt (oder Station) visirte Liste der
Träger, welche den Vermerk dieser Behörde tragen muß, daß die — sämmtlich mit
Namen anzuführenden— Träger Eingeborene des deutschen Gebietes sind.

3. Für Ausstellung des Passes bezw. die Visirung der Trägerliste wird eine
r von '/s Rupie für die Person erhoben.

4. Die Bezirksämter bezw. Stationen bezeichnen diejenigen Stellen ihres
Bezirkes, an denen die Grenze in der erwähnten Richtung überschritten werden darf,
und sie geben die Stellen bekannt, an welchen Pässe znm Neberschreiten der Grenze
ausgegeben werden.

5. An Eingeborene, die als Angestellte des Gouvernements oder des Bezirks¬
amtes und der Gemeindeverwaltungen die Grenze nach dem englischen Schutzgebiet
zu überschreiten haben, werden Pässe zu einmaligem oder dauerndem Gebrauch kosten¬
frei ausgestellt.

6. Die Bezirksämter und Stationen sind ermächtigt, für solche unmittelbar an
der Grenze belegenen und auf andauernden Greuzverkehr angewiesenen Ortschaften,
betreffs deren auch von englischer Seite Paßfreiheit zugestanden ist, die vorstehenden
Bestimmungen zwecks Erleichterung der wirthschaftlichen Verhältnisse außer Kraft

.zu setzen.
7. Vorstehende Verordnung tritt mit dem 1. August 1900 in Kraft. Alle

anderen oder entgegenstehenden Bestimmungen sind mit dem gleichen Tage auf¬
gehoben.

Dar -es-Salam , den 17. Juli 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. v. Liebert.

(105. Kaiserliche Grdre , betreffend Vertretung des Reichskanzlers
in Kommando -Angelegenheiten der Lchutztruppe.

Vom 18. Juli 1900 . (Kol. Bl . 1900 , S . 607 .)
Ju Verfolg Meiner Ordre vom 5. April 1898 bestimme Ich hierdurch: Mit

Ihrer Vertretung iu deu Kommando-Angelegenheiten Meiner Schutztruppen in den
âfrikanischen Schutzgebieten wird für den Fall Ihrer Behinderung an Stelle des
b̂isher damit beauftragt gewesenen Wirklichen Geheimen LegationsrathsI)r. v. Buchka
der Wirkliche Geheime Legationsrath Dr. Stuebel , Direktor der Kolonial-Abtheilung
des Auswärtigen Amtes, beauftragt.

Droutheim , au Bord M. A. „Hoheuzolleru", den 18. Juli 1900.
gez. Wilhelm , I . R,.

An den Reichskanzler.

106. Verordnung , betreffend das strafgerichtliche Verfahren gegen
Rlilitärpersonen der Kaiserlichen ^»chuhtruppen.

Vom 18 . Juli 1900 . (Kol. Bl . S . 607 .)

Wir Wilhelm , von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser , König von
Preußen rc.

verordnen auf Grund des Artikels II 8 4 des Gesetzes vom 7. Juli 1896 wegen
Abänderung des Gesetzes vom 22. März 1891 (Reichs-Gesetzbl. S . 53), betreffend die
Kaiserliche Schutztruppe für Deutsch-Ostafrika, und des Gesetzes vom 9. Juni 1895
(Reichs-Gesetzbl. S . 258), betreffend die Kaiserlichen Schutztrrchpen für Südwestafrika
und für Kamerun, im Namen des Reichs, was folgt:
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§ 1 . Das strafgerichtliche Verfahren gegen die Angehörigen der Schutztruppen!
(§ 3 der Schutztruppen - Ordnung ) regelt sich nach den Vorschriften der Militär - i k
Strafgerichtsordnung für das Deutsche Reich vorn 1 . Dezember 1898 und des Ein- *
führungsgesetzes hierzu von demselbeu Tage , sotveit nicht im Nachstehenden abweichende
oder ergänzende Bestimmungen erlassen sind.

Z 2 . Für Augehörige der Schutztruppen gelten während ihres Aufenthaltes M
außerhalb Europas die für das Verhältniß an Bord (außerordentliches Verfahrens
gegebenen gesetzlichen Vorschriften (Z 6 des Eiuführungsgesetzes zur Militär - Straf - s
gerichtsorduung ). Im . Uebrigen greift das ordentliche Verfahren Platz.

3 . Gerichtsherren der niederen Gerichtsbarkeit sind die Befehlshaber einer^
selbständigen Abtheilung . Der Gouverneur bestimmt , welche Abtheilungen als selbst- '
ständig anzusehen sind . Treten mehrere Abtheilungen örtlich unter gemeinsamen Befehl,
so übt der rangälteste Offizier die gerichtsherrlicheu Befugnisse aus (§ 19 M . St . G . O.). ^

§ 4 . Gerichtsherren der höheren Gerichtsbarkeit sind:
ah der kommandirende Gerreral des Gardekorps mit den gerichtsherrlicheu

Befugnissen eines kommandirenden Generals über alle militärischen Au¬
gehörigen der Schutztruppen , und zwar im ordentlichen Verfahren als
unmittelbarer Befehlshaber im Sinne des § 31 M . St . G . O ., !

d ) in jedem Schutzgebiet der dort angestellte rangälteste Offizier , und zwar mit
den Befugnissen eines Divisionskommandeurs . ^

§ 5 . 1 . Ich behalte Mir die Ertheilung der Bestätigungsordre vor:
ä ) für die Urtheile , durch die auf Todesstrafe , auf lebenslängliche Freiheits¬

strafe , oder wegen eines militärischen Verbrechens auf eine die Dauer von
10 Jahren übersteigende Freiheitsstrafe erkannt ist ; bei einer Gesammtstrase !
kommt nur die höchste, wegen , eines militärischen Verbrechens festgesetzte
Einzelstrafe in Betracht . Freiheitsstrafe im Sinne dieser Bestimmung ist ^
auch Zuchthaus (vgl . § 16 M . St . G . B .) , ^

d ) für die Urtheile gegen Offiziere , Sanitätsoffiziere , Ingenieure des Soldaten¬
standes und obere Militärbeamte . !

2 . Im klebrigen ertheilen die Bestätigungsordre : i
a ) der im § 4a bezeichnete Befehlshaber hinsichtlich der auf Freiheitsstrafe von

mehr als einem Jahre lautenden Urtheile , !
d ) in den sonstigen Fällen der Gerichtsherr desjenigen Gerichts , welches das

zu bestätigende Urtheil gefällt hat ; in den Fällen der ZZ 412 Abs . 1, 447
der Militär -Strafgerichtsordnung der Präsident des Reichs -Militärgerichts .s

o) Ist durch dasselbe Urtheil gegen mehrere Angeklagte erkannt worden , so
steht die Bestätigung hinsichtlich sämmtlicher Angeklagten demjenigen Befehls¬
haber zu , dem die höhere Bestätiguugsbefugniß , weuu auch nur hinsichtlich
eines der Angeklagten , zukommt.

ä ) Urtheile , deren Bestätigung Ich Mir vorbehalten habe , werden Mir von
dem Gerichtsherrn erster Instanz beziehungsweise von dem mit Bordgerichts¬
barkeit versehenen höheren Gerichtsherrn mit den Akten und einem von einem
Kriegsgerichtsrath angefertigten und zu unterzeichnenden Aktenauszuge durch!!
den Präsidenten des Reichs - Militärgerichts eingereicht . Dem vorgesetzten!
Gerichtsherrn ist Meldung zu erstatten.

Der Aktenauszug hat in gedrängter Kürze die persönlichen und dienst¬
lichen Verhältnisse des Angeklagten , eine aktenmäßige Darstellung des Sach- :
Verhalts , die Angabe der in Anwendung gebrachten Gesetze und die Formel!
des Urtheils zu enthalten.

s ) Der zur Bestätigung berechtigte Befehlshaber kann das Urtheil bei der Be- ?
stätigung nach Maßgabe nachstehender Bestimmungen mildern : >
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In den Fällen der 88 85 bis 87 des Militär - Strafgesetzbuches kann
unter der im F 88 daselbst angegebenen Voraussetzung die Milderung des
Urtheiles in den im 8 88 dem Gerichte für die Strafbemessunq gezogenen
Grenzen stattfinden.

Zeitige Freiheitsstrafen können bis auf den Mindestbetrag der gesetz¬
lichen Strafandrohung herabgesetzt werden . Hierbei ist eine Aenderung der
Strafart nur dann zulässig , wenn in den Militärstrafgesetzen die strafbare
Handlung wahlweise mit Arrest oder mit Gefängniß oder Festungshaft
bedroht ist . In diesen Fällen kann die erkannte Gefängnißstrase auf
Festungshaft oder die im gegebenen Falle gesetzlich zulässige Arrestart und
die erkannte Festungshaft auf Arrest der bezeichneten Art gemildert werden.

Ist ein militärisches Vergehen mit Arrest ohne Bezeichnung der Arrest¬
art bedroht , so kann an die Stelle der erkannten härteren Arrestart eine
gelindere treten.

In den Fällen des 8 40 Abs . 2 Nr . 1 und 2 des Militär - Straf¬
gesetzbuches kann die erkannte Degradation , und in dem Falle des Z 75
daselbst die erkannte Versetzung in die zweite Klasse des Soldatenstandes
erlassen werden.

k) Die Bestätigungsordre im ordentlichen Verfahren hat dahin zu lauten:
„Ich bestätige , daß das Urtheil rechtskräftig geworden ist ."

Im Falle der Verurtheilung ist hinzuzusetzen:
„Das Urtheil ist zu vollstrecken ."

Oder im Falle der Milderung der Strafe:
„Ich mildere die erkannte Strafe auf . , die Vollstreckung
hat demgemäß zu erfolgen . "

Die Bestätigung im außerordentlichen (Bord -) Verfahren hat dahin zu lauten:
„Ich bestätige das Urtheil lediglich . "

oder im Falle der Milderung der Strafe : .
„Ich bestätige das Urtheil unter Milderung der Strafe auf . "

Z) Die Mir in Gnadenangelegenheiten bisher durch das General - Auditoriat
erstatteten Berichte erstattet in Zukunft der Präsident des Reichs -Militär-
gerichts , 8 418 , 422 M . St . G . O.

tz 6 . Ich behalte Mir hinsichtlich der im außerordentlichen Verfahren ergangenen
kriegsgerichtlichen Urtheile das Aufhebungsrecht vor . Zur Aufhebung der im außer¬
ordentlichen Verfahren ergangenen standgerichtlichen Urtheile ist innerhalb seines
Befehlsbereichs der Gerichtsherr der höheren Gerichtsbarkeit befugt (Z 422 M . St . G . O.
und 8 4d dieser Verordnung ) .

§ 7. Hinsichtlich des Kommandeurs einer Schutztruppe behalte Ich Mir die
Bestimmung des Befehlshabers , welcher die gerichtsherrlichen Befugnisse auszuüben
hat, vor (8 21 M . St . G . O .) .

Z 8 . Im außerordentlichen Verfahren können die aktiven Offfziere und die
Militärbeamten — einschließlich der Kriegsgerichtsräthe — als Richter im Bedarfs¬
fälle auch durch Sanitätsoffiziere , Offiziere des Benrlaubtenstandes oder durch
Ingenieure des Soldatenstandes , bei Aburtheilnng von Mannschaften auch durch
andere geeignete Militärpersonen ersetzt werden.

8 9 . Die Gerichte des Heeres , der Marine und der Schutztruppen haben
einander Rechtshülfe zu leisten . Dem gegenseitigen Ersuchen um Führung des Er¬
mittelungsverfahrens , Zuweisung einzelner Richter und Aburtheilnng einzelner Sachen
ist thunlichst Folge zu geben.

8 10 . Erfolgt im außerordentlichen Verfahren die Aufhebung eines Urtheils,
so können — soweit dies nicht zu vermeiden — zu dem neu erkennenden Gerichte
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die Richter des erst erkennenden Gerichts wieder zugezogen werden . Das nen er¬
kennende Gericht hat die rechtliche und militärdienstliche Beurtheilung , welche der
Aufhebung des Urtheils zu Grunde gelegt ist , auch seiner Entscheidung zu Grunde
zu legen.

tz 11 . Die Vollstreckung einer im außerordentlichen Verfahren erkannten Frei¬
heitsstrafe bis zu einem Jahre einschließlich erfolgt , soweit dies angängig , au Ort
und Stelle . Der Gerichtsherr , welchem die Anordnung der Strafvollstreckung obliegt,
ist dann befugt , eine gegen Offiziere , Sanitätsoffiziere oder Ingenieure des Soldaten¬
standes erkannte Gefängnißstrafe oder Festungshaft in Stubenarrest von gleicher
Dauer umzuwandeln , soweit es sich um Festungshaft oder Gefängnißstrafe von weniger
als 6 Wochen handelt.

Die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe von längerer Dauer als einem Jahre
erfolgt in der Heimath und ist Vvm Gerichtsherrn in Geinäßheit der Militür - Straf-
vvllstrecknngsvvrschrift für das Heer zu veranlassen.

§ 12 . Die Militär -Justizverwaltung wird von dem Reichskanzler ausgeübt
(§ 111 M . St . G . O .) .

Z 13 . Die Durchsicht der im außerordentlichen Verfahren ergangenen stand- ^gerichtlichen Urtheile erfolgt bei dem im ^ 4b bezeichneten Gerichtsherrn . Die ' ^
Nachprüfung der dabei gemachten Ausstellungen sowie die Durchsicht der kriegs - ^
gerichtlichen Urtheile geschieht bei dem im F 4n bezeichneten Befehlshaber (Z 113 jM . St . G . O .) . ' ^

H 14 . Der jedesmalige Chef des Stabes bei dem Oberkommando der Schutz-
truppen ist Mir gemäß § 79 Abs . 2 M . St . G . O . behufs Ernennung zum außer - st
etatmäßigen militärischen Mitgliede des Reichs -Militärgerichts in Vorschlag zu 1
bringen . Er ist bei der Bearbeitung aller Schutztruppen -Angelegenheiten zuzuziehen . ^

K 15 . Innerhalb der Militär -Justizverwaltung der Schntztruppen führen die i
zur Ausübung der Militär - Strafgerichtsbarkeit berufenen Stellen Dienstsiegel und ^
Stempel mit dem deutschen Reichsadler und der Umschrift : ^Kaiserliche Schutztrnppe von E)st- rc. Afrika , Kamerun . st

Gouvernements -Gericht.
Abtheilungs -Gericht . u

Kaiserliche Schutztruppe . Gericht beim Garde -Korps . ^
(ß 9 des Einführnngsgesetzes der M . St . G . O .) st

ß 16 . Untersuchungshandlungen der höheren Gerichtsbarkeit können auf Er - ^
suchen auch von einem Gerichtsherrn der niederen Gerichtsbarkeit erledigt werden ^ !
(ß 11 des Einführungsgesetzes zur M . St . G . O .) .

§ 17 . Für den Vollzug der an die Stelle der Geldstrafe tretenden Freiheits¬
strafe ist in den Fällen des tz 2 der M . St . G . O ., wenn es sich um eine Freiheits¬
strafe bis zu 6 Wochen handelt , der Gerichtsherr der illederen , sonst der höheren
Gerichtsbarkeit zuständig.

ß 18 . Die in den Fällen des Z 9 Abs . 1 der M . St . G . Ö . erforderliche
Zustimmung der Militärbehörde zur Verhängung der Untersuchungshaft bleibt dem
zuständigen Gerichtsherrn der höheren Gerichtsbarkeit vorbehalten . Im Falle der
Zustimmung ist die Entlassung des zu Verhaftenden aus dem aktiven Dienste herbei¬zuführen.

§ 19 . Offiziere , Sanitätsoffiziere und Ingenieure des Soldatenstandes haben
Anzeigen strafbarer Handlungen sowie Anträge auf Strafverfolgung gegen Personen,
die der Militär - Strafgerichtsbarkeit unterstehen , bei dem Gerichtsherrn oder einem
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mit Disziplinarstrafgewalt versehenen Vorgesetzten des Beschuldigten mündlich oder
schriftlich anzudringen.

Die Personen des Soldatenstandes vom Deckoffizier w. abwärts haben
solche Anträge oder Anzeigen ihrem Kompagniechef unmittelbar und mündlich vor¬
zutragen . Ein mündlich vorgebrachter Antrag auf Strafverfolgung ist zu Protokoll
zu nehmen (§ 161  Abs . 1 M . St . G . O .) .

§ 20 . Der Thatbericht ist in der Regel von dem nächsten Disziplinar¬
vorgesetzten aufzustellen und unmittelbar an den ihm zunächst vorgesetzten Gerichts¬
herrn einzureichen . Der bei Einreichnng des Thatberichts etwa übergangenen Dienst¬
stelle ist Meldung zu erstatten (§ 153 M . St . G . O .) .

§ 21 . In den Bericht , welcher in Gemäßheit des § 158 Abs . 1 der M . St . G . O.
zu erstatten ist , ist zutreffendenfalls aufzunehmen , daß die im Abs . 2 vorgeschriebene
Anzeige an den Reichskanzler erfolgt ist.

§ 22 . In den Fällen der § § 181 und 184 der M . St . G . O . ist unter
„Militärbehörde " der Truppentheil beziehungsweise die nächste militärische Wache zu
verstehen. Das Verfahren gegen die einer solchen Wache Angeführten Personen regelt
sich nach den Vorschriften der Wachinstruktion.

§ 23 . Zur Erlassung von Steckbriefen find außer den Gerichtsherren befugt:
die Befehlshaber selbständiger Abtheilungen beziehungsweise die mit den Befugnissen
eines solchen von feiten des Gouverneurs ausgestatteten Befehlshaber , sowie bei Er¬
weichungen aus Gefangenenanstalten oder Arbeiterabtheilungen die Gouverneure,
Kommandanten und Garnisonältesten . In Deutschland soll jeder Militärbefehls¬
haber vom Hauptmann aufwärts zum Erlaß von Steckbriefen befugt sein (§ 183
Abs. 2 M . St . G . O .).

§ 24 . Bedarf es bei Verbrechen des Landesverraths oder des Verraths
militärischer Geheimnisse zur Feststellung des Thatbestandes des Gutachtens einer
Militärbehörde , so ist dasselbe stets durch Vermittelung des Oberkommandos der
Schutztrnppen einzuholen (§ 218  Abs . 3 M . St . G . O .) .

§ 25 . Die eine Selbstentleibung betreffenden Verhandlungen — § 223
M. St . G . O . — find nach Abschluß der Ermittelungen dem höheren Gerichtsherrn

anlaßt hat , dem Reichskanzler einzusenden.
Gleiches gilt in den übrigen Fällen des § 223.
Die Leichenschau darf in den Schutzgebieten auch durch einen Gerichtsoffizier

bewirkt werden.
! § 26 . Für den Bereich der Kaiserlichen Schutztruppen ist der Reichskanzler
: die „oberste Dienstbehörde " (§ 231 M . St . G . O .) .

§ 27 . Wird der Beschuldigte in Untersuchungshaft genommen oder die Anklage
gegen ihn verfügt , so hat der Gerichtsherr,

dem höchsten der diesem vorgesetzten Militärbefehlshaber im Dienstwege Anzeige zu

gesetzten Militärbefehlshaber zu

ein Offizier , Sanitätsoffizier,
aus Anlaß des eingeleiteten

ienstes enthoben wird (§ § 174,

i und von diesem , nachdem er das im Interesse der Disziplin etwa Erforderliche ver¬

wertn der Beschuldigte Offizier , Sanitätsoffizier oder Ingenieur des
Soldatenstandes ist:

er Militärbeamte im doppelten^ ^ wenn der Beschuldigte Militürbeamter ist:

l Die deutsche Kolonial-GesetzgebungV (1900). 8
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In allen diesen Fällen ist zu gleicher Zeit dem Reichskanzler Meldung zu
erstatten.

tz 28 . Von dem Berichte , welcher nach § 252 M . St . G . O . wegen eines gegen;
den Kaiser oder das Reich gerichteten Hochverraths oder Landesverraths oder wegen
eines als Verbrechen oder Vergehen sich darstellenden Verraths militärischer
Heimnisse an den Reichskanzler zu erstatten ist , ist dem Oberkommando der Schuh - !
truppen auf dem Dienstwege Abschrift einzureichen.

ß 29 . Müssen in Ermangelung sonstiger geeigneter Räume die Haupt - !
Verhandlungen in Kasernen , Arrestanstalten oder ähnlichen auch zu anderen
militärgerichtlichen Zwecken dienenden militärischen Dienstgebänden stattfinden , so er- !
folgt die Zulassung der Zuhörer nach Maßgabe des verfügbaren Raumes gegen;
Karten , die auf Anordnung des Gerichtsherrn am Tage der Hauptverhandlnng aus- i
gegeben werden . Bei Ausgabe der Karten sind , sofern nicht besondere Bedenken
entgegenstehen , die nächsten Verwandten und Verschwägerten des Angeklagten thunlichst
zu berücksichtigen (§ 283 M . St . G . O .) .

H 30 . Rechtsanwülte können als Vertheidiger auftreten , sofern sie bei einem
Kriegsgerichte oder Oberkriegsgerichte der Armee oder Marine ernannt sind . § 341
letzter Absatz M . St . G . O . findet Anwendung.

tz 31 . Die Zuziehung eines gewählten Vertheidigers kann abgelehnt werde »,
wenn durch sie eine Verzögerung des Verfahrens herbeigeführt werden würde.

ß 32 . Ich übertrage aus Grund des H 25 Abs . 2 des Einführungsgesetzes!
zur Militür - Strafgerichtsordnung für die im § 24 Nr . 2 daselbst bezeichneten Fälle!
die Befugnisse des Preußischen General -AuditvriatS dem Zweiten Senat des
Militärgerichts.

H 33 . Die Verordnung des Bundesraths vom 16 . Juni 1882 bis 9 . Juli 1896,!
betreffend die Einrichtung von Strafregistern und die wechselseitige Mittheilung der-
Strafurtheile ( Centr .- Bl . f. d . D . R ., S . 309 ) , findet , soweit im Folgenden nicht!
ein Anderes bestimmt wird , auf die Angehörigen der Kaiserlichen Schutztruppen sinn¬
gemäße Anwendung.

I . In die Register sind nicht aufzunehmen:
Die von dem Gerichtsherrn und dem Kriegsgerichtsrath gemäß

M . St . G . O . zu erlassenden Beschlüsse , durch die das im Reiche befindliche Vermögen
eines Abwesenden mit Beschlag belegt oder der Abwesende für fahnenflüchtig erklärt
wird.

II . Von den bei den Schutztruppengerichten erfolgten Verurtheilungen hat die
Mittheilung durch das Oberkommando zu erfolgen , wenn und sobald der Verurtheilte
aus dem Verbände der Schutztruppe ausscheidet , ohne in das Heer oder in die
Kaiserliche Marine überzutreten . Tritt der Verurtheilte in das Heer oder die
Kaiserliche Marine über , so hat die Mittheilung nach Maßgabe des § 5 Abs . 4 der
Bundesrathsverordnung zu erfolgen.

III . Die die Vollstreckung veranlassenden Gerichtsherren haben nach Eintritt
der Rechtskraft des Urtheils dem Oberkommando eine Strafnachricht gemäß § § 7ff.
der Bundesrathsverordnung zu übersenden.

§ 34 . Vorstehende Verordnung tritt am 1 . Oktober 1900 in Kraft.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem
Kaiserlichen Jnsiegel.

Gegeben Drontheim,  an Bord M . Y . „ Hohenzollern " , den 18 . Juli 1900.
Wilhelm , I. R.

Fürst zu Hohenlohe.

zu

der
mo
vm
nu
ohi

bet



I

Vertrag über die Einrichtung und die Unterhaltung von Postdampserverbindungen mit Afrika. 11 5

! zu

'gen
egen
Ge-
huh- !

upt-
als
er- !

egen
aus-
iikei.

nem!
341 ^

'den,

ichs-

196,
der

licht
inn¬

igen
M

die
eilte
die
die
der

tritt
T

kteni

>.

107. Vertrag über die Einrichtung und die Unterhaltung von
Postdampferverbindungen mit Afrika.

Vom 21 . Juli 1900 . (Reichsanzeiger vom 7. August 1900 , Kol . Bl . 1900, S . 615 .)

Zwischen dem Reichskanzler Fürsten zn Hohenlohe , handelnd im Namen des
Reichs, einerseits und der Aktiengesellschaft„Deutsche Ostafrika - Linie " zn Ham¬
burg andererseits ist heute nachstehender Vertrag abgeschlossen worden:

Artikel 1. Die Deutsche Ostafrika-Linie, als Unternehmer, verpflichtet sich, die
nachstehend aufgeführten Postdampferlinien einzurichten und während des im Artikel 43
näher bezeichneten fünfzehnjährigen Zeitraums zu unterhalten:

eine Hauptlinie mit zweiwöchentlichen Rundfahrten um Afrika, und zwar
abwechselnd

1. von Hamburg über Bremerhaven, einen niederländischen oder belgischen
Hafen, Lissabon, Las Palmas , Kapstadt, Port - Elizabeth, East- London,
Durban, Delagoa - Bay , Reira , Mozambique, Sansibar , Dar - es - SalLm,
Tanga , Aden, Suez , Port -Said , Neapel, Lissabon, einen niederländischen
oder belgischen Hafer:, Bremerhaven, zurück nach Hamburg (westliche Rund¬
fahrt),

2. von Hamburg über Bremerhaven, einen niederländischen oder belgischen
Hafen, Lissabon, Neapel, Port -Said , Suez , Aden, Tanga , Dar -es-SalLm,
Sansibar , Mozambique, Beira , Delagoa -Bay , Durban, East-London, Port-
Elizabeth, Kapstadt, Las Palmas , Lissabon, einen niederländischen oder
belgischen Hafen, Bremerhaven, zurück nach Hamburg (östliche Rundfahrt) ;

L. eine Zwischenlinie mit vierwöchentlichen Fahrten von Hamburg über einen
niederländischen oder belgischen Hafen, Neapel, Port -Said , Suez , Aden, Tanga,
Dar-es-SalLm , Sansibar , Kilwa, Lindi, Mikindani, Jbo , Mozambique nach Beira
und zurück über dieselben Häfen. Die Fahrten dieser Linie sind so zu legen, daß in
Verbindung mit denen der Linie ^ 2 in zweiwöchentlichen Zeitabständen eine Abfahrt
von Neapel nach Deutsch-Ostafrika stattfindet.

Die Bestimmung des niederländischen und des belgischen Anlaufhafens erfolgt
durch den Reichskanzler. Der Unternehmer ist verpflichtet, auf Verlangen und nach
Bestimmung des Reichskanzlers ohne besondere Entschädigung die ausgehenden
Dampfer der Linie ^.2, die einkommendenDampfer der Linie ^ 1 sowie sämmt¬
liche Dampfer der Linie L einen niederländischenund einen belgischen Hafen anlaufen
zu lassen.

Der Unternehmer ist ferner verpflichtet, die Dampfer der von ihm außer-
vertragsmäßig betriebenen Bombay-Linie, die Häfen Pangani und Bagamoyo , regel¬
mäßig alle vier Wochen, sowie auf rechtzeitiges Ansuchen des Kaiserlichen Gouvernements
von Deutsch-Ostafrika auch die Häfen Saadani , Kilwa und Lindi (die beiden letzteren
nur während des Nordost-Monsuns ) nach Bedarf , nöthigenfalls alle vier Wochen,
ohne besondere Entschädigung anlaufen zu lassen.

Artikel 2 . Die Geschwindigkeit der Fahrten muß im Durchschnitte mindestens
betragen:

auf der Linie ^.1
von Hamburg bis Kapstadt, sowie von Dar -es-SalLm bis Neapel
12 Knoten, auf den übrigen Strecken IlU/s Knoten,

auf der Linie ^ .2
von Neapel bis Dar -es-SalLm sowie von Kapstadt bis Hamburg
12 Knoten, auf den übrigen Strecken 10 V2 Knoten,

auf der Linie U 10 Knoten.
8*
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Vorübergehend kann der Reichskanzler für ältere , bereits vor dem 1 . April 19hg
in die ostafrikanische Reichs - Postdampferlinie eingestellte Schiffe eine geringere als
die vorbezeichnete Geschwindigkeit zulassen , die aber auf der Hauptlinie nicht untef
10 Knoten Herabgehen darf.

Bei Fahrten gegen den Monsun ist ein Abschlag von einem Knoten für die
Stunde gestattet ; für die Durchfahrt durch den Suezkanal wird eine den Verhältnisse!
entsprechende Zeit eingesetzt.

Hiernach wird die Zeitdauer der Reise unter Berücksichtigung des Aufenthaltes!
in den Häfen ermittelt und durch den Fahrplan festgesetzt . -

Artikel 3 . Der Unternehmer ist verpflichtet , auf Verlangen des Reichskanzlers!
innerhalb der Vertragsdauer auf der Hauptlinie für neu zu erbauende Schiffe
Erhöhung der im Artikel 2 angegebenen Fahrgeschwindigkeit eintreten zu 1
soweit auf einer ausländischen Konknrrenz - Postlinie eine Steigerung der vertrags¬
mäßigen Fahrgeschwindigkeit erfolgt . Diese Erhöhung der Fahrgeschwindigkeit
ohne besondere Gegenleistung des Reichs zu erfolgen , soweit der Unternehmer der
ausländischen Postlinie die für seine Dampfer vorgeschriebene Fahrgeschwindigkeit ahm
Erhöhung der vertragsmäßigen Gegenleistung steigert.

Artikel 4 . Auf Verlangen des Reichskanzlers müssen die für die Hauptli »,!
neu zu erbauenden Schiffe mit solcher Maschinenkraft ausgestattet werden , daß sie
Stande find , in voll beladenem Zustand eine Durchschnittsgeschwindigkeit
13 Knoten zu entwickeln.

Artikel 5 . Die Dampfer haben die Post an den fahrplanmäßig hierzu
bestimmenden Häfen (Posthäfen ) aufzunehmen und abzuliefern . In den europäische»
Posthäfen müssen die Dampfer bei der Ausreise zu der fahrplanmäßig festgesetzte!
Stunde bereit liegen , um sogleich nach Empfang der Post die Fahrt antreten zr
können . Die Abfahrt darf nicht früher erfolgen , als bis die Post an Bord ist.

Artikel 6 . Der Unternehmer hat alljährlich den Fahrplan aufzustellen und den
Reichskanzler zur Genehmigung und endgültigen Feststellung zu unterbreiten . Der
Entwurf des Fahrplans muß mindestens drei Monate vor dem Zeitpunkte der Ein¬
führung eingereicht , die Genehmigung zu Fahrplanändernngen mindestens zwei Monate
vor dem Zeitpunkte , zu welchem sie eintreten sollen , eingeholt werden.

Der Reichskanzler ist berechtigt , zu jeder Zeit unter den im Artikel 35 , letzter
Absatz , festgesetzten Bedingungen eine Aenderung des bestehenden Fahrplans sowie
das Anlaufen noch anderer als der im Artikel 1 benannten Häfen anzuordnen . Für
diejenigen Fälle , in denen es sich um eine Aenderung in der Fahrgeschwindigkeit
oder in der Anzahl der Fahrten handelt , finden die Bestimmungen der Artikel 3
40 Anwendung . Die angeordnete Aenderung ist dem Unternehmer mindestens drei
Monate vor dem Zeitpunkt , zu welchem sie in Kraft treten soll , schriftlich
zutheilen.

Artikel 7 . Andere als die fahrplanmäßigen Häfen dürfen ohne besondere Ge¬
nehmigung des Reichskanzlers von den Dampfern nicht angelaufen werden.
letztere infolge schlechten Wetters oder eines anderen Umstandes , welcher bei
Wendung der gehörigen Sorgfalt nicht zu vermeiden war , gezwungen , dem Fast,
zuwider einen Nothhafen anzulaufen , so ist die gesetzlich vorgeschriebene Verklarung,
falls sie im Auslande zu bewirken ist , wenn thunlich vor dem deutschen Konsul ab¬
zulegen . Kann ein genügender Entschnldigungsgrund für das fahrplanwidrige An¬
legen in glaubhafter Weise , insbesondere durch die abgelegte Verklarung und durch
den Inhalt des Schiffstagebuchs , nicht nachgewiesen werden , so ist für das erste
Anlegen eine Strafe von 1000 (eintausend ) Mark und für das zweite Anlegen anst
derselben Fahrt eine solche von 2000 (zweitausend ) Mark verwirkt ; bei einer dritt'
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maligeu und jeder ferneren Zuwiderhandlung auf ein und derselben Fahrt liegt es
m der Befugniß des Reichskanzlers, eine Strafe in Höhe van 2000 bis 5000
^fünftausend) Mark festzusetzen.

Die vorstehenden Bestimmungen finden sinngemäße Anwendung auf diejenigen
Falle, in welchen fahrplanmäßige Häfen nicht angelaufen werden.

Artikel 8 . Jede Verspätung in der Abgangs - oder der Ankunftszeit an den
Anfangs- und Endpunkten der Haupt- und der Zwischenlinie wird, sofern sie nicht
erwiesenermaßen durch einen Umstand, welcher bei Anwendung der gehörigen Sorgfalt
nicht zu vermeiden war oder durch verspätete Zuführung der Post verursacht ist, mit
einer Strafe von 30 (dreißig) Mark für die Stunde belegt. Bei einer reicht gerecht¬
fertigten Verspätung von über 12 (zwölf) hintereinander folgenden Stunden erhöht
sich die Strafe von der dreizehnten Stunde ab auf das Doppelte.

Diese Strafbeträge können verdoppelt werden, wenn eine derartige Verzögerung
ja der Abfahrt durch Verladung von Gütern herbeigeführt worden ist.

Der Reichskanzler ist berechtigt, Strafen bis zu gleicher Höhe auch für Ver¬
spätungen der Abfahrt an den Zwischenhäfen festzusetzen.

Die in diesem und dem vorhergehenden Artikel vorgesehenen Strafen sollen in
keinem Falle die Höhe der Vergütung übersteigen, welche auf die betreffende Fahrt
bei Zugrundelegung des im Artikel 35 bestimmten Satzes für die Seemeile ent¬
fallen würde.

Zur Prüfung der planmäßigen Ausführung der Fahrten ist nach dem jedes¬
maligen Wiedereintreffen eines Dampfers am Anfangspunkte der Reise ein alle er¬
forderlichenAngaben enthaltender beglaubigter Auszug aus dem Schiffstagebuch an,
den Reichskanzler einzureichen. Letzterer ist berechtigt, die bezeichnete Prüfung auch
in anderer Weise ausüben zu lassen. Sollte aus dein Umstände, daß die Dampfer
nicht zur fahrplanmäßigen Zeit abgehen, die Nothwendigkeit eintreten, die Post auf
einem anderen Wege zu befördern, so hat der Unternehmer in allen Füllen die baren
Auslagen zu ersetzen, welche durch diese Beförderung entstehen.

Artikel 9 . Der Unternehmer hat zur Ausführung der im Artikel 1 bezeichneten
Fahrten Dampfer in einer den Anforderungen des Reichskanzlers genügenden Zahl
einzustellen und zu unterhalten.

Von diesen Dampfern find neu zu erbauen und spätestens einzustellen:
b. in die Zwischenlinie:

2 Dampfer am 1. April 1901,
2 - - 1. - 1908.

rpla»
rung,
l ab-
A„-

dnrch
erste

1 auf
britt-

u. in die Hauptlinie:
1 Dampfer am 1. April 1901,
2 - - 1. - 1902,
2 - - 1. - 1904;

Die in die Fahrt eingestellten Dampfer dürfen ohne Genehmigung des Reichs¬
kanzlers zu Fahrten auf anderen als den im Vertrage bezeichneten Linien nicht ver¬
wendet werden.

Artikel 10 . Der Bruttoraumgehalt der neu einzustellenden Dampfer, soweit
sie zur dauernden Verwendung auf den Linien bestimmt sind, soll wenigstens betragen:

5000 Registertons für die Hauptlinie,
f 2400 - - - Zwischenlinie.
^ Artikel 11 . Sämmtliche in die Linien einzustellenden Dampfer dürfen in ihrer
»'Bauart und Einrichtung, namentlich in Bezug auf Sicherheit und Bequemlichkeit für
fdie Reisenden, sowie hinsichtlich der Verpflegung den auf denselben Linien laufenden
Postdampfernanderer Nationen nicht nachstehen und müssen insbesondere den nach¬
stehenden Anforderungen entsprechen.

Die Dampfer sollen, abgesehen von den für die Schiffsbesatzung und den zur
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Aufnahme der Post und deren etwaigen Begleiter bestimmten Räumlichkeiten , Ein¬
richtungen zur Beförderung von Reisenden dreier verschiedener Klassen haben.

Die Räume müssen mit allen für die Reisenden nothwendigen Gegenstände»
ausgerüstet sein . In den Räumlichkeiten der dritten Klasse sind Schlaseinrichtungen,
bestehend aus Matratze und Kopfkissen , in genügender Anzahl herzurichten . Für
einzeln reisende Personen weiblichen Geschlechts sind besondere Abtheilungen herzurichten,
welche verschließbar sein müssen.

Are Bord jedes Dampfers muß sich ein in Deutschland approbirter Arzt
befinden.

Hinsichtlich der Eintheilung des Schiffsraums in wasserdichte Abtheilungen , der
Ausrüstung mit Booten , Rettungsgeräthen und Sicherheitsrollen , der Feuerlösch-
einrichtnngen , der Einrichtung zur Herstellung von Frischwasser , der Ausstattung mit
Krankenräumen und Arzneimitteln müssen die Dampfer den Vorschriften des Bundes¬
raths über Auswandererschiffe entsprechen . Soweit danach bezüglich der Prüfung der
Schotteintheilung der See -Bernfsgenossenschaft oder deren Organen Befugnisse vor¬
behalten sind , stehen dieselben für die Reichspostdampfer dem Reichskanzler zu . Der
Reichskanzler ist befugt , in allen Fällen die Vorlage von Schwimmfähigkeitsberechnungen
zu verlangen.

Die Dampfer müssen die von der Marineverwaltung als erforderlich bezeichneten
Schiffspläne an Bord führen.

Rücksichtlich der Zwischenlinie bleibt dem Reichskanzler die Befngniß zur Er¬
mäßigung der in diesem Artikel gestellten Anforderungen vorbehalten . .

Artikel 12 . In die Linien einzustellende neue Dampfer müssen auf deutschen >
'Werften und thunlichst unter Verwendung deutschen Materials gebaut werden . ^

Die Pläne für den Ban unterliegen der Genehmigung des Reichskanzlers und
sind in drei Exemplaren einzureichen.

Die Schiffe sind zur höchsten Klasse beim Germanischen Lloyd zu klassisiziren.
Die an den Dampfern vorzunehmenden größeren Instandsetzungen müssen , soweit
thunlich , ebenfalls auf deutschen Werften zur Ausführung gelangen.

Artikel 13 . Der Kvhlenbedarf für die Dampfer ist , soweit er in deutschen
Häfen oder in dem nach Artikel 1 anzulaufenden niederländischen oder belgischen
Hafen eingenommen wird , ausschließlich durch deutsches Erzeugniß zu decken. Ab¬
weichungen hiervon sind nur mit Genehmigung des Reichskanzlers zulässig . In den¬
selben Häfen ist der Proviant thunlichst aus deutschen Quellen zu beziehen . ^

Artikel 14 . Alle in die Fahrt einzustellenden Dampfer müssen vorher durch
Sachverständige , welche der Reichskanzler ernennt , geprüft und als den Anforderungen
genügend anerkannt sein.

Der Reichskanzler ist berechtigt , diese Prüfung während der Vertragsdauer jeder¬
zeit wiederholen zu lassen und auf Grund des Ergebnisses der Prüfung ein Schiff
für ungeeignet zu erklären . In letzterem Falle ist der Unternehmer verpflichtet , binnen ^
der ihm gestellten Frist das betreffende Schiff zurückzuziehen und für einen geeigneten
Ersatz nach Maßgabe der im Artikel 15 getroffenen Festsetzungen zu sorgen . Kommt
der Unternehmer dieser Verpflichtung nicht nach , so hat derselbe für jeden Tag der
verspäteten Einstellung eines geeigneten Schiffes eine Strafe von 300 (dreihundert)
Mark zu zahlen.

Die ^ in Deutschland und den betreffenden ausländischen Häfen geltenden gesetz¬
lichen Bestimmungen über die amtlichen Besichtigungen rc. der zur Personenbeförderung
dienenden Dampfschiffe hat der Unternehmer unter eigener Verantwortlichkeit und auf
seine Kosten zu erfüllen.

Artikel 15 . Im Falle ein auf den Vertragslinien verwendetes Schiff in Verlust
geräth , hat der Unternehmer einen neuen Dampfer zu beschaffen uud bis zu dessen
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Fertigstellung für den ungestörten Fortgang des Dienstes Sorge zu tragen . Vor¬
übergehend können in solchem Falle sowie bis zur Fertigstellung der nach Artikel 9

neu zu erbauenden Schiffe an Stelle der letztereil mit Genehmigung des Reichs¬

kanzlers auch Schiffe eingestellt werden , welche nicht allen vertragsmäßigen Be¬
dingungen entsprechen.

Zum Ersatz eines in Verlust gerathenen Schiffes durch einen allen Bedingungen

Genüge leistenden neuen Dampfer wird eine Frist von 18 Monaten gewährt . Er¬

folgt der Ersatz in dieser Zeit nicht , so hat der Unternehmer eine Strafe von 300

(dreihundert ) Mark für jeden Tag der verspäteten Einstellung des neuen Schiffes

zu zahlen . . ,
Artikel 16 . Im Falle einer theilweisen oder vollständigen Mobilmachung der

Marine steht es dem Reichskanzler frei , die auf den Linien verwendeten Dampfer

gegen Erstattung des vollen Werthes anzukaufen oder gegen Vergütung sonst in
Anspruch zu nehmen . Die Ermittelung des Werthes , beziehungsweise die Feststellung

der Vergütung erfolgt in Gemäßheit der Bestimmungen im § 24 ( bezw . K 23 ) des
Gesetzes über die Kriegsleistungen vom 13 . Juni 1873.

Ein Verkauf oder eine miethsweise Ueberlassung der Dampfer an eine fremde

Macht darf ohne Genehmigung des Reichskanzlers auch im Frieden nicht stattfinden.
Artikel 17 . Die Dampfer führen die deutsche Postflagge nach Maßgabe der

über die Führung derselben durch derartige Schiffe bestehenden Allerhöchsten Be¬

stimmungen und befördern die Post nebst den etwaigen Begleitern ohne besondere

Bezahlung . Letztere sind auch unentgeltlich zu verpflegen , und zwar Beamte wie
Reisende I . Klasse und Unterbeamte wie Reisende II . Klaffe . Jedem Postbegleiter
ist eiil besonderes Zimmer mit angemessener Ausstattung zur Benutzung zu überweisen.

Unter Post sind alle Briefbeutel , Zeitungssäcke , Werth - und Packetsenduugen zu

»erstehen , welche den Dampfern von der deutschen Reichs - Postverwaltuug oder von

den in Betracht kommenden ausländischen Postverwaltungen zur Beförderung über¬
geben werden.

Alle aus dem Postbeförderungsdienste herrührenden Einnahmen bezieht das Reich.

Werden die Dampfer von Postbeamten nicht begleitet , so ist -die Post seitens

des Schiffsführers am Anfangspunkte der Fahrt und an den Unterwegsorten gegen

Quittung zu übernehmen und in einem eigens zu diesem Zwecke hergerichteten , gegen
Nässe, Feuersgefahr und sonstige Beschädigung geschützten und gehörig gesicherten

Raume während der Fahrt unter Verschluß aufzubewahren . Jngleichen hat der

Schiffsführer in dem bezeichneten Falle die Verpflichtung , die übernommenen Post¬
sachen an der : betreffenden Unterwegsorten bezw . am Endpunkte der Fahrt an die

zur Empfangnahme derselben berechtigten Personen abzuliefern.
Die Uebernahme und die Ablieferung der Postsachen hat unter Beachtung der

iu dieser Beziehung von der Reichs - Postverwaltung ertheilten Vorschriften zu erfolgen.
Findet eine Begleitung der Post durch Postbeamte statt , so ist den Beamten außer¬

dem erwähnten Aufbewahrungsraum ein geeigneter , den Anforderungen der Reichs-
Postverwaltung entsprechender Heller Raum zur Bearbeituug der Post während der

Fahrt postdienstmäßig einzurichten und zur Verfügung zu stellen : die Erleuchtung,
Heizung und Reinigung dieses Raumes hat der Unternehmer auf seine Kosten be¬

wirken zu lassen . Die Uebernahme und Ablieferung der Postsachen liegt in diesem

Falle den Postbeamten ob . Jedoch ist der Unternehmer verpflichtet , aus Verlangen
der Postbeamten die zur Beförderung der Postsücke zwischen dem Postdieustraum
und dem Aufbewahrungsraum rc . erforderliche Hülfe durch die Schiffsmannschaft zu
gewähren.

Wenn der Postbeamte während der Fahrt aus irgend einem Grunde verhindert
werden sollte , seinen Dienst weiter fortzusetzen , so hat der Unternehmer die volle
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Verantwortlichkeit für die Postladung zu übernehmen nnd den Postdienst bis aus
Weiteres nach Maßgabe der für derartige Fälle von der Reichs -Postverwaltung er¬
theilten besonderen Vorschriften besorgen zu lassen.

Auf jedem Schiffe muß auf Kosten des Unternehmers mindestens ein verschließ¬
barer , den Anforderungen der Reichs -Postverwaltung entsprechender Briefkasten an¬
gebracht werden . Sofern eine Begleitung der Dampfer durch Postbeamte nicht statt¬
findet , hat der Schiffsführer durch einen von ihm zu bestimmenden Schiffsoffizier den
Briefkasten rechtzeitig leeren und die darin vorgefundenen Sendungen nach Maß¬
gabe der von der Reichs -Postverwaltnng gegebenen bezüglichen Bestimmungen behandeln
zu lassen.

Die Einschiffung nnd Landung der Post hat in allen Häfen auf Gefahr und
Kosten des Unternehmers zu erfolgen.

Die Landung der Post hat sofort nach dem Eintreffen der Dampfer in dem
betreffenden Hafenorte bezw . auf der zugehörigen Rhede zu geschehen . Wenn der
Dampfer durch Postbeamte begleitet wird , so ist der erste Beamte in jedem Hafen
oder Platze , wo Posten abzuliefern oder einzunehmen sind , sobald und so oft er es
im dienstlichen Interesse für nothwendig hält , aus Land zu befördern und von dort
an das Schiff zurückzubringen , entweder gleichzeitig mit der Post oder , wenn der
Beamte dies für zweckmäßig halten sollte , ohne die Post , und zwar in einem an¬
gemessenen , seetüchtigen , mit gehöriger Mannschaft und Ausrüstung versehenen Boote.

Artikel 18 . Der Unternehmer darf mit den Dampfern keine anderen Briefe
oder sonstigen Postzwangspflichtigen Gegenstände befördern lassen als solche, welche
ihm entweder von den Postbehörden überwiesen oder die mittelst der im vorher¬
gehenden Artikel erwähnten Briefkasten eingeliefert worden sind.

Der Unternehmer ist auch dafür verantwortlich , daß weder von den Schiffs¬
führern noch von der übrigen Schiffsmannschaft Briefe und sonstige Postzwangs¬
pflichtige Gegenstände mitgenommen werden . Für jede Zuwiderhandlung hat der
Unternehmer den Betrag des hinterzogenen Portos und außerdem nach näherer Fest¬
setzung der Reichspostverwaltung eine Strafe bis zu 50 (fünfzig ) Mark zu entrichten.

Denk Unternehmer bleibt es jedoch gestattet , mit seinen Agenten und Beauftragten
im Auslande mittelst der Schiffe Briefsendungen auszutauschen , ohne dieselben der
Post zur Beförderung zu übergeben , soweit dies nicht nach den Bestimmungen des
betreffenden Landes verboten ist.

Artikel 19 . Falls ein Dampfer unterwegs einen Unfall erleidet und aus diesem
Grunde die Reise unterbrechen muß , hat , wenn an Bord sich ein Postbeamter be¬
findet , dieser in Benehmen mit dem Schiffsführer , in allen anderen Fällen letzterer
allein für der Weiterbeförderung der Postladung mit dem nächsten deutschen oder
fremden , nach dem Bestimmungsorte der Postsachen fahrenden oder mit Zwischen-
beziehnngsweise Ankunftsplätzen in Verbindung stehenden Dampfern zu sorgen . Da
sich in dieser Beziehung ein - für allemal bestimmte Vorschriften nicht ertheilen lassen,
so müssen der Postbeamte an Bord nnd der Schifssführer beziehungsweise Letzterer
allein , je nach Lage des einzelnen Falles , die schnellste Weiterbefördernngs -Gelegenheit
für die Post wählen.

Die für diese Weiterbeförderung etwa entstehenden Kosten fallen stets dem Unter¬
nehmer zur Last.

Artikel 20 . Der Unternehmer haftet dem Reich für den Schaden , welcher durch
Verlust , Beschädigung oder verzögerte Beförderung von Postsachen in der Zeit
zwischen der Uebernahme und Abgabe entsteht , in demselben Umfang , in welchem diefllerckispoftverwaltnna durcki Gküvüv 77,7,,Reichspostverwaltung durch Gesetze oder Verträge den Absendern von Postsendungen
gegenüber zum Schadenersatz verpflichtet ist . Die die Haftverbindlichkeit beschränkenden
Bestimmungen des Handelsgesetzbuches finden hierbei keine Anwendung . Insbesondere
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wird die Haftpflicht des Unternehmers für Kostbarkeiten , Gelder und Werthpapiere
nicht dadurch bedingt , daß dem Kapitän bezw . Schiffsoffizier diese Beschaffenheit oder
der Werth bei der Uebernahme angegeben worden ist . Immerhin wird die Post¬
verwaltung nach Thunlichkeit dafür Sorge tragen , daß den Schifssführern von dem
Vorliegen bedeutender Werthsendungen bei Zeiten Mittheilung gemacht wird . Sofern
sich jedoch ein mit der Beaufsichtigung der Postladung beauftragter Postbeamter an
Bord befindet , bleibt der Unternehmer von der Haftpflicht für die in dem Gewahrsam
des Beamten befindlichen Postsendungen befreit.

Artikel 21 . Für die Fahrten aus den im Vertrage bezeichneten Linien dürfen
Vereinbarungen mit fremden Regierungen wegen der Postbeförderuug oder wegen
der Beförderung von Regierungsgütern und Regierungspassagieren ohne Genehmigung
des Reichskanzlers nicht abgeschlossen werden.

Artikel 22 . Falls der Unternehmer auf den im Vertrage bezeichneten Linien
Schiffe für besondere eigene Rechnung fahren läßt oder sich an dem Schifffahrts¬
betrieb anderer Rhedereien betheiligt und der Reichskanzler Maßnahmen für noth¬
wendig erachtet , um die Vertragsliuien vor Beeinträchtigung in ihren Erträgnissen
zu schützen, ist der Unternehmer verpflichtet , diese Maßnahmen durchzuführen . Bei
dauernden Zuwiderhandlungen des Unternehmers gegen die vom Reichskanzler ge¬
troffenen Anordnungen ist dieser berechtigt , ohne Entschädigung vom Vertrage zurück¬
zutreten.

Artikel 23 . Die Einnahme an Fracht - und Ueberfahrtgeldern fällt dem Unter¬
nehmer zu . Die Festsetzung der Tarife erfolgt im Einvernehmen mit dein Reichs¬
kanzler.

Hinsichtlich der Veröffentlichung der Tarife sowie deren Abänderungen hat der
Unternehmer die etwa ergehenden Bestimmungen des Reichskanzlers zu befolgen.

Artikel 24 . Der Tarif für die Güterbeförderung soll für Bremen und Hamburg
völlig gleich gehalten werden . Demgemäß hat der Unternehmer die Güter zwischen
Hamburg und Bremen bis zum Postdampfer oder von demselben auf dem Wasser¬
wege kostenfrei und ohne Verzögerung zu befördern.

Angleichen dürfen für die Güterbeförderung die Frachtsätze nach und von dem
deutschen Schutzgebiet in Ostafrika nicht höher gehalten werden , als für die Be¬
förderung nach und von Sansibar . Alle den Verladern und Reisenden im Verkehr
mit Sansibar oder den portugiesischen und britischen Besitzungen in Ostafrika
gewährten Preisermäßigungen , Vergütungen , Rückprämien und ähnliche Vortheile
sind in gleicher Höhe und Form auch im Verkehr mit dem deutschen Schutzgebiet zu
gewähren.

Der Unternehmer verpflichtet sich, an denjenigen Orten , welche der Reichskanzler
bezeichnen wird , Agenturen zu errichten und zu unterhalten , welche als Sammelstelleu
für die zur Beförderung mit den Postdampferlinien ausgegebenen Waaren bestimmt
sind. Diese Agenturen müssen ermächtigt sein , auf Verlangen des Absenders den
Vertrag über die ganze Beförderung von der Sammelstelle bis zu dem überseeischen
Bestimmungsorte der Frachtgüter abzuschließen.

Die in das Konnossement aufzunehmenden allgemeinen Bedingungen für die
Güterbeförderung sind dem Reichskanzler zur Genehmigung vorzulegen . Die Konnosse¬
mente sowie die Fahrscheine und die Anschläge auf den Schiffen müssen in deutscher
Sprache abgefaßt sein . Wenn die Abfassung in mehreren Sprachen erfolgt , muß der
deutsche Text vorangestellt werden.

Für die Beförderung gefährlicher Güter sind die einschlägigen Vorschriften des
Bundesraths über Auswaudererschiffe maßgebend.

Artikel 25 . Der Reichskanzler ist befugt , laudwirthschaftliche Erzeugnisse des
Auslandes die mit denen der deutschen Landwirthschaft konkurriren — mit Aus-
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nähme von Tabak, Bienenwachs, Häuten, Fellen und Wolle —, von der Einfuhr
durch die Reichspostdampfer nach deutschen, niederländischen und belgischen Häfen
auszuschließen. Zuwiderhandlungen gegen die vorn Reichskanzler getroffenen Be¬
stimmungen unterliegen im Einzelfall einer von: Reichskanzler festzusetzenden Strafe
bis zu 3000 (dreitausend) Mark und berechtigen bei dauernder Wiederholung den
Reichskanzler, ohrre Entschädigung vorn Vertrage zurückzutreten.

Artikel 26. Deutsche oder für Deutschland bestimmte Güter oder Güter von
oder nach deutschen Schutzgebieten haben bei gleichzeitiger Anmeldung den Vorzug
in der Beförderung vor ausländischen oder für das Ausland bestimmten Gütern.

Artikel 27. Der Unternehmer ist verpflichtet:
g.) die im Dienste des Reichs oder eines Bnndesstaats oder eines deutschen

Schutzgebiets stehenden Beamten, sonstigen Angestellten und Militärpersonen
sowie deren Familienangehörige und Dienstboten,

0) Waffen, Munition, Ausrüstnngsgegenstände und Proviant der Kaiserlichen
Marine und der Kaiserlichen Schutztruppen sowie sonstige Sendungen für
Rechnung des Reichs, eines Bundesstaats oder eines Schutzgebiets

gegen um 20 (zwanzig) Prozent ermäßigte Sätze zu befördern. Jedoch darf die
Stärke von Mannschaftstransporten auf ein und demselben Schiffe ohne Zustimmung
des Unternehmers nicht über 65 (fünfundsechzig) Köpfe hinausgehen.

Die Personen und Güter unteru und k> sind, wenn die Anmeldung bei Gütern
mindestens vier Wochen, bei Personen mindestens drei Wochen vor Abgang der
Schiffe erfolgt, unter allen Umständen zu befördern und haben auch nach dieser Frist
ein Vorrecht vor anderen gleichzeitig oder später zur Beförderung angemeldeten
Personen oder Gütern.

Für die Beförderung Kranker aus dem Dienstbereiche der Kaiserlichen Marine
oder eines deutschen Schutzgebiets ist stets ein dem erfahrungsmäßigen Bedürfniß
entsprechender Raum im Schiffst)ospital ohne besondere Vergütung zur Verfügung zu
halten.

Für die Munitionsbeförderung sind die im Sicherheitsinteresse vorgeschriebenen
Einrichtungen auf den Schiffen zu treffen.

Die im Abs. 1 vorgesehene Preisermäßigung für die Beförderung von Personen
und Gütern ist auch denjenigen Vereinen, die für Zwecke der Krankenpflege oder der
Mission in den deutschen Schutzgebieten wirken und für welche der Reichskanzler
diese Vergünstigung in Anspruch nimmt, sowie für wissenschaftliche Sendungen zu
gewähren.

Artikel 28. Der Unternehmer ist verpflichtet, Personen, welche zum Zwecke der
Strafverfolgung oder Strafvollstreckung einer deutschen Behörde oder deutscherseits
einer fremden Behörde überliefert werden sollen, unter nachfolgenden Bedingungen
zu befördern.

Diese Personen, mögen sie von einem Polizeibeamten begleitet sein oder nicht,
sind während der Fahrt der Regel nach in einer verschlossenen Kammer unter¬
zubringen.

Dem Schiffsführer(oder, im Falle einer amtlichen Begleitung, dem begleitenden
Beamten nach vorherigem Benehmen mit dem Schiffsführer) bleibt es überlassen, ein
zeitweiliges Verweilen dieser Personen auf Deck unter Aufsicht zu gestatten.

Die Beförderung derartiger Personen nebst etwaigem Begleiter ist auf Verlange»
der zuständigen inländischen Behörden oder im Airslande der Gesandten und Konsul»
des Reiches zu den tarifmäßigen Sätzen zu übernehmen. Auf ein und derselbe»
Fahrt sollen ohne Zustimmung des Unternehmers mehr als vier derartige Personen
nicht befördert werden.

Außer den Gefangenen sind auf Ersuchen der genannten Behörden auch die
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Untersuchungsakten und beschlagnahmten Beweisstücke mitzubefördern, ahne daß hierfür
eine besondere Vergütung gewährt wird.

Artikel 29. Dem Vorstand oder dem Anfsichtsrath der unternehmenden Gesell¬
schaft dürfen Ausländer ohne Genehmigung des Reichskanzlers nicht angehören. Ge¬
schieht dies dennoch, so ist der Reichskanzler, unbeschadet der von ihm etwa zu
erhebenden Ansprüche aus Schadensersatz, befugt, sofort ohne jede Entschädigung des
Unternehmers von dem Vertrage zurückzutreten.

Artikel 30. Die von dem Unternehmer für den Betrieb der Postdampferlinien
angestellten Personen, einschließlich der in ausländischen Plätzen bestellten Agenten,
sollen, soweit durch besondere Verhältnisse nicht Ausnahmen geboten sind, deutsche
Reichsangehörige sein.

An solchen Orten des Auslandes, in denen der Unternehmer Agenten unterhält,
sollen Letztere auf Verlangen des Reichskanzlers verpflichtet sein, Postdienstgeschäfte
nach Maßgabe der von der Reichs-Postverwaltung zu ertheilenden näheren Vorschriften
wahrzunehmen. Die für solche Dienstverrichtnngen unter Umständen zu gewährende
Vergütung wird von der Reichs-Postverwaltung festgesetzt.

Schiffsführer und sonstige im Betriebe der Postdampferlinien Angestellte, welche
einer erheblichen Verletzung oder Vernachlässigung der ihnen obliegenden Pflichten sich
schuldig machen, sind aus dem Dienstbetriebe der Postdampferlinien zu entfernen, sofern
der Reichskanzler auf Grund des Ergebnisses der anzustellenden Untersuchung dies
verlangt.

Artikel 31. Die zur Deckmannschaft und zum Maschineupersouale gehörige Be¬
satzung der Dampfer, soweit sie im Inland angemustert ist und nicht aus Minder¬
jährigen besteht, muß aus Angehörigen des Beurlaubtenstandes der Kaiserlichen Marine
oder aus solchen Personen bestehen, die sich schriftlich verpflichten, als Kriegsfreiwillige
in den Dienst der Marine überzutreten, wenn der Dampfer bei einer theilweisen oder
vollständigen Mobilmachung von der Marine gekauft, gemiethet oder reguirirt wird.

Farbige Mannschaften dürfen nur für den Dienst in den Maschinen- und Kessel-
räumen insoweit verwendet werden, als die Verwendung europäischer Mannschaften
aus gesundheitlichen Rücksichten uuthunlich ist.

Ausnahmen von den vorstehenden Bestimmungen sind nur mit Genehmigung des
Reichskanzlers zulässig.

Für jede Person der Besatzung, die nach dem 1- April 1901 diesen Bestimmungen
zuwider länger als drei Monate hintereinander oder in Zwischenrüumen au Bord
der Dampfer Dienst thut, verwirkt der Unternehmer eine Strafe von 100 (einhundert)
Mark für den Kopf und die Zeitdauer von je drei, auch nur angefangenen, Monaten.

Der Unternehmer ist verpflichtet, zur Ueberwachung der Einhaltung dieser Be¬
stimmungen den Seemannsämtern auf deren Verlangen die Musterrollen und die
Personalausweise der Mannschaft jederzeit vorlegen zu lassen.

Artikel 32. Auf jedem Dampfer wird ein Beschwerdebuch ausgelegt.
Bei Verabreichung neuer Beschwerdebücher werden die alten eingefordert und

zurückgelegt, sobald alle in denselben befindlichen Beschwerden ihre Erledigung gesunden
haben.

Das Beschwerdebuch wird von dem mit der Aufbewahrung desselben beauftragten
Schiffsoffizier den Reisenden auf Verlangen verabfolgt. Die niedergeschriebenen Be¬
schwerden sind von dem Schiffsführer sogleich gründlich zu untersuchen. Demnächst
hat derselbe unter Einreichung der Beschwerde in beglaubigter Abschrift und der
etwaigen Verhandlungen an den Reichskanzler Bericht zu erstatten, damit der Sach-
verhalt geprüft und die Erledigung der Beschwerde veranlaßt werden kann.

In allen für die Reisenden der verschiedenen Klassen bestimmten gemeinsamen
Räumen ist durch einen Anschlag ersichtlich zu machen, welcher Schiffsoffizier mit der
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Aufbewahrung des Beschwerdebuchs und der Verabfolgung desselben an die Reisenden
beauftragt ist.

Artikel 33 . Der Reichskanzler behält sich vor , jederzeit — in Häfen oder auf !
der Fahrt — den Zustand des Dienstes durch einen Beauftragten prüfen zu lasten. !
Letzterem ist auf fein Verlangen ungehinderter Zutritt zu allen Schiffsräumen zu ge- !
statten und in allen geforderten Beziehungen Aufschluß zu ertheilen . ,

Die Beförderung und Verpflegung des Beauftragten auf den Schiffen erfolgt
gegen Entrichtung des Ueberfahrtgeldes (Artikel 27 unter n) ; jedoch ist dem Beauf¬
tragten stets ein besonderes Zimmer zuzuweisen.

Artikel 34 . Die regelmäßigen Fahrten müssen spätestens im Laufe des April 1901 i
in vollem Umfang aufgenommen werden . Geschieht solches nicht , so hat der Unter - ^
nehmer für jeden Tag der Verspätung eine Strafe von 300 (dreihundert ) Mark E i
zu zahlen.

Artikel 35 . Für die Erfüllung der übernommenen Verbindlichkeiten empfängt i
der Unternehmer vom 1. April 1901 ab aus der Reichskasfe eine Vergütung von i
jährlich 1 350 000 (eine Million dreihundertfünfzigtausend ) Mark , zahlbar in monat - ^
lichen Theilbeträgen am letzten Tage jedes Monats . ^

Diese Vergütung wird insoweit gekürzt , als die vertragsmäßig bedungenen i
Fahrten nicht zur Ausführung gekommen find . Die Kürzung erfolgt — fei es , daß i
eine Fahrt ganz oder theilweise ausgefallen ist — in der Weise , daß für jede gegen- i
über dem Fahrplaue zu wenig zurückgelegte Seemeile der Betrag von 2,09 Mark <
von den nächstfälligen Monatsbeträgen zur Reichskasse einbehalten wird . Für die I
Berechnung der Entfernungen find die im Fahrplan enthaltenen Festsetzungen der c
Seemeilenzahl maßgebend . l

Die von dem Unternehmer eintretendenfalls auf Grund der Artikel 7, 8 , 14, l
15 , 18 , 25 , 31 und 34 zu zahlenden Geldstrafen , welche der Reichskanzler endgültig f
festsetzt, sowie die nach Artikel 8 , 19 und 20 zu erstattenden Beförderungskosten und c
Entschädigungen werden — unbeschadet der Bestimmung im Artikel 37 — von dem
zunächst fällig werdenden Vergütungsbetrag einbehalten . !

Wenn der Reichskanzler das Anlaufen noch anderer als der im Artikel 1 be- l
nannten Häfen anordnet , so soll , wenn die dadurch entstehende Verlängerung oder z
Verkürzung des Kurses (die Hm - und Rückreise zusammengenommen ) gegenüber dem
beim Inkrafttreten dieses Vertrags geltenden Fahrplane nicht mehr als 250 (zwei- i
hundertfünfzig ) Seemeilen beträgt , eine Aenderung in der Höhe der Vergütung nicht c
eintreten . Beträgt dagegen die Verlängerung oder Verkürzung des Kurses mehr als
250 Seemeilen , so wird für jede im Vergleich zu dem bezeichneten Fahrplan mehr k
oder weniger zurückzulegende Seemeile die Vergütung um 2,09 Mark erhöht bezw. 2
gekürzt . k

Artikel 36 . Der Unternehmer hat über die Schiffe , welche auf den nach diesem c
Vertrage zu unterhaltenden Linien verwendet werden , gemäß den bisher bei ihm
üblich gewesenen Grundsätzen eine Sonderrechnung zu führen . » i

Dabei dürfen als Abschreibung einschließlich etwaiger Ueberweisungen an ein r
Reparaturkouto oder einen Erneuerungsfonds nicht mehr als 7 pCt . vom Anschaffungs - c
werthe der Schiffe in Rechnung gestellt werden und , soweit eine Selbstversicheruiig ci
stattfindet , als Versicherungsprämie nicht mehr als 5 pCt . vom Buchwerthe der Schiffe e

Ergiebt sich hiernach ein Ueberschuß von mehr als 6 pCt . des Buchwerths der l
Schiffe , so ist der Reichskanzler befugt , von dem Unternehmer weitere oder erhöhte i
Leistungen zur Durchführung der in diesem Vertrage verfolgten Zwecke , namentlich z
durch Steigerung der Geschwindigkeit der Fahrten , zu verlangen , sofern nicht in den k
drei letzten Jahren der Ueberschuß durchschnittlich weniger als jährlich 6 PCt . vom
Buchwerthe der Schiffe betragen hat . In letzterem Falle ist zunächst der Minder - v
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betrag aus dem Überschüsse des abgelaufenen Jahres zu decken. Anderenfalls können
entsprechende Mehrleistungen verlangt werden . Insbesondere ist der Unternehmer
verpflichtet , bei denjenigen Schiffen , welche seit dem Inkrafttreten des Vertrags in
die Hauptlinie eingestellt sind , oder welche für dieselbe noch neu gebaut werden , die
Fahrgeschwindigkeit auf der ganzen Hauptlinie um einen Knoten über die vertrags-

^ mäßige Höhe zu steigern.
I Weigert sich der Unternehmer , eine ihm hiernach vorn Reichskanzler auferlegte

Leistung auszuführen , so wird die Reichsbeihülfe entsprechend gekürzt.
Dem Reichskanzler steht es jederzeit frei , von den Geschäftsbüchern des Unter¬

nehmers Einsicht zu nehmen.
Artikel 37 . Zur Sicherstellung der Erfüllung der aus diesem Vertrage sich

ergebenden Verbindlichkeiten bestellt der Unternehmer dem Reiche eine Kaution von
120 000 (einhundertzwanzigtausend ) Mark durch Verpfändung von Schuldverschreibungen
des Reichs oder eines Bundesstaats , welche nach dem Nennwerth zu berechnen sind.
Die Schuldverschreibungen sind nebst Talons und den über vier Jahre hiuausreicheuden
Zinsscheinen bei der Reichshauptkaffe oder der sonstigen , ihm von der Reichsverwaltuug
zu bezeichnenden Stelle zu hinterlegen.

! Diese Kaution soll dem Reiche dergestalt haften , daß der Reichskanzler berechtigt
ist, wegen der Forderungen des Reichs aus dem gegenwärtigen Vertrag an Kapital

^ und Zinsen , eintretendenfalls auch wegen der Strafen sowie wegen der durch
Ermittelung der Schäden entstehenden gerichtlichen und außergerichtlichen Kosten , durch
sofortigen außergerichtlichen Verkauf der Werthpapiere an einer innerhalb des Reichs¬
gebiets belegenen Börse Befriedigung zu suchen, insofern der Unternehmer der schrift-

! lichen Aufforderung des Reichskanzlers zur Zahlung nicht innerhalb eines von dem
Letzteren festzusetzenden Zeitraums nachkommen sollte . Der Unternehmer ist in solchen!
Falle verpflichtet , die ihm belassenen , noch nicht fälligen Zinsscheine dem Reichskanzler

> auszuantw orten.
Die Kaution ist von dem Unternehmer demnächst binnen Monatsfrist wieder auf

^ die ursprüngliche Höhe zu ergänzen . Im Unterlassungsfälle ist der Reichskanzler
! berechtigt , die Ergänzung durch Einbehaltung des erforderlichen Betrags von der

zunächst fällig werdenden Vergütung zu veranlassen.
! Nach Ablauf dieses Vertrags wird die Kaution oder der nicht in Anspruch ge¬

nommene Theil derselben dem Unternehmer zurückgegeben , sobald feststeht , daß dieser
aus dem Vertrage nichts mehr zu vertreten hat.

Artikel 38 . Der Unternehmer darf ohne schriftliche Genehmigung des Reichs¬
kanzlers das Unternehmen weder an Andere überlassen , noch ganz oder theilweise in
Afterpacht geben . Geschieht solches dennoch , so ist der Reichskanzler — unbeschadet
der von ihm etwa zu erhebenden Ansprüche auf Schadensersatz — berechtigt , sofort
ohne Entschädigung des Unternehmers von dem Vertrage zurückzutreten.

Artikel 39 . Sofern sich der Unternehmer Vertragswidrigkeiten irgend einer der
in den Artikeln 7 und 8 bezeichneten Arten auf einer Linie in einem Jahre bei

^ mehr als der Hälfte der fahrplanmäßigen Fahrten hat zu Schulden kommen lassen,
oder sobald auf einer Linie mehr als drei fahrplanmäßige Fahrten hintereinander
ausgefallen find und dieses Ausfallen nicht durch Krieg oder höhere Gewalt , oder
einen ungeachtet der Anwendung gehöriger Sorgfalt unvermeidlich gewesenen Unfall
verursacht ist , steht dem Reichskanzler das Recht zu , entweder den Betrieb mit den
in die Linien eingestellten Schiffen für Rechnung und auf Gefahr des Unternehmers
zu übernehmen oder aber ohne jede weitere Entschädigung des Unternehmers als für
die ausgeführten Fahrten von dem gegenwärtigen Vertrage zurückzutreten.

Artikel 40 . Erachtet der Reichskanzler in der Zahl der Fahrten oder , abgesehen
^ von dein Falle des Artikels 3 , in der Fahrgeschwindigkeit der Dampfer eine Aenderung
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für nothwendig , so ist der Unternehmer verpflichtet , die entsprechenden Einrichtungen
gegen angemessene Vergütung zu treffen.

Kann in diesen sowie in den im Artikel 36 vorgesehenen Fällen eine Einigung ^
zwischen den vertragschließenden Theilen über die Höhe der für die anderweit aus¬
zuführenden Leistungen zu zahlenden Vergütung nicht erzielt werden , so soll hierüber
ein Schiedsgericht endgültig entscheiden.

Das Schiedsgericht soll eintretendenfalls in der Weise gebildet werden , daß
jeder Theil zwei Schiedsrichter bestellt und von sämmtlichen Schiedsrichtern ein Obmann
gewählt wird . Können die Schiedsrichter sich über die Person des Obmannes nicht
einigen , so wird derselbe von dem Präsidenten des hanseatischen Oberlandesgerichts
ernannt.

Artikel 41 . Der Reichskanzler kann sich in der Ausübung der ihm durch diesen l
Vertrag eingeräumten Befugnisse durch Beamte oder Behörden des Reichs ganz oder !
theilweise vertreten lassen . Die betreffenden Beamten oder Behörden werden von
dem Reichskanzler eintretendenfalls dem Unternehmer schriftlich bezeichnet werden . !

Artikel 42 . Streitigkeiten , welche aus dem gegenwärtigen Vertrag entspringen , ^
sind von den vertragschließenden Theilen einem Schiedsgerichte zur Entscheidung zu
unterbreiten , welches in der im Artikel 40 angegebenen Weise zu bilden ist.

Artikel 43 . Dieser Vertrag erstreckt sich vom 1 . April 1901 ab auf 15 Jahre.
Die Verpflichtungen des Unternehmers aus diesem Vertrage sind jedoch erst

dann beendigt , wenn die Aus - und die Rückreise des letzten bis zum Schlüsse des
Monats März 1916 aus dem deutschen Abgangshafen abgelassenen Dampfers aus¬
geführt sind.

Ueber die etwaige Fortsetzung des Vertrags über den Zeitraum von 15 Jahren
hinaus , wird eintretendenfalls eine besondere Verständigung mit dem Unternehmer
stattfinden.

Artikel 44 . Der unterm 9 ./5 . Mai 1890 abgeschlossene Vertrag über die Ein¬
richtung und den Betrieb einer regelmäßigen deutschen Postdampferverbindung mit
Ostafrika wird bis zum 31 . März 1901 verlängert.

Artikel 45 . Den gesetzlichen Stempel für die Ausfertigungen und Ergänzungen
des Vertrags trägt der Unternehmer.

Urkundlich ist gegenwärtiger Vertrag zweifach gleichlautend ausgefertigt und von
beiden Theilen unterschrieben und untersiegelt worden.

Berlin , den 21 . Juli 1900 . Hamburg , den 9 . Juli 1900.
Der Reichskanzler . Deutsche Ostafrika -Linie,

gez. Fürst zu Hohenlohe . gez. Ed . Woermann . gez . A . Hertz.

108 . Ausführungsbestimmungeu zur Verordnung , betreffend das
strafgerichtliche Verfahren gegen Älilitärpersonen der Kaiserlichen

5>chutztruppen.
Vom 23 . Juli 1900 . iReichsanzeiger vom 13 . August 1900 , Kok. Bl . 1900 , S . 612 .)

Vorstehende Allerhöchste Verordnung *) wird mit Folgendem zur Kenntniß der
Schutztruppe gebracht:

I . Bestimmung zu H 4b dieser Verordnung.

Dem Gouverneur ist — falls er nicht selbst die gerichtsherrlichen Befugnisse
ausübt — von jeder Einleitung und Einstellung eines Ermittelungsverfahrens sofortige
Meldung zu erstatten , auch jedes rechtskräftige Urtheil zur Kenntnißnahme vorzulegen

i ) Vergl . Nr . 106 , S . 110.
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II. Bestimmungen zum Einführungsgesetze zur Militär-Strafgerichtsordnung.
Zu8 12.

Militärgerichtliche Untersuchungen sind thunlichst von den hierzu berufenen
militärischen Stellen zu erledigen.

Die Hülfe der bürgerlichen Gerichte ist nur ausnahmsweise in Anspruch zunehmen.
Befindet sich an dem Orte, wo eine militärgerichtliche Untersuchungshandlung

vorgenommen werden soll, eine zur Vornahme derselben an sich zuständige militärische
Stelle, so ist das Ersuchen um Rechtshülfe in der Regel an diese zu richten.

In den Ersuchungsschreiben um Rechtshilfe sind diejenigen Punkte, um deren
Ermittelung oder Aufklärung es sich handelt, genau und bestimmt anzugeben.

In den Fällen des 8 3, Abs. 2, hat der Gerichtsherr, der die Vollstreckung der
Freiheitsstrafe anordnet(Z 451), den Zeitpunkt des Strafantrittes der zunächst vor¬
gesetzten Civilbehörde des Bestraften ungesäumt mitzutheilen.

! 1. Zu Dolmetschern sind in erster Linie Militärpersonenzu wählen, die die
! Sprache des zu Vernehmenden sprechen und womöglich auch schreiben.

Kaun der Dienst des Dolmetschers dem Militärgerichtsschreiber(F 120) nicht
- übertragen werden, so sind dazu zuverlässige Militärpersonen auszuwählen. Auch
' können, soweit sie vorhanden, die ständigen Dolmetscher herangezogen werden.
^ 2. Müssen in Ermangelung geeigneter Militärpersonen Dolmetscher aus dem

Civilstande verwendet werden, so sind für die Auswahl die landesrechtlichen Vor¬
schriften maßgebend. Sie beziehen Gebühren nach der Gebührenordnung für Zeugen

k und Sachverständige vom 30. Juni 1878 (Reichs-Gesetzbl., S . 173ff.) in der Fassung

^ in der Hauptverhandlung der Standgerichte durch den Vorsitzenden,jr in derjenigen der Kriegs- und Oberkriegsgerichte durch den die Verhandlung führenden
s Militärjustizbeamten— unter Beobachtung der in den 88 208, 197 für Sach-

^ verständige vorgeschriebenenFormen.
!.( Ueber die Beeidigung im Ermittlungsverfahren ist ein Protokoll aufzunehmen,
Is erfolgt die Beeidigung in der Hauptverhandlung, so ist in das Protokoll über diese!? (8 332) ein bezüglicher Vermerk aufzunehmen.
l! Zu8 139.
Z- Die Beglaubigung geschieht in folgender Form:

i Zu8 142, Abs. 1.
j Zustellungen an Personen, die nicht aktive Militärpersvnen sind, sich aber an

i! dem Orte befinden, wo die Untersuchung geführt wird, erfolgen in der Regel
i! a) durch hierzu bestellte Militärpersvnen(Ordonnanzen), sofern es sich um eine
j standgerichtliche Untersuchung im außerordentlichen Verfahren handelt,

III. Bestimmungen zur Militär-Strafgerichtsordnung.
Zu§ 3, Abs. 2.

i Zu8 116.

der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898 (Reichs-Gesetzbl., S . 369, 689 ff.).
Zu 88 H9 , 120.

Soweit die Beeidigung des Dolmetschers erforderlich ist, erfolgt sie vor dem
Uebertragung, und zwar im Ermittlungsverfahren durch den Unter-

Die Richtigkeit der Abschrift beglaubigt

. . . leutnant und Gerichtsoffizier
(Kriegsgerichtsrath rc.)"
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b ) durch Militärgerichtsboteu (vergl . Abschu . IV , Ziffer 8k , der „Dienst - und
Geschäftsordnung " ), sofern es sich um eine Untersuchung der höheren
Gerichtsbarkeit im ordentlichen Verfahren handelt.

Zu 8 144.
Der unmittelbare Verkehr mit den Gerichtsbehörden der deutschen Schutzgebiete!

ist zugelassen . >

Zu § 154 , Abs . 2 . I
Die schriftliche Genehmigung zur Beerdigung des Leichnams einer Militärperson I

in den Fällen des Abs . 1 dieses Paragraphen wird in der Regel von dem zuständige » D
richterlichen Militärjustizbeamteu ertheilt (vergl . 88 223 ff.) . >

In den Schutzgebieten kann die Genehmigung durch jeden Offizier erfolgen ; L
sobald mehrere Offiziere zur Stelle sind , hat der dienstälteste Offizier über die Ge- A
nehmigung zu befinden . h

Zu § 155 , Abs . 4.
Ist oder erscheint an dem Tode einer aktiven Militürperson eine unter der

bürgerlichen Strafgerichtsbarkeit stehende Person in strafbarer Weise betheiligt , so hat !
die Militärbehörde sofort der zuständigen Staatsanwaltschaft Anzeige zu machen . I

Zu 8 171 , Abs . 1 , 8 185 , Abs . 1 , 8 266 , Abs . 1 . W
Bei der Vernehmung als Beschuldigte , Angeklagte , Zeugen oder Sachverständige I

erscheinen Offiziere oder Sanitätsoffiziere im Dienstanzuge (vergl . Airzugsbestimmungen III ^
der Anlage 10 der Schutztruppen - Ordnung ) ; Personen des Soldatenstandes vorn Deck¬
offizier rc. abwärts erscheinen im Ordonnanzanzuge ; sofern sie verhaftet sind , in Mühe
ohne Seitengewehr.

Auf Militärbeamte , denen eine Dienstuniform verliehen ist, findet diese Bestimmung
sinngemäße Anwendung.

Zu 8 180 . !
Vorläufig festgenommene Personen werden in derselben Art wie die in Unter - ^

suchungshaft genommenen (8 178 ) behandelt.

Zu 8 185 , Abs . 2.

Die Ladung von Reichs - oder Staatsbeamten ist der vorgesetzten Dienstbehörde s
derselben mitzutheilen . !

Zu 8 196.

Der Hinweis auf die Bedeutung und Heiligkeit des Eides darf nicht als eine
formularmäßige Vorhaltung behandelt werden ; vielmehr muß dieser Hinweis in einer
das religiöse Bewußtsein anregenden Weise erfolgen und im einzelnen Falle dem
Bildungsstand und der Persönlichkeit des Schwurpflichtigen angepaßt werden.

Soweit es erforderlich erscheint , sind die strafrechtlichen Folgen des Falscheides
besonders hervorzuheben.

Es ist ferner darauf zu halten , daß bei der Eidesabnahme die gebührende
Feierlichkeit gewahrt werde und namentlich sämmtliche Anwesenden vor der Eides¬
abnahme sich von ihren Sitzen erheben und während der Eidesleistung eine der
Heiligkeit der Handlung entsprechende Haltung beobachten.
Zu 88 205 , 208.

Für die Gebührenansprüche der nicht zu den aktiven Militärpersonen gehörenden
Zeugen und Sachverständigen ist die Gebührenordnung für Zeugen und Sachverständige
vorn 30 . Juni 1878 (Neichs -Gesetzbl ., S . 173ff .) in der Fassung der Bekanntmachung
vvm 20 . Mai 1898 (Reichs -Gesetzbl ., S . 369 , 689ff .) maßgebend.
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Zu 8Z 209 , 299.

Im Allgemeinen.

Die Auswahl der Sachverständigen ist, soweit nicht die Militür -Strafgerichts-
ordnung ausdrückliche Vorschriften enthält , in das Ermessen des Gerichtsherrn , in
dringlichen Fällen des Untersuchungsführers , gestellt.

Bei gerichtlich medizinischen Fragen dürften indeß aus militärischen Rücksichten
Hochstehende Gesichtspunkte zu beobachten sein:

1. Stabs - und Oberstabsärzte erscheinen für solche Fragen in militärgerichtlichen
Untersuchungen als die zunächst gegebenen Sachverständigen.

2. Bedarf es noch eines Obergutachtens , so wird es sich in der Regel empfehlen,
dessen Erstattung einer Kommission zu übertragen.

3. Bestehen auch nach diesem Obergutachten noch Zweifel , so kann ein Gutachten
des rangältesten Sanitätsoffiziers bei dem Oberkommando der Schutztruppen erfordert
werden. Zur Erstattung dieses Gutachtens wird der genannte Sanitätsoffizier eine
Kommission, bestehend aus hervorragenden Fachmännern , heranziehen ; andererseits
werden etwaige Anträge der zuständigen militärischen Stelle Berücksichtigung finden.
Tiefes Gutachten wird in der Regel den Abschluß der Begutachtung bilden können.

4. Die technische Kontrolle über die bei Leichenöffnungen und Gemüthszustands-
imtersuchnngen in militärgerichtlichen Untersuchungen abgegebenen Gutachten der
Militär- oder nicht beamteten Civilärzte liegt dem rangältesten Sanitätsoffizier bei
dem Oberkommando der Schutztruppen ob.

i»g
L . Bei besonderen Strafhandlungen.

Bei Körperverletzungen.
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1. Bei Körperverletzungen , bei denen eine der im 8 224 des Bürgerlichen Straf¬
gesetzbuchs vorgesehenen Folgen eingetreten ist oder möglicherweise noch eintreten kann,
ist die ärztliche Untersuchung von zwei Aerzten , und zwar in der Regel von zwei

! Sanitätsoffizieren , vorzunehmen . Jedenfalls soll einer der Aerzte ein Sanitätsoffizier
! mindestens vorn Range eines Stabsarztes oder ein Gerichtsarzt sein. In den Schutz-
I gebieten genügt die Zuziehung eines Arztes.
- Wird angeordnet , daß das abzugebende Gutachten schriftlich erstattet werde, so
! ist es von den Sachverständigen gemeinschaftlich, wenn sie aber verschiedener Meinung
, sind, von einem jeden besonders auszustellen.
i Bei leichten Körperverletzungen wird zur Feststellung des Thatbestandes in der
! Regel die Aussage des Verletzten genügen . Hat ein gerichtlicher Augenschein statt-
- gefunden, so ist dessen Ergebniß in das Protokoll aufzunehmen.

2. Ist bei verletzten Frauenspersonen die Besichtigung der Geburtstheile noth¬
wendig, so kann sie auch einer beeidigten Hebamme übertragen werden . Sind jedoch
die Geburtstheile so verletzt, daß eine ärztliche Behandlung nothwendig ist, so ist nach
den ersten beiden Absätzen der Ziffer U1 zu verfahren . Bei derartigen Untersuchungen
soll regelmäßig der Untersuchungsführer nicht zugegen sein, wie überhaupt das Scham¬
gefühl auch bei männlichen Personen möglichst zu schonen ist.

Der (die) Sachverständige ist über die Verletzung , ihre Entstehung und die
möglichen Folgen ausführlich zu Protokoll zu vernehmen ; die Einreichung eines
schriftlichen Gutachtens , dessen Richtigkeit eidlich zu bestätigen bleibt , ist zulässig.
Zu 8 219.

Fälsche Münzen sind an die Münzdirektion in Berlin behufs Begutachtung oder
Prüfung einzusenden, wobei jedesmal die Untersuchungssacheoder, falls noch keine

Die deutscheKolonial-GesehgebungV (1900). 9
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Untersuchung eingeleitet worden , die verdächtigen Personen sowie der letzte Besitzer Zr
der falschen Münze näher zu bezeichnen sind.

Nach Beendigung der Untersuchung sind die falschen Münzen und Ueberführungs - (d-
stücke an die Münzdirektion mit dem Hinweis auf deren Gutachten abzuliefern . ^

Zu Z 228.
1 . Die Leichenschau darf in den Fällen des ordentlichen Verfahrens nicht durch

einen Gerichtsoffizier bewirkt werden.
Als der „zunächst erreichbare " Amtsrichter ist der örtlich zuständige Amtsrichter

anzusehen (vergl . Z 167 des Gerichtsverfassungsgesetzes ) . In den Ersuchnngsschreibei,
ist zugleich um Einsendung der über den Fall aufgenommenen Verhandlungen z„
ersuchen.

2 . Die Militärbehörden haben darauf zu achten , daß gegebenenfalls ohne
Zeitverlust die zur Rettung des vielleicht Scheintodten erforderlichen Maßnahmen !
ergriffen werden , auch stets Vorsorge für geeignete Aufbewahrung des Leichnams
zu treffen.

3 . Insofern bei einem Selbstmorde hinsichtlich der Beweggründe Zweifel oder
Umstände obwalten , die eine nähere Ermittelung nöthig machen , muß der Gerichtsherr
sie verfügen . Dies gilt namentlich dann , wenn der Verdacht besteht , daß der
Verstorbene durch strafbare Handlungen eines Dritten zum Selbstmorde getrieben
worden ist.

In den Akten , betreffend die Todesermittelung einer Militürperson , ist zu ver¬
merken , ob die erforderliche Anzeige des Todesfalles beim Standesamt erfolgt ist

Zu Z 224 , Abs . 2.
Die Heranziehung zweier Sanitätsoffiziere soll die Regel bilden.

ist
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Zu 8 225.
Von der beabsichtigten Ausgrabung einer Leiche ist die Ortspolizeibehörde zu

benachrichtigen.

für
kost

Zu 8 227.
Die Leichenöffnung ist nach den im bürgerlichen Strafverfahren geltenden Vor¬

schriften vorzunehmen.

Zu 8 341 . ^
Als Vertheidiger erscheinen in der Hanptverhandlung die in Nr . 1 bis 4be ->!

zeichneten Personen in der Dienstuniform , Rechtsanwälte in der Amtstracht , oder^
wenn sie zugleich Offiziere des Beurlaubtenstandes sind , nach Wahl in der militärischen
Dienstunisorm.

Beamte , denen eine Dienstuniform nicht verliehen ist , im schwarzen Anzüge . ,

Zu 8 368.
Die auf die Einlegung oder die Zurücknahme von Rechtsmitteln bezüglichen Be¬

urkundungen der Gerichtsoffiziere und der richterlichen Militärjustizbeamten (vergl
88 380 , 398 ) müssen auch die Angaben enthalten , an welchem Tage der Gerichtsherr
die betreffende Erklärung abgegeben hat . Ist dieselbe schriftlich oder auf telegraphischem
Wege erfolgt , so ist das Schriftstück oder Telegramm der Beurkundung beizufügen¬
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Zu 8 408.
Angeklagte , die in der Hauptverhandlung des Reichs -Militärgerichtes persönlich

erscheinen wollen , können  zu diesem Zwecke beurlaubt werden.
Reise - und Marschgebührnisse werden nicht gewährt.
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^! Zu 8 450.
H 1. Jedes rechtskräftige Strafurtheil muß dem zuständigen Schutztruppenkommando

- ^ (der Dienst- bezw. Verwaltungsbehörde ) des Angeklagten unter Beifügung der Aktenl t zugehen und ist nach unten bekannt zu geben, soweit es erforderlich erscheint.
2. War der Antrag auf Untersuchung von einer Civilbehörde ausgegangen , so

f ? ist ihr von dem Ausfalle der rechtskräftigen Entscheidung Nachricht zu geben.
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Zu Z 465.

Maßgebend ist das Gesetz vom 20 . Mai 1898 (Reichs -Gesetzbl ., S . 345 ff.).

Zu ß 468.
1. Der Gerichtsherr legt den Antrag mit den Akten dem Reichskanzler vor.
Er äußert sich dabei darüber:
a,) wann der Anspruch erhoben ist,
b ) ob und in welcher Höhe ein nach 8 465 der Militär -Strafgerichtsordnung

und nach § 2 des Gesetzes vom 20 . Mai 1898 zu ersetzender Vermögens¬
schaden entstanden ist.

Vorher ist , soweit erforderlich , die Richtigkeit der Angaben des Antrag¬
stellers festzustellen . Werden diese Angaben im Wesentlichen nicht bestätigt,
so ist der Antragsteller zu Vernehmen.

2. Die Zustellung der Entscheidung veranlaßt der Gerichtsherr j8 138 ) .
3 . Anträge , die bei einer nicht zuständigen Stelle eingehen , sind ohne Verzug

an die nach 8 468 , Abs . 1 , zuständige Stelle abzugeben.

Zu 8 469 , Abs . 1.
1. Die in Untersuchungssachen entstehenden, verordnungsmäßig zuständigen Kosten

für Reise und Märsche sind bei den im Etat der Schutztruppen ausgebrachten Reise¬
kosten- rc. Fonds zu verrechnen. Der Verrechnungsstelle ist eine Bescheinigung des
Gerichtsoffiziers oder eines richterlichen Militärjustizbeamten über Tag und Stunde
der Entlassung aus dem Termine mitzutheilen.

2. Die Berechnung der Zeugen - rc. Gebühren wird schon vor der Verhandlung
entworfen und vorbereitet ; sie wird festgestellt im Ermittelungsverfahren durch den
Untersuchungsführer, in der Hauptverhandlung der Standgerichte durch den Gerichts¬
offizier, in derjenigen der Kriegs - und Oberkriegsgerichte durch den die Verhandlung
führenden Militärjustizbeamten.

In den Schutzgebieten kann auch der als Ersatz des fehlenden Militärjustiz¬
beamten kommandirte Offizier die Gebührenrechnung feststellen (8 98 , M . St . G . O .) .

Die Gebühren sind möglichst sofort nach der Vernehmung und an Gerichtsstelle
zu zahlen; zu diesem Zweck erhält bei dem Gerichtsherru der höheren Gerichtsbarkeit
ein Militärgerichtsschreiber , bei dem Gerichtsherrn der niederen Gerichtsbarkeit der
Gerichtsoffizier einen Vorschuß, der bei der vom Gerichtsherrn zu bezeichnenden
Kassenverwaltung verrechnet und im Bedarfsfälle ergänzt wird.

Der Aufsichtsbehörde ist der Vorschuß auf Verlangen in baar oder in Quittungen
,nachzuweisen.

3. Die Verrechnung der Strafvollstreckungskosten erfolgt nach der Militärstraf-
Vollstreckungs-Vorschrift vom 9 . Februar 1888 . Auch in den Vorschriften der 88 128,
129, 130 , 131 , 134 , Ziff . 1 und 4 , 135 , 137 a . a . O . tritt eine Aenderung nicht ein.

Berlin , den 23 . Juli 1900.
Der Reichskanzler,

gez. Fürst zu Hohenlohe.
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109 . Gesetz, betreffend Aenderungen des Gesetzes 0 über die Rechts¬
verhältnisse der Deutschen Schutzgebiete.

Von : 25 . Juli 1900 . (Reichs -Anzeiger Nr . 218 vorn 13 . September 1900 , Reichs -Gesetzbl . Nr. D,
Kol . Bl . 1900 , S . 697 .)

Wir Wilhelm von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser , König von
Preußen rc.

verordnen im Namen des Reichs , nach erfolgter Zustimmung des Bundesraths und
des Reichstags , was folgt:

Art . 1 . Das Gesetz, betreffend die Rechtsverhältnisse der deutschen Schutzgebiete
(Reichs -Gesetzbl . 1888 , S . 75 , 1899 , S . 365 ), erhält die Überschrift „ Schutzgebiets¬
gesetz" und wird geändert , wie folgt:

I . An die Stelle des 8 2 treten folgende Vorschriften:
F 2 . Auf die Gerichtsverfassung in den Schutzgebieten finden die Vorschriften

der tztz 5 , 7 bis 15 , 17 , 18 des Gesetzes über die Konsulargerichtsbarkeit voin
7. April 1900 (Reichs -Gesetzbl . S . 213 ) mit der Maßnahme entsprechende An¬
wendung , daß an die Stelle des Konsuls der von dem Reichskanzler zur Ausübung
der Gerichtsbarkeit ermächtigte Beamte und an die Stelle des Konsulargerichts das
in Gemäßheit der Vorschriften über das letztere zusammengesetzte Gericht des Schutz¬
gebiets tritt.

8 2n . In den Schutzgebieten gelten die im 8 19 des Gesetzes über die Kon¬
sulargerichtsbarkeit bezeichneten Vorschriften der Reichsgesetze und preußischen Gesetze.
Die Vorschriften der 88 20 bis 22 , des 8 23 Abs . 1 bis 3 und 5 , der 88 26 , 29
bis 41 , 33 bis 35 , 37 bis 45 , 47 , 48 , 52 bis 75 des Gesetzes über die Konsular¬
gerichtsbarkeit finden entsprechende Anwendung.

8 2K . Die Eingeborenen unterliegen der im 8 2 geregelten Gerichtsbarkeit
und den im 8 2n bezeichneten Vorschriften nur insoweit , als dies durch Kaiserliche
Verordnung bestimmt wird . Den Eingeborenen können durch Kaiserliche Verordnung
bestimmte andere Theile der Bevölkerung gleichgestellt werden.

8 2 e . Die Militärgerichtsbarkeit wird durch dieses Gesetz nicht berührt.
II . Im 8 3 werden

1 . die Nr . 1 , 2 und 5 gestrichen,
2 . die Nr . 4 unter n folgendermaßen gefaßt:

die Mitwirkung einer Staatsanwaltschaft mit der Maßgabe eintritt , daß,
soweit die Staatsanwaltschaft zuständig ist , die Vorschriften der 8 56 , 65
und des 8 71 Abs . 2 Satz 1 des Gesetzes über die Konsulargerichtsbarkeit
außer Anwendung bleiben,

3 . die Nr . 9 folgendermaßen gefaßt:
die nach dem Gesetz über die Konsulargerichtsbarkeit begründete Zuständig¬
keit des Reichsgerichts einem Konsulargericht oder einem Gerichtshof in einem
Schutzgebiet übertragen und über die Zusammensetzung des letzteren Gerichts¬
hofs sowie über das Verfahren in Bernfungs - und Beschwerdesachen , die
vor einem dieser Gerichte zu verhandeln sind , mit der Maßgabe Anord¬
nungen getroffen werden , daß das Gericht aus einem Vorsitzenden und
mindestens vier Beisitzern bestehen muß;

4 . die Nr . 11 durch folgende Vorschrift ersetzt:
für die gerichtliche und notarielle Beurkundung von Rechtsgeschäften mit
Ausschluß der Verfügungen von Todes wegen ein einfacheres Verfahren vor¬
geschrieben sowie die Zuständigkeit der Notare eingeschränkt werden;

st

, !

i ) Reichs -Gesetzbl. 1888 , S . 75 , 1899 , S . 365.
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III . An die Stelle des § 4 treten folgende Vorschriften:
Auf die Eheschließung und die Beurkundung des Personenstandes in den Schutz¬

gebieten finden die KK 2 bis 9 , 11 , 12 und 14 des Gesetzes vorn 4 . Mai 1870
(Bundes -Gesetzbl . S . 599 , Reichs - Gesetzbl . 1896 , S . 614 ) entsprechende Anwendung.
Die Ermächtigung zur Eheschließung und zur Beurkundung des Personenstandes wird
durch den Reichskanzler ertheilt.

Die Form einer Ehe , die in einem Schutzgebiete geschlossen wird , bestimmt sich
ausschließlich nach den Vorschriften des bezeichneten Gesetzes.

Die Eingeborenen unterliegen den Vorschriften der Abs . 1 , 2 nur insoweit , als
dies durch Kaiserliche Verordnung bestimmt wird . Den Eingeborenen können durch
Kaiserliche Verordnung bestimmte andere Theile der Bevölkerung gleichgestellt
werden.

IV . Als Z 10a wird folgende Vorschrift eingefügt:
§ 10a . Den Angehörigen der im Deutschen Reiche anerkannten Religions¬

gemeinschaften werden in den Schutzgebieten Gewissensfreiheit und religiöse Duldung
gewährleistet . Die freie und öffentliche Ausübung dieser Kulte , das Recht der Er¬
bauung gottesdienstlicher Gebäude und der Einrichtung von Missionen der bezeich¬
neten Religionsgemeinschaften unterliegen keinerlei gesetzlicher Beschränkung noch
Hinderung.

V . Als Z 11a wird folgende Vorschrift eingestellt:
Für Schutzgebiete , in denen das Gesetz über die Konsulargerichtsbarkeit vom

10. Juli 1839 und das Gesetz , betreffend die Eheschließung und die Beurkundung
des Personenstandes von Reichsangehörigen im Auslande , vom 4 . Mai 1870 noch
nicht in Kraft gesetzt sind , wird der Zeitpunkt , in welchem die ZZ 2 bis 4 dieses
Gesetzes in Kraft treten , durch Kaiserliche Verordnung bestimmt.

Art . 2 . Der Reichskanzler wird ermächtigt , den Text des Schutzgebiets¬
gesetzes, wie er sich aus den Aenderungen ergiebt , die im Art . 1 sowie in dem
Gesetze, betreffend Abänderung und Ergänzung des Gesetzes über die Rechtsverhält¬
nisse der deutschen Schutzgebiete , vom 2 . Juli 1899 (Reichs -Gesetzbl . S . 365 ) vor¬
gesehen sind , unter fortlaufender Reihenfolge der Paragraphenzahlen und Nummern
durch das Reichs -Gesetzblatt bekannt zu machen . Hierbei sind die in dem bisherigen
Gesetz enthaltenen Verweisungen auf die Vorschriften von Gesetzen , die durch neuere
Gesetze aufgehoben oder geändert worden sind , durch Verweisungen auf die an die
Stelle jener Vorschriften getretenen neuen Vorschriften zu ersetzen.

Soweit in Reichsgesetzen oder Landesgesetzen auf Vorschriften des Gesetzes , be¬
treffend die Rechtsverhältnisse der deutschen Schutzgebiete , verwiesen ist, treten die
entsprechenden Vorschriften des von dem Reichskanzler bekannt gemachten Textes an
die Stelle.

Art . 3 . Die Vorschriften des Art . 2 , Abs . 1 treten mit dem Tage der Ver-
kündung in Kraft.

Im Uebrigen tritt dieses Gesetz an einem durch Kaiserliche Verordnung fest¬
zusetzenden Tage in Kraft.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhündigen Unterschrift und beigedrucktem
Kaiserlichen Jnsiegel.

Gegeben Bergen , an Bord M . A . Hohenzollern , den 25 . Juli 1900.

(I.. 8.) Wilhelm.
gez . Fürst zu Hohenlohe.
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110 . Runderlaß der Rolonial -Abtheilung , betreffend Verkehr der
Gerichte der Schutzgebiete mit inländischen Gerichten,

Vom 27. Juli 1900.
Die Bundesregierungen haben sich nunmehr sämmtlich damit einverstanden er¬

klärt , daß den Gerichten der Schutzgebiete der unmittelbare Geschäftsverkehr mit den
inländischen Gerichten nach Maßgabe der mit dem preußischen Herrn Justizminister
vereinbarter : Grundsätze gestattet werde . Demnach sind sämmtliche von den dortigen
Gerichten an deutsche Gerichte gesandten Schreiben , welche ein Ersuchen enthalten
oder die Erledigung eines dorthin gerichteten Ersuchens betreffen , von jetzt an auf
direktem Wege zu befördern , während im Uebrigen die Vermittelung der Bundes¬
regierungen und des Auswärtigen Amts stattfindet.

.ersuche ich hiernach ergebenst um weitere Veranlassung.
Berlin , den 27 . Juli 1900.

Auswärtiges Amt . Kolonial -Abtheilung.
In Vertretung:

gez. Hellwig.

111. Bekanntmachung des Gouvernements von Togo , betreffend
die Abgrenzung der Bezirke Lokode-Basari und Aete-Aratschi.

Vom 30 . Juli 1900 . (Kol. Bl . 1900 , S . 704 .)
Es wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß die durch Bekannt¬

machung vom 3. Juni 1899 veröffentlichte Abgrenzung der Stationsbezirke Sokode-
Basari einerseits und Kete-Kratschi andererseits dahin abgeändert worden ist, daß die
bisher zum Bezirk Kete-Kratschi gehörige Landschaft Bo in dem ihr auf der Spri¬
tz ad eschen Karte des nördlichen Theils des Schutzgebietes Togo (1 : 1 000 000 ) ge¬
gebenen Umfange dem Bezirk Sokode -Basari einverleibt ist.

Lome , den 30 . Juli 1900.
Der stellvertretende Kaiserliche Gouverneur.

(I . . 8 .) gez. Heim.

112. Verordnung des Gouverneurs von ^ amoa , betreffend die
Rechtsverhältnisse,

Vom 30. Juli 1900 . (Kol. Bl . 1900 , S . 791 .)
Mit Genehmigung des Reichskanzlers wird hiermit verordnet , was folgt:
Bis zum Erlaß einer Dienstanweisung zu der Allerhöchsten Verordnung , be¬

treffend die Rechtsverhältnisse in Samoa , haben die entsprechenden Dienstanweisungen
für das Schutzgebiet der Marshall -Jnseln vom 2. Dezember 1886 und vom 10 . März
1890 sinngemäß Anwendung zu finden.

Auf das Zustellungs -, Kosten- und Zwangsvollstreckungswesen findet diese Be¬
stimmung keine Anwendung.

Apia,  den 30 . Juli 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. Solf.

113. Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Gstafrika , betreffend
Verproviantirung der Jnnenstationen,

Vom 30 . Juli 1900.
Mit dem durch Runderlaß vom 12 . Oktober 1898 — 56451 — mitgetheilten

Vorschlage, den im Innern befindlichen Beamten und Militärpersonen unter Wegfall
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der gegenwärtig zur Ergänzung des Proviants und der Ausrüstung zuständigen
Privatträger eine Ortszulage zu zahlen, haben sich die meisten Dienststellen mehr
oder weniger einverstanden erklärt.

Nur einige wenige Stationen befürchten von der Neuerung einen solchen Nach¬
theil, daß sie sich unbedingt für die Beibehaltung der bestehenden Einrichtung aus¬
gesprochen haben . Die erhobenen Bedenken haben zum Theil ihre Berechtigung,
namentlich ist zu befürchten , daß einzelne Personen aus übel angebrachter Sparsamkeit
sich die Beschaffung der nothwendigsten Lebensmittel von der Küste versagen und im
Innern billige und der Gesundheit wenig zuträgliche Verpflegungsbedürfnisse auf¬
kaufen. Die Preise der Lebensmittel für Europäer sind im Innern , wenn etwas
zum Kaufen vorhanden ist, was aber nicht immer der Fall sein soll, ungemein hoch
und stehen zu der oft recht zweifelhaften Güte der Waare außer allem Verhältniß.

Um zu erproben , ob eine Geldabfindung in wirtschaftlicher und sanitärer Hinsicht
zu Bedenken keine Veranlassung giebt, soll zunächst ein Versuch mit einigen Stationen
gemacht werden , die sich von vornherein vorbehaltlos für die Neueinrichtung erklärt
haben und die auch jederzeit ihre Verpflegungsbedürsnisse theils am Ort , theils an
der Küste decken können.

Es sind dies die Bezirksämter Langenburg und Wilhelmsthal sowie die beiden
Stationen Kisaki und Moschi mit Marangu.

Für diese Dienststellen setze ich hiermit versuchsweise auf 1 Jahr den Absatz 4
des K 21 der Verpflegungsvorschriften vom 30 . April 1896 mit Wirkung vom
1. Januar 1901 ab außer Kraft und bestimme, daß vom gleichen Termine ab den
an diesen Orten stationirten Beamten und Militärpersonen der volle Betrag der
Turchschnittsträgerlöhne zu zahlen ist. Diese betragen bis auf Weiteres

für das Bezirksamt Langenburg . 21 Rupien,
- - - Wilhelmsthal . 5 -
- die Station Kisaki . 8 -
- - - Moschi mit Marangu . . 11 -

Sie sind zuständig in dem Umfang , wie dieser in dem oben bezeichneten Absatz 4
begrenzt ist.

Anstatt der ursprünglich in Aussicht genommenen 75 pCt . ist der volle Betrag
des Durchschnittstrügerlohnes ausgeworfen , um den Betheiligten einen auskömmlichen
Ersatz dafür zu gewähren , daß das Gouvernement für verloren gehende Lasten künftig¬
hin nicht mehr ersatzpflichtig ist und dafür , daß durch Entlaufen von Trägern bekannter¬
maßen erhebliche Unkosten entstehen.

Die Zahlung der Ortszulage hat monatlich im voraus gegen Quittung zu er¬
folgen, der Betrag für die alle 3 Monate zustehende Last zur Ergänzung der Be-
kleidungs- und Ausrüstungsstücke ist im ersten Vierteljahrsmonat zu zahlen.

Die Beträge sind für das laufende Rechnungsjahr ausnahmslos bei Titel 8ee
zu verausgaben . Beim Abmarsch in das Innere kann auf die Ortszulage insoweit
ein Vorschuß mit besonderer Genehmigung geleistet werden , als bisher eine vorschuß¬
weise Gestellung von Verpslegungsträgern nach den Bestimmungen des Z 24 a. a. O.
erfolgen darf.

Das Gouvernement hat auch zu entscheiden, inwieweit bei einer vorzeitigen Rück¬
kehr oder bei Versetzungen von einer Station mit Ortszulage uach einer Station
ohne Zulage und umgekehrt für etwaige Trägerlasten von der Küste die entstandenen
Kosten zu ersetzen sind.

Im klebrigen regelt sich bei derartigen Versetzungen der Empfang der Orts¬
zulage bezw. der Trägerstellung in der Weise, daß der Empfang der einen Gebühr
den gleichzeitigen Bezug der anderen ausschließt.

Bei Expeditionen im Innern wird das bisherige Verfahren beibehalten.



136 Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch -Ostafrika , betr. Krankheit der Matamapflanzen.

Den vier Dienststellen wird von der Hauptkasse für jeden der dort befindliche,, i
Europäer ein Auszug aus der Trägerkontrolle nach dem Stande vom 1 . August d. Js , W
übersandt werden . Ich ersuche, die Auszüge prüfen und anerkennen zu lassen und
sie alsdann an die Hauptkasse zurückzusenden . Den Stand der Trägerkontrvlle am« ?
31 . Dezember 1900 vermag danach jeder der Betheiligten selbst zu berechnen . N

Die Kosten für die bis zum 31 . Dezember 1900 etwa über die zuständige Zahl!
hinaus in Anspruch genommenen Träger werden unter Berücksichtigung der ob¬
waltenden Verhältnisse auf Vorschlag der Dienststellen von Fall zu Fall zum Aus¬
gleich kommen.

Die Weiterbeförderung der Postpackete wird auch fernerhin durch das Central-
magazin erfolgen , die dadurch entstehenden Kosten werden besonders eingezogen werden.

Ueber die mit der Neueinrichtung gemachten Erfahrungen haben die genannten
vier Dienststellen bis zum 1. Oktober 1901 zu berichten , zum gleichen Zeitpunkte
haben die übrigen Jnnenstationen anzuzeigen , ob sie die Gewährung einer Ortszulage
anstatt der Trägergestellung dann ebenfalls wünschen und ob sich dies Verfahren ohne
Bedenken durchführen läßt.

Die Vorsteher der Dienststellen ersuche ich, in geeigneter Weise fortgesetzt dar¬
über zu wachen , daß jeder unterstellte Europäer sich in ausreichender , den tropischen
Verhältnissen entsprechender Weise verpflegt , damit nicht der Gesundheitszustand nach-
theilig beeinflußt wird.

Unberührt von Vorstehendem bleiben diejenigen Träger , welche beim An - und

114 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch -Mstafrika , betreffend

Zuerst im Hinterlands von Kilwa und Lindi , jetzt aber auch in dem von .
Dar -es -Saläm und Bagamoyo bis nach Kilossa sind die Matama -Anpflanzungen von
einer schweren Erkrankung heimgesucht worden , die die Eingeborenen mit dem Namen ; ^
„Mafuta Assali " bezeichnen . ^

Die Blätter und besonders die Blattscheiden werden von braunrothen Flecken be¬
fallen , die eine honigartige Aussonderung machen . Diese trocknet später zu einer, ^
schwarzen Kruste ein , welche , durch Regen abgewaschen , auch auf alles Unkraut der !
betreffenden Felder sich vertheilt . Der Stengel ist mit braunrothen Linien und ,
Flecken äußerlich , sein Mark mit rosafarbenen Flecken durchzogen . i

Da die Ernährung der Pflanze durch diese ansteckende Krankheit geschädigt wird, ^
so ist der Ertrag der betreffenden Felder nur ein sehr geringer.

Das einzige Mittel , gegen die Krankheit vorzugehen , ist die Verbrennung sämmt- j -
licher Pflanzen und ein Fruchtwechsel ; mindestens auf zwei Jahre darf Matama in»
der ganzen Umgegend der befallenen Distrikte nicht mehr gebaut werden . j

Ich trage jedoch Bedenken , die amtliche Vernichtung alles Matamas anzuordnen
und zu befehlen , daß auf zwei Jahre nur noch Mais rc. gebaut wird.

Ich ersuche deshalb die Bezirksämter rc. den Eingeborenen auf das Eindring¬
lichste klar zu machen , daß ihre Ernten aus das Schwerste durch die Mafuta - Assali- i
Krankheit gefährdet sind . Bei federn Schauri sind diese Leute zu belehren , keineni

Rückmarsch für die persönlichen und Expeditionslasten nach 22 , Absatz 1 a . a. O
zu stellen sind.

Dar - es - SalLm , den 30 . Juli 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez . v . Liebert.

Krankheit der Matamapstanzen
Vom August 1900.

Matama zwei Jahre lang zu bauen und alle etwa verwildert wachsenden Matama-
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pflanzen zu vernichten . Dafür ist der Anbau von Mhogo , Mais , Viasi zum Ver¬
brauch, von Sesam und Erdnüssen zum Verkauf um so dringender zu empfehlen.

Der Kaiserliche Gouverneur,
gez . v. Liebert.

115. Verordnung des Gouverneurs von Lamoa , betreffend Einfuhr
von Feuerwaffen und Munition.

Vom 1. August 1900 . (Kol . Bl . 1900, S . 705/6 .)

Auf Grund des § 2 der Verfügung des Reichskanzlers vom 17 . Februar 1900,
betreffend die Ausübung konsularischer Befugnisse und den Erlaß polizeilicher und
sonstiger die Verwaltung betreffender Vorschriften in Samoa , wird hierdurch ver¬
ordnet, was folgt:

8 1 - Es ist verboten , Feuerwaffen , Schießbedarf und Sprengstoffe jeder Art
in das Schutzgebiet von Samoa einzuführen.

8 2 . Von diesem Verbot sind ausgenommen:
a ) Feuerwaffen , Schießbedarf und Sprengstoffe , die durch das Kaiserliche Gou¬

vernement zum eigenen Gebrauch eingeführt werden;
b ) Feuerwaffen und Schießbedarf zu Sportzwecken , für deren Einfuhr im voraus

die schriftliche Erlaubniß des Kaiserlichen Gouvernements eingeholt ist;
e) Feuerwaffen und Schießbedarf , welche die Ausrüstung von Reisenden bilden;
ä ) Sprengstoffe zu technischen Zwecken , für deren Einfuhr im voraus die

schriftliche Erlaubniß des Kaiserlichen Gouvernements eingeholt ist.
8 3 . Feuerwaffen , Schießbedarf und Sprengstoffe sind in den 8 2b bis ä vor¬

gesehenen Fällen bei der Aufsichtsbehörde einzutragen . Letztere hat einen Erlaubniß¬
schein zum Führen der eingetragenen Feuerwaffen auszustellen . Der Erlaubnißschein
enthält den Namen der zur Führung der Feuerwaffe berechtigten Person sowie die
Beschreibung der Feuerwaffe.

8 4 . Für den Erlaubuißschein ist eine Gebühr von 20 Mark (zwanzig Mark)
zu zahlen . Die seitens des Kaiserlichen Gouvernements ertheilte Erlaubniß zur Ein¬
führung von Feuerwaffen befreit nicht von der Verpflichtung , in jedem einzelnen
Falle den festgesetzten Einfuhrzoll zu entrichten.

8 5 . Von jeder Uebertragung von Feuerwaffen , Schießbedarf oder Spreng¬
stoffen an andere Personen , sei es durch Verkauf , durch Tausch oder auf andere
Weise, ist der Aufsichtsbehörde vorher Kenntniß zu geben.

8 6 . Personen , die beim Inkrafttreten dieser Verordnung im Besitz von Feuer¬
waffen sind , haben dieselben binnen drei Monaten zur Eintragung bei der Aufsichts¬
behörde anzumelden und eine eidesstattliche Versicherung abzugeben , daß weitere als
die' angemeldeten Feuerwaffen nicht in ihrem Besitze sind.

Für die so angemeldeten Feuerwaffen werden Erlaubnißscheine ohne Kosten von
der Aufsichtsbehörde ausgestellt.

8 7. Es ist verboten , Feuerwaffen , Schießbedarf und Sprengstoffe jeder Art
an Eingeborene zu verkaufen , zu vertauschen oder in anderer Weise zu verabfolgen.

Der Kaiserliche Gouverneur ist befugt , von dieser Bestimmung Ausnahmen ein¬
treten zu lassen.

8 8 . Der Eigenthümer oder Besitzer eines Hauses oder Grundstückes , in bezw.
auf welchem Feuerwaffen , Schießbedarf oder Sprengstoffe angefunden werden , die
ohne die schriftliche Erlaubniß des Kaiserlichen Gouvernements eingeführt worden sind,
wird im Sinne dieser Verordnung dem Eigenthümer der angefundenen Gegenstände
gleichgeachtet.
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K 9. Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung werden mit Gefängnißstrafe
bis zu drei Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 5000 Mark (fünftausend Mach
allein oder in Verbindung miteinander bestraft . Die Feuerwaffen , der Schießbedarf
und die Sprengstoffe , welche Gegenstand der Zuwiderhandlung find, unterliegen der
Einziehung.

K 10 . Diese Verordnung tritt vierzehn Tage nach ihrer Verkündung in Kraft.
Alle Beschlüsse und Verordnungen des ehemaligen Munizipalraths von Apia,

betreffend die Einfuhr von Feuerwaffen , Schießbedarf und Sprengstoffen , sind hiermit
aufgehoben.

Apia , den 1. August 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. Solf.

116. Zusatzverordnung zur Zollverordnung vom 10. Oktober 18H6
und 1. Juni l(898.

Vom 7. August 1900. (Kol. Bl. 1900, S . 827.)
Auf Grund des § 11 des Gesetzes vom 15 . März 1888 , betreffend die Rechts¬

verhältnisse der deutschen Schutzgebiete wird verordnet , was folgt:
§ 1. Die Zusatzverordnung vom 20 . Oktober 1888 über Erhebung eines Aus¬

fuhrzolles von Rind - und Kleinvieh wird vom 1. November d. Js . außer Kraft gesetzt.
Z 2. An Stelle des bisherigen Zollsatzes bei der Ausfuhr von Rind - und

Kleinvieh treten vom 1. November d. Js . ab folgende Tarifsätze:

L . Ausfuhrzölle.

Tarif-Nr. Waarengattung. Tarifsatz.

3 a männliches Rindvieh frei
'3b weibliches - 1 Stück 100 Mark

4a männliches Kleinvieh(Ziegen, Schafe) frei
4b weibliches Kleinvieh 1 Stück 10 Mark

ß 3. Diese Zusatzverordnung tritt mit dem 1. November d. Js . in Kraft.
Windhoek , den 7. August 1900.

Der Kaiserliche Gouverneur.
(I, . 8 .) gez. Leutwein.

117. Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betreffend
die Zollverwaltung.

Vom 11. August 1900.
Zur Vereinfachung und rascheren Abwickelung der bei der Zollverwaltung ent¬

stehenden Reste an Einnahmen und Ausgaben aus Vorjahren bestimme ich:
Das Restenkonto hört auf, ein Monatregister zu sein. Es bildet künftig nur einen

Belag für die Bezirks - rc. Kasse, erscheint daher nicht mehr in der Monatabrechnung
der Zollämter.

Die Buchungen sind im Restenkonto-Formular wie bisher vorzunehmen und zu
belegen. Das Depositenbuch bildet nach wie vor das Vorregister des Restenkontos.

Handelt es sich in der Endsumme des Restenkontos um Einnahmen , so find die¬
selben an: Monatschluffe mit Belägen bar an die Bezirks - rc. Kasse abzuführen;
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handelt es sich um Herauszahlungen , so ist ein Betrag in der gleichen Höhe von der
Bezirks- rc. Kasse abzuheben. Die letztere hat das Restenkonto wie eine für sich be¬
stehende Monatsabrechnung des Zollamts als Belag zu behandeln und die gezahlten
Beträge als Barablieferung der Hauptkasse am Monatsschlusse zu überweisen.

Bei dieser Veranlassung bestimme ich ferner , daß auch die Bezirks - rc. Kassen
behufs Beschleunigung ihrer Abrechnungen alle Einnahmen und Ausgaben aus früheren
Jahren in die monatlichen Barablieferungs - Nachweisungeu mit der Hauptkasse ein¬
zutragen haben , und zwar die Einnahmen mit „Roth " .

Dar - es - SalLm , den 11 . August 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. v. Estorff.

118. Erlaß der Kolonial -Abtheilung , betreffend Gebührenerhebung
im ^ üdwestafrikanischen Schutzgebiete.

Vom 12. August 1900.

Die Erhebung von Gebühren nach dem Konsulartarife vom 1. Juli 1872 ist,
abgesehen von den auf die Beurkundung des Personenstandes bezüglichen Stellen
Nr. 14, 17 und 31 , nur bei Akten der nichtstreitigen Gerichtsbarkeit zulässig und
setzt ferner voraus , daß die in Betracht kommende gerichtliche Handlung von einem
Beamten vorgenommen wird , welcher entweder zur Ausübung der Gerichtsbarkeit er¬
mächtigt oder mit der Erledigung des Geschäfts im einzelnen Falle , bezw. einzelner
Geschäfte dauernd von dem zur Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtigten Beamten
beauftragt worden ist.

Die Anwendung des Tarifs von Verwaltungsbeamten als solchen entbehrt der
gesetzlichen Grundlage.

Sollte es nach den Verhältnissen im Schutzgebiete angezeigt erscheinen, auch
innerhalb der Verwaltung für gewisse Akte Gebühren einzuführen , so stelle ich die
Einreichung eines besonderen Verordnungsentwurfs ergebeust anheim . Dabei wollen
Ew. :c. prüfen , ob es sich nicht im Interesse der Einheitlichkeit empfiehlt, die Be¬
stimmungen und Sätze des Konsulartarifs beizubehalten.

Gegen die Befreiung der Gouvernementsbeamten von der Entrichtung einer
Gebühr für Reisepässe würde hier kein Bedenken bestehen.

Berlin , den 12 . August 1900.
Auswärtiges Amt . Kolonial -Abtheilung.

In Vertretung:
gez. Hellwig.

119. Verordnung des Gouverneurs von Neu - Guinea , betreffend
Lchiffsgebühren.
Vom 14. August 1900.

Es wird hierdurch bekannt gegeben, daß vom 1. Oktober 1900 ab die im A 3
der Verordnung vom 14 . Oktober festgesetzte Gebühr in folgender Weise erhöht wird:

Für Schiffe bis 50 Registertonnen 300 Mark.
Für Schiffe von mehr als 50 Registertonnen für jede weitere 25 Tonnen oder

einen Theil derselben 100 Mark mehr bis zum Höchstbetrage von 2000 Mark.
Herbertshöhe , den 14 . August 1900.

Der Kaiserliche Gouverneur.
(O. 8 .) gez. v. Benuigsen.
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120. Bekanntmachung des Kaiserlichen Gouverneurs von Togo,
betreffend die Abgrenzung der Stationsbezirke Alisahöhe und

Kete-Kratschi.
Von: 16. August 1900 . (Kol. Bl . 1900 , S . 743 .)

Es Wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß die Abgrenzung der
Stationsbezirke von Misahöhe und Kete-Kratschi andererseits, wie folgt, stattgefunden hat:

Die Grenze läuft von: Volta zwischen den Dörfern Fanyäukobo und Tetekrum
an der Südgrenze der Landschaft Tapa entlang, dann nordwärts zwischen den Land¬
schaften Tapa und Worawora entlang bis zum Afnokoko, den sie zwischen den Orten
Ngadsyekrum und Asnokoko überschreitet, folgt dann dem Wege Asuokoko—Tuntum
bis zur Einmündung des Weges Tapa—Tuntum, läuft von da 13 kni nordwärts,
sodann in östlicher Richtung bis zum Asuokoko, folgt dessen Lauf 6 kni weit auf¬
wärts und läuft dann wieder in östlicher Richtung bis zum Westabhang des großen,
zwischen Ahamansu und Blumfu liegenden Bergzuges, dem sie sodann nach Süden bis
zum Flusse Wawa folgt.

Lome, den 16. August 1900.
Der stellvertretende Kaiserliche Gouverneur.

(D. 8.) gez. Heim.

121. Allerhöchste Verordnung, betreffend das Zeigen der National¬
flagge durch Kauffahrteischiffe.

Vom 21. August 1900 . (Reichsanzeiger 1900 , Nr. 210 , Kol. Bl . 1900 , S . 702 .)

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von
Preußen rc.

verordnen auf Grund des Z 22 des Gesetzes, betreffend das Flaggenrecht der Kauf¬
fahrteischiffe, vom 22. Juni 1899 (Reichs-Gesetzbl. S . 319) im Namen des Reichs,
was folgt:

§ 1. Deutsche Kauffahrteischiffe haben die Reichsflagge zu zeigen:
a.) bein: Begegnen mit einem Schiff meiner Marine, welches die Reichskriegs¬

flagge gesetzt hat,
b) bein: Passiren einer deutschen Küstenbefestigung, auf welcher die Kriegsflagge

weht, wenn das Passiren innerhalb drei Seemeilen vom Strande beim
tiefsten Ebbestand ab gerechnet erfolgt,

o) beim Einlaufen in einen deutschen Hafen.
Z 2. Fremde Kauffahrteischiffe haben in den Füllen des Z 1 b und e ihre

Nationalflagge zu zeigen, ingleichen beim Begegnen mit einem Schiff Meiner Marine,
welches die Reichs-Kriegsflagge gesetzt hat, wenn die Begegnung innerhalb der im
Alb bezeichneten Grenze erfolgt..

§ 3. Die Kommandanten Meiner Schiffe haben die Befolgung der Vorschriften
über die Flaggenführung durch die Kauffahrteischiffezu überwachen. Sie sind daher
berechtigt:

a) in den Fällen der ZZ 1, 2 das Zeigen der Flagge erforderlichenfalls zu
erzwingen;

d) den Kauffahrteischiffen solche als Nationalflagge geführten Flaggen, welche
den bestehenden Vorschriften nicht entsprechen, und solche von ihnen geführte
Wimpel, welche dem Wimpel der Kriegsmarine ähnlich sind, wegzunehmen,
auch die unbefugte Führung der Reichsflagge zu verhindern.
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8 4. Die Verpflichtung der Hafenpolizeibehörden zum Einschreiten bei Nicht-
befolgung der in den 88 1 und 2 gegebenen Vorschriften wird durch die Bestim¬
mung des 8 3 nicht berührt.

Schloß Wilhelmshöhe , den 21 . August 1900.
Wilhelm, I. R.

gez. Fürst zu Hohenlohe.

122. Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Gftafrika , betreffend
Lrholungsstalionen.

Von : 23 . August 1900.

Der Aufenthalt auf der Erholungsstation Ulenge bei Tanga ist auch für Privat¬
personen freigegeben . Die tägliche Vergütung für Benutzung eines Zimmers mit
Bett beträgt eine Rupie . Verpflegung wird nicht gewährt , die Sicherstellung der¬
selben ist Sache der Besucher. Anmeldungen sind rechtzeitig an das Gouvernements-
Krankenhaus Tanga zu richten.

Dar - es - Salnm , den 23 . August 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur.

In Vertretung:
gez. v. Estorff.

123. Bekanntmachung des Gouverneurs von Tainoa , betreffend
die Einfuhr von Feuerwaffen.

Vonr 23 . August 1900 . (Kol . Bl . 1900 , S . 791 .)

Die in den 88 3 und 0 erwähnte Aufsichtsbehörde ist das Kaiserliche Zollamt
in Apia.

Dasselbe hat die vorgeschriebenen Register zu führen und die erforderlichen
Formulare auf Antrag zu verabfolgen.

Das Kaiserliche Zollamt hat die Ausführung der in der Verordnung vor¬
geschriebenenVorschriften zu überwachen.

Apia , den 23 . August 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. Solf.

124. Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Gstafrika , betreffend
Verpflegungsvorschriften.

Vom 24 . August 1900.

Mit Genehmigung der Kolonial -ALtheilung werden die Verpflegungsvorschriften
vom 30 . April 1896 , wie folgt , ergänzt , bezw. abgeändert:

1. 8 15 erhält im Eingang nachstehende Fassung:
„Für Dienstreisen , welche nach Sansibar oder auf dem Seewege zwischen

den Küstenstationen oder auf den Küstenflüssen ausgeführt werden sowie für
vorübergehenden Reiseaufenthalt aus den Küstenstationen " w. wie bisher.

2. 8 16 wird durch folgenden Zusatz erweitert:
„Diese Vergünstigung gilt auch für die Fahrten mit der Eisenbahn oder

anderen Transportmitteln . Wird jedoch im Anschluß an die Dampfer - oder
Eisenb ah nsahrt eine Dienstreise über Land angetreten , so ist die unentgelt¬
liche Mitnahme von drei Dienern zulässig."
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3. zu § 17 . Im Eingang ist an Stelle von „Fahrten auf Binnenseen oder
Flüssen " zu setzen:

„Fahrten auf Binnenseen oder Binnenflüssen,"
Am Schluß tritt noch der Satz hinzu:

„Bei Reisen auf Küstenflüssen sind die im tz 15 ausgeworfenen Tage¬
gelder zuständig ."

4 . zu §§ 21 und 22 , Abs. 1.
Für die Worte „jedoch nicht über 5 hinaus " ist zu setzen „jedoch nicht über 6

hinaus " .
5 . 8 25 , Abs. 1 erhält im Eingang die Fassung:

„Koch- und Küchengeräthe , Tischzeug, Feldtisch und Feldstuhl sowie die
erforderlichen Lichte und Streichhölzer werden " rc. wie bisher.

Dar - es - SalLm , den 24 . August 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur.

In Vertretung:

gez. v. Estorff.

125 . Bekanntmachung des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-
Mstafrika , betreffend Grenze der Bezirke Rilwa und Alahenge.

Vom 28 . August 1900 . (A . A . 1900 Nr . 25 .)

Die Grenze zwischen Bezirk Kilwa (Barikiwa ) und Mahenge wird gebildet
durch die Flußläufe des Mbarangandu und Luwegu.

Dar - es - SalLm , den 28 . August 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur.

In Vertretung:

gez. v. Estorff.

126 . Bekanntmachung des Gouverneurs von ^ amoa , betreffend
die Ausrottung der Lantanapstanzen.

Vom 31 . August 1900 . (Kok. Bl . 1900 , S . 828 .)

Das Zunehmen der Lantana -Pslanze auf den Inseln bedeutet eine Gefahr für
die landwirthschaftliche Entwickelung des Schutzgebietes . Auf Antrag des Gouverne¬
mentsraths habe ich beschlossen, die Lantana Ordinance 1895 auf das ganze Schutz¬
gebiet auszudehnen.

Vor dem Erlaß einer diesbezüglichen Verordnung werden zunächst zwei Termine
festgesetzt, bis zu welchen die Ausrottung der vorhandenen Lantana -Pflanzen (Aus¬
reißen mit Wurzel und Verbrennen ) zu geschehen hat.

Der erste Termin wird angesetzt auf den 15 . Dezember 1900.
Die Nichtbefolgung dieser Bestimmung wird nach Sektion 3 der Lantana

Ordinance 1895 bestraft . Bei der Bemessung der Strafe wird auf die Schwierig¬
keiten, die sich den Besitzern größerer Ländereien zunächst bei der Ausrottung der
Lantana -Pflanzen bieten werden , billige Rücksicht genommen werden.

Apia , den 31 . August 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. Solf.
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127. Verordnung des kaiserlichen Gouverneurs von Aamerun,
betreffend Abänderung der Verordnung über die Meldepflicht der

Nichteingeborenen , vom 4. Februar 1891.
Vorn 5. September 1900. (Kol. Bl ., S . 895 .)

Einziger Paragraph.
Der § 2 der Verordnung , betreffend die Meldepflicht der Nichteingeborenen,

vom 4. Februar 1891 , erhält folgende Fassung:
Die Meldung eines Neuanziehenden hat zu enthalten:

1. Vor - und Zuname , Tag , Monat , Jahr und Ort der Geburt , Staats¬
angehörigkeit , Stand oder Gewerbe , Religion , letzter Wohnsitz, bei Deutschen
auch Militärverhältniß des Neuanziehenden.

2. Angabe , ob ledig, verheirathet , verwittwet oder geschieden, event. Geburts¬
name und Wohnort der Ehefrau (auch der geschiedenen).

3 . Angabe , ob und wie viel eheliche Kinder vorhanden sind, deren Namen,
Stand oder Gewerbe.

4 . Angabe des Vor - und Zunamens , Wohnorts und Standes beziehungsweise
Gewerbes der Eltern beziehungsweise des oder der nächsten noch lebenden
Angehörigen.

5 . Angabe des Wohn - beziehungsweise Aufenthaltsorts , den der Neuanziehende
im Schutzgebiete zu nehmen gedenkt.

Kamerun , den 5. September 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur.

In Vertretung:
gez. Diehl.

128. Bekanntmachung wegen Redaktion des ^ chutzgebietsgesetzes.
Vom 10. September 1900 . (Kol. Bl . 1900 , S . 699 .)

Auf Grund des Artikels 2 des Gesetzes vom 25 . Juli 1900 (Reichs-Gesetzbl.
S . 809 ) wird der Text des Schutzgebietsgesetzes nachstehend bekannt gemacht.

Berlin , den 10 . September 1900.
Der Reichskanzler.

Fürst zu Hohenlohe.
Schntzgebietsgesetz.

§ 1. Die Schutzgewalt in den deutschen Schutzgebieten übt der Kaiser im Namen
des Reiches aus.

§ 2. Auf die Gerichtsverfassung in den Schutzgebieten finden die Vorschriften
der 88 5, 7 bis 15 , 17 , 18 des Gesetzes über die Konsulargerichtsbarkeit vom
7. April 1900 (Reichs-Gesetzbl. S . 213 ) mit der Maßgabe entsprechende Anwendung,
daß an die Stelle des Konsuls der von dem Reichskanzler zur Ausübung der Gerichts¬
barkeit ermächtigte Beamte und an die Stelle des Konsulargerichts das in Gemäßheit
der Vorschriften über das letztere zusammengesetzte Gericht des Schutzgebiets tritt.

8 3 . In den Schutzgebieten gelten die im Z 19 des Gesetzes über die Konsular-
gerichtsbarkeit bezeichneten Vorschriften der Neichsgesetze und preußischen Gesetze. Die
Vorschriften der 88 20 bis 22 , des 8 23 Abs. 1 bis 3 und 5, der 88 26 , 29 bis
31, 33 bis 35 , 37 bis 45 , 47 , 48 , 52 bis 75 des Gesetzes über die Konsular¬
gerichtsbarkeit finden entsprechende Anwendung.

8 4. Die Eingeborenen unterliegen der im 8 2 geregelten Gerichtsbarkeit und
den im 8 3 bezeichneten Vorschriften nur insoweit, als dies durch Kaiserliche Ver-
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ordnung bestimmt wird . Den Eingeborenen können durch Kaiserliche Verordnung
bestimmte andere Theile der Bevölkerung gleichgestellt werden.

Ls 5 . Die Militärgerichtsbarkeit wird durch dieses Gesetz nicht berührt.
K 6 . Durch Kaiserliche Verordnung kann:

1 . in Vorschriften über Materien , welche nicht Gegenstand des Strafgesetzbuchs
für das Deutsche Reich sind , Gefängniß bis zu einem Jahre , Haft , Geld¬
strafe und Einziehung einzelner Gegenstände angedroht werden;

2 . vorgeschrieben werden , daß in Strafsachen
n) die Mitwirkung einer Staatsanwaltschaft mit der Maßgabe eintritt,

daß , soweit die Staatsanwaltschaft zuständig ist , die Vorschriften der
ZF 56 , 65 und des Z 71 Abs . 2 Satz 1 des Gesetzes über die
Kousulargerichtsbarkeit außer Anwendung bleiben;

d ) eine Voruntersuchung stattfindet , deren Regelung der Verordnung
vorbehalten bleibt;

e ) der Z 9 Abs . 2 des Gesetzes über die Kousulargerichtsbarkeit keine
Anwendung findet;

3 . angeordnet werden , daß in Strafsachen , wenn der Beschluß über die Er¬
öffnung des Hauptverfahrens eine Handlung zum Gegenstände hat , welche
zur Zuständigkeit der Schöffengerichte oder zu den in den ZK 74 , 75 des
Gerichtsverfasfungsgesetzes bezeichneten Vergehen gehört , in der Haupt¬
verhandlung eine Zuziehung von Beisitzern nicht erforderlich ist;

4 . die Gerichtsbarkeit in den zur Zuständigkeit der Schwurgerichte gehörenden
Sachen den Gerichten der Schutzgebiete in der Weise übertragen werden,
daß für diese Sachen , soweit nicht auf Grund der Nr . 2 etwas Anderes
bestimmt wird , die Vorschriften Anwendung finden , welche für die im K 8
Abs . 2 des Gesetzes über die Kousulargerichtsbarkeit bezeichneten Straf¬
sachen gelten;

5 . an Stelle der Enthauptung eine andere , eine Schürfung nicht enthaltende
Art der Vollstreckung der Todesstrafe angeordnet werden;

6 . die nach dem Gesetz über die Konfulargerichtsbarkeit begründete Zuständigkeit
des Reichsgerichts einem Konsulargericht oder einem Gerichtshof in einem
Schutzgebiet übertragen und über die Zusammensetzung des letzteren Gerichts¬
hofs sowie über das Verfahren in Berufungs - und Beschwerdesachen , die
vor einem dieser Gerichte zu verhandeln sind , mit der Maßgabe Anordnung
getroffen werden , daß das Gericht aus einem Vorsitzenden und mindestens
vier Beisitzern bestehen muß;

7. für die Zustellungen , die Zwangsvollstreckung und das Kastenwesen die An¬
wendung einfacherer Bestimmungen vorgeschrieben werden;

8 . für die gerichtliche und notarielle Beurkundung von Rechtsgeschäften mit
Ausschluß der Verfügungen von Todes wegen ein einfacheres Verfahren
vorgeschrieben sowie die Zuständigkeit der Notare eingeschränkt werden;

9 . die Verlängerung aller zur Geltendmachung von Rechten und zur Erfüllung
von Pflichten gesetzlich festgestellten Fristen angeordnet werden.

Z 7. Auf die Eheschließung und die Beurkundung des Personenstandes in den
Schutzgebieten finden die ZZ 2 bis 9 , 11 , 12 und 14 des Gesetzes vom 4 . Mai 1870
(Bundes - Gesetzbl . S . 599 , Reichs -Gesetzbl . 1896 , S . 614 ) entsprechende Anwendung.
Die Ermächtigung zur Eheschließung und zur Beurkundung des Personenstandes wird
durch den Reichskanzler ertheilt.

Die Form einer Ehe , die in einem Schutzgebiete geschlossen wird , bestimmt sich
ausschließlich nach den Vorschriften des bezeichneten Gesetzes.

>r
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Die Eingeborenen unterliegen den Vorschriften der Abs. 1, 2 nnr insoweit, als
dies durch Kaiserliche Verordnuug bestimmt wird. Den Eingeborenen können durch
Kaiserliche Verordnung bestimmte andere Theile der Bevölkerung gleichgestellt werden.

§ 8. Die Befugnisse, welche den deutschen Konsuln im Auslande nach anderen
als den beiden in den §8 2 und 7 bezeichneten Gesetzen zustehen, können durch den
Reichskanzler Beamten in den Schutzgebieten übertragen werden.

8 9. Ausländern, welche in den Schutzgebietensich niederlassen, sowie Ein¬
geborenen kann durch Naturalisation die Reichsangehörigkeit von dem Reichskanzler
verliehen werden. Der Reichskanzler ist ermächtigt, diese Befugniß einem anderen
Kaiserlichen Beamten zu übertragen.

Auf die Naturalisation und das durch dieselbe begründete Verhältniß der Reichs¬
angehörigkeit finden die Bestimmungen des Gesetzes über die Erwerbung und den
Verlust der Bundes- und Staatsangehörigkeit vom 1. Juni 1870 (Bundes-Gesetzbl.
S. 355, Reichs-Gesetzbl. 1896 S . 615) sowie Artikel 3 der Reichsverfassung und
§ 4 des Wahlgesetzes für den Deutschen Reichstag vom 31. Mai 1869 (Bundes-
Gesetzbl. S . 145) entsprechende Anwendung.

Im Sinne des Z 21 des bezeichneten Gesetzes sowie bei Anwendung des Ge¬
setzes wegen Beseitigung der Doppelbesteuerung vom 13. Mai 1870 (Bundes-Gesetzbl.S. 119) gelten die Schutzgebiete als Inland.

8 10. Durch Kaiserliche Verordnung können Eingeborene der Schutzgebiete in
Beziehung auf das Recht zur Führung der Reichsflagge (Gesetz, betreffend das
sslaggenrecht der Kauffahrteischiffe, vom 22. Juni l899 , Reichs-Gesetzbl. S . 319)
den Reichs ungehörigen gleichgestellt werden.

Die Führung der Reichsflagge infolge der Verleihung dieses Rechtes hat nicht
die Wirkung, daß das betreffende Schiff als deutsches Seefahrzeug im Sinne des § 1
Abs. 1 Nr . 1 und § 3 Abs. 1 des See-Unfallversicherungsgesetzes vom 30. Juni 1900
(Reichs-Gesetzbl. S . 716) gilt.

§11.  Deutschen Kolonialgesellschaften, welche die Kolonisation der deutschen
Schutzgebiete, insbesondere den Erwerb und die Verwerthung von Grundbesitz, den
Betrieb von Land- oder Plantagenwirthschaft, den Betrieb von Bergbau, gewerblichen
Unternehmungen und Handelsgeschäften in denselben zum ausschließlichen Gegenstand
ihres Unternehmens und ihren Sitz entweder im Reichsgebiet oder in einem Schutz¬
gebiet oder in einem Konsnlargerichtsbezirke haben oder denen durch Kaiserliche
Schutzbriefe die Ausübung von Hoheitsrechten in den deutschen Schutzgebieten über¬
tragen ist, kann auf Grund eines vom Reichskanzler genehmigten Gesellschaftsvertrags
(Statuts) durch Beschluß des Bundesraths die Fähigkeit beigelegt werden, unter
ihrem Namen Rechte, insbesondere Eigenthum und andere dingliche Rechte an Grund¬
stücken, zu erwerben, Verbindlichkeiten einzugehen, vor Gericht zu klagen und verklagt

,zu werden. In solchem Falle haftet den Gläubigern für alle Verbindlichkeitender
Kolonialgesellschaft nur das Vermögen derselben.

Das Gleiche gilt für deutsche Gesellschaften, welche den Betrieb eines Unter¬
nehmens der im Abs. 1 bezeichneten Art in dem Hinterland eines deutschen Schutz¬
gebiets oder in sonstigen, dem Schutzgebiete benachbarten Bezirken zum Gegenstand
»nd ihren Sitz entweder im Reichsgebiet oder in einem Schutzgebiet in einem
Konsnlargerichtsbezirke haben.

Der Beschluß des Bundesraths und im Anszuge der Gesellschaftsvertrag sind
durch den Reichsanzeiger zu veröffentlichen.

8 12. Der Gesellschaftsvertraghat insbesondere Bestimmungen zu enthalten:
1. über den Erwerb und den Verlust der Mitgliedschaft;
2. über die Vertretung der Gesellschaft Dritten gegenüber;

Die deutscheKolonial-GesetzgebungV (1900). 10
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3. über die Befugnisse der die Gesellschaft leitenden und der die Leitung be¬
aufsichtigenden Organe derselben;

4. über die Rechte und Pflichten der einzelnen Mitglieder;
5 . über die Jahresrechnung und Vertheilung des Gewinnes;
6 . über die Auflösung der Gesellschaft und die nach derselben eintretende Ver-

mögensvertheilung . 1
§ 13 . Die Gesellschaften, welche die im Z 11 erwähnte Fähigkeit durch Beschluß 's

des Bundesraths erhalten haben , unterstehen der Aufsicht des Reichskanzlers . Die >
einzelnen Befugnisse desselben sind in den Gesellschaftsvertrag aufzunehmen.

§14.  Den Angehörigen der im Deutschen Reiche anerkannten Religions¬
gemeinschaften werden in den Schutzgebieten Gewissensfreiheit und religiöse Duldung s
gewährleistet . Die freie und öffentliche Ausübung dieser Kulte , das Recht der Er¬
bauung gottesdienstlicher Gebäude und der Einrichtung von Missionen der bezeichneten
Religionsgemeinschaften unterliegen keinerlei gesetzlicher Beschränkung noch Hinderung.

§ 15 . Der Reichskanzler hat die zur Ausführung des Gesetzes erforderlichen
Anordnungen zu erlassen.

Der Reichskanzler ist befugt , für die Schutzgebiete oder für einzelne Theile der¬
selben polizeiliche und sonstige die Verwaltung betreffende Vorschriften zu erlassen
und gegen die Nichtbefolgung derselben Gefängniß bis zu drei Monaten , Haft , Geld¬
strafe und Einziehung einzelner Gegenstände anzudrohen.

Die Ausübung der Befugniß zum Erlasse von Ausführungsbestimmungen (Abs. 1)
und von Verordnungen der im Abs. 2 bezeichneten Art kann vom Reichskanzler der
mit einem Kaiserlichen Schntzbriefe für das betreffende Schutzgebiet versehene»
Kolouialgesellschaft sowie den Beamten des Schutzgebiets übertragen werden.

§ 16 . Für Schutzgebiete, in denen das Gesetz über die Konsulargerichtsbarkeit
vom 10 . Juli 1879 (Reichs-Gesetzbl. S . 197 ) und das Gesetz, betreffend die Ehe- ^
schließung und die Beurkundung des Personenstandes von Reichsangehörigen im Aus-
lande , vom 4. Mai 1870 noch nicht in Kraft gesetzt sind, wird der Zeitpunkt , i» :
welchem die Z§ 2 bis 7 dieses Gesetzes in Kraft treten , durch Kaiserliche Verordnung
bestimmt. i

129 . Bekanntmachung des stellvertretenden Gouverneurs von
Deutsch-Gstafrika , betreffend Betonnung des Mafiakanals.

Die Betommng des Mafia -Kanals hat folgende Vervollständigung erfahren:
1. An den südlichsten Ausläufern der Riffe der Insel „Niororo " ist eine weiße

Spierentonne mit zwei schwarzen, mit den Spitzen nach unten gerichteten Dreiecken
als Toppzeichen ausgelegt worden . Die Tonne trägt in schwarzen Buchstaben die
Aufschrift „Niororo ". Sie liegt auf 10 m Wasfertiefe in folgender Position:

Westkante Shungu -Mbili -Jnsel . . . . p o
Ostkante Barakuni -Jnsel . / ^ 41

2. An den nordwestlichsten Ausläufern der „Ukamba-Riffe " ist eine weiße Spieren-
tonne mit zwei schwarzen, mit den Spitzen gegeneinander gerichteten Dreiecken als
Toppzeichen ausgelegt worden.

Vom 13 . September 1900.

Ostkante Niororo -Jnsel
Westkante Shungu -Mbili -Jnsel
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er-

Die Tonne trägt in schwarzen Buchstaben die Aufschrift„Ukamba". Sie liegt
auf 25 m Wassertiefe in folgender Position:

Westkaute Nord Fangove-Jnsel .
Südkante Tschoka-Jnsel . . .
Südkante Tschoka-Jnsel . . .
Nordkante Hatambura-Jnsel . .

Dar -es-SalLm , den 13. September 1900.

^ 75° 26'
55° 8'

Der Kaiserliche Gouverneur.
In Vertretung:

gez. Dr. Stuhlmann.

130. Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Neu-
Guinea, betreffend Geldrechnung und gesetzliche Zahlungsmittel

im Inselgebiete der Karolinen , palaus und Marionen.
Nom 20. September 1900. (Kol. Bl. 1900, S . 932.)

Z 1. Im Jnselgebiet der Karolinen, Palaus und Marionen gilt die Reichs¬
markrechnung.

Z 2. Gesetzliche Zahlungsmittel sind: Zwanzigmarkstücke, Zehnmarkstücke, Ein-
thalerstücke, Fünfmarkstücke, Fünfzigpfennigstücke, Zwanzigpfennigstücke, Zehnpfennigstücke,
Fünfpfennigstücke, Zweipfennigstücke und Einpfennigstücke sowie die Reichskassenscheine
und Reichsbanknoten.

8 3. Die öffentlichen Kassen haben außer den gesetzlichen Zahlungsmitteln
englische Goldpfunde vorläufig zum Kurse von zwanzig Mark dreißig Pfennigen in
Zahlung zu nehmen.

8 4. Diese Anordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündigung in Kraft.
Herbertshöhe , den 20. September 1900.

Der Kaiserliche Gouverneur.
(Ii. 8.) gez. R. v. Bennigsen.

131. Runderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-
Mstafrika , betreffend die Schiffsnachweise.

Vom 24. September 1900.
In theilweiser Abänderung des Runderlasses vom 20. Juli 1897 (4990) be¬

stimme ich hiermit, daß von jetzt ab die Veränderungen in dem Bestände der See-
und Flußfahrzeuge nur einmal jährlich, und zwar nach Ablauf des Rechnungsjahres
am1. April, nach dem umstehenden Muster anzuzeigen sind.

Gleichzeitig ersuche ich um pünktliche Jnnehaltung dieses Termins, wenn keine
Veränderungen eingetreten sind, ist Fehlanzeige zu erstatten.

Die neuerrichteten Dienststellen, von denen bis jetzt noch keine Schiffsbestands-
nachweisungen eingereicht worden sind, haben den gesammten Bestand an Fahrzeugen
in die erste Nach Weisung aufzunehmen.

Dar -es-Saläm , den 24. September 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur.

In Vertretung:
gez. v. Estorff.

10*
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Lau- Art Name Nähere Beschreibung des Fahrzeuges.

sende
Num¬
mer. des Fahrzeuges. Bauart , Größe , Brutto - und

Netto geh alt.
Zahl , Fassungsvermögen

und Benutzungsart der ein¬
zelnen Räume.

1. Als Gaffel-
schooner
getakelter

Schraub en-
dampfer.

„Rovuma" Aus deutschem Stahl gebaut,
Länge zwischen den Perpen¬
dikeln . . . m . Größte Breite
auf den Spanten . . . m.

Tiefe von der Oberkante
Kiel bis Deck, an der Seite
. . . ni.

Tiefgang mit . . . Tonnen
Kohlen hinten . . . in, vorn
. . . 7N.

Dreifache Expansionsma¬
schine, Maschinenkrast

. . . I . I >8.
Deplacement . . . Tons.

Kajüte für den Kapitän
an: Heck . . . m lang,
. . . m breit , desgleichen
für den Maschinisten gleiche
Größe.

Räume fiir 4 Matrosen
im Vordertheil . . . m lang,
. . . ni breit.

Küche . . . m lang,
. . . in breit,

rc.

2.

3.

Segelkutter.

Kanu.

„Wißmann" Aus Holz.
. . . ni lang , . . . m breit.
Deplacement etwa . . . Tons.

Holz.
. . . in lang , . . . in breit.

1 Kajüte,
. . . ni lang , . . . m breit,

1 Vorraths - und Gepäck¬
raum , . . . in lang , . . . n>
breit.

132. Vereinbarung zwischen der Kaiserlichen Regierung und der Zt
Deutsch-Ostafrikanischen Gesellschaft, betreffend die Bergbaurechte , na

Vom 25. September 1900 . (Kol. Bl . 1900 , S . 790 .) ^

Zwischen der Kaiserlichen Regierung und dem Landesfiskus von Deutsch-Ost¬
afrika, beide vertreten durch den Reichskanzler , einerseits , und der Deutsch-Ostafri¬
kanischen Gesellschaft, vertreten durch ihre unterzeichneten Vorstandsmitglieder , anderer-s
seits, ist Folgendes vereinbart worden : j

Z 1. Die Deutsch-Ostafrikanische Gesellschaft verzichtet mit dem Zeitpunkte derr
Einführung der Allerhöchsten Verordnung , betreffend das Bergwesen in Deutsch-Ost-^
afrika, vom 9. Oktober 1898 , für das Küstengebiet, dessen Zubehörungen , die Insel,
Mafia und das Gebiet des Kaiserlichen Schutzbriefes zu Gunsten des Landesfiskus 1s
von Deutsch-Ostafrika auf alle Rechte, die ihr in Bezug auf die Gewinnung von
Mineralien in den genannten Gebieten von der Kaiserlichen Regierung in Z 7 Nr: 2
des Vertrages zwischen der Regierung und der Gesellschaft vom 20 . November 1890l
eingeräumt sind. ;

Z 2. Als Entgelt für diesen Verzicht verpflichtet sich der Landesfiskus von A
Deutsch-Ostafrika, an die Deutsch-Ostafrikanische Gesellschaft die Hälfte der Felder-z Ai
steuern und Förderungsabgaben abzuführen , welche er auf Grund der 64 bis 56z ve
der Verordnung , betreffend das Bergwesen in Deutsch-Ostafrika , vom 9. Oktober 1898k ix
oder auf Grund der nach Anhörung der Deutsch-Ostafrikanischen Gesellschaft etwa an
ihre Stelle zu setzenden Bestimmungen von den innerhalb der in Z 1 dieser Ver- D
einbarung genannten Gebiete gelegenen Bergbaufeldern bis zum 31 . Dezember 1935 sei
erheben wird.

§ 3. Die Bezahlung der hiernach von dem Landesfiskus zu entrichtenden Be¬
träge erfolgt spätestens drei Monate nach Ablauf eines jeden Kalenderjahres unter
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Anzahl und Art
der an Bord vorhandenen

Geschütze.

Angabe der aufgewendeten
Kosten.

Bemerkungen über die
Verwendung rc.

2 4,7 om Schnelllade- 1895 gebaut von der Germania-Werst.
kanonen Baupreis . Mk.

1 Revolvergeschütz.

1895 durch Vermittelung
des Spediteurs P . Ottens

für nachträglich ausgeführte
Arbeiten und für Liefe¬
rungen von Inventar . „

Zusammen . Mk.

- in Hamburg angekauft,
Kaufpreis. . . . Mk.

1896 gekauft von X. für
. . . '. Mk.

Zugrundelegung der von der zuständigen Landesbehörde aufzustellenden Einnahme-
mchweisungen. Ein Recht auf die Einsicht
Mus steht der Gesellschaft nicht zu.

Berlin , den 25 . September 1900.
Für die Kaiserliche Regierung

und den Landesfiskus von Deutsch-
Ostafrika :

gez. Fürst zu Hohenlohe.

in die Bücher oder Akten des Landes-

Für die Deutsch-Ostafrikanische
Gesellschaft

die Vorstandsmitglieder:
gez. Bourjau . Lueas.

133. Bekanntmachung , betreffend die östlich des 171. Längengrades
westlich von Greenwich gelegenen Inseln der samoagruppe.

Von: 25. September 1900. (Kol. Bl. 1900, S . 790.)

Die östlich des 171 . Längengrades westlich von Greenwich gelegenen Inseln der
Samoa-Gruppe sind am 17 . April 1900 in den Besitz der Vereinigten Staaten von
Amerika übergegangen . Von jenem Tage an sind die Vorschriften des Freundschafts¬
vertrages zwischen dem Reiche und Samoa vom 24 . Januar 1879 (Reichs-Gesetzbl.
1881, S . 29 ) gemäß der Allerhöchsten Verordnung vom 17 . Februar 1900 (Reichs-
Gesetzbl. S . 39 ) in Ansehung der bezeichneten Inseln außer Anwendung getreten.
Die dort bis dahin auf Grund dieses Vertrags ausgeübte Konsulargerichtsbarkeit ist
seit demselben Zeitpunkt in Wegfall gekommen.

Berlin , den 25 . September 1900.
Der Reichskanzler,

gez. Fürst zu Hohenlohe.
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134. Runderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-
Ostafrika , betreffend regelmäßige statistische Berichte.

Von: 25. September 1900.
Die Bezirksämter , Nebenämter und Stationen werden hiermit an die

Pünktliche Erreichung der nachfolgenden Terminalberichte rc. nochmals erinnert.
Am 1. Januar jeden Jahres haben die genannten Dienststellen folgende

Verzeichnisse aufzustellen und umgehend dem Gouvernement einzureichen.
1. Verzeichniß über die im verflossenen Kalenderjahr
a) ausgestellten Sklavenfreibriefe und verhängten Strafen in Sklavensachen.

— Zirk .-Erl . 38 vom 4. Sept . 1891 , Runderlaß Nr . 3545/46 vom
27 . April 1893 und Runderlaß Nr . 9130 vom 3. Dezember 1898.

d) ertheilten Schankkonzessionen . Runderlasfe vom 20 . März 1894,
J .Nr . 23 , und 4. April 1897 , J .Nr . 2469.

2. Uebersicht über die weiße Bevölkerung des Bezirks nach dem Stande
vom 1. Januar jeden Jahres . Runderlaß Nr . 6909 vom 20 . Nov . 1896.

3. Statistik über die im Vorjahre stattgehabten Todesfälle unter der
weißen Bevölkerung des Bezirks . Runderlasfe Nr . 1296 vom 23 . Februar
1897 und Nr . 4227 vom 20 . Juni 1898.

4 . Listen über die im Bezirk thätigen Handels - und Erwerbsgesellschaften.
Runderlaß Nr . 8071 vom 17 . November 1897.

5 . Anzeigen über Veränderungen zum Beamtenverzeichniß . Gouv .-Befehl
Nr . 14 vom 30 . Dezember 1897.

Ich mache die Dienststellen für die genaue Jnnehaltung dieser Termine
verantwortlich.

Dar - es - Salüm , den 25 . September 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur.

In Vertretung:
gez. v. Estorff.

135. Runderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-
Ostafrika , betreffend Bestellungen für kommunale Zwecke.

Vom 3. Oktober 1900.
Es ist Vorgekommen, daß eine in Deutschland ansässige Firma , die von einem

auf Urlaub befindlichen Bezirksamtbeamten eine Bestellung für kommunale Zwecke
erhielt , sich mit der Bitte um Auskunft über Zahlungsfähigkeit rc. an die Kolonial-
Abtheilung wandte.

Um derartigen Vorkommnissen vorzubeugen , ersuche ich die Dienststellen, zu
Beschaffungen in Europa bezw. außerhalb der Kolonie stets die diesseitige Vermittelung
in Anspruch zu nehmen. Falls eine Bestellung von Nachgeordneten Organen in ihrer
Eigenschaft als kommunale Behörde ohne Vermittelung des Gouvernements aufgegeben
wird , so ist dies Seitens der Kommunalverwaltungen in den Aufträgen an die
Lieferanten — etwa durch einen Vordruck am Kopfe der Bestellung — besonders
ersichtlich zu machen.

Ich gebe mich der Erwartung hin , daß die Kommunalverwaltungen nnr dann
Bestellungen unmittelbar außerhalb der Kolonie aufgeben, wenn die Mittel zur
sofortigen Bezahlung der Lieferungen vorhanden sind.

Dar - es - Salüm , den 3. Oktober 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur.

In Vertretung:
gez. Dr . Stuhlmann.
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136. Verfügung wegen Inkrafttretens der Allerhöchsten Verordnung,
betreffend das Bergwesen in Deutsch-Gstafrika , vom H.Dktober 1898

(Reichs-Gesetzbl. S . 1045).
Vom 3. Oktober 1900 . (Reichs-Gesetzblatt 1900 , S . 847 , und Reichs-Anzeiger Nr . 236 .)

Auf Grund des Z 80 der Allerhöchsten Verordnung , betreffend das Bergwesen
in Deutsch-Ostafrika , vom 9. Oktober 1898 (Reichs-Gesetzbl. S . 1045 ) wird Folgendes
bestiinmt:

Die gedachte Verordnung tritt für das Küstengebiet, dessen Zubehörungen , die
Insel Mafia und das Gebiet des Kaiserlichen Schutzbriefs mit dem 10 . Oktober 1900
in Kraft.

Berlin , den 3. Oktober 1900.
Der Reichskanzler,

gez. Fürst zu Hohenlohe.

137. Geffentliche Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch-
Gstafrika , betreffend Bergwesen.

Vom 7. Oktober 1900.

Auf Grund des Z 6 der Allerhöchsten Verordnung über das Bergwesen in
Deutsch-Ostafrika vom 9. Oktober 1898 (Reichs-Gesetzbl. 1898 , Nr . 48 , Riebow-
Zimmermann, Band 3, S . 138 ) wird hierdurch öffentlich bekannt gegeben, daß
der Herr Reichskanzler durch Erlaß vom 25 . Juli 1900 angeordnet hat , daß folgendes
Gebiet in Deutsch-Ostafrika von der allgemeinen Schürffreiheit ausgeschlossen ist:

Die Südgrenze bildet der 5 ° 15 ^ südlicher Breite , von dem Punkt im Osten,
wo er den Bnbu -Fluß trifft , bis zu dem Punkt im Westen, wo er den östlichen
Grabenrand der Wembere-Steppe trifft . Von hier folgt die Grenze nach Norden
diesem Rand der Wembere -Steppe bis zum Durchbruch des Wembere- oder Lusilukuru-
Flusses durch den genannten Grabenrand , dann diesen Fluß an seinem rechten Ufer
bis zu seinem Schnittpunkt mit dem Meridian , welcher durch den nordwestlichsten
Vorsprung des Jssansn -Gebirgsstockes bei dessen Steilabfall nach der Wembere-
Niederung zu geht.

In dem Meridian dieses Vorsprunges geht die Grenze dann vom Wembere-
Fluß direkt nach Norden bis zum Schnittpunkt desselben mit dem 3 ° 10 ^ südlicher
Breite. Diesem parallel folgend wendet sich die Grenze nach Osten bis zu seinem
Zusammentreffen mit dem Fuß des östlichen Gebirgsabfalles der Landschaft Mutyek,
folgt dann dem Gebirgsfuß des großen Grabenrandes nach Süden , den Laua ya
Muöri östlich lassend. Von dem Mündungsgebiet des Kwou wendet sich die Linie
in gerader Richtung nach dem Nordufer des Laua ya Sereri , folgt dessen Ostnfer,
von hier aus dem Südostabfall der Sangaiwe -Berge , dem Fuß der Ufiome-Berge,
weiterhin im Süden dem Fuße des Jrangi -Plateaus , im Westen und Osten bis zum
Einfluß des Jssare -Baches in den Karema -Fluß . Der Karema -Fluß bildet weiterhin
nach Südosten die Grenze bis zu seiuem Zusammenfluß mit dem Bubu , welcher
seinerseits bis zu seinem Schnittpunkte mit dem 5 " 15 ^ südlicher Breite als
Grenze gilt.

Die Südgrenze des Kvnzessionsgebietes bildet der 5 ° 15 ^ südlicher Breite von
dem Punkt im Osten , wo er den Bubn -Fluß trifft , bis zu dem Punkt im Westen,
wo er den östlichen Grabenrand der Wembere-Steppe trifft . Von hier folgt die
Grenze nach Norden diesem Rand der Wembere-Steppe bis zum Durchbruch des
Wembere- oder Lusilukuru -Flusses durch den genannten Grabenrand , dann diesen:
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Fluß an seinem rechten Ufer bis zu seinem Schnittpunkt mit dem Meridian , welcher
durch den nordwestlichsten Vorsprung des Jssansu -Gebirgsstockes bei dessen Steilabfall : sc
nach der Wembere -Niederung zu geht. f

Maßgebend für die in Vorstehendem vorkommenden Namenbezeichnungen ist die ^
im Verlag von I . Perthes in Gotha 1898 erschienene Karte der Jrangi -Expedition
von Oberleutnant W. Werther im Maßstab 1 : 750 000 . -

Durch diese Ausschließung von der allgemeinen Schürffreiheit fällt die in der i
öffentlichen Bekanntmachung vom 24 . Mai 1898 , I . Nr . 9278 , unter 1. gegebene^ 1
Ausschließung fort . s

Die Dienststellen haben vorstehende öffentliche Bekanntmachung vom heutigen
Tage in ortsüblicher Weise bekannt zu geben und außerdem alle Bergbautreibenden !!
schriftlich darauf aufmerksam zu machen. n

Dar - es - Saläm , den 7. Oktober 1900 . u v
Der Kaiserliche Gouverneur . st d

In Vertretung : ' C
gez. Dr . Stuhl mann.

i k
138. Runderlaß der Kolonial -Abtheilung , betreffend Veröffent¬

lichungen der Gerichte in den Schutzgebieten.
Vom 17 . Oktober 1900.

Z
d

Die Veröffentlichung von Bekanntmachungen der dortigen Kaiserlichen Gerichte ' - ^
in inländischen Zeitungen hat bisher der Regel nach in der Weise stattgefunden , daß ! ' ^
die Gerichte den Text der Bekanntmachungen durch Vermittelung des Gouvernements ! f ^
hier einreichten und alsdann von hier aus die Veröffentlichung durch die in Frage
kommenden Blätter (Reichs-Anzeiger , Kolonialblatt , Amtsblatt rc.) sowie die Veraus- "
lagung der Anzeigekosten veranlaßt wurde . Die Inanspruchnahme des Gouvernements !s ^
und der Kolonial -Abtheilung erscheint bei diesen Angelegenheiten indessen entbehrlich ^
und führt überdies , abgesehen von einer unerwünschten Vermehrung des Schreibwerks, x
zur Verzögerung des Geschäftsganges . Ew . Hochwohlgeboren ersuche ich daher ! ^
ergebenst, die Gerichte des Schutzgebiets anzuweisen, die gedachten Veröffentlichungen s ^
fortan stets in unmittelbarem Verkehr mit den Zeitungsexpeditionen zu bewirken. — s ^
Dabei wird behufs Vermeidung von Beschwerden auf pünktliche Erledigung der ^
Rechnungen über die entstandenen Anzeigekosten zu sehen sein. ^

Berlin , den 17 . Oktober 1900.
Auswärtiges Amt . Kolonial -Abtheilung . !

gez. Stuebel . f i

139.
r

Runderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-
Ostafrika , betreffend Schreibweise der Ortsnamen.

Vom 23 . Oktober 1900.

Es ist schon wiederholt in der Oeffentlichkeit aufgefallen , daß hinsichtlich derf  -
Schreibweise der Ortsnamen des Schutzgebiets eine große Willkür eiugerissen ist. jst v
Insbesondere ist vor Kurzem in der Presse wieder darauf hingewiesen worden , daß s>
der Name der Hauptstadt Dar - es - Saläm  in drei verschiedenen Arten 3
geschrieben wird.

Ich ersuche infolgedessen die Dienststellen im amtlichen Verkehr diejenige Schreib- <L
weise der Ortsnamen zu gebrauchen, welche die Kiepertsche Karte angiebt und darauf §
zu halten , daß diese Schreibweise allgemein beachtet wird . ' 2
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Der Name der Hauptstadt des Schutzgebiets ist „ Dar - es - SalLm " zu
schreiben.

Dar - es - SalLm , den 23 . Oktober 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur.

In Vertretung:
gez. v. Estorff.

140. Verordnung zur Einführung des Gesetzes über die Konsular¬
gerichtsbarkeit.

Vom 25 . Oktober 1900 . (Reichs-Anzeiger vom 1. November 19000

Wir Wilhelm , von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser , König von Preußen rc.
verordnen auf Grund des Z 27 Abs . 2 , des Z 33 , des Z 36 Abs . 2 und des § 78
des Gesetzes über die Konsnlargerichtsbarkeit vom 7. April 1900 (Reichs -Gesetzbl.
S . 213 ), im Namen des Reichs , was folgt:

Artikel 1 . Das Gesetz über die Konsulargerichtsbarkeit vom 7. April 1900 tritt
am 1. Januar 1901 in Kraft.

Artikel 2 . Für die Uebertragung des Eigenthums an Grundstücken in den
Konsulargerichtsbezirken genügt , soweit nicht für diese Grundstücke ein Grundbuch im
Sinne der Reichsgesetze angelegt ist , die Beobachtung der Form , die den von der
dortigen Staatsgewalt erlassenen Vorschriften entspricht.

Innerhalb Rumäniens , Serbiens und Bulgariens gilt das Gleiche auch für die
Form eines anderen Rechtsgeschäfts , das dort vorgenommen , sowie für die Form einer
Ehe, die dort geschlossen wird.

Artikel 3 . Statt der in den HA 246 , 247 , 288 des Bürgerlichen Gesetzbuchs
und im H 352 des Handelsgesetzbuchs aufgestellten Zinssätze gilt in den Konsular¬
gerichtsbezirken ein den landesüblichen Vertragszinsen entsprechender Zinssatz , jedoch
höchstens ein solcher von zehn vom Hundert für das Jahr.

Artikel 4 . Diese Verordnung tritt gleichzeitig mit dem Gesetz über die Konsular¬
gerichtsbarkeit in Kraft.

Urkundlich unter Unserer HöchsteigenhündigenUnterschrift und beigedrucktem
Kaiserlichen Jnsiegel.

Gegeben Villa Hügel , den 25 . Oktober 1900
(I.. 8.) Wilhelm.

gez. Graf v. Bülow.

141. Kaiserliche Verordnung , betreffend die Rechte an Grundstücken
und die Anlegung von Grundbüchern in den deutschen Nieder-

* lassungen in Tientsin und Hankau.
Vom 25. Oktober 1900.

Wir Wilhelm , von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser , König von
)er Preußen rc.
ist. i verordnen auf Grund des Z 21 und des Z 23 Abs . 1 des Gesetzes über die Kon-
aß § sulargerichtsbarkeit vom 7. April 1900 (Reichs -Gesetzbl . S . 213 ), im Namen des
en ! Reichs, was folgt:

! Z 1. Für das Gebiet der deutschen Niederlassung in Tientsin nördlich des
b- ! Schifffahrtskanals ist das Grundbuch mit dem Inkrafttreten des Gesetzes über die
uf Konsulargerichtsbarkeit als angelegt anzusehen; das für dieses Gebiet bisher geführte

, ! Buch gilt als Grundbuch im Sinne der Reichsgesetze.
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K 2. Für das Gebiet der deutschen Niederlassung in Tientsin südlich des
Schifffahrtskanals sowie für das Gebiet der deutschen Niederlassung in Hankau werden
die Grundbücher durch den Konsul von Amts wegen angelegt.

§ 3 . Ist die Anlegung des Grundbuchs für einen Anlegungsbezirk im Wesent¬
lichen vollendet , so wird dies in der für konsularische Bekanntmachungen ortsüblichen
Weise, jedenfalls durch Anheftung an die Gerichtstafel , bekannt gemacht. Mit dem
Ablauf eines Monats nach der Anheftung der Bekanntmachung an die Gerichtstafel
ist das Grundbuch für den Bezirk als angelegt anzusehen.

Z 4. Für das Anlegungsverfahren , mit Einschluß der Anlegung des Grund¬
buchs, werden Gebühren und bare Auslagen nicht erhoben.

Z 5. Für die in den ZZ 1, 2 bezeichneten Gebiete dient als amtliches Ver¬
zeichnis der Grundstücke im Sinne des § 2 Abs. 2 der Grundbuchordnung ein von
dem Konsul anzulegendes Verzeichnis in dem die Grundstücke unter fortlaufender
Nummer und unter Bezugnahme auf eine durch Vermessungsprotokolle zu erläuternde
Karte bezeichnet sind.

Z 6. Der Eigenthümer eines Grundstücks , das in einem der in den 1, 2
bezeichneten Gebiete liegt , ist den in den Niederlasfungsverträgen zwischen Deutsch¬
land und China vom 3 . und 30 . Oktober 1895 vorgesehenen Lasten und Beschrän¬
kungen unterworfen ; insbesondere hat er einen unablöslichen Grundzins zu zahlen,
der jährlich in Tientsin 1000 große Käsch, in Hankau 0,2022 Taels für jeden Mow
beträgt und in Tientsin am fünfzehnten Tage des zwölften , in Hankau am ersten
Tage des vierten chinesischen Monats an das deutsche Konsulat für Tientsin oder
Hankau im voraus abzuführen ist.

Zur Erhaltung der Wirksamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grund¬
buchs bedürfen die im Abs. 1 bezeichneten Lasten und Beschränkungen der Ein¬
tragung nicht.

Z 7. Der Eigenthümer eines Grundstücks , das in einem der in den ZZ 1, 2
bezeichneten Gebiete liegt , ist verpflichtet:

1. Mitglied der in Tientsin oder Hankau zu begründenden deutschen Nieder¬
lassungsgemeinde nach Maßgabe der Gemeindestatuten zu werden , die ihm als solchem
auferlegten Lasten zu tragen , auch die für die Niederlassung eingeführten polizeilichen
Vorschriften bei Vermeidung einer Buße , die der höchsten in der Polizeiverordnung
vorgesehenen Geldstrafe entspricht, zu beachten;

2. sich dem deutschen Rechte und der deutschen Gerichtsbarkeit in allen das
Grundstück oder seine Stellung zur Niederlassungsgemeinde betreffenden Rechtsver¬
hältnissen zu unterwerfen;

3. dafür einzustehen, daß die Verpflichtungen zu 1 und 2 auch von Miethern,
Pächtern und sonstigen Nutzungsberechtigten sowie von deren Unterberechtigten über¬
nommen und erfüllt werden;

4. ohne ausdrückliche Genehmigung des deutschen Konsuls für Tientsin oder
Hankau keine Veräußerung des Grundstücks an einen Nichtdeutschen vorzunehmen,
auch außerhalb des Chinesenviertels kein Nutzungsrecht an einen Chinesen einzuräumen
oder einräumen zu lassen;

5 . keine Veräußerung des Grundstücks vorzunehmen , auch kein Nutzungsrecht
daran einzuräumen oder einräumen zu lassen, bevor nicht der Erwerber oder
Nutzungsberechtigte dem deutschen Konsul für Tientsin oder Hankau eine schrift¬
liche, bei dem Angehörigen einer Vertragsmacht von dessen Konsul zu genehmigende
Erklärung eingereicht hat , worin er sich auch persönlich den vorstehenden Verpflich¬
tungen unterwirft.

Eine unter Verletzung der Vorschriften des Abs. 1 Nr . 4, 5 erfolgte Veräußerung
eines Grundstücks oder Einräumung eines Nutzungsrechts ist nichtig.
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Die aus den Vorschriften der Abs. 1, 2 sich ergebenden Rechte stehen dem
Deutschen Reiche zu. Doch gehen die aus der Vorschrift des Abs. 1 Nr . 1 sich
ergebenden Rechte nach Begründung der deutschen Niederlassungsgemeinden in Tientsin
und Hankau auf diese Gemeinden über.

§ 8. Die im Z 7 bezeichneten Lasten und Beschränkungen sind bei der Anlegung
der Grundbücher für jedes Grundstück von Amts wegen einzutragen.

Die Eintragung einer Eigenthumsübertragung oder eines Nutzungsrechts darf
nur erfolgen , nachdem die Erfüllung der Vorschriften des § 7 Abs. 1 Nr . 4, 5
nachgewiesen ist.

Z 9. Diese Verordnung tritt gleichzeitig mit dem Gesetz über die Konsular¬
gerichtsbarkeit in Kraft.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem
Kaiserlichen Jnsiegel.

Gegeben Villa Hügel , den 25 . Oktober 1900.
Wilhelm.

gez. Graf v. Bülow.

142. Runderlah des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-
Ostafrika , betreffend Eröffnung einer Handwerkerschule.

Vom 26 . Oktober 1900.

Im Anschluß an die hiesige Gouvernementstischlerei wird am 1. April 1901
eine Handwerkerschule zunächst provisorisch eröffnet werden . Die Schüler erhalten
freie Unterkunft , Verpflegung , Kleidung und Handwerkszeug und müssen zugleich die
Gouvernementsschule besuchen.

Ich ersuche, die Eröffnung der Schule in den Kreisen der eingeborenen Bevöl¬
kerung nach Möglichkeit bekannt zu machen und geeignet scheinende Schüler an das
Bezirksamt in Dar -es-SalLm zu senden.

Dar - es - Salnm , den 26 . Oktober 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur.

In Vertretung:
gez. v. Estorff.

143. Ertheilung von Ermächtigungen zur Beurkundung des
Personenstandes in Deutsch-Neu - Guinea , einschl. des Inselgebiets

der Karolinen , palau und Rlarianen ? )
Vom 26 . Oktober 1900 . (Kok. Bl . 1900, S . 861 .)

Aus Grund des Z 4 des Gesetzes, betreffend die Rechtsverhältnisse der deutschen
Schutzgebiete (Reichs-Gesetzbl. 1888 , S . 76), und des Gesetzes, betreffend die Ehe¬
schließung und Beurkundung des Personenstandes von Reichsangehörigen im Aus-
lande, vom 4. Mai 1870 (Bundes -Gesetzbl. S . 599 , Reichs-Gesetzbl. 1896 , S . 614)
sowie des § 10 der Kaiserlichen Verordnung , betreffend die Rechtsverhältnisse in
dem Schutzgebiete der Neu-Guinea -Kompagnie , vom 5. Juni 1886 (Reichs -Gesetzbl.
S . 187 ) und des A 2 der Kaiserlichen Verordnung , betreffend die Rechtsverhältnisse
im Jnselgebiete der Karolinen , Palau und Marianen , vom 18 . Juli 1899 (Reichs-
Gesetzbl. S . 541 ) wird den nachstehenden Beamten des Schutzgebietes von Deutsch-
Neu-Guinea unter Aufhebung der früher ertheilten Ermächtigungen zur Wahrnehmung

Vergl . Kol. Bl . 1900 , S . 704.
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standesamtlicher Geschäfte die Ermächtigung ertheilt, bürgerlich gültige Eheschließungen
bezüglich aller Personen, die nicht Eingeborene sind, vorzunehmen und deren Geburten
und Sterbefälle zu beurkunden, und zwar:

dem jedesmaligen Gouverneur des Schutzgebietes von Deutsch-Neu-Guinea und
seinem jedesmaligen Stellvertreter innerhalb des ganzen Schutzgebietes,

dem Vicegouverneur in Ponape, den Bezirksamtmännern in Herbertshöhe,
Friedrich Wilhelmshafen, Pap und Saipan, dem Stationschef in Nusa
(Nord-Neu-Mecklenburg) und ihren jedesmaligen Stellvertretern innerhalb
ihres Amtsbezirks,

denjenigen Personen, welche für Fälle der Abwesenheit oder Behinderung der
vorstehend bezeichneten Beamten von dem Gouverneur oder dessen Stell¬
vertreter zur Wahrnehmung standesamtlicher Geschäfte bestellt werden,
innerhalb des vom Gouverneur oder seinem Stellvertreter zu bezeichnenden
Bezirks.

Berlin , den 26. Oktober 1900.
Der Reichskanzler.

Im Auftrage:
gez. Stuebel.

144 . Runderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-
Ostafrika , betreffend Grenzstreite zwischen Bezirksämtern.

Vom 27 . Oktober 1900.

Aus Anlaß mehrerer Einzelfälle von sogenannten Grenzstreitigkeiten zwischen
Bezirksverwaltungen der Kolonie weise ich darauf hin, daß es eine unzureichende
Auffassung wäre, in den Verwaltungsbezirken zur Zeit etwas Anderes als eine Hülfs-
eintheilung für die Gesammtverwaltung der Kolonie zu erblicken. Insbesondere
können diese Bezirke als politische geschlossene Einheiten nach Lage der Dinge nicht
angesehen, und die Wahrung ihrer Grenzen gegen vermeintliche Uebergriffe benach¬
barter Verwaltungen kann nicht als „politische" Aufgabe der Bezirks-Verwaltungschefs
behandelt werden.

Die Frage, ob eine an der Bezirksgrenze belegene Jumbenschaft zu diesem oder
jenem Bezirke steuert, hat demgemäß nur das eine werthvolle Interesse, daß Doppel¬
besteuerungen vermieden werden müssen. Jedenfalls ist sie nicht unter dem Gesichts¬
punkt zu betrachten, daß es von erheblicherem Werth sei, das Steuerquantum, das
der Bezirk aufbringt, durch Vertheidigung möglichst günstiger Grenzen hochzuhalten.

Demzufolge ordne ich hierdurch an, daß in allen Fällen, wo eine Doppel¬
besteuerung von Grenzbewohnern thatsächlich stattgefunden hat, nach Feststellung dieser
Thatsache diejenige Bezirksverwaltung, für welche die Steuer zuletzt erhoben worden
ist, diese unverzüglich zurückerstattet.

Nachdem dies geschehen, hat eine Vereinbarung zwischen den benachbarten Be¬
zirken stattzufinden, wobei durch objektiven und beiderseits wohlwollend zu behan¬
delnden Auscausch von Vorschlägen, event, auch durch Verloosung, die streitigen
Grenzbezirke ganz oder getheilt bestimmt abgegrenzt werden. Ist diese Abgrenzung
erfolgt, so hat die endgültige Verrechnung wegen der zuerst erhobenen und nicht
wieder erstatteten Steuer Platz zu greifen. — Von der Grenzfestlegung, die, wo
mehrfache Differenzpunkte vorliegen, zweckmäßig auf einer gemeinsamen Grenzbereisung
zu erledigen sein wird, ist mir Bericht zu erstatten.

Gegen Jumben und Akiden, welche sich nach Festlegung der Grenzen Uebergriffe
zu Schulden kommen lassen, oder die erweislich von der Zweifelhaftigkeit der Grenzen
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Gebrauch machen, um Steuern zum zweiten Male einzutreiben, ist mit allem Nach¬
druck einzuschreiten.

Dar -es- SalLm , den 27. Oktober 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur.

In Vertretung:
gez. vr . Stuhlmann.

145. Runderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-
Ostafrika , betreffend Kreditgeber ! an Eingeborene.

Vom 6. November 1900.

In mehreren Bezirken der Kolonie hat die Kreditgewährung an Eingeborene
seitens europäischer und indischer Firmen sich als eine Quelle wirthschaftlichen Ruins
und in weiterer Folge als Grund mehrfacher Vergehungen erwiesen. — Es scheint
demnach erwünscht, dem Waaren-Kreditwesen, namentlich, wo es sich um Gewährung
von Waaren-Vorschiissen gegen spätere Kautschuk- rc. Lieferung handelt, einigermaßen
entgegenzutreten. Ein allgemeines Verbot des Kreditgebens an Eingeborene würde
bei dem komplizirten Aufbau auch des meisten legitimen Handels der Kolonie aus
dem System des Waaren-Vorschusses von einer Rückwirkung sein, die auch zum
wirthschaftlichen Ruin vieler Existenzen führen müßte. Das Bezirksamt(die Station)
ersuche ich dagegen, sich darüber zu äußern, ob es nach dortseitigen Beobachtungen
angebracht, zweckmäßig und durchführbar sein würde, von einem etwa sechs Monate
vorher angekündigten Zeitpunkt an Kredite an Eingeborene von vielleicht mehr als
fünf Rupien nur dann als klagbar zu erklären, wenn sie vom Bezirksamt(der
Station) oder der nächst belegenen Verwaltungsstelle genehmigt worden sind. —
Etwaigen anderen Vorschlägen zur Einschränkung des Kreditunwesens sehe ich gern
entgegen. Ich bemerke schließlich, daß Gesuchen von Firmen um Eintreibung ihrer
Außenstände stets mit der Antwort zu begegnen sein wird, das Bezirksamt (die
Station) könne als eventuelle Gerichtsinstanz nicht mit Zwangsmaßregeln vorgehen,
ehe der Schuldner rechtskräftig verurtheilt und Zwangsvollstreckung beantragt sei.
Es (sie) sei jedoch gern erbötig, dem Schuldner die Zahlung mit Hinweis auf diese
Eventualität nahezulegen.

Dar -es- SalLm , den 6. November 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur.

In Vertretung:
gez. Dr. Stuhlmann.

146. Bekanntmachung des stellvertretenden Gouverneurs von
Deutsch-Ostafrika , betreffend die Regelung der standesamtlichen

Befugnisse.
Von: 6. November 1900.

Nachstehend mache ich die Reichskanzlerverfügungvom 27. Augustd. Js . be¬
treffend die Regelung der standesamtlichen Befugnisse bekannt.

Durch diese Verfügung bleibt unberührt die Zuständigkeit derjenigen Beamten
oder Stellen, welche sonst noch zur Zeit die Ermächtigung znr Wahrnehmung
standesamtlicher Geschäfte haben.

Insbesondere bleiben im Besitz der standesamtlichen Befugnisse für ihre Bezirke
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der jeweilige Stationschef von Moschi, die jeweiligen Bezirksamtsleute von Wilhelms¬
thal und Langenburg , sowie deren Stellvertreter.

Dar - es - Saläm , den 6. November 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur.

In Vertretung:
gez. Dr . Stuhlmann.

„Auf Grund des § 4 des Gesetzes, betreffend die Rechtsverhältnisse der deutschen
Schutzgebiete (Reichs-Gesetzbl. 1888 , S . 75) und des Gesetzes, betreffend die Ehe¬
schließung und Beurkundung des Personenstandes von Reichsangehörigen im Aus-
lande , vom 4. Mai 1870 (Bundes -Gesetzbl., S . 599 , Reichs-Gesetzbl. 1896 , S . 614),
sowie des § 18 der Kaiserlichen Verordnung , betreffend die Rechtsverhältnisse von
Deutsch-Ostafrika , vom 1. Januar 1891 (Reichs - Gesetzbl. S . 1) wird den nach¬
stehenden Beamten die Ermächtigung ertheilt , bürgerlich gültige Eheschließungen be¬
züglich aller Personen , die nicht Eingeborene sind, vorzunehmen und deren Geburten
und Sterbefälle zu beurkunden und zwar:

Dem jedesmaligen Gouverneur des Schutzgebiets von Deutsch-Ostafrika
und seinem jedesmaligen Stellvertreter innerhalb des ganzen Schutzgebiets,

Den Bezirksrichtern in Dar -es-Saläm und in Tanga und ihren jedes¬
maligen Stellvertretern innerhalb ihres Amtsbezirks,

Denjenigen Personen , welche für Fälle der Abwesenheit oder Behinde¬
rung der vorstehend bezeichneten Beamten von dem Gouverneur oder dessen
Stellvertreter zur Wahrnehmung standesamtlicher Geschäfte bestellt werden,
innerhalb des von dem Gouverneur oder seinem Stellvertreter zu bezeichnenden
Bezirks ."

147. Verordnung, betreffend die Rechtsverhältnisse in den deutschen
Schutzgebieten.

Vom 9. November 1900 . (Kol. Bl . 1900 , S . 859 .)

Wir Wilhelm , von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser , König von
Preußen rc.

verordnen im Namen des Reichs , was folgt:
§ 1. Das Gesetz, betreffend Aenderungen des Gesetzes über die Rechtsverhält¬

nisse der deutschen Schutzgebiete (Reichs-Gesetzbl. 1888 , S . 75 , Reichs-Gesetzbl. 1899,
S . 365 ), vom 25 . Juli 1900 (Reichs-Gesetzbl. S . 809 ) tritt in den Schutzgebieten
am 1. Januar 1901 in Kraft.

8 2. Den Eingeborenen werden im Sinne des 8 4 und des § 7 Abs. 3 des
Schutzgebietsgesetzes die Angehörigen fremder farbiger Stämme gleichgestellt, soweit
nicht der Gouverneur (Landeshauptmann ) mit Genehmigung des Reichskanzlers Aus¬
nahmen bestimmt. Japaner gelten nicht als Angehörige farbiger Stämme.

8 3. Die im § 19 des Gesetzes über die Konsulargerichtsbarkeit vom 7. April
1900 (Reichs-Gesetzbl. S . 213 ) bezeichneten, dem bürgerlichen Rechte angehörenden
Vorschriften bleiben außer Anwendung , soweit sie die Rechte an Grundstücken , das
Bergwerkseigenthum sowie die sonstigen Berechtigungen betreffen , für welche die sich
auf Grundstücke beziehenden Vorschriften gelten. Soweit diese Verhältnisse noch
nicht durch Kaiserliche Verordnung geregelt sind, ist der Reichskanzler und mit dessen
Genehmigung der Gouverneur (Landeshauptmann ) bis auf Weiteres befugt , die er¬
forderlichen Bestimmungen zu treffen.

§ 4. Die Vorschriften der Gesetze über den Schutz von Werken der Litteratur
und Kunst, von Photographien , von Erfindungen , von Mustern und Modellen , vou
Gebrauchsmustern und von Waarenbezeichnungen finden Anwendung.
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5. In Strafsachen tritt , sofern es sich um Verbrechen oder Vergehen handelt,
die Mitwirkung einer Staatsanwaltschaft bei der Hauptverhandlung in erster Instanz,
bei der Einlegung von Rechtsmitteln und bei dem Verfahren in zweiter Instanz ein.

Der Staatsanwalt wird von dem Gouverneur (Landeshauptmann ) , in dem
Jnselgebiete der Karolinen , Palau und Marionen von dem durch den Gouverneur
zu bestimmenden Beamten bestellt. Die Auswahl erfolgt aus der Zahl der Beamten
des Schutzgebiets . Sofern dies nicht ausführbar ist, können andere geeignete Personen
als Staatsanwälte bestellt werden . Der Staatsanwalt untersteht der Aufsicht und
Leitung desjenigen Beamten , welcher ihn bestellt hat.

Soweit der Staatsanwalt zuständig ist, bleiben die Vorschriften des § 65 und
des § 71 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über die Konsulargerichtsbarkeit außer An¬
wendung.

§ 6. In Strafsachen findet die Hanptverhandlung ohne die Zuziehung von
Beisitzern statt , wenn der Beschluß über die Eröffnung des Hauptverfahrens eine
Handlung zum Gegenstände hat , welche zur Zuständigkeit der Schöffengerichte oder
zu den in den 74 , 75 des Gerichtsverfassungsgesetzes bezeichneten Vergehen gehört.

Diese Vorschrift findet für das Schutzgebiet von Kiautschou keine Anwendung.
H 7. Die Gerichtsbarkeit in den zur Zuständigkeit der Schwurgerichte ge¬

hörenden Sachen wird den Gerichten erster Instanz übertragen . Für diese Sachen
finden die Vorschriften Anwendung , welche für die im tz 8 Abs . 2 des Gesetzes über
die Konsulargerichtsbarkeit vom 7. April 1900 bezeichneten Strafsachen gelten.

§ 8. Die nach dem Gesetz über die Konsulargerichtsbarkeit vom 7. April 1900
begründete Zuständigkeit des Reichsgerichts wird für das Schutzgebiet von Togo der
Gerichtsbehörde zweiter Instanz im Schutzgebiete von Kamerun , für das Schutzgebiet
Vvn Kiautschou dem Kaiserlichen Konsulargericht in Schanghai , für das Jnselgebiet
der Karolinen , Palau und Marionen der Gerichtsbehörde zweiter Instanz im Schutz¬
gebiete von Deutsch-Neu-Guinea , für die übrigen Schutzgebiete der in einem jeden
derselben errichteten Gerichtsbehörde zweiter Instanz mit der Maßgabe übertragen,
daß das Gericht aus dem zur Ausübung der Gerichtsbarkeit zweiter Instanz er¬
mächtigten Beamten und vier Beisitzern besieht.

Auf die Beisitzer und den Gerichtsschreiber finden die Vorschriften des tz 11
Abs. 1 und der §§ 12 , 13 des Gesetzes über die Konsulargerichtsbarkeit entsprechende
Anwendung.

Auf das Verfahren in der Berufungs - und Beschwerdeinstanz finden, soweit für
dieses nicht besondere Vorschriften getroffen sind, die das Verfahren in erster Instanz
betreffenden Vorschriften entsprechende Anwendung . Der § 9 des Gesetzes über die
Konsulargerichtsbarkeit bleibt außer Anwendung.

1 In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten , in Konkurssachen und in den Angelegen-
^ hellen der freiwilligen Gerichtsbarkeit erfolgt die Entscheidung über das Rechtsmittel

der Beschwerde unter Mitwirkung der Beisitzer, wenn die angefochtene Entscheidung
unter Mitwirkung von Beisitzern ergangen ist.

In den im § 7 bezeichneten Strafsachen ist die Vertheidigung auch in der Be¬
rufungsinstanz nothwendig . In der Hauptverhandlung ist die Anwesenheit des Ver¬
theidigers erforderlich ; der § 145 der Strafprozeßordnung findet Anwendung.

§ 9. Die Todesstrafe ist durch Enthaupten , Erschießen oder Erhängen zu voll¬
strecken.

Der Gouverneur (Landeshauptmann ) bestimmt , welche der drei Vollstreckungs-
arten im einzelnen Falle stattzufinden hat.

§ 10 . Für die Zustellungen , die Zwangsvollstreckungen und das Kostenwesen
können einfachere Bestimmungen znr Anwendung kommen.
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Der Reichskanzler und mit dessen Genehmigung der Gouverneur (Landeshaupt¬
mann) sind befugt, die erforderlichen Anordnungen zu treffen.

tz 11. Der Reichskanzler ist befugt, Notare zu ernennen.
Die Zuständigkeit der Notare wird auf die Beurkundung von Rechtsgeschäften

unter Lebenden beschränkt.
§ 12. Der Gouverneur (Landeshauptmann) ist befugt, im Gnadenweg einen

Strafaufschub bis zu sechs Monaten zu bewilligen.
§ 13. Die Verordnung, betreffend die Rechtsverhältnisse in dem Schutzgebiete

der Neu-Guinea-Kompagnie vom 5. Juni 1886 (Reichs-Gesetzbl. S . 187), die Ver¬
ordnung, betreffend die Regelung der Rechtsverhältnisse auf den zum Schutzgebiete
der Neu-Guinea-Kompagnie gehörigen Salomonsinseln, vom 11. Januar 1887 (Reichs-
Gesetzbl. S . 4), die Verordnung, betreffend die Rechtsverhältnisseim Schutzgebiete der
Neu-Guinea-Kompagnie, vom 13. Juli 1888 (Reichs-Gesetzbl. S . 221), die Ver¬
ordnung, betreffend die Rechtsverhältnisse in dem Schutzgebiete der Marschall-, Brown-
und Providence-Jnseln, vom 13. September 1886 (Reichs-Gesetzbl. S . 291), die
Verordnung, betreffend die Rechtsverhältnisse im Schutzgebiete der Marschall-Jnseln,
vom 7. Februar 1890 (Reichs-Gesetzbl. S . 55), die Verordnung, betreffend die Rechts¬
verhältnisse in den Schutzgebieten von Kamerun und Togo, vom 2. Juli 1888
(Reichs-Gesetzbl. S . 211), die Verordnung, betreffend die Rechtsverhältnisse in dem
südwestafrikanischen Schutzgebiete, vom 10. August 1890 (Reichs-Gesetzbl. S . 171), die
Verordnung, betreffend die Rechtsverhältnisse in Deutsch-Ostafrika, vom1. Januar 1891
(Reichs-Gesetzbl. S . 1), die Verordnung, betreffend die Rechtsverhältnisse in Kiautschou,
vom 27. April 1898 (Reichs-Gesetzbl. S . 173), die Verordnung, betreffend die Rechts¬
verhältnisse im Jnselgebiete der Karolinen, Palan und Marionen, vom 18. Juli 1899
(Reichs-Gesetzbl. S . 542), die Verordnung, betreffend die Rechtsverhältnissein Samoa,
vom 17. Februar 1900 (Reichs-Gesetzbl. S . 136), die Verordnung, betreffend die
Eheschließung und die Beurkundung des Personenstandes für die Schutzgebiete von
Kamerun und Togo, vom 21. April 1886 (Reichs-Gesetzbl. S . 128), die Verordnung,
betreffend die Eheschließung und die Beurkundung des Personenstandes für das südwest-
afrikanische Schutzgebiet, vom 8. November 1892 (Reichs-Gesetzbl. S . 1037) sowie die
Verordnung, betreffend die Einrichtung einer Staatsanwaltschaft bei den Gerichten der
Schutzgebiete, vom 13. Dezember 1897 (Reichs-Gesetzbl. 1898 S . 1) treten außer Kraft.

§ 14. Diese Verordnung tritt zu dem im Z 1 bestimmten Zeitpunkt in Kraft.
In dem Jnselgebiete der Karolinen, Palan und Marionen treten die §§ 2

bis 7 des Schutzgebietsgesetzes(Reichs-Gesetzbl. 1900 S . 813) zugleich mit den
übrigen Vorschriften dieses Gesetzes in Kraft.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändiqen Unterschrift und beiqedrucktem
Kaiserlichen Jnsiegel.

Gegeben Neues Palais , den 9. November 1900.
(U. 8.) Wilhelm.

gez. Graf v. Bülow.

148. Runderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-
Mstafrika , betreffend den Rautschukhandel.

Vom 10. November 1900.

Wennschon die Bestimmungen in §§ 3 und 4 des diesseitigen Runderlasses, be¬
treffend den Kantschukhandel vom 16. Juni 1897 zugleich dem Zweck dienen, dem
Raubbau und dem Ruin der Kautschukpflanzer einigermaßen vorzubeugen, tritt doch
schon jetzt in weiten Landestheilen zu Tage, daß diese Anordnungen nicht genügt
haben, eine völlige Verarmung an solchen Pflanzen infolge unwirthschaftlicher Aus-
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mitzung zu hindern . Um der Kolonie auf die Dauer diesen werthvollen Ansführungs-
gegeustaud zu erhalten , der für den Handel nach den Jnnenbezirken vorzugsweise
von Bedeutung ist , wird es weiterer und positiver Maßnahmen bedürfen . Diese nach
dem Vorbilde des Kongo - Staates dahin gehen zu lassen , daß jeder Kautschnkexporteur
zur Anschauung einer bestimmten , nach seinem Ausfuhrquantum bemessenen Anzahl von
Pflanzen verpflichtet würde , erscheint für die hiesigen Verhältnisse weder ausreichend
noch zweckmäßig , da die meisten hier angesessenen Firmen keine Vorkenntniß im
Anbau der Kautschukpflanzen (Bäume wie Lianen ) besitzen und eine Kontrolle der
ihnen aufgezwungenen Anlagen Bedenken hat . Ebenso erscheinen rein Polizeiliche
Vorschriften zur Verhütung des bislang betriebenen Raubbaues einerseits mit dem
gegebenen Personal nicht durchführbar , andererseits auch verspätet.

Es wird sich also im Wesentlichen darum handeln , Bestimmungen zu treffen,
durch die zunächst im Großen und Rohen eine fvrstmäßige Ausbeutung der noch vor¬
handenen Bestände und eine allmähliche Nenanschonnng in den bereits ganz aus¬
geraubten Bezirken herbeigeführt wird.

Ich ersuche unter diesem Gesichtspunkt , sich mit möglichster Beschleunigung über
folgende Fragen äußern zu wollen:

1. Erscheint es mit den gegebenen Mitteln möglich , einen bestimmten nicht mehr
als die Hälfte betragenden Theil des dortigen , der Kautschukprvduktion fähigen aber
ausgenutzten Reviers auf acht Jahre (angenommene Zeit bis zur Ausbeutungsfähigkeit
der Pflanze ) von jeder Ausbeutung durch Kautschuksammler thatsächlich auszuschließen?

2 . Läßt sich das zur Zeit noch ausbentungsfähige Revier mit Hülfe der ein¬
geborenen Verwaltungsorgane und ohne Herbeiziehung besonderen Forstpersonales in
acht Unterbezirke theilen , von denen jährlich nur einer znr Ausbeutung frei zu
geben wäre?

3 . Läßt sich nach Lage der dortigen Verhältnisse die Ausbeutung eines solchen
Bezirks ausschließlich einer Firma gegen Lösung einer Konzession übertragen?

4 . Erscheint es durchführbar , mit Hülfe der eingeborenere Verwaltungsorgane an
verschiedenen Stellen des dortigen Bezirks mit einiger Aussicht auf Erfolg Saat-
bezw. Pflanzbeete und eventuell Auspflanzungen von Kautschukbüumen (Nauillot
Olasiovli u . a .) anzulegen , wozu der Samen vorn Gouvernement zu liefern wäre?

5 . Empfiehlt es sich, das Sammeln von Kautschuk von einem Erlaubnißschein
gegen Gebühr abhängig zu machen und das Sammeln ohne diesen unter Strafe zu
stellen? Der vermuthlich Nächstliegende Weg , um die Kosten wieder einzubringen,
welche durch die unter 4 . beregten Einrichtungen verursacht würden.

Als Voraussetzung aller Maßnahmen irr dieser Richtung , muß ich schon jetzt be¬
zeichnen, daß . thunlichst alle geeigneten und herrenlosen Landstrecken als
Krvrrland irr Okkupation nimmt . Ich erinnere hierbei daran , daß auch im Gebiet
des Kaiserlichen Schutzgebiets alle Wälder vom Okkupativnsrecht der Deutsch -Ostafrika¬
nischen Gesellschaft ausgeschlossen sind.

Dar - es - Salum , den 10 . November 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur.

In Vertretung:
gez. vr . Stuhlmann.

149. Runderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-
Gstafrika , betreffend die Aollordnung.

Vom 12 . November 1900.

Zur Behebung von Zweifeln gebe ich hiermit bekannt , daß durch den im Ein¬
gang der „Zollordnung für die Binnengrenze " (Amtlicher Anzeiger vom 16 . März

Die deutscheKolonial-GesetzgebungV (1900). H
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1900 ) stehenden Wortlaut : „ Von demselben Zeitpunkt ab sind alle entgegenstehenden l
Bestimmungen aufgehoben " diejenigen früher erlassenen Ausfuhrverbote nicht be- 1
troffen werden , auf welche im Z 2 der Zollordnung durch Sternchen bei den Buch - !
staben e und 6 verwiesen wird , und welche am Schluß der Zollvrdnung „ unterm U
Strich " abgedruckt stehen : „Das Ausfuhrverbot von Groß - und Kleinvieh tl
aus dem deutschen Nyassa - Gebiet , und das Eselausfuhrverb 'ot aus der ' '
Kolonie . "

Dar - es - Salüm , den 12 . November 1900 . 0
Der Kaiserliche Gouverneur.

In Vertretung : !j
gez . Dr . Stuhlmann . )

di

ei
R

di
N

m
9°

150 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Samoa , ^
betreffend das postwesen des Schutzgebietes von Samoa . g,

Vom 15 . November 1900 . (Kol . Bl . 1901 , S . 38 , 39 .) ! V

Auf Grund des Z 2 der Verfügung des Reichskanzlers vom 17 . Februar 1900 , !
betreffend die Ausübung konsularischer Befugnisse und den Erlaß polizeilicher undjf ^
sonstiger die Verwaltung betreffender Vorschriften in Samoa , wird hierdurch der- " ^
ordnet , was folgt : ^

8 1 . Der Postdienst im Schutzgebiete von Samoa wird ausschließlich durch
die Kaiserlich deutsche Post ausgeübt . Demnach ist die Beförderung aller Brief-
sendungen (Briefe , Postkarten , Drucksachen , Waarenproben und Geschäftspapiere)
zwischen dem Schutzgebiete und außerhalb desselben gelegenen Gebieten , in denen
Posteinrichtungen bestehen , in anderer Weise als durch die Kaiserlich deutsche Post
verboten.

Z 2 . Der Führer eines jeden Schiffes , das von einem außerhalb des Schutz¬
gebietes belegenen Platz in den Hafen von Apia oder in einen anderen Hafen des

, Schutzgebietes mit Posteinrichtung einläuft , darf Sendungen der im Z 1 bezeichnete»
Art nur an die Kaiserlich deutsche Post abliefern . ^

Z 3 . Die Führer der den Hafen von Apia oder einen anderen Hafen des ^
Schutzgebietes mit Pvsteinrichtung verlassenden Schiffe sind verpflichtet , von der

Kaiserlich deutschen Post ihnen übergebene Sendungen der im § 1 bezeichneten Art ^
znr Beförderung nach den von ihnen anzulaufenden Plätzen im Schutzgebiete oder ^
außerhalb desselben gegen Empfangsbescheinigung zu ühernehmen . ^

8 4 . Der Führer oder Rheder eines jeden Schiffes , das sich von Apia nach ^
einem außerhalb des Schutzgebietes belegenen Platze begiebt , hat , wenn möglich, ^
48 Stunden bevor das Schiff den Hafen verläßt , der Kaiserlich deutschen Post von) ^
dem Zeitpunkte der Abreise unter Angabe der Anlaufplätze Anzeige zu machen.

8 5 . Die Verletzung der Vorschriften dieser Verordnungen wird mit Geldstrafe^
bis zu 2000 Mark oder Gefängniß bis zu drei Monaten bestraft . !

tz 6 . Diese Verordnung tritt vier Wochen nach Verkündnng in Kraft.
Apia , den 15 . November 1900 . !

Der Kaiserliche Gouverneur.
gez . Solf . 1i

151 . Bekanntmachung des Kaiserlichen Gouverneurs von Samoa,
betreffend das Gerichtswesen.

Vom 16 . November 1900 . (Kol . Bl . 1901 , S . 38 .)

Durch Verfügung des Gouverneurs vom 24 . September 1900 ist dem ehe¬
maligen Rechtsanwalt Or . Sierich , wohnhaft in Vaipouli auf der Insel Savaii,
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die Erledigung der zur Zuständigkeit des Kaiserlichen Richters erster Instanz ge¬
hörigen Geschäfte , ausgenommen die Urtheilssällung , die Entscheidung über Unter¬
suchungen und Beschlagnahmungen und Verhaftungen sowie die Ernennung und Be¬
eidigung von Beisitzern , die Bestellung von Gerichtsschreibern und die Zulassung zur
Rechtsanwaltschaft für die Insel Savaii übertragen.

Dieselben Befugnisse sind dem Gerichtsaktuar Peters in Apia durch Verfügung
des Gouverneurs vom 5 . November 1900 für den Bezirk der Inseln Upoln,
Manono und Apolima übertragen worden.

Die Genannten handeln im Namen des Kaiserlichen Richters erster Instanz
und haben in den von ihnen zu vollziehenden Schriftstücken als an Stelle der
genannten Beamten handelnd sich zu bezeichnen.

Dem Dr . Sierich sind neben der Ermächtigung zur Vornahme richterlicher
Geschäfte für den ganzen Bezirk der Insel Savaii Befugnisse der Polizei - und all¬
gemeinen Verwaltung für die Jtu - o- Tane - Küste : Faasaleleaga , Saleaula , Safotu und
Vaisigago übertragen worden.

Für die Distrikte der Jtu - o- Fafine - Küste : Palanli und Satupaitea hat der Pflanzer
Williams in Lata zur Unterstützung des Gouvernements , insbesondere zur Kontrolle
der eingeborenen Verwaltung , sich bereit erklärt und ist mit entsprechenden Befug¬
nissen ausgestattet worden.

Apia , den 16 . November 1900.

Der Kaiserliche Gouverneur,
gez . Solf.

152 . Bekanntmachung des stellvertretenden Gouverneurs von
Deutsch -Ostafrika , betreffend Trinkwafferproben.

Vom 16 . November 1900.
lete» !
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! Da zur chemischen Untersuchung von Trinkwasser in der Regel zu geringe
1 Wasserproben eingesandt werden , überhaupt nicht immer sachgemäß verfahren ist,
l wird Folgendes zur Nachachtung bekannt gegeben:
^ Als Gefäße zur Aufnahme der Wasserproben sind sechs gefärbte Weinflaschen
^ zu verwenden . Nachdem diese von den alten Etiquetten befreit und innerlich mit
r Sand und Wasser gründlich gereinigt worden sind , werden sie zunächst fünfmal
» ausgespült . Darauf werden die Flaschen bis zum Stopfen gefüllt , mit sauberen
A Korken gut verschlossen , mit Bindfaden überbnnden , versiegelt und mit Signaturen
E versehen mit der Bezeichnung von Ort und Datum . Zum Zweck der Untersuchung
1 von Sodawasser sind gleichfalls stets sechs Flaschen einzureichen,
s Dar - es - Salüm , den 16 . November 1900.
i Der Kaiserliche Gouverneur,
s In Vertretung:
; gez . Dr . Stuhlmann.

oa,

s 153. Verordnung , betreffend das Bergwesen in Deutsch -Ostafrika.
Vom 18 . November 1900 . (Reichs -Anzeiger vom 1 . Dezember 1900 , Kol . Bl . 1900 , S . 995 .)

f Der Reichskanzler wird ermächtigt , die in Meiner Verordnung vom 9 . Oktober
^ 1898 (Reichs - Gesetzbl . S . 1045 ) / ) betreffend das Bergwesen in Dentsch - Ostafrika,

ehe-
M , 1 k

s vorgesehenen Gebühren und Abgaben zeitweise herabzusetzen.

0 Deutsche Kolonial -Gesetzgebung III , S . 138.
11*
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Die Her'absetznng ist mit Angabe des Zeitraums, für welchen sie erfolgt, öffent¬
lich bekannt zu machen.

Groft -Strelitz , den 18. November 1900.
Wilhelm - I. k.

gez. Graf v. Bülow.

154 . Verordnung des Gouverneurs von Dentsch-Tüdwestafrika,
betreffend Vermessung von Grundstücken . st

Vom 19. November 1900. !°

1. Der § 5 der Ansführungsbestimmnngen vom1. Januar 1899Z zu der Aller- !?
höchsten Verordnung vom 5. Oktober 1898,2) betreffend die Rechtsverhältnissean m>- st
beweglichen Sachen in Deutsch-Südwestafrika, wird durch folgende Bestimmung ersetzt: st

A 5. Als giltig im Sinne des Ls 51 Abs. 3 der Verordnung find nur Ver- st
Messungen anzusehen, welche von einem Vermessnngsbeamtendes Gouvernements oder«;
einem durch den Gouverneur ermächtigten Landmesser angefertigt oder geprüft nnd st
anerkannt sind. st

2. Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 1900 in Kraft.
Windhoek , den 19. November 1900.

Der Kaiserliche Gouverneur.
In Vertretung:

(ll,. 8.) gez. Mueller.

155. Bekanntmachung des stellvertretenden Gouverneurs von
Deutsch-Mstafrika , betreffend Bergwesen.

Vom 19. November 1900.

Durch Verfügung des Herrn Reichskanzlers vom 3. Oktober ist die Allerhöchste
Verordnung über das Bergwesen in Deutsch-Ostafrika vom 9. Oktober 1898ch laut
§ 80 dieser Verordnung mit dem 10. Oktober 1900 auch für die Insel Mafia und
das Gebiet des Kaiserlichen Schutzbriefes in Kraft getreten.

Dar -es-Salum , den 19. November 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur.

In Vertretung:
gez. Dr. Stuhlmann.

Rnnderlast
an die Bezirksämter , Bezirksnebenämter und Binnenstationen.
Obige Bekanntmachung ist in ortsüblicher Weise zu veröffentlichen. Seit dem

10. Oktober hat die Teutsch-Ostafrikanische Gesellschaft zu Gunsten des Landesfiskus
auf alle Rechte aus K 7 Nr. 2 des Vertrages vom 20. November 1890 verzichtet.
Als Entgelt dafür erhält sie die Hälfte der Feldersteuer und Fvrderungsabgaben,
welche das Gouvernement auf Grund der FZ 54 bis 56 der Verordnung betreffend
das Bergwesen in Deutsch-Ostafrika vom 9. Oktober 1898 oder auf Grund der nach
Anhörung der Deutsch-Ostafrikanischen Gesellschaft etwa an ihre Stelle zu setzende
Bestimmungen von den auf der Insel Mafia und im Gebiet des Kaiserlichen Schutz¬
brieses gelegenen Bergbaufeldern bis zum 31. Dezember 1935 erheben wird.

1) Deutsche Kolonial-Gesetzgebung IV , S . 25.
2) Deutsche Kolonial-Gesetzgebung III , S . 129.
^ Deutsche Kolonial-Gesetzgebung III , S . 138.



kcn. ^ Auuderlaß des stellvertr.Gouv. vouDeutsch-Ostafntu, bctr. dieLandesbeamtenderSchutzgebiete. I

sent-s ^ Die Bezahlung der Beträge erfolgt spätestens drei Monate nach Abschluß des
j ^ Kalenderjahresunter Zugrundelegung der von der zuständigen Landesbehörde auf¬

zustellenden Einnahmenachweisung. Ein Recht auf Einsichtnahme in die Bücher des
Gouvernements steht der Gesellschaft nicht zu.

Die mit Erhebung der Feldersteuer und Förderungsabgaben in oben bezeich¬
netem Gebiet beauftragten Dienststellen wollen demgemäß bis zum 1. Februar jeden

g Jahres eine Nachweisung über die laut ZK 54 bis 56 der Allerhöchsten Verordnung
, vom 9. Oktober 1898 erhobenen Felderstenern und Förderungsabgaben dem Gou¬

vernement zur weiteren Veranlassung einreichen.
Dar - es - Salum , den 19 . November 1900.
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Der Kaiserliche Gouverneur.
In Vertretung:

gez. Or . Stuhlmann.

156. Runderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsche
Ostafrika , betreffend die Landesbeamten der Schutzgebiete.

Vom 19. November 1900.

Ein Spezialsall veranlaßt mich, die Beamten darauf hinzuweisen, daß nach der
AllerhöchstenVerordnung vom 9. August 1896 (Reichs-Gesetzbl. 1896 , S . 691)
sämmtliche Landesbeamte in den Schutzgebieten der Dienstaufsicht und Disziplinar¬
gewalt der Kolonial-Abtheilung unterstellt sind. Eine Folge dieses rechtlichen Ver¬
hältnisses ist die Verpflichtung der Landesbeamten in den Schutzgebieten, bei sämmt¬
lichen dienstlichen Eingaben, auch bei den an ihre heimischen Behörden gerichteten,
die Vermittelung der Kolonial-Abtheilung bezw. der im Jnstanzenzuge ihr unterstellten
Behörden nachzusuchen.

Dar - es - Saläm , den 19 . November 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur.

In Vertretung:
gez. Dr. Stuhlmann.

157. Verfügung des Reichskanzlers , betreffend die einstweilige
Regelung des Zustellungs -, Awangsvollstreckungs - und Rostenwesens

in den deutschen Schutzgebieten Afrikas und der Südsee.
Vom 20. November 1900.
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Auf Grund des K 10 der Allerhöchsten Verordnung, betreffend die Rechts-
. derhältnisse in den deutschen Schutzgebieten vom 9. November 1900 (Reichs-Gesetzbl.
' Seite 1005 )Z bestimme ich hierdurch, was folgt:

Bis zur anderweitigen Regelung des Zustellungs-, Zwangsvollstreckungs- und
Kostenwesens ist im Sinne der bisherigen, diese Gegenstände in den einzelnen Schutz-

s gebieten regelnden Vorschriften weiter zu verfahren, auch soweit diese Vorschriften in
>Verordnungen enthalten sind, die im § 13 der bezeichneten Allerhöchsten Verordnung

außer Kraft gesetzt worden sind.
Berlin,  den 20 . November 1900.

^ gez. v. Bülow.

Vergl. Nr. 147 S . 158.
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1
158 . Verordnung des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch- d

Ostafrika , betreffend Llephantenschutz ? )
Vom 22 . November 1900 . (Kol . Bl . 1901 , S . 37 .)

Vorbehaltlich der Neuregelung einer allgemeinen Wildschutzverordnuug wird im
Interesse der Erhaltung der Elephantenbestände gemäß internationaler Konvention A
Folgendes angeordnet : L

Z 1. Die Ausfuhr von Elephantenzähnen , die ein geringeres Gewicht als g
11 Ratli gleich 5 Kilogramm besitzen, ist vom 1. April 1901 an verboten . h

Z 2 . Vom 1 . April 1901 an dürfen solche Elephantenzähne nicht mehr in d
Deutsch -Ostasrika in den Handel gebracht werden . . s

K 3 . Die Zoll - und Verwaltungsbehörden sind beauftragt , im Falle der Zu¬
widerhandlung gegen vorstehende Bestimmungen die betreffenden Elephantenzähne zu (
kvnfisziren.

Dar - es - Saläm , den 22 . November 1900 . v
Der Kaiserliche Gouverneur . d

In Vertretung:

gez. Or . Stuhlmann.

159 . Runderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-
Ostafrika , betreffend Elephantenschutz.

Vom 23 . November 1900.

Sämmtliche Stationen , Bezirksämter , die Zollinspektivn und alle Zollämter mache
ich auf meine im heutigen amtlichen Anzeiger Nr . 34 veröffentlichte Verordnung
Nr . 162 , betreffend Verbot der Ausfuhr und des Verkaufs von Elfenbeinzähnen g
unter 11 Pfund (englisch ), aufmerksam und ersuche , bei deren Durchführung Folgendes n
zu beobachten : !

1 . Eine Durchsuchung der Waarenbestände bei Händlern auf das Vorhandensein li
von dem Verbot betroffener Zähne hat nur dann , und zwar lediglich durch europäische
Hülfskräfte , zu geschehen, wenn spezielle Verdachtsmomente für eine Kontravention
vorliegen.

2 . Etwa konfiszirte Zähne der bezeichneten Art sind gestempelt und verpackt
unter gleichzeitigem Bericht an das Gouvernement abzusenden.

3 . Das Hauptzollamt Dar -es - Salüm bildet die Sammelstelle für diese Zähne,
über die das Gouvernement unmittelbare Verfügung treffen wird.

4 . Die interessirten Bezirksverwaltungen haben zu berichten , falls sich zur
Durchführung des beabsichtigten Wildschutzes schon vor Erlaß allgemeiner Bestim¬
mungen Maßnahmen zur strengeren Kontrolle und eventuellen Bestrafung von

Elephantenjägern empfehlen . ^
Dar - es - SalLm , den 23 . November 1900 . ,

Der Kaiserliche Gouverneur.
In Vertretung:

gez. Dr . Stuhlmaun . §

r) Der Amtliche Anzeiger für Deutsch -Ostasrika, Nr . 34 , giebt als Datum den 23 . No¬vember an.
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160. Bekanntmachung des Reichskanzlers , betreffend Herabsetzung
der ^ chürfscheingebühr , der Heldsteuer und der Bergwerksabgabe

in Deutsch -Ostafrika.
Voin 27 . November 1900. (Kol. Bl . 1900 , S . 895 .)

Es ist aus Interessentenkreisen der Wunsch laut geworden und durch einen bei
Berathung des Etats für die Schutzgebiete auf das Rechnungsjahr 1900 gefaßten
Beschluß des Reichstages zur Berücksichtigungempfohlen worden, daß durch Ermäßi¬
gung der Bergbauabgaben eine wirksame Anregung zu einer ausgiebigeren berg¬
baulichen Erforschung des ostafrikanischen Schutzgebietes gegeben werde. Indem ich
diesem Wunsche Rechnung trage, bestimme ich auf Grund der mir unter dem
18. d. Mts. ertheilten Allerhöchsten Ermächtigung das Folgende:

Die in § 16 der Allerhöchsten Verordnung, betreffend das Bergwesen in Dentsch-
Ostafrika vom 9. Oktober 1898 (Reichs-Gesetzbl. S . 1045) vorgesehene Schürfschein-
Gebühr, die in Z 64 a. a. O. vorgesehene Feldessteuer und die in § 55 daselbst
vorgesehene Förderungsabgabe werden für die Zeit vom 1. Januar 1901 bis cinschl.
den 31. Dezember 1903 auf die Hälfte herabgesetzt.

Berlin , den 27. November 1900.
Der Reichskanzler.

Im Auftrage:
gez. Stnebel.

161 . Runderlah des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-
Ostafrika , betreffend Telegramme.

Vom 28. November 1900.

Verschiedene Fälle veranlassen mich, die Dienststellen dringend auf die Befol¬
gung des Gonvernementsbefehls No. 46 vom 20. Oktober 1895 aufmerksam zu
machen, wonach Reichsdiensttelegramme nur in dringenden Fällen und in möglichster
Kürze mit Fortlassung aller überflüssigen Titulaturen, Flickwörter rc. abgesandt
werden dürfen.

Dar -es-SalLm , den 28. November 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur.

In Vertretung:
Dr. Stuhlmann.

162 . Miethetarif für die Gouvernementsboote , Leichter und
Prähme.

Vom 2. Dezember 1900.

1. Die leihweise Abgabe von Gouvernementsbooten an Private erfolgt auf
schriftlichen Antrag beim Kommando der Flottille und nach ertheilter Genehmigung
gegen Zahlung der unter2. näher bestimmten Miethe.

Auf dem Antrag ist jedesmal anzugeben, wozu das Boot gebraucht werden soll.
2. Die Miethe der Boote beträgt unabhängig von Art und Größe derselben

(Dingi, Jolle, Gig oder Whaleboot) für die erste Stunde 1 Rupie, für jede weitere
Stunde r/z Rupie. Theile einer Stunde rechnen als volle Stunde.

Die Miethe ist beim Kommando der Flottille sofort nach Benutzung des Bootes
einzuzahlen.



108 Erlaß des stellvertr . Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika , betr . Ausfuhr von Elfenbein.

Die Miethezeit rechnet von der Empfangnahme des Bewies bis zur Ablieferung
an die Flottille.

Wird ein Boot zn Lade - bezw . Löschzwecken entliehen , so erhöht sich der Miethe¬
tarif um 50 pCt.

3 . Das Kommando der Flottille ist berechtigt , vor Abgabe eines Bootes rc. die
Hinterlegung einer angemessenen Kaution zu fordern.

4 . Die leihweise Ueberlassnng von Leichtern und Prähmen geschieht von Fall
zu Fall auf Grund vorheriger Vereinbarung mit dem Kommando der Flottille.

5 . Der Empfänger eines Bootes rc. hat für etwaige Beschädigungen und
Havarien an demselben bezw . für seinen gänzlichen Verlust die vollen Kosten
zu tragen.

6 . Die aus dem Verleihen der Gouvernementsboote einkommenden Gelder¬
werben in erster Linie zur Verbesserung , Instandhaltung und Ergänzung des Bovts-
materials verwendet.

Dar - es - SalLm . den 2 . Dezember 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur.

In Vertretung:
gez . Dr . Stuhlmann.

163 . Erlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch -Gstafrika,
betreffend Ausfuhr von Elfenbein.

Vorn 10 . Dezember 1900.

Dem Ausfuhrverbot sind nicht unterworfen Elephantenzähne mit einem Gewicht
unter 11 ratli , für welche bis spätestens 1 . Oktober 1901 der Nachweis erbracht
wird , daß sie von Thieren stammen , die vor dem 1 . April 1901 erlegt wurden.

Der Nachweis kann bei allen Stationen und Bezirksämtern erbracht werden.
Diese haben hierüber eine Bescheinigung auszustellen , welche bei der Ausfuhr des
Zahnes bei der Zollbehörde abzugeben ist.

Dar - es - SalLm , den 10 . Dezember 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur.

In Vertretung:
gez . Dr . Stuhlmann.

164 . Verordnung des Gouverneurs von Lüdwestafrika , betreffend
die Einführung der deutschen Reichsmark -Rechnung.

Voin 15 . Dezember 1900.

8 1. Vom 1 . Februar 1901 ab gilt im südwestafrikanischen Schutzgebiete die
deutsche Reichsmarkrechnung.

8 2 . Von diesem Zeitpunkte ab gelten als gesetzliche Zahlungsmittel die
Zwanzigmarkstücke , ! Einmarkstücke , ! Fünspfennigstücke,
Zehnmarkstücke , Fünfzigpfennigstücke , Zweipfennigstücke,
Zweimarkstücke , I Zehnpfennigstücke , ^ Einpfennigstücke.

Z 3 . Andere als die in dein § 2 bezeichneten Münzen gelten von dem Inkraft¬
treten dieser Verordnung ab nicht mehr als gesetzliche Zahlungsmittel . Die Verord¬
nung vom 1 . August 1893 , betreffend den Geldverkehr bei den öffentlichen Kassen
des südwestafrikanischen Schutzgebietes , wird hiermit aufgehoben mit der Bestimmung,
daß nach Maßgabe dieser Verordnung umlaufsfähige Münzen englischer Währung
auf die Dauer von 6 Monaten noch von öffentlichen Kassen des Schutzgebietes
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werden in Zahlung genommen werden . Dabei sind die letzteren nicht verpflichtet,
von demselben Einzahler bei einer Zahlung mehr als 20 Schilling anzunehmen.

ß 4 . Die Verpflichtung znr Annahme der durch diese Verordnung als gesetz¬
liche Zahlungsmittel bezeichneten Münzen findet auf durchlöcherte , aus anders als
durch den gewöhnlichen Umlauf im Gewicht verringerte , imgleichen auf nachgemachte
oder verfälschte Münzstücke keine Anwendung.

8 5 . Echte Reichsmünzen , welche infolge längerer Zirkulation und Abnutzung
au Gewicht oder Erkennbarkeit erheblich eingebüßt haben , Reichsgoldmünzen jedoch
nur, sofern deren Gewicht um nicht mehr als fünf Tausendtheile hinter dem Normal¬
gewicht zurückbleibt , werden zwar noch von den öffentlichen Kassen des Schutzgebiets
zum vollen Werth angenommen , sind aber nicht wieder zu verausgaben , sondern auf
Rechnung des Reichs einzuziehen.

8 6 . Gewaltsam beschädigte , aber vollwichtig gebliebene echte Reichsmünzen
sind von der: öffentlichen Kassen des Schutzgebiets anzuhalten , durch Zerschlagen oder
Einschneiden für den Umlauf unbrauchbar zu machen und alsdann dem Einzahler
zurückzugeben. Diese Bestimmung findet keine Anwendung:

1. auf Münzen , deren schadhafte Beschaffenheit von Mängeln bei der Aus¬
prägung herrührt;

2 . auf Münzen , deren Beschädigung so geringfügig ist , daß dadurch ihre Umlaufs¬
fähigkeit nicht beeinträchtigt wird.

8 7. Durch gewaltsame oder gesetzwidrige Beschädigung am Gewicht verringerte
echte Reichsmünzen (Z 150 des deutschen Strafgesetzbuchs ) sind von den öffentlichen
Kassen des Schutzgebiets anzuhalten . Liegt der Verdacht eines Münzverbrechens
gegen eine bestimmte Person vor , so ist unter Vorlegung des Münzstücks und einer
kurzen Verhandlung dem Gouvernement Anzeige zu machen , welches nach Maßgabe
der Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 9 . Mai 1876 (Centralblatt für das
Deutsche Reich , Seite 260 ) zu Verfahren hat . Liegt ein solcher Verdacht nicht vor,
so ist das Münzstück durch Zerschlagen oder Einschneiden für den Umlauf unbrauchbar

k zu machen und dem Einzahler zurückzugeben . Diese Bestimmungen finden keine An-
! Wendung auf Münzen , welche von Eingeborenen zwecks Verwendung als Schmnck-
! stücke durchlöchert und nur in Unkenntniß der bestehenden Vorschriften als Zahlungs¬

mittel bei einer öffentlichen Kasse angeboten sind.
§ 8 . Die öffentlichen Kassen des Schutzgebiets haben die bei ihnen eingehenden

nachgemachten oder verfälschten Reichsmünzen (HH 146 — 148 des Strafgesetzbuchs)
anzuhalten . Für das weitere Verfahren sind die Bestimmungen des § 7 Satz 2
dieser Verordnung maßgebend.

Windhoek , den 15 . Dezember 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. Leutwein.

165 . Bekanntmachung des Gouverneurs von Äidwestafrika,
betreffend die Reichsmark -Rechnung.

Vom 15 . Dezember 1900.

Im Anschlüsse an die Verordnung , betreffend die Einführung der deutschen
Reichsmarkrechnung vom heutigen TageZ wird hiermit zur allgemeinen Kenntniß
gebracht, daß die öffentlichen Kassen des Schutzgebietes angewiesen sind , bis zum
31. Dezember 1901 bei ihnen eingehende echte silberne Fünfmarkstücke unter Be¬
achtung der Bestimmungen der HZ 4 bis 7 jener Verordnung als vollgültige Zahlungs-

*) Vergl . Nr . 171.
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Mittel anzunehmen , jedoch nicht wieder zu verausgaben . Dieselben sollen vielmehr
dem Verkehr dauernd entzogen werden . Ferner werden noch bis zum 1 . Juli 1901
umlaufsfähige Münzen englischer Währung , soweit sie nach § 3 der Verordnung vom
15 . Dezember 1900 und der Verordnung vom 1 . August 1893 zugelassen sind , in
Zahlung genommen.

Hinsichtlich der Reichsbanknoten , der Reichskassenscheine und der Thaler bleibt
es bei den bisherigen Bestimmungen.

Windhoek , den 15 . Dezember 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez . Leutwein.

166 . Verordnung des Gouverneurs von Deutsch -Lüdwestafrika,
betreffend die Einfuhr und den vertrieb von geistigen Getränken

in dem südwestafrikanischen Schutzgebiete.
Vom 18 . Dezember 1900.

Auf Grund des tz 11 des Gesetzes , betreffend die Rechtsverhältnisse der deutschen
Schutzgebiete vom 15 . März 1888 (Reichs -Gesetzbl . S . 75 ) und des Z 2 Nr . 8 der
Dienstanweisung , betreffend die Ausübung der Gerichtsbarkeit im südwestafrikanischen
Schutzgebiete vom 27 . August 1890 , wird für den Umfang des südwestafrikanischen
Schutzgebietes verordnet , was folgt:

ß 1. Wer Schankwirthschaft oder gewerbsmäßig Handel mit geistigen Getränken
aller Art betreiben will , bedarf dazu der behördlichen schriftlichen Erlaubniß.

§ 2 . Der Erlaubnißschein kann lauten:
1 . auf den gewerbsmäßigen Handel mit geistigen Getränken aller Art,

oder 2 . auf den Ansschank von geistigen Getränken aller Art und den gewerbs¬
mäßigen Handel mit denselben,

oder 3 . auf den Ansschank von Wein und Bier und den gewerbsmäßigen Handel
damit.

§ 3 . Der Erlaubnißschein hat nur für die darin genannte Person und bezüglich
des Ausschankes für das darin bezeichnete Schanklokal , und zwar nur bis zum Ablauf
des betreffenden Kalenderjahres , Gültigkeit.

Bei besonderen Gelegenheiten kann der Ansschank für kurze Zeit auch außerhalb
des in dem Erlaubnißscheine bezeichneten Schanklokals gestattet werden.

Der Erlanbnißschein für den Ansschank ist in dem Schanklokale öffentlich aus¬
zuhängen.

8 4 . Für die Ertheilung des Erlaubnißscheines ist eine Gebühr zu entrichten.
Dieselbe beträgt bei einem jährlichen Umsätze bis zu 4000 Litern im Falle des § 2
Nr . 1 und 2 — 200 Mark , im Falle des H 2 Nr . 3 — 100 Mark und steigt
bei jeden weiteren angefangenen 100 Litern in beiden Füllen um 25 Mark.

8 5 . Die Gebühr für die Ertheilung der Erlaubniß zum Ansschank und für
den Umsatz der ersten 4000 Liter ist bei der Aushändigung des Erlaubnißscheiues
zu entrichten.

Die Gebühr für den 4000 Liter übersteigenden Umsatz ist nach Ablauf des
Kalenderjahres , für welches der Erlaubnißschein ertheilt ist , zu entrichten , bei Aufgabe
des Geschäftsbetriebes während des Kalenderjahres jedoch schon zu diesem Zeitpunkte.

Für Nenkonzessionen , die in der ersten Hälfte des Kalenderjahres ertheilt
werden , sind die vollen Jahresgebühren , für solche, die nach dem 1. Juli ertheilt
werden , die Hälfte der Jahresgebühren zu entrichten.
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ß 6. Jeder Inhaber eines Erlaubnißscheines ist verpflichtet , jedesmal ein
genaues Verzeichnis ; der in seinen Geschäftsbetrieb gelangenden geistigen Getränke
unmittelbar nach deren Eintreffen der zuständigen Bezirkshauptmannschast schriftlich
einzureichen.

8 7. Für die Ertheilung der Erlaubnißscheine sowie für die Festsetzung der
Gebühren sind die Bezirkshauptmannschaften zuständig.

8 8 . Der Erlanbnißschein kann versagt werden:

1 . wenn kein Bedürfniß vorhanden ist,

2 . wenn der Antragsteller keine Gewähr für die Zuverlässigkeit in Bezug auf
den beabsichtigten Gewerbebetrieb bietet oder dem Trunke , der Völlerei , der
llnsittlichkeit oder dem Glücksspiele Vorschub leistet,

3 . wenn die Möglichkeit einer genauen Ueberwachung des Betriebes , ins¬
besondere einer genügenden Kontrolle über Abgabe von Getränken an Ein¬
geborene fehlt,

4 . wenn der Antragsteller wegen Zuwiderhandlung gegen diese Verordnung
oder gegen die in 8 15 bezeichneten , denselben Gegenstand behandelnden
früheren Verordnungen innerhalb der letzten 3 Jahre bestraft ist.

8 9 . Aus den in 8 8 Nr . 2 , 3 und 4 angegebenen Gründen sowie beim
Verstoß gegen die Bestimmungen der 88 6 und 10 kann die Erlaubniß durch den
Bezirkshauptmann auf Zeit oder ganz wieder entzogen werden.

Nur im Falle des 8 8 Nr . 3 ist dem Licenzinhaber ein entsprechender Theil
der entrichteten Gebühr zurückzuzahlen.

8 10 . Keinem Eingeborenen dürfen geistige Getränke irgend welcher Art oder
sonstige Alkohol enthaltende Essenzen entgeltlich oder unentgeltlich ohne eine behörd¬
liche schriftliche Erlaubniß verabfolgt werden . Zuständig zur Ausstellung dieser
Erlaubnißscheine sind .die hierzu besonders ermächtigten Polizeibehörden . Dienst-
herrschaften können indeß den in ihren Diensten stehenden Eingeborenen geistige
Getränke in kleinen Quantitäten verabfolgen , jedoch dürfen die Getränke nicht die
Stelle des Lohnes vertreten.

Auch zur Einfuhr geistiger Getränke in das Schutzgebiet bedürfen Eingeborene
einer schriftlichen polizeilichen Erlaubniß.

Die aus Grund dieses Paragraphen ertheilten Erlaubnißscheine sind binnen
einer bestimmten auf denselben zu vermerkenden Frist an die ausstellende Behörde
zurückzureichen.

8 11 . Wer einen Erlaubnißschein auf Grund des 8 10 löst , hat an die aus¬
stellende Behörde eine Gebühr zu zahlen , welche beträgt : für 1 Liter geistiger Ge¬
tränke 0,50 Mark , für jeden weiteren Liter 25 Pfennige niehr . Grundsätzlich sollen
jedoch die Erlaubnißscheine auf nicht mehr als eine Flasche , bis höchstens 1 Liter
enthaltend , lauten.

8 12 . Gegen die Entscheidungen der Bezirkshauptmannschasten , durch welche
die Erlaubuiß zu dem in 8 1 bezeichneten Gewerbe versagt oder die ertheilte
Erlaubniß wieder entzogen wird , steht dem Betreffenden die Beschwerde an das
Gouvernement zu.

8 13 . Mit Geldstrafe bis zu 1000 Mark wird bestraft , wer ohne Erlaubniß¬
schein mit geistigen Getränken gewerbsmäßig Handel oder den Ansschank derselben
betreibt ; außerdem ist der doppelte Betrag der Jahresgebühr zu entrichten.

Die gleiche Geldstrafe trifft denjenigen , welcher nach Entziehung des Erlaubniß¬
scheines den gewerbsmäßigen Handel oder den Ausschank fortsetzt oder von den in
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dem Erlaubnißscheine festgesetzten Bedingungen abweicht oder die in 8 6 dar-
geschriebene Anzeige unterläßt . i

§ 14 . Mit Geldstrafe bis zu 500 Mark »der mit Haft wird bestraft , wer !
Eingeborenen ohne die nach 8 10 erforderliche polizeiliche Erlaubniß geistige Getränke i
verabfolgt oder das in der Erlaubniß bezeichnete Maß überschreitet . f

Die gleiche Strafe trifft Dienstherrschaften , welche vorsätzlich ihre eingeborenen
Bediensteten durch Verabfolgnng geistiger Getränke in den Zustand der Trunkenheit !
versetzen.

tz 15 . Diese Verordnung tritt am 1. April 1901 in Kraft . Mit demselben
Tage treten außer Kraft:

1. die Verordnung vom 13 . März 1893 , betreffend die Einfuhr und den
Vertrieb von geistigen Getränken in dem südwestasrikanischen Schutzgebiete,

2 . die Verordnung vom 21 . Januar 1895 , betreffend Ertheilung von Erlaubniß¬
scheinen zur Einfuhr von geistigen Getränken und Verabfolgung derselben
an Eingeborene in Südwestafrika,

3 . Die Verordnung vom 27 . Mai 1895 , betreffend den Ausschank und Verkauf
von geistigen Getränken in Südwestafrika,

4 . die Verordnung vom 8 . Januar 1896 , betreffend eine Stempelabgabe für
Lösung von Erlaubnißfcheinen zum Ankauf und zur Einfuhr geistiger Ge¬
tränke in Deutsch - Südwestafrika.

Die zur Zeit des Inkrafttretens dieser Verordnung laufenden Erlaubnißscheine
(8 2 ) behalten ihre Gültigkeit . Uebersteigt der auf Grund eines solchen Scheines
erzielte Jahresumsatz 8000 Liter , so erfolgt die Nachbesteuerung nach 8 4 dieser
Verordnung.

Windhoek , den 18 . Dezember 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez . Leutwein.

167 . Runderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-
Mstafrika , betreffend die Aollordnung.

Vom 20 . Dezember 1900.

Mit Genehmigung der Kolonial -Abtheilung erhält die Ziffer 11 der Liste der
vom Einfuhrzoll und der Umschlagsabgabe befreiten Gegenstände (Anlage I ) der Zoll-
ordnung vom 1 . Januar 1899 ) Z folgende Fassung:

11a . Alles Handgepäck , Reisegerüth (Kleidungsstücke , Wäsche und dergl .),
welches Reisende mit sich führen , denselben vorausgeht oder nachfolgt , Verzehrungs-
gegenstände zum Reiseverbrauche.

IIP . Gebrauchte Kleidungsstücke und Wäsche , nicht zum Verkauf eingehend.
Die Ziffer 3 der Liste der vom Ausfuhrzoll und der Umschlagsabgabe befreiten

Gegenstände (Anlage L derselben Zollordnung ) erhält folgende Fassung:
3 . Kleidungsstücke und Wäsche , auch gebrauchte.
Für Hand - und Reisegepäck findet die Bestimmung in Anlage I) Nr . 11a sinn¬

gemäße Anwendung.

Dar - es - SalLm , den 20 . Dezember 1900.

Deutsche Kolonial -Gesetzgebung IV , S . 23.

Der Kaiserliche Gouverneur.
In Vertretung:

gez . v. Estorff.
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168 . Verordnung des Gouverneurs von Kamerun , betreffend den
Schutz der nicht schiffbaren Gewässer.

Vom 22 . Dezember 1900 . (Kol . Bl . 1901 , S . 105 .)

Auf Grund der Allerhöchsten Verordnung dom 4 . April laufenden Jahres/ ) be¬
treffend Ermächtigung des Gouverneurs von Kamerun zum Erlaß von Anordnungen
zum Schutze des Waldbestandes , wird verordnet , wie folgt:

§ 1 . Bei allen nicht schiffbaren Gewässern ist zu beiden Seiten ein Streifen
Wald bezw . Busch von je 30 rn (dreißig Metern ) Breite stehen zu lassen.

§ 2 . Ausgenommen sind diejenigen Stellen , an welchen öffentliche Wege , die
dem Betriebe von Plantagen oder gewerblichen Unternehmungen dienen , den Lauf
der Gewässer kreuzen.

8 3 . Ausgenommen sind ferner solche Stellen , an welchen beim Erlaß dieser
Verordnung bereits bestehende Ortschaften von Eingeborenen liegen.

8 4 . Ausnahmen können fernerhin gestattet werden zum Zwecke der Errichtung
von Anlagen landwirthschaftlicher und gewerblicher Art.

! Die Genehmigung zu solchen Anlagen ertheilt der Gouverneur.

) K 5 . Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung werden mit Geldstrafen bis
i zu 1000 Mark (tausend Mark ), im Unvermögensfalle mit Haft bis zu drei Mo¬

naten bestraft.

( ^ 8 6 . Personen , welche den vorstehend aufgeführten Vorschriften entgegen Holz
j! ^ gefällt haben , sind auf Anordnung des Gouverneurs zur Wiederaufforstnng der ab¬

geholzten Fläche innerhalb einer festgesetzten Frist verpflichtet,

s 8 7. Kommen die zur Wiederaufforstnng Verpflichteten innerhalb der festgesetzten

^s Frist der an sie gemäß 8 6 ergangenen Aufforderung nicht nach , so wird die Wieder-
kik aufforstung vom Gouvernement veranlaßt und die hierdurch entstehenden Kosten von

i den Verpflichteten im Wege der Zwangsvollstreckung beigetrieben,

s 8 8 . Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündnng in Kraft.

Busa (Kamerun ), den 22 . Dezember 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. v. Puttkamer.

169 . Allerhöchste Verfügung , betreffend die Ausübung der Gerichts-
! - barkeit in den Schutzgebieten Afrikas und der ^ üdsee.

! Vom 25 . Dezember 1900 . (Reichs -Anzeiger vom 31 . Dezember 1900 , Kol . Bl . 1901 , S . 1 .)

- Zur Ausführung der Vorschriften über die Ausübung der Gerichtsbarkeit in den
( Schutzgebieten Afrikas und der Südsee wird Folgendes bestimmt:

8 1- Gerichtsbehörden.
1,1 (Zu den 88 6, 6 des Gesetzes über die Konsulargerichtsbarkeit; 88 2, 6 Nr. 6 des
M Schutzgebietsgesetzes ; 8 8 der Kaiserlichen Verordnung , betreffend die Rechtsverhält-

, ' niste in den deutschen Schutzgebieten .)

( 1 . Die unter Zuziehung von Beisitzern erkennenden Gerichtsbehörden erster
z Instanz führen die Bezeichnung „Kaiserliches Bezirksgericht " , die unter Zuziehung

von Beisitzern erkennenden Gerichtsbehörden zweiter Instanz die Bezeichnung „Kaiser-
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liches Obergericht " , die zur Ausübung der Gerichtsbarkeit erster Instanz ermächtigte » j
Beamten die Bezeichnung „Kaiserlicher Bezirksrichter " , die zur Ausübung der Gerichts - i
barkeit zweiter Instanz ermächtigten Beamten die Bezeichnung „ Kaiserlicher Ober-
Achter " . i

Zur Ausübung der Gerichtsbarkeit zweiter Instanz ist in Schutzgebieten , in denen !
diese Verrichtungen nicht einem besonderen Beamten übertragen sind , der Gouverneur *
(Landeshauptmann ) ermächtigt.

2 . Für den Fall der Behinderung eines zur Ausübung der Gerichtsbarkeit er¬
mächtigten Beamten ist der zur allgemeinen Vertretung desselben durch den Reichs¬
kanzler (Auswärtiges Amt , Kolonial - Abtheilung ) berufene Beamte auch zur Aus¬
übung der Gerichtsbarkeit ermächtigt.

In Ermangelung eines solchen Beamten , oder für den Fall der Behinderung
desselben , ist ein außerordentlicher Vertreter zu bestellen . Die Bestellung erfolgt:

a ) wenn die Vertretung eines Bezirksrichters erforderlich wird , durch den
Gouverneur (Landeshauptmann ),

b ) wenn die Vertretung eines Oberrichters erforderlich wird , durch den Reichs¬
kanzler (Auswärtiges Amt , Kolonial -Abtheilung ) .

3 . Die zur Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtigten Personen haben vor
Antritt ihres Amtes sofern sie nicht bereits als Kaiserliche Beamte den Diensteid ge¬
leistet haben , einen Eid dahin zu leisten:

„Ich rc. schwöre bei Gott dem Allmächtigen und Allwissenden , die
Pflichten eines Kaiserlichen Bezirksrichters (Oberrichters ) getreulich zu er¬
füllen , so wahr mir Gott helfe !" z

Die Eidesleistung kann auch mittelst Unterschreibens der Eidesformel erfolgen.
Von der Vereidigung ist an den Reichskanzler (Auswärtiges Amt , Kolonial -Abtheilung)
Anzeige zu erstatten.

4 . Die zur Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtigten Beamten sind befugt , die
Erledigung einzelner zu ihrer Zuständigkeit gehöriger Geschäfte geeigneten Personen
dauernd oder in bestimmten Füllen zu übertragen . Diese Befugniß erstreckt sich nicht
auf die Urtheilsfällung , die Entscheidung über Durchsuchungen , Beschlagnahmen und
Verhaftungen sowie auf die Ernennung und Beeidigung der Beisitzer und die Zu¬
lassung zur Rechtsanwaltschaft.

Der Beauftragte handelt im Namen der Gerichtsbehörde und hat sich als solche»
ausdrücklich in den betreffenden Schriftstücken zu bezeichnen.

Im Falle einer dauernden Übertragung ist der Beauftragte mittelst Hand¬
schlags an Eidesstatt oder , wenn dies wegen großer Entfernung seines Aufenthalts¬
orts vom Sitze des Gerichts unausführbar erscheint , mittelst Unterschreibens einer
entsprechenden Erklärung zur getreulichen Erfüllung seiner Obliegenheiten zu ver¬
pflichten . Ueber die Verpflichtung ist an den Reichskanzler (Auswärtiges Amt,
Kolonial -Abtheilung ) Anzeige zu erstatten.

Die Übertragung von Geschäften hindert den Beamten nicht , jederzeit Geschäfte
der betreffenden Art selbst wahrzunehmen.

5 . Die zur Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtigten Beamten sind befugt , die
Abhaltung von Gerichtstagen außerhalb des Sitzes des Gerichts anzuordnen.

6 . Die Personen , welche die Verrichtungen der Gerichtsschreiber auszuüben
haben , werden , soweit nicht durch den Reichskanzler (Auswärtiges Amt , Kolonial-
Abtheilung ) ein Anderes angeordnet wird , durch den Gouverneur (Landeshauptmann)
bestimmt . Der Gouverneur ist befugt , die Bestimmung den zur Ausübung der Ge¬
richtsbarkeit ermächtigten Beamten zu überlassen . ' ' «
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Wird von einem zur Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtigten Beamten die
Erledigung einzelner zu seiner Zuständigkeit gehörender Geschäfte einer anderen
Person übertragen (Nr . 4 ), so kann dieser auch die Bestellung des bei der Er¬
ledigung des Geschäfts zuzuziehenden Gerichtsschreibers aufgetragen werden . Letzterer
ist mittelst Handschlags an Eidesstatt zur getreulichen Erfüllung seiner Obliegenheiten
zu verpflichten.

Soweit nicht die Bestellung eines Gerichtsschreibers nach Maßgabe des vorigen
Absatzes erfolgt , haben die mit diesen Verrichtungen betrauten Personen vor Antritt
ihres Amtes einen Eid dahin zu leisten:

„Ich schwöre bei Gott dem Allmächtigen und Allwissenden , die Pflichten
eines Gerichtsschreibers getreulich zu erfüllen , so wahr mir Gott helfe !"

7. Die Bezirksrichter führen die Dienstaufsicht über die bei der betreffenden
Gerichtsbehörde angestellten Beamten und regeln die Vertretung derselben im Falle
der Behinderung.

Die Dienstaufsicht über die Bezirksrichter wird im Schutzgebiete von Togo durch
den Gouverneur , in den übrigen Schutzgebieten durch den Oberrichter geführt . Die
Anordnungen der ersteren bedürfen der Zustimmung der zur Dienstaufsicht über sie
berufenen Beamten , soweit sie betreffen:

a ) die dauernde Uebertragung einzelner richterlicher Geschäfte auf andere Per¬
sonen oder die Zurückziehung dieser Uebertragung,

d ) die Ernennung von Beisitzern (8 2 ),
e) die Zulassung von Rechtsanwälten,
ck) die dauernde Beauftragung von Personen , mit der Vornahme von Sühne¬

versuchen (8 6, Nr . 1 , Abs . 1) .

In diesen Fällen bedarf die Anordnung , soweit sie sich auf dienstlich dem Gou¬
verneur (Landeshauptmann ) unterstellte Personen bezieht , auch der Zustimmung des
letzteren.

Der zur Dienstanfsicht über die Bezirksrichter berufene Beamte ist befugt , all¬
gemeine Anordnungen auch für diese Gerichtsbehörden , insbesondere über Zustellungen
und Zwangsvollstreckungen , zu erlassen . Abschrift der Anordnungen ist an den Reichs¬
kanzler (Auswärtiges Amt , Kolonial -Abtheilung ) einzureichen.

Die Dienstaufsicht über den Oberrichter wird durch den Gouverneur geführt.

In oberster Instanz wird die Dienstanfsicht durch den Reichskanzler (Aus¬
wärtiges Amt , Kolonial -Abtheilung ) geführt . Letzterer bestimmt die Amtssitze der
Beamten und die Grenzen der Gerichtsbezirke.

8 2 . Beisitzer.

(Zu den tztz 8 bis 13 des Gesetzes über die Kvnsulargerichtsbarkeit .)

1 . Die Worte , welche der Vorsitzende bei der Beeidigung der Beisitzer an die
zu Beeidigenden zu richten hat , lauten:

„Sie schwören bei Gott dem Allmächtigen und Allwissenden , die Pflichten
eines Beisitzers des Kaiserlichen Bezirksgerichts (Obergerichts ) getreulich zu
erfüllen und Ihre Stimme nach bestem Wissen und Gewissen abzugeben ."

2 . Ueber Namen , Stand und Staatsangehörigkeit der Beisitzer und Stellvertreter-
ist an den Reichskanzler (Auswärtiges Amt , Kolonial -Abtheilung ) Anzeige zu erstatten.

8 3 . Rechtsanwälte.

(Zu 8 17 des Gesetzes über die Konsulargerichtsbarkeit .)

Die Bedingungen der Zulassung zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft sind dem
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Ermessen des zur Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtigten Beamten überlassend ^
Der Besitz der Reichsangehörigkeit ist nicht erforderlich . Wenn geeignete Personen ^ ^
niit juristischer Vorbildung nicht vorhanden sind , kann der Beamte auch aus anderen -
Berufsklassen zuverlässige Personen , welche die nöthige Geschäftskenntniß besitzen, zu- j f
lassen . Eine Beeidigung der Rechtsanwälte findet nicht statt . k ! B

de

K 4 . Zustellungen.

(Zu Z 10 der Verordnung , betreffend die Rechtsverhältnisse in den deutschen Schutz¬
gebieten .)

1 . Die Vorschriften der Ktz 166 bis 168 , 188 bis 198 , 208 bis 213 der
Civilprozeßordnung finden keine Anwendung.

Die zur Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtigten Beamten haben dafür zu
sorgen , daß die Zustellungen mit der nach den vorhandenen Mitteln möglichen Sicher¬
heit erfolgen . Sie sind befugt , mit der Ausführung dauernd oder in bestimmten
Fällen andere Personen zu beauftragen , welche nach ihren Anweisungen zu Verfahren
haben . Der Nachweis über die erfolgte Zustellung ist zu den Gerichtsakten zu bringen.

Die Beglaubigung der zuzustellenden Schriftstücke kann in allen Fällen durch
den Gerichtsschreiber erfolgen.

Soll durch eine Zustellung eine Frist gewahrt oder der Lauf der Verjährung
oder einer Frist unterbrochen werden , so treten die Wirkungen der Zustellung bereits
mit der Erreichung des zuzustellenden Schriftstücks bei der Gerichtsbehörde ein.

Bei der Bewilligung der öffentlichen Zustellung einer Ladung kann die Gerichts¬
behörde anordnen , daß eine Einrückung in öffentliche Blätter nicht erforderlich sei.

2 . In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten sind alle Entscheidungen , mit Einschluß
der auf Grund einer mündlichen Verhandlung ergehenden , von Amts wegen zuzustellen.
Dies gilt auch für die Zustellung der Zahlungs - und Vollstreckungsbefehle an den
Schuldner sowie der Pfündungs - und Ueberweisungsbeschlüsse an den Schuldner und
den Drittschuldner . Dagegen findet die Vorschrift keine Anwendung auf Beweis¬
beschlüsse und sonstige lediglich die Sachleitung betreffende Verfügungen , mit Einschluß
der in Abwesenheit der Parteien verkündeten Terminsbestimmungen.

Beschlüsse , durch welche ein Arrest angeordnet wird , sind dem Schuldner nicht
vor der Vollziehung des Arrests zuzustellen , es sei denn , daß der Gläubiger die vor¬
herige Zustellung besonders beantragt.

3 . Für die Zustellung von Schriftsätzen und sonstigen Erklärungen der Parteien,
welche bei der Gerichtsbehörde eingereicht werden , hat diese , ohne daß es eines aus¬
drücklichen Parteiantrages bedarf , Sorge zu tragen , wenn aus dem Inhalte des
Schriftstücks hervorgeht , daß und wem es zugestellt werden soll . In Ansehung der
öffentlichen Zustellung bewendet es bei der Vorschrift des Z 204 Abs . 1 der Civil¬
prozeßordnung.

4 . Wohnt eine Partei außerhalb des Bezirks in welchem die Gerichts¬
behörde ihren Sitz hat , so kann , falls sie nicht einen daselbst wohnhaften Prozeß-
bevollmächtigten bestellt hat , angeordnet werden , daß sie eine daselbst wohnhafte
Person zum Empfange der für sie bestimmten Schriftstücke bevollmächtige . Diese
Anordnung kann ohne mündliche Verhandlung erfolgen . Der Zustellungsbevollmächtigte
fit bei der nächsten gerichtlichen Verhandlung oder , wenn die Partei vorher einen
Schriftsatz einreicht , in diesem zu benennen . Geschieht dies nicht , so können alle
späteren Zustellungen bis zur nachträglichen Benennung durch Anheftung an die
Gerichtstafel bewirkt werden.

t ru
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8 5. Zwangsvollstreckungen.

k j (Zu 8 10 der Verordnung , betreffend die Rechtsverhältnisse in den deutschen Schutz-
f j gebieten.)

(h 1. Die Zwangsvollstreckung erfolgt ausschließlich durch die Bezirksrichter . Der
! f Beibringung einer vollstreckbaren Ausfertigung bedarf es nicht, soweit dieselbe von
> i dem Gerichtsschreiber der Gerichtsbehörde , durch welche die Zwangsvollstreckung zu
f ; erfolgen hat , zu ertheilen sein würde.
^ ) Die Verfügung , durch welche die Zwangsvollstreckung angeordnet wird , tritt im
( i Sinne der 88 726 bis 732 , 750 , 796 , 797 , 799 der Civilprozeßordnung an die
( ^ Stelle der Ertheilung einer vollstreckbaren Ausfertigung , beziehungsweise der Voll-
( x streckungsklausel.
^ l 2. Die Bezirksrichter können nach Anordnung der Zwangsvollstreckung mit der
! s Ausführung andere Personen beauftragen , die nach ihren Anweisungen zu verfahren
! j haben. Der Auftrag ist schriftlich zu ertheilen . Der Auftrag tritt im Sinne der
k - U 754 bis 757 der Civilprozeßordnung an die Stelle der vollstreckbaren Aus-
f k fertigung.
! f Die mit der Ausführung der Zwangsvollstreckung beauftragte Person hat die
! j in der Civilprozeßordnung dem Gerichtsvollzieher zugewiesenen Befugnisse und Ob-
' j liegenheiten, soweit nicht durch die ihr ertheilten Anweisungen etwas Anderes be-
! x stimmt ist.
> j Die 760 , 762 , 763 der Civilprozeßordnung bleiben außer Anwendung,

f Der Beamte , von welchem die Zwangsvollstreckung angeordnet wird , hat jedoch Sorge
- dafür zu tragen , daß über jede Vollstrecknngshandlung eine schriftliche Nachricht zu
s den Gerichtsakten gebracht wird.

i ) 3. Wird bei der Gerichtsbehörde die Ertheilung einer vollstreckbaren Ausfertigung
! ^ eines Urtheils oder eines anderen Titels (Civilprozeßordnung 794 bis 800 , 829)
^ l beantragt, weil die Zwangsvollstreckung in dem Bezirk eines anderen Gerichts zu er-

1 folgen hat , so darf die vollstreckbare Ausfertigung in allen Fällen nur auf Anordnung
i ) des Bezirksrichters von dem Gerichtsschreiber ertheilt werden.

fx 8 6. Strafsachen.

1 (Zu 8 19 Nr . 2 des Gesetzes über die Konsulargerichtsbarkeit .)

j 1. Soweit nach der Vorschrift des § 420 der Strafprozeßordnung vor Er¬
hebung der Privatklage wegen Beleidigungen nachgewiesen werden muß, daß die
(Sühne erfolglos versucht worden , ist für diesen Vergleichsvcrsuch der Bezirksrichter
zuständig. Derselbe ist befugt , mit der Vornahme von Sühneversuchen andere Per¬
sonen dauernd oder in bestimmten Fällen zu beauftragen.
- Erscheint der Beschuldigte in dem zur Sühneverhandlung bestimmten Termine
hncht, so wird angenommen , daß er sich auf die Sühneverhandlung nicht einlassen
xwolle. Eine Bescheinigung über die Erfolglosigkeit der Sühneverhandlung kann nur
vertheilt werden , wenn der Antragsteller im Termin erschienen ist. Kommt im Termin
hm Vergleich zu Stande , so ist derselbe zu Protokoll festzustellen.
) . 2. Wird gegen ein Strafurtheil von der Staatsanwaltschaft Berufung eingelegt,

f ) so sind dem Angeklagten die Schriftstücke über Einlegung und Rechtfertigung der Be-
j rusung durch die Gerichtsbehörde erster Instanz zuzustellen. Diese übersendet in allen
(Fällen der Berufung die Akten unmittelbar dem Obergericht.

! ; Die deutsche Kolonial-GesetzgebungV (1900). 1^
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8 7. Kostenwesen.

(Zu § 10 der Verordnung , betreffend die Rechtsverhältnisse in der: deutschen Schutz¬
gebieten .)

In Ansehung des Kastenwesens bleiben bis auf Weiteres die in den einzelnen
Schutzgebieten bestehenden Vorschriften in Geltung.

§ 8. Geschäftsgang.
1. Die zur Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtigten Beamten haben an,

Schlüsse des Kalenderjahres eine Geschäftsübersicht an den Reichskanzler (Auswärtiges
Amt , Kolonial -Abtheilung ) einzureichen.

2. Der Geschäftsverkehr mit dem Reichskanzler erfolgt in eiligen Fällen durch
unmittelbaren Bericht an denselben (Auswärtiges Amt , Kolonial -Abtheilung ) in nicht
eiligen Fällen durch Vermittelung des Gouverneurs (Landeshauptmanns ). Letztem
ist befugt , Ausnahmen von dieser Vorschrift zu gestatten.

8 9.
Die für die einzelnen Schutzgebiete erlassenen Dienstanweisungen , betreffend die

Ausübung der Gerichtsbarkeit , treten , insoweit nicht im 8 7 etwas Anderes bestimmt
ist, außer Kraft.

Berlin,  den 25 . Dezember 1900.
Der Reichskanzler,

gez. Graf v. Bülow.

170 . Verfügung , betreffend die Ausübung konsularischer Befugnisse
und den Erlaß polizeilicher und . sonstiger die Verwaltung betreffender

Vorschriften in Deutsch-^ üdwestafrika.
Vom 25. Dezember 1900 . (Reichs-Anzeiger vom 31 . Dezember 1900 , Kol. Bl . 1901 , S . 5.)

Auf Grund der 88 8 und 15 des Schutzgebietsgesetzes (Reichs -Gesetzbl. 1908,
S . 813 ) bestimme ich hierdurch , was folgt:

§. 1. Der zur Ausübung der Gerichtsbarkeit erster Instanz ermächtigte Beami'
zu Swakopmund hat die Geschäfte zu versehen, welche den deutschen Konsuln m
8 12 des Gesetzes vom 22 . Juni 1899 (Reichs -Gesetzbl. S . 319 ) und nach § 35
des Gesetzes vom 8. November 1867 (Bundes -Gesetzbl. S . 137 ) zustehen. Dasselb
gilt von den Befugnissen , welche den deutschen Konsulaten als Seemannsämtern m
der Seemannsordnung vom 27 . Dezember 1872 (Reichs-Gesetzbl. S . 409 ) und
sonstigen Reichsgesetzen obliegen.

Die für die Konsuln geltenden Ausführungsbestimmungen zu deu im vorher
gehenden Absatz genannten Gesetzesvorschriften finden entsprechende Anwendung.

In den bezeichneten Angelegenheiten werden Gebühren und Auslagen nach 2
gäbe der Bestimmungen des Gesetzes über die Gebühren und Kosten bei den Ko»
sulaten des Deutschen Reiches vom 1. Juli 1872 (Reichs-Gesetzbl. S . 245 ) erhöbe»

8 2 . Der Gouverneur ist befugt , Polizeiliche und sonstige die Verwaltung b
treffende Vorschriften zu erlassen und gegen die Nichtbefolgung derselben Gefangn«
bis zu drei Monaten , Haft , Geldstrafe und Einziehung einzelner Gegenstände
zudrohen.

Die gleiche Befugniß kann von dem Gouverneur deu mit der Wahrnehmung de.
Geschäfte der Bezirkshauptmannschaften betrauten Beamten für ihre Bezirke mit de
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Maßgabe übertragen werden , daß das Strafmaß , soweit Gefängnißstrafe angedroht
wird, nicht sechs Wochen, soweit Geldstrafe angedroht wird , nicht einhundert-
undfünfzig Mark übersteigen darf.

Berlin , den 25 . Dezember 1900.
Der Reichskanzler,

gez. Graf 0. Bülow.

171. Runderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-
Gstafrika , betreffend die strafregister.

Vom 27. Dezember 1900.

An Stelle der durch Runderlaß vom 13 . August 1896 , Nr . 4981 , nach einem
bestimmten Schema vorgeschriebenen Auszüge aus dem Strafbuch sind fortan viertel¬
jährlich beglaubigte Abschriften des Strafbuches vorzulegen.

Da r - es - Salum , den 27 . Dezember 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur.

In Vertretung:
gez. von Estorff.

172. Ertheilung von Ermächtigungen zur Beurkundung des
Personenstandes in Deutsch-Gstafrika.

lNeichs-Anzeiger vom 15 - September 1900 . Kol. Bl . S . 702 .)

Auf Grund des 8 4 des Gesetzes, betreffend die Rechtsverhältnisse der deutschen
Schutzgebiete (Reichs-Gesetzbl. 1888 , S . 75), und des Gesetzes, betreffend die Ehe¬
schließung und Beurkundung des Personenstandes voll Reichsangehörigen im Aus-
lande, vom 4. Mai 1870 (Bundes -Gesetzbl. S . 599 , Reichs-Gesetzbl. 1896 , S . 614)
sowie des A 18 der Kaiserlichen Verordnung , betreffend die Rechtsverhältnisse in
Teutsch-Ostafrika , vom 1. Januar 1891 (Reichs-Gesetzbl. S . 1) ist den nachstehenden
Beamten die Ermächtigung ertheilt , bürgerlich gültige Eheschließungen bezüglich aller
Personen, die nicht Eingeborene sind, vorzunehmen und deren Geburten und Sterbe¬
fälle zu beurkunden , und zwar:

dem jedesmaligen Gouverneur des Schutzgebietes voll Dentsch-Ostafrika und
seinem jedesmaligen Stellvertreter innerhalb des ganzen Schutzgebietes,

den Bezirksrichtern in Dar -es-SalLm und in Tanga und ihren jedesmaligen
Stellvertretern innerhalb ihres Amtsbezirkes,

denjenigen Personen , welche für Fälle der Abwesenheit oder Behinderung der
vorstehend bezeichneten Beamten voll dem Gouverneur oder dessen Stell¬
vertreter zur Wahrnehmung standesamtlicher Geschäfte bestellt werden,
innerhalb des von dem Gouverneur oder seinem Stellvertreter zu bezeichnen¬
den Bezirkes.

173. Ertheilung von Ermächtigungen zur Beurkundung des
Personenstandes in Deutsch-^ üdwestafrika.

(Reichs-Anzeiger vom 15. September 1900 . Kol . Bl . S . 702 .)

Auf Grund des 8 4 des Gesetzes, betreffend die Rechtsverhältnisse der deutschen
Schutzgebiete (Reichs -Gesetzbl. 1888 , S . 75), und des Gesetzes, betreffend die Ehe-

12*
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schließung und Beurkundung des Personenstandes von Reichsangehörigen im Aus-
lande , vom 4 . Mai 1870 (Bundes -Gesetzbl. S . 599 , Reichs -Gesetzbl. 1896 , S . 614)
sowie der Kaiserlichen Verordnung , betreffend die Eheschließung und die Beurkundung
des Personenstandes für das südwestafrikanische Schutzgebiet , vom 8. November 1892
(Reichs-Gesetzbl. S . 1037 ), ist den nachstehenden Personen die Ermächtigung ertheilt,
bürgerlich gültige Eheschließungen bezüglich aller Personen , die nicht Eingeborene sind,
vorzunehmen und deren Geburten und Sterbefälle zu beurkunden , und zwar:

dem jedesmaligen Gouverneur des Schutzgebietes von Deutsch-Südwestafrika und
seinem jedesmaligen Stellvertreter innerhalb des ganzen Schutzgebietes,

den Bezirkshauptleuten innerhalb ihres Amtsbezirkes,
denjenigen Personen , welche für Fälle der Abwesenheit oder Behinderung der

vorstehend bezeichneten Beamten von dem Gouverneur oder dessen Stell¬
vertreter zur Wahrnehmung standesamtlicher Geschäfte bestellt werden , inner¬
halb des von dem Gouverneur oder seinem Stellvertreter zu bezeichnenden
Bezirkes.

174. Ertheilung von Ermächtigungen zur Beurkundung des
Personenstandes in Kamerun.

(Reichs-Anzeiger vom 15. September 1900 . Kol. Bl . S . 702 .)

Auf Grund des Z 4 des Gesetzes, betreffend die Rechtsverhältnisse der deutschen
Schutzgebiete (Reichs -Gesetzbl. 1888 , S . 75), und des Gesetzes, betreffend die Ehe¬
schließung und Beurkundung des Personenstandes von Reichsangehörigen im Aus-
lande , vom 4. Mai 1870 (Bundes -Gesetzbl. S . 599 , Reichs -Gesetzbl. 1896 , S . 614)
sowie der Kaiserlichen Verordnung , betreffend die Eheschließung und Beurkundung
des Personenstandes für die Schutzgebiete Kamerun und Togo , vom 21 . April 1886
(Reichs -Gesetzbl. S . 128 ) ist den nachstehenden Beamten die Ermächtigung ertheilt,
bürgerlich gültige Eheschließungen bezüglich aller Personen , die nicht Eingeborene
sind, vorzunehmen und deren Geburten und Sterbefälle zu beurkunden , und zwar:

dem jedesmaligen Gouverneur des Schutzgebietes von Kamerun und feinem
jedesmaligen Stellvertreter innerhalb des ganzen Schutzgebietes,

den Bezirksamtmännern und ihren jedesmaligen Stellvertretern innerhalb ihres
Amtsbezirkes,

denjenigen Personen , welche für Fälle der Abwesenheit oder Behinderung der
vorstehend bezeichneten Beamten von dem Gouverneur oder dessen Stell¬
vertreter zur Wahrnehmung standesamtlicher Geschäfte bestellt werden , inner¬
halb des von dem Gouverneur oder seinem Stellvertreter zu bezeichnenden
Bezirkes.

175. Ertheilung von Ermächtigungen zur Beurkundung des
Personenstandes in Togo.

(Reichs-Anzeiger vom 15- September 1900 . Kol. Bl . S . 702 .'>

Auf Grund des ß 4 des Gesetzes, betreffend die Rechtsverhältnisse der deutschen
Schutzgebiete (Reichs-Gesetzbl. 1888 , S . 75), und des Gesetzes, betreffend die Ehe¬
schließung und Beurkundung des Personenstandes von Reichsangehörigeu im Aus-
lande , vom 4. Mai 1870 (Bundes -Gesetzbl. S . 599 , Reichs-Gesetzbl. 1896 , S . 614)
sowie der Kaiserlichen Verordnung , betreffend die Eheschließung und Beurkundung
des Personenstandes für die Schutzgebiete Kamerun und Togo , vom 21 . April 1886
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(Reichs-Gesetzbl. S . 128) ist den nachstehenden Beamten die Ermächtigung ertheilt,
bürgerlich gültige Eheschließungen bezüglich aller Personen, die nicht Eingeborene
sind, vorzunehmen und deren Geburten und Sterbefälle zu beurkunden, und zwar:

dem jedesmaligen Gouverneur des Schutzgebietes von Togo und seinem jedes¬
maligen Stellvertreter innerhalb des ganzen Schutzgebietes,

denjenigen Personen, welche für Fälle der Abwesenheit oder Behinderung der
vorstehend bezeichnetet: Beamten von dem Gouverneur oder dessen Stell¬
vertreter zur Wahrnehmung standesamtlicher Geschäfte bestellt werden, inner¬
halb des von dem Gouverneur oder seinem Stellvertreter zu bezeichnenden
Bezirkes.

176. Ertheilung von Ermächtigungen zur Beurkundung des
Personenstandes im Schutzgebiete der Marschall-Inseln.

(Reichs-Anzeiger von: 15. September 1900 . Kol. Bl . S . 702.)

Auf Grund des K4 des Gesetzes, betreffend die Rechtsverhältnisse der deutschen
Schutzgebiete(Reichs-Gesetzbl. 1888, S . 75), und des Gesetzes, betreffend die Ehe¬
schließung und Beurkundung des Personenstandesvon Reichsangehörigenim Aus-
lande, vom 4. Mai 1870 (Bundes-Gesetzbl. S . 599, Reichs-Gesetzbl. 1896, S . 614)
sowie des K10 der Kaiserlichen Verordnung, betreffend die Rechtsverhältnisse in dem
Schutzgebiete der Marschall-, Brown- und Providence-Jnseln, vom 13. September
1886 (Reichs-Gesetzbl. S . 291) ist den nachstehenden Beamten die Ermächtigung
ertheilt, bürgerlich gültige Eheschließungen bezüglich aller Personen, die nicht Ein¬
geborene sind, vorzunehmen und deren Geburten und Sterbefälle zu beurkunden,
und zwar:

dem jedesmaligen Landeshauptmann des Schutzgebietes der Marschall-, Brown-
und Providence-Jnseln und seinem jedesmaligen Vertreter innerhalb des
ganzen Schutzgebietes,

denjenigen Personen, welche für Fälle der Abwesenheit oder Behinderung der
vorstehend bezeichneten Beamten von dem Landeshauptmann oder dessen
Stellvertreter zur Wahrnehmung standesamtlicher Geschäfte bestellt werden,
innerhalb des von dem Landeshauptmann oder seinen: Stellvertreter zu
bezeichnenden Bezirkes.

177. Lrtheilung von Ermächtigungen zur Beurkundung des
Personenstandes im Inselgebiete der Aarolinen , palau und

Marianen ?)
(Reichs-Anzeiger von: 15. September 1900 . Kol. Bl . S . 702.)

Auf Grund des K4 des Gesetzes, betreffend die Rechtsverhältnisse der deutsche::
Schutzgebiete(Reichs-Gesetzbl. 1888, S . 75), und des Gesetzes, betreffend die Ehe¬
schließung und Beurkundung des Personenstandes von Reichsangehörigenin: Aus-
lande, von: 4. Mai 1870 (Bundes-Gesetzbl. S . 599, Reichs-Gesetzbl. 1896, S . 614)
sowie des K 2 der Kaiserlichen Verordnung, betreffend die Rechtsverhältnisse in:

! Jnselgebiete der Karolinen, Palau und Marionen, von: 18. Juli 1899 (Reichs-

*) Vergl . die Ertheilung von Ermächtigungen zur Beurkundung des Personenstandes in
Deutsch-Guinea („Reichs-Anzeiger" Nr . 182 vom 4. August 1899 .)
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Gesetzbl. S . 542 ) ist den nachstehenden Beamten die Ermächtigung ertheilt , bürgerlich 1
gültige Eheschließungen bezüglich aller Personen , die nicht Eingeborene sind, vor- i
zunehmen und deren Geburten und Sterbefälle zu beurkunden , und zwar:

den zur Ausübung der Gerichtsbarkeit erster Instanz ermächtigten Beamten in ^
Ponape , Jap und Saipan innerhalb ihres Amtsbezirkes , mit der Maßgabe,
daß dieselben berechtigt sind, sich in Abwesenheits - oder Behindernngsfälleii u
gegenseitig zu vertreten , K

in Fällen der Abwesenheit oder Behinderung dieser Beamten deren allgemeinen K
Stellvertretern , in weiteren Behinderungsfällen den von dem Kaiserlichen s!)
Gouverneur zu Herbertshöhe oder von dem Kaiserlichen Vice -Gouvernem -
in Ponape zur Wahrnehmung standesamtlicher Geschäfte bestellten Personen.

178. Lrtheilung von Ermächtigungen zur Beurkundung des ^
Personenstandes in Lamoa . <

(Reichs-Anzeiger vom 15. September 1900 . Kol. Bl . S . 702 .)

Auf Grund des ß 4 des Gesetzes, betreffend die Rechtsverhältnisse der deutschen)!
Schutzgebiete (Reichs-Gesetzbl. 1888 , S . 75 ), und des Gesetzes, betreffend die Ehe- ^
schließung und Beurkundung des Personenstandes von Reichsangehörigen im Auslande, !
vom 4. Mai 1870 (Bundes -Gesetzbl. S . 699 , Reichs -Gesetzbl. 1896 , S . 614 ) sowie -!
des Z 9 der Kaiserlichen Verordnung , betreffend die Rechtsverhältnisse in Samoa , K
vom 17 . Februar 1900 (Reichs-Gesetzbl. S . 136 ) ist den nachstehenden Beamten ! :
die Ermächtigung ertheilt , im Schutzgebiete von Samoa bürgerlich gültige Ehe- - ;
schließungen bezüglich aller Personen , die nicht Eingeborene sind, vorzunehmen und
deren Geburten und Sterbefälle zu beurkunden , und zwar : s

dem jedesmaligen Kaiserlichen Richter zu Apia , s s
in Fällen der Abwesenheit oder Behinderung desselben denjenigen Personen, ?;

welche der Kaiserliche Gouverneur von Samoa zur Wahrnehmung standes- su
amtlicher Geschäfte bestellt. K

179. Ertheilung von Ermächtigungen zur Beurkundung des
Personenstandes in Neu -Guinea.

(Reichs-Anzeiger, 5. November 1900 .)

Auf Grund des § 4 des Gesetzes, betreffend die Rechtsverhältnisse der deutschen
Schutzgebiete (Reichs-Gesetzbl. 1888 , S . 75 ), und des Gesetzes, betreffend die Ehe¬
schließung und Beurkundung des Personenstandes von Reichsanhörigen im Auslande,
vom 4. Mai 1870 (Bundes -Gesetzbl. S . 599 , Reichs-Gesetzbl. 1896 , S . 614 ) sowie
des 8 10 der Kaiserlichen Verordnung , betreffend die Rechtsverhältnisse in dem
Schutzgebiete der Neu - Guinea - Kompagnie , vom 5. Juni 1886 (Reichs - Gesetzbl.
S . 187 ) und des Z 2 der Kaiserlichen Verordnung , betreffend die Rechtsverhältnisse
im Jnselgebiete der Karolinen , Palau und Marianen , vom 18 . Juli 1899 (Reichs-
Gesetzbl. S . 541 ) ist den nachstehenden Beamten des Schutzgebietes von Deutsch-
Neu-Guinea unter Aufhebung der früher ertheilten Ermächtigung zur Wahrnehmung
standesamtlicher Geschäfte die Ermächtigung ertheilt , bürgerlich gültige Eheschließungen
bezüglich aller Personen , die nicht Eingeborene sind, vorzunehmen und deren Ge¬
burten und Sterbefälle zu beurkunden , nnd zwar:
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dem jedesmaligen Gouverneur des Schutzgebietes von Deutsch - Neu-

Guinea und feinem jedesmaligen Stellvertreter innerhalb des ganzen Schutz¬
gebietes,

dem Vice -Gouverneur in Ponape , den Bezirksamtmännern in Herbertshöhe,
Friedrich - Wilhelmshafen , Zjap und Saipan , dem Stationsches in dtufa

(Nord - Neu -Mecklenburg ) und ihren jedesmaligen Stellvertretern innerhalb
ihres Amtsbezirkes,

denjenigen Personen , welche für Fälle der Abwesenheit oder Behinderung
der vorstehend bezeichneten Beamten von dem Gouverneur oder dessen

Stellvertreter zur Wahrnehmung standesamtlicher Geschäfte bestellt werden,

innerhalb des vom Gouverneur oder seinem Stellvertreter zu bezeichnenden
Bezirks.

180. Reglement , betreffend das gegen weiße Gefangene zu beob¬
achtende Verfahren und ihre Behandlung in den Gefängnissen

des südwestafrikanischen Schutzgebietes.

8 1 . Die Gefängnisse des Schutzgebietes dienen bezüglich der weißen Ge¬

fangenen:
1. zur Aufnahme von Untersuchungsgefangenen , zu denen im Sinne dieser

Verordnung auch die vorläufig festgenommenen Personen gehören;

2 . zur Vollstreckung von Zuchthaus - , Gefängniß - und Haftstrafen;
3 . zur Vollstreckung von Zwangshaft und Ordnungsstrafen (Civilgefangenen ).

8 2 . Die durch diese Verordnung dem Gesängnißvorsteher zugewiesenen Ge¬

schäfte versieht der Bezirkshauptmann oder , wo ein solcher am Orte des Gefängnisses

nicht vorhanden ist , der Distriktschef.

8 3 . Der Gefängnißvorsteher leitet die Verwaltung und führt die Dienst¬

aufsicht über die dem Gefängnisse zugewiesenen Gefangenen -Aufseher.

8 4 . Der Gefängnißvorsteher hat täglich die Meldung des Gefangenenaufsehers

entgegenzunehmen , mindestens einmal in der Woche , von Zeit zu Zeit auch des

Nachts, hat er das Gefängniß zu revidiren.

§ 5 . Die Beaufsichtigung weißer Gefangener hat durch weißes Aufsichts¬

Personal zu erfolgen.
8 6 . Jeder Privatverkehr des Anfsichtspersonals mit Gefangenen ist un¬

zulässig.
8 7. Den für die Beaufsichtigung der Gefangenen verantwortlichen Personen

ist bei Ausübung des Dienstes der Gebrauch der Waffe gestattet:

1 . wenn entweder ein Angriff auf ihre Person oder auf andere erfolgt , oder

wenn sie mit einem solchen bedroht werden und ihnen in dem einen
oder anderen Falle kein anderes Mittel , den Angriff abzuwehren , zu Ge¬

bote steht;
2 . wenn ein Gefangener einen Fluchtversuch macht und zur Verhinderung kein

anderes Mittel zu Gebote steht oder wenn er sich der Wiederergreifung

thätlich oder durch gefährliche Drohungen widersetzt;

3 . wenn ein Gefangener in den Besitz eines Werkzeuges , das zu gefährlichen

Angriffen dienen kann , sich gesetzt hat und der Aufforderung , solches ab¬

zulegen , nicht nachkommt.
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Der Gebrauch der Waffe darf nicht weiter ausgedehnt werden, als
zur Abwehr des Angriffes , zur Verhinderung der Flucht oder zur Ueber¬
windung des Widerstandes erforderlich ist.

Dem Gefängnißvorsteher ist im Falle des Waffengebrauchs sogleich An- :
zeige zu machen; der Sachverhalt ist sofort festzustellen. '

tz 8. Die Annahme der Gefangenen darf nur auf Grund eines schriftlichen
Annahmebefehles des Richters erfolgen.

Personen , die von einer öffentlichen Behörde oder von Beamten des Polizei- '
oder Sicherheitsdienstes eingeliefert werden , können ohne schriftlichen Annahmebefehl,
jedoch nur vorläufig aufgenommen werden . Dem Gefängnißvorsteher ist von einer
solchen Aufnahme sofort Anzeige zu erstatten.

§ 9. Personen , die mit epidemischen Krankheiten behaftet find , und solche, die
sich im Zustande vorgerückter Schwangerschaft befinden, sollen in das Gefängniß nicht
aufgenommen werden.

§10.  Die aufgenommenen Gefangenen und ihre Sachen sind, sofern nicht die
persönlichen Verhältnisse des Gefangenen eine Ausnahme rechtfertigen , von einem
Gefangenenaufseher sorgfältig zu untersuchen.

Nötigenfalls sind die Gefangenen zur Reinigung des Körpers anzuhalten.
Alle den: Gefangenen während der Haft entbehrlichen Gegenstände , insbesondere '

Gelder , Kostbarkeiten, Papiere , Orden und Ehrenzeichen, überflüssige Kleidungsstücke
und alle Werkzeuge, welche zur Beförderung der Flucht dienen können, werden dem
Gefangenen abgenommen.

Inwiefern auch die Kopf- und Fußbekleidung und die Tragbänder abzunehmen
seien, ist nach der Schwere des Falles und der Gefährlichkeit des Gefangenen zu
bestimmen. ,

Den Civilgefangenen (§ 1 Nr . 3) und ausnahmsweise auch anderen Gefangenen, ,
die sich im Besitze der Ehrenrechte befinden, können einzelne Gegenstände , die Personen
ihres Standes zu ihrer Bequemlichkeit zu besitzen Pflegen, mit Genehmigung des
Gefängnißvorstehers belassen werden.

§ 11 . Die dem Gefangenen abgenommenen Gelder und sonstigen Gegenstände
sind sorgfältig aufzubewahren.

Gelder , Werthpapiere und Kostbarkeiten sind ausnahmslos an den Vorsteher
des Gefängnisses zur weiteren Bestimmung abzuliefern.

§ 12 . Nach der Aufnahme ist der Gefangene mit den wesentlichen Be¬
stimmungen der Hausordnung und den Bestimmungen der §§ 7, 22 bis 24 , 27
Nr . 1 bis 5 dieser Verordnung bekannt zu machen.

§ 13 . Weiße Gefangene sind in jeder Beziehung von farbigen Gefangenen ;
getrennt zu halten.

§ 14 . Zuchthausgefangene sind von anderen Gefangenen getrennt zu halten.
§ 15 . Gefangene verschiedenen Geschlechts dürfen niemals in eine Zelle zu-

sammengebracht werden . ^
§ 16 . Untersuchuugsgefangene , die der Begehung derselben Strafthat oder ;

mehrerer miteinander in Verbindung stehender Strafthaten beschuldigt sind , sind >
voneinander getrennt zu halten.

§ 17 . Soweit die Räumlichkeiten es gestatten , sind getrennt unterzubringen:
In erster Linie:

Untersuchungsgefangene und Civilgefangene (§ 1 Nr . 3) getrennt von Straf¬
gefangenen:
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demnächst:
jugendliche Gefangene getrennt von erwachsenen , die zur Haft Ver-
urlheilten getrennt von den zu Gefängnißstrafe und nach Z 361 Nr . 3 bis 8
Verurtheilten.

Z 18 . Die Zuchthausstrafe , die Gefängnißstrafe und die Haftstrafe kann in
f Einzelhaft vollstreckt werden.

Die Bestimmungen darüber , in welchen Fällen die Einzelhaft Platz zu greifen
hat, trifft der Gefängnißvorsteher.

K 19 . Bei dem Vollzüge der Strafe in Einzelhaft wird der Gefangene in
eine besondere Zelle gebracht und hier bei Tag und bei Nacht außer Gemeinschaft
mit anderen Gefangenen gehalten.

Die Einzelhaft darf jedoch ohne Zustimmung des Gefangenen in keinem Falle
die Dauer von drei Jahren übersteigen . Die Zustimmung ist protokollarisch fest¬
zustellen.

K 20 . Die Einzelhaft ist ausgeschlossen, wenn von ihr eine Gefahr für den
! körperlichen oder geistigen Zustand des Gefangenen zu befürchten steht.
- Der Vorsteher das Gefängnisses hat , wenn die Einzelhaft länger als drei
! Monate dauern soll, den Arzt darüber zu hören , ob die Anwendbarkeit der Einzel-
f haft einem Bedenken unterliegt.
f ß 21 . Die zur Gemeinschaftshaft bestimmten Gefängnißzellen sind in der Regel

mit mindestens drei Personen zu belegen. Ausnahmsweise kann die Belegung mit
zwei Personen erfolgen , insbesondere wenn sie in Rücksicht auf Krankheit eines Ge¬
fangenen nothwendig erscheint. Die Belegung einer Zelle mit einem Erwachsenen
und einem Jugendlichen ist unbedingt untersagt.

K 22 . Den als gefährlich bekannten oder als solche bezeichneter: Gefangenen
können Fesseln angelegt , auch für die Nacht die Kleider abgenommen werden.

Betrifft die Maßregel einen llntersuchungsgefangenen , so ist alsbald dem Richter
hiervon Mittheilung zu machen.

K 23 . Gefangene , die die Ordnung stören und der ihnen ertheilten Warnung
des Gefangenenaufsehers nicht Folge leisten, können sofort durch den betreffenden Ge¬
fangenenaufseher in eine Arrestzelle abgeführt werden . Dem Vorsteher ist in solchem
Falle sofort Anzeige zu machen.

§ 24 . Zur augenblicklichen Bändigung bei thätlicher Widersetzlichkeit oder bei
Toben und Schreien dürfen Fesselung, Zwangsstnhl und Zwangsjacke angewendet
werden.

TagesordnungDer Gefängnißvorsteher eure Haus25
erlassen.

Durch die Hausordnung sind Verhaltungsregeln für die Gefangenen zu
geben, insbesondere Spiel , Branntwein - und Tabakgenuß , Handel und Geschenkgeben,
Verübung von Beschädigungen den Gefangenen zu untersagen , tägliche Reinigung des
Körpers, der Kleider und der Zellen ihnen aufzuerlegen . Durch die Tagesordnung

die Stunden des Aufstehens und des Niederlegens , der Beginn und der Schluß
der regelmäßigen Arbeitszeit , die Zeit der Verabreichung sowie der Dauer der Mahl¬
zeiten und die Zeit und Dauer der Bewegung im Freien derart festzustellen,
daß jede Gemeinschaft zwischen weißen und farbigere Gefangenen vermieden
wird. (K 13 .)

8 26 . Zur Anbringuug vou Gesuchen und Beschwerden haben sich die Ge
fangenen durch den Gefangenenaufseher bei dem Vorsteher melden zu lassen.
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Außerdem können Gesttche und Beschtverden auch bei den Revisionen unmittelbar
angebracht werden . Wiederholte unbegründete Beschwerden ziehen Bestrafung
nach sich.

K 27 . Als Disziplinarstrafen kommen in Anwendung:
1. Verweis,
2. Entziehung der Bewegung im Freien bis zu 1 Woche, der Lektüre bis zu

2 Wochen,
3 . bei Einzelhaft : Entziehung der Arbeit unter gleichzeitiger Entziehung der

Lektüre bis zu 1 Woche,
4 . Kostschmälerung, die bestehen kann:

n) in Entziehung der Zusatznahrungsmittel,
b) in vollständiger oder theilweiser Entziehung der Morgen - oder der

Abendkost,
e) in Entziehung der Fleischportion bis zu 2 Wochen, bei Zuchthausgesangenen

bis zu 1 Monat,
ck) irr Beschränkung der Kost auf Wasser und Brot einen um den anderen

Tag auf die Höchstdauer von 1 Woche, bei Zuchthausgefangenen von
1 Monate,

5 . Arrest , bestehend in einsamer Einsparung in einem hierzu bestimmten
Lokale mit oder ohne Aufgabe einer Arbeit bis zu 1 Monate ; bei Zucht¬
hausgefangenen bis zu 2 Monaten.

Diese Strafe kann geschärft werden (strenger Arrest ) :
a) durch Entziehung des Bettlagers,
b) durch Verdunkelung der Arrestzelle,
o) durch Kostschmälerung, gemäß Nr . 4 n, b , o, ck,
jedoch mit der Maßgabe , daß dem Gefangenen jeden 4. Tag das haus-
ordnungsmäßige Bettlager , das Tageslicht und die hausordnungsmäßige
Kost gewährt wird.

Die zu 1 bis 5 aufgeführten Disziplinarstrafen können verbunden zur Anwendung
gebracht werden . Wenn der Gesängnißvorsteher die Anwendung des strengen
Arrestes (5 a>, b , e) für geboten erachtet, so muß vor der Vollstreckung eine Erhebung
durch schriftliche Vernehmung des Angeschuldigten und der Zeugen stattfinden , auch,
wenn ein Arzt am Orte ist, dieser darüber gehört werden , ob der körperliche Zustand
des Gefangenen die Vollstreckung des strengen Arrestes zuläßt.

Körperliche Züchtigung und Lattenstrafe sind ausgeschlossen. Ebenso sind Fesselung,
Zwangsstuhl und Zwangsjacke als Disziplinarstrafen unzulässig (als Sicherheits - und
Bändigungsmittel stehe H 24 ).

tz 28 . Die Verhängung von Disziplinarstrafen steht dem Vorsteher , hinsichtlich
der Untersuchungsgefangenen dem Richter zu. Der Gefangene ist vor der Beschluß¬
fassung zu hören.

Jede Verhänguug einer Disziplinarstrafe ist in ein Strafbuch einzutragen , das
nach Muster L zu führen ist.

Gegen die Strafverfügung steht dem Gefangenen die Beschwerde zu, sie hat
jedoch keine aufschiebende Wirkung.

8 29 . Die Bestimmungen über Bekleidung und Lagerung der Gefangenen
trifft der Gefängnißvorsteher.

K 30 . Die Gefangenen erhalten die gleiche Kost wie die in der Truppe ein¬
gestellten eingeborenen Soldaten.

K 31 . Jedem Gefangenen ist die durch die Speiseordnung vorgeschriebene Kost
in der angeordneten Menge und in guter Beschaffenheit zu gewähren.
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Gefangene , die die Gefängnißkost ohne Gefährdung ihrer Gesundheit nicht ver¬
tragen können , erhalten anf Anweisung des Gefüngnißvorstehers eine ihren Bedürfnissen
entsprechende Kost.

K 32 . In jedem Gefängniß sind nützliche Arbeiten einzuführen.
Z 33 . An den Sonntagen und den christlichen Feiertagen ruht die Zwangs¬

arbeit.
K 34 . Alle gesunden Gefangenen , wenn sie nicht mit Arbeiten in Hof und

Garten oder mit Außenarbeit beschäftigt sind , oder sich nicht im Arrest befinden,
sind, wo es ausführbar ist und wenn es die Witterung gestattet , täglich bis zur
Dauer von einer Stunde zur Bewegung im Freien in den Gefängnißhof zu führen
und hierbei unausgesetzt zu beaufsichtigen.

Hinsichtlich der Untersuchungsgefangenen gelten dieselben Bestimmungen jedoch
mir, sofern dafür gesorgt ist , daß der Nntersuchungsgefangene nicht mit anderen
Gefangenen in Berührung kommen kann.

Dasselbe gilt hinsichtlich der Zuchthausgefangenen.
§ 35 . Jeder Gefangene , mit Ausnahme der Zuchthausgefangenen , darf in der

Regel einmal im Monat Besuch annehmen.
Die Erlaubniß ertheilt für die Untersuchnngsgefangenen der Richter , für die

übrigen Gefangenen der Gefängnißvorsteher.
Zuchthausgefangenen ist die Erlaubniß nur in besonders dringlicher : Fällen

zu geben.
Die Gespräche der Besucher mit Untersuchungsgefangenen dürfe :: nur in : Beiseir:

des Richters oder eines von diesen : beauftragten Beamten , Gespräche mit Straf¬
gefangener: nur in: Beiseir : eines Aufsehers , und zwar ir: beider : Fällen nur ir:
einer dem betreffenden Beamten bekannten Sprache geführt werden.

K 36 . Ein schriftlicher Verkehr mit außerhalb der Anstalt wohnenden Personen
darf nur stattfinden

bei Untersuchuttgsgefangenen mit Genehmigung des Richters , bei Straf¬
gefangenen mit Genehmigung des Gefängnißvorstehers.

Die eingehender : und ausgehenden Briefe sind in : erster : Falle den:
Richter , im anderen Falle dem Gefängnißvorsteher vorzulegen . Erst nachdem
die Erlaubniß dazu vor: den : zuständigen Beamten ertheilt ist , dürfe :: die
eingegangenen Briefe vorübergehend ausgehändigt , die ausgehenden abgesandt
werden.

Keinem Untersuchnngsgefangenen dürfen ohne Genehmigung des Richters,
keinen : Strafgefangenen ohne Genehmigung des Gefängnißvorstehers Schreib¬
materialien ir: die Gefängnißzelle verabfolgt werde ::.

§ 37 . Dem Untersuchungsgefangenen ist der mündliche und schriftliche Verkehr
mit dem Vertheidiger gestattet , vor Eröffnung des Hanptverfahrens jedoch nur mit
Genehmigung des Richters.

K 38 . Keinen : Gefangener : darf der seelsorgerische Zuspruch versagt werden,
falls er das Verlangen danach äußert und sich ein Geistlicher am Orte befindet.

Z 39 . Bei eintretender Erkrankung eines Gefangenen sind die geeigneten Vor¬
kehrungen auf Anordnung des Gefängnißvorstehers zu trefser : und , wenn irgend
möglich, ein Arzt zuzuziehen.

Von bedenklicher Erkrankung eines Untersnchungsgefangenen ist der Richter zu
benachrichtigen.

Wird die Ueberführung des Gefangenen in eine Krankenanstalt nothwendig , so
ist dem Vorstände der Krankenanstalt der Zeitpunkt , an welchen : der Erkrankte zur
Entlassung kommt , unter dem Bemerken mitzutheilen , daß mit dem Eintritt dieses
Zeitpunktes der Erkrankte ohne Weiteres aufhört , Gerichtsgefangener zu sein . Vor:
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der Ueberführung eines Strafgefangenen in eine Krankenanstalt ist der Richter unter
Mittheilung des Entlassnngstermins in Kenntniß zu setzen.

8 40 . Die Entlassung von Untersuchungsgefangenen darf nur auf Grund
einer schriftlichen Anweisung des Richters erfolgen.

Nach Ablauf der festgesetzten Strafzeit sind Strafgefangene ohne besondere An¬
weisung durch die Gefängnißverwaltung zu entlassen . Zu diesem Zwecke ist der
Zeitpunkt der Entlassung zu berechnen und im Kalender für Entlassungstermine zu
notiren.

Es wird der Tag zu 24 Stunden , die Woche zu 7 Tagen , der Monat und
das Jahr nach der Kalenderzeit gerechnet . Bei Freiheitsstrafen beginnt die Strafzeit
mit dem Eintritt in das Gefängniß , falls nicht ein anderer Zeitpunkt durch besondere
Anordnung festgesetzt ist.

Erfolgt während des Vollzuges einer Freiheitsstrafe wegen Krankheit des Ge¬
fangenen die Ueberführung desselben in eine von dem Gefängniß getrennte Kranken¬
anstalt , ohne daß gleichzeitig die Entlassung aus der Haft angeordnet ist , so wird
die in der Krankenanstalt zugebrachte Zeit in die Strafdauer eingerechnet , das Gegen¬
theil kann nur durch gerichtliche Entscheiduug bestimmt werden . (H 493 St . P . O.)

Der Vorsteher des Gefängnisses ist dafür verantwortlich , daß kein Gefangener
länger als die durch Urtheil bestimmte Zeit in der Anstalt zurückgehalten wird.

Bei Civilgefangenen , die auf Antrag eines Gläubigers zur Haft gebracht find,
(8 899 ff. C . P . O .) ist zu berücksichtigen , daß deren Entlassung insbesondere auch
dann erfolgen muß , wenn der Gläubiger dies beantragt oder der Verpflegungs¬
vorschuß erschöpft ist , oder die Haft die Dauer von sechs Monaten erreicht hat.

8 41 . Den zu entlassenden Gefangenen sind die ihnen abgenommenen , ihnen
gehörigen Gegenstände (88 10 , 36 ) gegen Quittung zu verabfolgen.

8 42 . Untersuchungsgefangene sind unter steter Berücksichtigung des Umstandes
zu behandeln , daß ihre Schuld noch nicht feststeht.

Bequemlichkeiten und Beschäftigungen , die dem Stande und den Vermögens¬
verhältnissen des Untersuchungsgefangenen entsprechen , darf er sich auf seine Kosten
verschaffen , soweit sie mit dem Zwecke der Haft vereinbar sind und weder die Ordnung
im Gefängnisse stören , noch die Sicherheit gefährden.

Die Benutzung von Licht bis 9 Uhr abends und die Beschäftigung mit Lektüre
kann ihnen vom Gefängnißvorsteher gestattet werden.

Fesseln dürfen im Gefängniß dem Untersuchungsgefangenen nur dann angelegt
werden , wenn es wegen besonderer Gefährlichkeit seiner Person , namentlich zur
Sicherung Anderer erforderlich erscheint , oder wenn er einen Selbstentleibnngs - oder
Entweichungsversuch gemacht oder vorbereitet hat.

§ 43 . Untersuchungsgefangene können nicht zur Arbeit gezwungen werden.
Die freiwillige Betheiligung bei den in der Anstalt eingeführten Arbeiten kann ihnen
mit Genehmigung des Richters gestattet werden.

8 44 . Den Untersuchungsgefangenen ist die eigene Kleidung und Wäsche zu
belassen , sofern sie ausreichend , reinlich und ordentlich ist . Im entgegengesetzten
Falle wird ihnen Hauskleidung verabfolgt , es ist jedoch dafür Sorge zu tragen,
daß sie auf Verlangen des Untersuchungsrichters in denjenigen Kleidern vorgeführt
werden können , welche sie bei ihrer Verhaftung getragen haben.

8 45 . Auf Verlangen ist den Untersuchungsgefangenen zu gestatten , auf ihre
Kosten durch Vermittelung der Gefängnißverwaltung sich selbst zu beköstigen oder
Zusatznahrungsmittel zu kaufen.

Die eingebrachten Sachen
durchschneiden.
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Die im Wege der Selbstbeköstigung beschaffte Kost darf die Grenzen eines
! mäßigen Genusses nicht übersteigen.

Der Genuß von Branntwein ist auch in diesem Falle ausgeschlossen.
Die Erlaubniß kann im Falle des Mißbrauchs vom Gefängnißvorsteher zurück¬

genommen werden.
8 46 . Die Vorschriften dieses Reglements und der für das einzelne Gefängniß

- bestehenden besonderen Bestimmungen finden auf Untersuchungsgefangene insoweit
) Anwendung, als nicht vom Richter für einen solchen abweichende Anordnungen ge-

troffen sind.
- 8 47 . Die zu Zuchthausstrafe Verurtheilten sind zu den im Gefängniß ein¬

geführten Arbeiten anzuhalten . Bei Beschäftigung außerhalb der Anstalt sind sie von
( freien weißen Arbeitern getrennt zu halten.

8 48 . Die zu Gefängnißstrafe Verurtheilten können in einer ihren Fähigkeiten
und Verhältnissen angemessenen Weise beschäftigt werden ; auf ihr Verlangen sind sie
in dieser Weise zu beschäftigen.

Unter den den Fähigkeiten und Verhältnißen angemessenen Arbeiten sind nicht
i bloß solche zu verstehen, welche der Verurtheilte schon früher gelernt oder be¬

trieben hatte.
. Darüber , ob eure Arbeit den Fähigkeiten und Verhältnissen des zu Gefängniß-
! strafe Verurtheilten entspricht, hat im Zweifelsfalle der Gefängnißvorsteher zu ent¬

scheiden. Ist die Möglichkeit einer solchen Arbeit vorhanden , so ist der Verurtheilte
^ dazu altzuhalten ; nur ausnahmsweise kann der Vorsteher davon dispensiren.
z Die zu Gefängnißstrafe Verurtheilten können mit ihrer Zustimmung außerhalb
i der Anstalt beschäftigt werden . Hierbei sind sie von freien weißen Arbeitern getrennt
j zu halten.
? 8 49 . Die nach Vorschrift des 8 361 Nr . 3 bis 8 des Strafgesetzbuches

Verurtheilten können zu Arbeiten , welche ihren Fähigkeiten und Verhältnissen an-
z gemessen sind, nach Maßgabe der im 8 48 enthaltenen Bestimmungen innerhalb , und
f sofern sie voll anderen freien weißen Arbeitern getrennt gehalten werden , auch außer-
; halb der Anstalt angehalten werden.
! Die Verwendung zur Außenarbeit ist auch ohne ihre Zustimmung zulässig.

8 50 . Die zur Haft Verurtheilten (mit Ausnahme derjenigen , welche auf
Grund des K 361 Nr . 3 bis 8 des Strafgesetzbuches eine Haftstrafe zu verbüßen

! haben) können zur Arbeit nicht gezwungen werden . Ihnen ist selbstgewühlte Be-
! schäftigung, die mit der Gefängnißvrdnung verträglich ist, ebenso wie die freiwillige
s Betheiligung bei den in der Anstalt eingeführten Arbeiten , nach Maßgabe der in

dem 8 47 gegebenen Bestimmungen zu gestatten . Die Benutzung von Licht bis
9 Uhr abends und die Beschäftigung mit Lektüre kann ihnen vom Gefängnißvorsteher
gestattet werden.

Sie behalten ihre eigene Kleidung und Wäsche, sofern sie ausreichend reinlich
und ordentlich ist ; im entgegengesetzten Falle wird ihnen Hauskleidung verabfolgt.

Für ihre Beköstigung gelten die Bestimmungen des 8 45.
8 51 . Für die Civilgefangenen (8 1 Nr . 3) gelten die Bestimmungen des

ß 8 50 und des § 42 Absatz 2.
H Der briefliche Verkehr wird nicht kontrollirt.
z Besuche dürfen ohne Anwesenheit eines Beamten zugelassen werden.
1 8 52 . In jedem Gefängniß ist ein Gefangenenbuch nach anliegendem Muster
4 und im Kalender zu führen , in dem der Zeitpunkt der Entlassung jedes Gefangenen
z unter Vermerk seines Namens und unter Hinweis auf die Nummer des Gefangenen-
4 buches notirt wird.
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Muster : für: öcrs

Für jeden Gefangenen sind zwei nebeneinander ^

Lfde Nr. Vor - und Zuname

1 2 3 ! 4 5 6

Datum
der

Aufnahme

Letzter
Geburts -

Besondere Name de . . .

Wohnort
>

Zeit Ort
>

Kennzeichen Eheqatt.

i

Dem Gefangenen sind folgende Gegenstände abgenommen worden:

(Datnm)

Unterschrift:

Quittung. . ^

bei verheiratheten Frauen auch ihr Mädchenname;
2) z. B .: Am 13. 4. 1900 verurtheilt wegen Diebstahls , Haftbefehl vom 13. 4 . 1900;

S- B . : Zuchthaus , Gefängniß , Haft, Untersuchungshaft , Civilhaft;
z. B . : 2 Jahre;

ch der Beginn der Strafzeit kann im Urtheil auf einen früheren Zeitpunkt festgesetzt sein als
in dem die Aufnahme erfolgt ;

des untersuchenden Beamten;
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Hefcrngenenbuch.
liegende Seiten des Buches zu verwenden.

des Gefangenen . *)

7 8 9 10 11 12

Grund 2) Art ») Dauert) Beginns) Ende Entlassung
der der der der der hat

Hast Haft Strafzeit Strafzeit Strafzeit stattgefunden 9)

Disziplinarstrafen.

l) des zu entlassenden Gefangenen;
8) nach Grund und Art anzugeben und vom Vorsteher zu unterschreiben;
9) bei Untersuchungsgefangenen ist, sobald diese ihre Eigenschaft aufhört , in Spalte 12 ihre

Entlassung zu vermerken und unter den früheren Eintragungen von Neuem ihre Aufnahme als
Strafgefangene in Spalte 1 zu notiren sowie die Eintragungen in Spalte 7 und 8 zu machen
und nunmehr auch Spalte 9 bis 11 auszufüllen.



Anhang.
Grsrhr und Verordnungen, betreffend Kiautschou.

1. Verordnung , betreffend Dienstverletzungen chinesischer Arbeiter
und Dienstboten.

Vorn 1. Juli 1898 . (Amtsblatts 1900 , Nr. 8, S . 57 .)
Chinesen, die in einem Dienstverhältniß oder Arbeitsverhältniß stehen, können

auf Antrag der Dienst- und Arbeitgeber wegen fortgesetzter Pflichtverletzung und
Trägheit , wegen Widersetzlichkeit oder unbegründeten Verlassens ihrer Dienst - und
Arbeitsstellen sowie wegen sonstiger erheblicher Verletzungen des Dienst - und Arbeits¬
verhältnisses und Verleitung Anderer dazu mit Geldstrafe bis zur halben Höhe des
Monatslohnes , mit körperlicher Züchtigung bis zu 50 Hieben und , in Verbindung
mit diesen Strafen oder allein , mit Freiheitsstrafen , nicht über 21 Tage , bestraft
werden.

Zu der Verhängnng dieser Strafen ist der zuständige Bezirksamtmann befugt.
Tsingtau , den 1. Juli 1898.

Der Kaiserliche Gouverneur,
gez. Rosendahl.

2. Verordnung , betreffend Regelung des Grunderwerbs.
Vom 2. September 1898 . (Amtsblatt 1900 , Nr. 7, S . 51 bis 53 .)

Auf Grund des Gesetzes, betreffend die Rechtsverhältnisse in den deutschen Schutz¬
gebieten vom 15 . März 1888 , der Kaiserlichen Verordnung vom 27 . April d. Js.
sowie der Ausführungsbestimmungen des Reichskanzlers vom gleichen Tage , wird
Folgendes verordnet:

I . Allgemeine Bestimmungen.
§ 1. Die Rechtsverhältnisse an Grundstücken regeln sich, soweit sich nicht aus

dieser Verordnung ein Anderes ergiebt , nach den im Geltungsbereich des Preußischen
Allgemeinen Landrechts geltenden Bestimmungen.

8 2. Die auf die Grnndschuld und auf das Bergwerkseigenthum bezüglichen
Bestimmungen des Gesetzes über den Eigenthumserwerb vom 5 . Mai 1872 , das
Berggesetz vom 24 . Juni 1865 , die Grundbnchordnung vom 5. Mai 1872 und das
Gesetz, betreffend die Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Vermögen vom
13 . Juli 1883 bleiben außer Anwendung.

Z 3. Das Verbot des Chefs des Kreuzergeschwaders vom 14 . November 1897,
nach welchem den Chinesen der Verkauf von Grundeigenthum an andere Personen
als das Kaiserliche Gouvernement untersagt ist, bleibt auch ferner in Kraft.

r) „Amtsblatt für das Deutsche Kiautschou-Gebiet", Tsingtau.
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Diesem Verbot entgegen abgeschlossene Verträge sind nichtig.
Die in das Grundbuch eingetragenen Grundstücke unterliegen dieser Verfügungs¬

beschränkung nicht.

II. Einrichtung der Grundbücher.
tz 4. Für das Schutzgebiet werden Grundbücher angelegt, in welche die von

dem Gouvernement veräußerten Grundstücke eingetragen werden.
Z 5. Die Grundbücher werden nach dem Formular in Anlage eingerichtet.
Jedes Grundstück erhält ein eigenes Grnndbnchblatt.
Es kann jedoch für mehrere Grundstücke desselben Eigenthümers ein gemein¬

schaftliches Grnndbnchblatt angelegt werden, wenn daraus nach dem Ermessen der
Grundbuchbehörde keine Verwirrung zu besorgen ist.

Die Grundbuchblätter eines Grundbuchs erhalten fortlaufende Nummern nach
dem Zeitpunkt der Anlegung.

Z 6. Jedes Grundbuchblatt besteht aus einem Titel und drei Abtheilungen.
Der Titel giebt in der ersten Hauptspalte an:
1. die Bezeichnung des Grundstücks nach Lage und Begrenzung, nach seinen

etwaigen besonderen Namen auf die bei den Grundakten befindliche Karte,
sowie thunlichst die Eigenschaft des Grundstücks nach Kultur und Art der
Benutzung;

2. die Größe des Grundstücks.
Die für den Reinertrag bezw. Nutzungswerth bestimmte Spalte ist vorläufig

noch offen zu lassen.
Sind mehrere Grundstücke in demselben Grundbuchblatt vereinigt, so sind die¬

selben unter fortlaufenden Nummern gesondert in der ersten Hauptspalte aufzuführen.
! H 7. In die erste Spalte der Abtheilung ist einzutragen:
s der Eigenthümer nach Vor- und Zunamen, nach Stand, Gewerbe oder
! anderen unterscheidenden Merkmalen, Wohnort oder Aufenthaltsort; eine

juristische Person nach ihrer gesetzlichen oder in der Verleihungsurkunde
enthaltenen Benennung: eine Handelsgesellschaft, Aktiengesellschaft und Ge¬
nossenschaft unter ihrer Firma und Bezeichnung des Ortes, wo sie ihren
Sitz hat;

in die zweite Spalte:
das Datum der Eintragung, ihr Rechtsgrund(Auflassung, Testament rc.)

! sowie die Vermerke über Zuschreibungen;
s in die dritte Spalte:
! der Erwerbspreis oder die Schätzung des Werthes nach einer öffentlichen
! Taxe, und bei Gebäuden die Feuerversicherungssumme mit Angabe des Tages
s der Versicherung.

F 8. In die erste Hauptspalte der zweiten Abtheilung werden eingetragen:
- 1. dauernde Lasten und wiederkehrende Geld- und Naturalleistungen, welche auf

einem privatrechtlichen Titel beruhen;
2. die Beschränkungen des Eigenthums und des Verfügungsrechts des Eigen¬

thümers.
In die zweite Hauptspalte„Veränderungen" werden alle Veränderungen ein¬

getragen, welche die in der ersten Hauptspalte vermerkten Rechte und Beschränkungen
erleiden.

Ist ein in der ersten Hauptspalte eingetragenes Recht aufgehoben, so erfolgt die
Löschung in der Hauptspalte„Löschungen"; die Löschung einer Veränderung wird

j unter der zweiten Hauptspalte in der Nebenspalte„Löschungen" bewirkt.
Die deutsche Kolonial-GesetzgebungV (ldOv). 13
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8 9. In die erste Hauptspalte der dritten Abtheilung werden die Hypotheken
eingetragen.

In die zweite Hauptspalte „Veränderungen " sind alle Veränderungen (Über¬
tragungen , Verpfändung rc.) der in der ersten Hauptspalte eingetragenen Posten,
sowie etwaige Beschränkungen des Verfügungsrechtes über dieselben zu vermerken.

Die Nebenspalte „Löschungen " in der zweiten Hauptspalte ist für die Löschungen
der Veränderungen , die Hauptspalte „Löschungen " zur Löschung der in der ersten
Hauptspalte eingetragenen Posten bestimmt.

§ 10 . Für jedes Grundbuchblatt werden besondere Grundakten gehalten.
Bei Eintragungen in die zweite und dritte Abtheilung kann auf den Inhalt der

Grundakten Bezug genommen werden , soweit es sich um Nebenbestimmungen , ins¬
besondere um Kündigung und Rückzahlung des Kapitals handelt.

§ 11 . Die Einsicht der Grundbücher und Grundakten ist Jedem gestattet,
welcher ein rechtliches Interesse dabei hat.

III . Zuständigkeit und Verfahren.

8 12 . Für die Bearbeitung der Grundbuchsachen ist der Kaiserliche Richter
zuständig (Grundbuchrichter ) . Gegen Entscheidungen , durch welche ein Antrag ab¬
gelehnt wird , findet Beschwerde an das Kaiserliche Kvnsulargericht in Schanghai statt.

8 13 . Der Grundbuchrichter verfährt , soweit nicht etwas Anderes vorgeschrieben
ist , nur auf Antrag.

Die Antrüge , einschließlich der Auflassungserklärnngen , werden mündlich bei dem
Grundbuchrichter angebracht oder schriftlich eingereicht . Mündliche Anträge auf Ein¬
tragungen oder Löschungen sind von dem Grundbuchrichter aufzunehmen.

8 14 . Schriftliche , zu einer Eintragung oder Löschung erforderliche Anträge
und Urkunden , sowie Vollmachten von Personen , welche als Bevollmächtigte Anträge
stellen oder Erklärungen abgeben , müssen gerichtlich oder notariell aufgenommen oder
beglaubigt sein . Jedoch bedürfen schriftliche Anträge , welchen die beglaubigten Ur¬
kunden beiliegen , in denen die Betheiligten beantragte Eintragung oder Löschung
schon bewilligt haben , keiner besonderen Beglaubigung.

Der Aufnahme eines besonderen Protokolls über die Beglaubigung oder der
Zuziehung von Zeugen bedarf es nicht.

8 15 . Urkunden und Anträge der öffentlichen Behörden der Schutzgebiete , des
Reiches oder eines Bundesstaates bedürfen , wenn sie ordnungsmäßig unterschrieben
und untersiegelt sind , keiner Beglaubigung.

8 16 . Sind die zur Eintragung oder Lösung erforderlichen Urkunden oder
Vollmachten von einer ausländischen Behörde ausgestellt oder beglaubigt , und ist die
Befugniß dieser Behörde zur Ausstellung öffentlicher Urkunden nicht durch Staats¬
verträge des Deutschen Reiches verbürgt oder sonst dem Grundbuchrichter bekannt , so
muß die Befugniß der ausländischen Behörde zur Ausnahme des Aktes und deren
Unterschrift auf gesandtschaftlichem oder konsularischem Wege festgestellt werdeu.

8 17 . Die Anträge sowohl als die Urkunden sind genau mit dem Zeitpunkte
des Einganges bei dem Grundbuchrichter zu versehen . Sie bleiben , soweit nicht ein
Anderes vorgeschrieben ist , in Urschrift oder in beglaubigter Abschrift bei den
Grundakten.

8 18 . Die Verfügungen auf die Anträge sind vom Grundbuchrichter zu er¬
lassen und müssen den Inhalt der Eintragungen wörtlich angeben . Die Eintragungen
sind von dem Richter und Gerichtsschreiber zu unterzeichnen.

8 19 . Bei allen Einschreibungen in das Grundbuch ist der Tag der Ein¬
schreibung anzugeben ; die in die zweite und dritte Abtheilung einzutragenden Posten
sind in jeder Abtheilung mit fortlaufenden Nummern zu versehen.
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8 20 . Der Grundbüchrichter hat die Rechtsgültigkeit der vollzogenen Auflassung,
Eintragung und Löschungsbewilligung nach Form und Inhalt zu prüfen . Ergiebt
die Prüfung für die beantragte Eintragung oder Löschung ein Hinderniß , so hat der
Gmndbuchrichter es dem Antragsteller bekannt zu machen,

s 8 21 . Bei mehreren Eintragnngsgesnchen für dasselbe Grundstück erfolgt die
Eintragung in der durch den Zeitpunkt der Vorlegung der Gesuche bei dem Grund-

! buchrichter bestimmten Reihenfolge und aus gleichzeitig vorgelegten Gesuchen zu

gleichem Recht , wenn nicht in ihnen eine andere Reihenfolge bestimmt ist.
Werden mehrere Auflassungserklärnngen desselben Eigenthümers zu Gunsten

verschiedener Personen vorgelegt , bevor auf eine derselben eine Eintragung erfolgt ist,

, so unterbleibt die Eintragung bis zur Erledigung des Widerspruchs.
! tz 22 . Die Eintragung des Eigenthümers ist dem bisher eingetragenen Eigen¬

thümer und dem aus dem Grundbuch ersichtlichen dinglich Berechtigten bekannt zu
machen.

8 23 . Wenn ein Grundstück , welches von einem eingetragenen Grundstück ab¬
gezweigt werden soll , auf ein anderes Blatt zu übertragen ist , so muß das einzu¬
tragende Grundstück nach den im 8 6 bestimmten Merkmalen unter Beifügung einer

^ die Lage und Größe des Grundstücks in beglaubigter Form ergebenden Karte be-

s zeichnet werden.
) 8 24 . Soll die Abtretung einer Hypothek ins Grundbuch eingetragen werden,
! so ist mit der Abtretungserklärung die Hypvthekennrkunde vorzulegen.
^ Die Abtretungserklärnng muß den Namen des einzutragenden Erwerbers der

Die Eintragung wird aus der Hypothekenurknnde vermerkt und dieser Vermerk
nt der Unterschrift und dem Gerichtssiegel versehen.

8 25 . Erfolgt eine Theilabtretung , so ist von der Hypothekennrkunde eine
/richtlich oder notariell beglaubigte Abschrift anzufertigen , und zugleich aus die
Haupturkunde der Vermerk , welcher Theil der Hypothek abgetreten , und auf die be¬
glaubigte Abschrift der Vermerk , für wen und über welchen Theil der Hypothek die
Abschrift gefertigt ist , zu setzen.

Soll die Theilabtretung eingetragen werden , so sind die Haupturkunde und die
beglaubigte Abschrift dem Grundbuchrichter vorzulegen , und die Eintragung der Ab¬
tretung ist gemäß 8 24 auf beiden Urkunden und außerdem neben dem Eintragungs¬
vermerk auf der Hanptnrkunde zu vermerken : „ Gültig auf (Summe ) ."

8 26 . Die Vorschriften des 8 24 finden entsprechende Anwendung , wenn eine
Hypothek auf andere Weise erworben oder wenn sie verpfändet wird.

8 27 . Vormerkungen werden in der ersten Hanptspalte der zweiten Abtheilung
eingetragen , wenn durch dieselben das Recht eines Erwerbers auf Auflassung oder
auf Eintragung eines Eigenthumsüberganges , oder auf ein in diese Abtheilung ein¬
zutragendes Recht — in der ersten Hanptspalte der dritten Abtheilung , wenn durch
sie das Recht auf eine Hypothek gesichert werden soll.

In gleicher Weise ist bei Vormerkungen zur Sicherung der Löschung eingetragener
Rechte zu verfahren.

Die endgültige Eintragung an der Stelle einer Vormerkung erfolgt mit Be¬
willigung dessen, gegen welchen die Vormerkung gerichtet war , oder auf Vorlegung
einer rechtskräftigen , richterlichen Entscheidung , welche derselbe znr Bewilligung der
Eintragung oder zur Bestellung des Rechts verurtheilt ist.

8 28 . Die Löschung der Eintragungen in der zweiten und dritten Abtheilung

i Hypothek enthalten . Der Annahmeerklärung desselben bedarf es nicht.

darf, sofern nicht die Löschung von Amtswegen vorgeschrieben ist , nur auf Antrag
13*
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des im Grundbuch eingetragenen Eigenthümers des Grundstücks oder auf Ersuche»
einer zuständigen Behörde erfolgen.

tz 29. Zur Begründung des Löschungsantrages einer in der zweiten Abtheilung
eingetragenen Last genügt die von dem Eigenthümer vorzulegende Löschungsbewilligung
des eingetragenen Berechtigten oder dessen Rechtsnachfolgers.

8 30. Zur Begründung des Antrags des Eigenthümers, eine Hypothek zu
löschen, gehört entweder:

1. die vom Gläubiger ertheilte Quittung oder Löschungsbewilligungoder
2. der Nachweis der rechtskräftigen Verurtheilnng des Gläubigers, die Löschung

zu bewilligen oder
3. der Nachweis der eingetretenen Vereinigung(Konfusion oder Konsolidation).

Mit dem Antrage muß die über die Eintragung ausgefertigte Urkunde oder das
rechtskräftige Erkenntniß, durch welches die Urkunde nach erfolgtem Aufgebot für
kraftlos erklärt worden ist, vorgelegt werden.

8 31. Die Löschung einer Post wird von dem Grundbuchrichter auf der Ur¬
kunde vermerkt. -

Bei Löschung der ganzen Post wird außerdem die Urkunde durch Zerschneiden
vernichtet.

Bei der Löschung eines Theiles der Post wird der zu löschende Theil von dem>
ausgeworfenen Geldbetrag abgeschrieben und diese Theillöschung auf der Urkunde'
vermerkt.

8 32. Eine aus Versehen des Grundbuchrichters oder bei Ab- und Um¬
schreibungen nicht übertragene Post ist aus Verlangen des Gläubigers oder von
Amtswegen mit ihrem früheren Vorrecht wieder einzutragen. Diese Wiedereintragung-
wirkt jedoch nicht zum Nachtheil derjenigen, die nach der Löschung Rechte an dem
Grundstücke, oder auf eine der gelöschten gleich oder nachstehende Post in redlichem
Glauben erworben haben.

IV. Von der Bildung der Urkunden
über Eintragungen in das Grundbuch.

8 33. Der Eigenthümer eines Grundstücks und jeder an einem solchen dinglich
Berechtigte kann jederzeit eine beglaubigte Abschrift des Grundbuchblattes verlangen.

8 34. Ueber die Eintragung einer Vormerkung, über Eintragungen in der
zweiten, Veränderungen und Löschungen in der zweiten und dritten Abtheilung, er¬
halten die Betheiligten und die Behörde, welche die Eintragung nachgesucht hat,
von dem Grundbuchrichter eine Benachrichtigung, welche die Eintragungsformel wörtlich-
enthält. Zu den Betheiligten gehört immer der eingetragene Eigenthümer.

8 35. Ueber die Eintragungen der Hypotheken werden Hypothekenbriefe aus¬
gefertigt. Mit denr Hypothekenbrief wird die Schuldurkunde durch Schnur und
Siegel verbunden. i

Ein Verzicht auf die Ausfertigung des Hypothekenbriefes ist zulässig. Ju diesemI
Falle erhalten der Eigenthümer und der Gläubiger eine Benachrichtigung nach8 34. H

8 36. Der Hypothekenbrief besteht aus der Ueberschrift, dem vollständigen Ein- ^
tragungsvermerk derjenigen Post, für welche er ausgefertigt wird, den für die Prüfung>
der Post erheblichen Nachrichten, aus dem Grundbuchblatt und der Unterschrift des:
Grundbuchrichtersmit Datum und Siegel. (Formular L.) s

8 37. Die bei einer Hypothek eingetragenen Veränderungen und Löschungen-
werden von dem Grundbuchrichter auf dem Hypothekenbrief unter Beifügung des :
Siegels vermerkt.
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V . Kosten.

Die Kosten für die Bearbeitung der Grundbuchsachen werden nach anliegendem
Tarif erhoben.

Tsingtau , den 2 . September 1898.
gez. Rosendahl,

Kapitän znr See und Gouverneur des Kiantschou -Gebietes.

Kosten - Tarif.

8 1. In Grundbuchsachen werden an Gebühren erhoben:
1. für Eintragung des Eigenthums einschließlich der vorausgehenden Verhand¬

lungen 1 pCt . vorn Werthe des Grundstücks , jedoch nicht unter O 10 ;
2. für jede endgültige Eintragung irr der 2. und 3. Abtheilung und alle dabei

vorkommenden Nebengeschäfte pCt . vorn Werthe der Eintragung , jedoch
nicht unter H 5;

3 . für die Eintragung von Veränderungen aller Art , Vormerkungen und Ver-

T fügungsbeschränkungen , einschließlich der vorgeschriebenen Benachrichtigungen
der Interessenten die Hälfte der Sätze unter 2;

4 . für jede Löschung und alle dabei vorkommenden Nebengeschäfte die Hälfte
der zu 2 und 2/5  der zu 3 für die Eintragung bestimmten Sätze:

5 . für die Ausfertigung des Hypothekenbriefes oder einer beglaubigten Abschrift
des Grundbuchblattes /̂s der Sätze zu 2 , jedoch nicht über H 5;

6. für die Einsicht eines Grundbnchblattes H 1.
8 2 . Werden Urkunden , deren Verlegung zur Erwirkung von Eintragungen

nothwendig war , von den Betheiligten ohne Uebergabe einer für die Grundakten
bestimmten Abschrift zurückgefordert , so sind für jeden Bogen der auf Anordnung des
Grnndbuchrichters zu fertigenden Abschrift O 0,50 zu entrichten . Die Beglaubigung
der von den Betheiligten überreichten Abschrift erfolgt kostenfrei.

3. Verordnung , betreffend die Erhebung von Steuern und Abgaben
in dem deutschen Riautschou -Gebiete.

Vom 2 . September 1898 . iAmtsblatt 1900 , Nr . 3 , S . 23 , 24 .)

Z 1. Opium unterliegt einer Verbrauchsabgabe , die den von der chinesischen
Regierung erhobenen tarifmäßigen Einfuhrabgaben entspricht . Das chinesische Zollamt
in Tsingtau wird diese Steuer von dem in dem deutschen Gebiete verbrauchten Opium

1 erheben und an das Gouvernement abführen.
^ Z 2 . Soweit der Grund und Boden des Gebiets noch nicht von dem Gou-
. vernement erworben ist, bleibt die frühere chinesische Grundsteuer für Grundstücke,

> deren Nutzung die gleiche wie früher geblieben ist, in Kraft , nämlich 32 große Käsh
für einen Mou von 240 Kung (614 hru ) . Die Steuer wird dorfweife nach den

I amtlichen chinesischen Grundsteuerlisten aufgebracht . Das Gouvernement kann diese
Steuer theilweise oder ganz auf ein oder mehrere Jahre erlassen.

8 3. Von den durch das Gouvernement verkauften Grundstücken wird eine
Grundsteuer erhoben , welche 6 pCt . vom Werthe des Grundstücks betrügt . Als

) Werth des Grundstücks gilt bis zum 1 . Januar 1902 der au das Gouvernement
' gezahlte Kaufpreis . Nach Ablauf dieser Frist wird der Werth in gewissen , später

! zu bestimmenden Zwischenräumen von einer Kommission abgeschätzt und festgesetzt
>verden.
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Ueber die theilweise Umänderung der Grundsteuer iu eiue Miethssteuer wird
«ach Ablauf dieser Frist das Gouvernement uuter Berücksichtigung der Verhältnisse
lveitere Bestimmungen treffen.

Das Gouvernement behält sich das Recht vor , für solche Grundstücke , die zur
Anlage gemeinnütziger oder dem allgemeinen Interesse dienender Anstalten verwendet
sind , die Steuer theilweise oder ganz zu erlassen . Ein vollkommener Steuererlaß
wird nur auf fünf Jahre gewährt und kann auf Antrag für weitere fünf Jahre
erneuert werden.

§ 4 . Jedes den Hafen anlaufende Handelsschiff zahlt eine Leuchtfeuer - und
Hafenabgabe von 2 ^ 2 Cts . Per Tonne . Ausgenommen sind solche registrirten Fahr¬
zeuge , die dem Lokalverkehr dienen.

Z 5 . Für besondere Amtsgeschäfte kommt der Gebührentarif für Konsulate von,
1 . Juli 1872 mit Wegfall von Nr . 30lr (Expedition des Schiffes ) in Anwendung.
Die Beschränkung des Tarifs ist dieselbe , soweit nicht besondere Ausnahmen ver¬
ordnet sind , wie für die mit Gerichtsbarkeit ausgestatteten Konsulate.

tz 6 . Für Hunde ist eiue Steuer von jährlich K 10 zu entrichten . Aus¬
genommen sind chinesische Wachthunde in den Dörfern außerhalb des Garnisongebietes.
Die der Polizei angemeldeten Hunde sind durch eine Marke kenntlich zu machen.
Bei Zurückgabe der Marke innerhalb drei Monaten wird die Hälfte der Steuer
vergütet.

Z 7. Zur Ausübung der Jagd iu dem deutschen Kiautschou - Gebiet ist die
Lösung eines Jagdscheines erforderlich . Die Gebühren für den ein Jahr gültigen
Jagdschein betragen K 10 . Bei Zurückgabe des Scheines innerhalb drei Monaten
wird die Hälfte der Steuer vergütet.

8 8 . Besondere Gewerbescheine werden ausgegeben für Fahrzeuge , die dem
Lokalverkehr dienen , Wagen , Tragstühle , Theater , Apotheken , Handlungen mit
Spiritussen , Opiumhäuser , Gasthäuser , Pensionen , Hotels , Pfandhäuser , Auktionatoren,
Auswanderungsagenten , Auswanderuugsschiffe.

Die Festsetzung der Höhe und des Anfaugszeitpunktes der Ausgabe dieser
Scheine richtet sich nach dem Bedürfniß und bleibt der Bestimmung des Gouvernements
überlassen.

8 9 . Ueber die Niederlage von Pulver , Explosivstoffen , Petroleum w. und
die dafür zu entrichtende Gebühr werden besondere Bestimmungen erlassen werden.

Tsingtau , den 2 . September 1898.
gez . Rosendahl,

Kapitän zur See und Gouverneur des Kiautschou - Gebietes.

4. Verordnung , betreffend den Landerwerb in dem deutschen
Riautschou -Gebiete.

Vom 2 . September 1898 . (Amtsblatt Nr . 2, S . 14 , 150

8 l - Das Gouvernement wird sämmtliche Grundstücke des deutschen Kiautschoü-!
Gebietes von den chinesischen Eigenthümern gegen eiue bestimmte den Preisen vor der
Besetzung des Gebiets angepaßte Entschädigung käuflich erwerben . Für die Eigen - ,
thumsverhältnisse sind die chinesischen amtlichen Steuerlisten maßgebend.

So lauge der Ankauf durch das Gouvernement nicht stattgefunden hat , ist vor
jeder Eigeuthumsübertragung unter den Dorfbewohnern oder Benutzung des Landes
zu andern als den bisherigen Zwecken die Genehmigung des Gouvernements einzuholen;
jede Eigeuthumsübertragung oder Verpachtung au andere als Bewohner desselben
Dorfes oder Mitglieder derselben Familie ist untersagt.
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8 2. In allen anderen als den unter 1 genannten Fällen können Grundstücke
i nur auf den Vvm Gouvernement angesetzten öffentlichen Verkäufen erstmalig erstanden
i werden. Eigenthum an einem Grundstück wird nach erfolgten ! Zuschlag durch das
j Gouvernement bei dem Verkauf durch die Eintragung in das Grundbuch erworben.

Z 3 . Oeffentliche Landverkäufe werden von dem Gouvernement von Zeit zu
^ Zeit, je nach Bedürfniß , angesetzt und mindestens 14 Tage vor dem Verkaufstermin

bekannt gemacht werden . In der Bekanntmachung wird außer dem Termin die ge-
4 »ane Bezeichnung des Grundstücks nach dem Bebauungsplan und der vom Gouverne-
' ment geforderte Mindestpreis der einzelnen Gründstücke enthalten sein . Der Zuschlag

an einen Käufer erfolgt , wo nicht besondere Umstände ein Abweichen hiervon be¬
dingen, gegen Meistgebot.

Zum Bieten werden solche Personen zugelassen , die ein Gesuch um Ueberlassuug
! eines Stück Landes mindestens 8 Tage vor der Veröffentlichung des Verkaufs-
! termins dem Gouvernement eingereicht haben ; dem Gesuch ist ein allgemeiner Be¬

st nutzungsplan beizufügen und der Zweck, zu dem das Grundstück erworben werden
; soll, anzugeben.

Hs Der Benutzungsplan unterliegt der Genehmigung des Gouvernements ; für die
' Ausführung des Benutzungsplans wird für die Grundstücke , die innerhalb zwei
^? Jahren vom Tage des Erlasses dieser Bekanntmachung an erworben werden , eine

! Frist von drei Jahren von heute ab gewährt , die auf besonderen Antrag und unter
s besonderen Umständen auf fünf Jahre verlängert werden kann : nach Ablauf der oben-

U genannten zwei Jahre wird eine andere Fristbestimmung über die Ausführung des
T Benutzungsplans in Kraft treten.
st Erhebliche , von dem Gouvernement nicht vorher gebilligte Abweichungen von
^ dem einmal genehmigten Benutzungsplan sowie Nichtausführung desselben innerhalb
! der vereinbarten Frist haben den Verlust des Eigenthums an das Gouvernement zur
^Folge. In diesem Falle wird dem eingetragenen Eigenthümer die Hälfte des von

dem ersten Eigenthümer gezahlten Kaufpreises zurückgezahlt . Diese Beschränkung ist
- in Abtheilung II des Grundbuchs einzutrageu.

Die in Abs . 2 erwähnte Frist verringert sich bei dem ersten Verkauf aus eine
Woche, von dem Verkaufstermin rückwärts gerechnet.

§ 4 . Firmen oder Gesellschaften , die außerhalb des auf Grund des allgemeinen
i ^ Bebauungsplans zum Verkauf gestellten Gebiets Grundstücke zur Anlage gemein-
p nntziger oder dem allgemeinen Interesse dienender Anstalten oder wirthschaftlicher

. ' Unternehmungen erwerben wollen , kann Land an jedem Platze des Gebiets ohne
i 0 Weiteres kauf- oder pachtweise zur Verfügung gestellt werden . Das Gouvernement
- ^ behält sich die besonderen Vereinbarungen und Bedingungen für jeden Fall vor.

8 5 . Personen , die bereits vor dem Tage des Erlasses dieser Verordnung
i ^ Land vom Gouvernement gepachtet und dort mit schriftlicher Genehmigung des Gou-
i ^ vernements feste Gebäude haben , können in besonderen Fällen nach Zahlung des vom
' j Gouvernement festgesetzten Werthes der Grundstücke unter Aussetzung des Meist-

! gebotsverfahrens diese käuflich erwerben.
! 8 6 . Die Käufer verpflichten sich, bei einer Wiederveräußerung der von ihnen

i ! erstandenen Grundstücke 88 /̂3  pCt . des dabei erzielten Reingewinns dem Gouvernement
. ^ auszukehren . Diese Verpflichtung wird als dauernde Beschränkung des Eigenthums
s in Abtheilung II des Grundbuchs eingetragen.
i ? Zu dem Zwecke haben die Eigenthümer vor jeder Wiederveräußerung den Kaus-
! > preis, zu dem sie das Grundstück zu verkaufen gewillt sind , dem Gouvernement zu
! melden. Bei Berechnung des Reingewinns wird der Werth aller vom Käufer nach

! leinen eigenen Angaben au dem Grundstücke vorgenommenen Verbesserungen nebst
Zinsen von 6 pCt . von dem Weiterverkauf erzielten Preise abgezogen . Diese Angaben
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können der Prüfung einer Kommission , welche aus zwei Beamten und zwei anderen
hier ansässigen Personen besteht , unterworfen werden . Der Befund der Kommission
wird der endgültigen Berechnung des Reingewinns zu Gruude gelegt.

Das Gouvernement behält sich das Vorkaufsrecht zu dem von den Eigenthümern
gemeldeten Verkaufspreise vor.

Z 7 . Bei Grundstücken , die innerhalb 25 Jahren den Eigenthümer durch frei¬
willigen Verkauf nicht gewechselt haben , behält sich das Gouvernement die Auflage
einer besonderen einmaligen Abgabe vor , welche den in F 6 bestimmten Gewinn-
antheil nicht übersteigen darf . Der Werth der Grundstücke ist zu diesem Zweck von
der in 6 bezeichneten Kommission zu schätzen.

Dasselbe Verfahren kann nach je weiteren 25 Jahren wiederholt werden.
Z 8 . Die Eigenthümer von Grundstücken sind zur Entrichtung einer Grund¬

steuer verpflichtet , welche 6 pCt . vom Werth des Grundstücks beträgt . Als Werth des
Grundstücks gilt bis zum 1 . Januar 1902 der an das Gouvernement gezahlte Kauf¬
preis . Nach dieser Zeit wird der Werth in gewissen Zwischeuräumen durch Ab¬
schätzung festgesetzt werden.

Tsingtau , den 2 . September 1898.
gez . Rosendahl,

Kapitän z. S . und Gouverneur des Kiautschou - Gebiets.

5 . Bekanntmachung , betreffend den Schutz der Vermessungszeichen
bei Vornahmen von Erdarbeiten , sowie die Vermarkung von Besih-

stücken, nebst Aostentarif.
Vom 17 . Oktober 1898 . (Amtsblatt 1900 , Nr . 6 , S . 45 , 46 .)

Infolge des letzthin stattgehabten Verkaufs eines größeren Landgebiets und der
Auslegung des Straßennetzes stehen größere Veränderungen im Gelände , insbesondere
solche durch Erdarbeiten , bevor . Die bei diesen Veränderungen betheiligten Personen,
insonderheit die Besitzer der verkauften Landparzellen und die das Straßennetz
ausbauenden Unternehmer , werden hiermit aufgefordert , bei den von ihnen vor¬
zunehmenden Erdarbeiten streng darauf zu halten , daß sämmtliche von Seiten der
Vermessungsbeamten gesetzten Grenzpfähle , Grenzsteine und unterirdischen Markzeichen
(Drainröhren ) in ihrer Stellung völlig unversehrt bleiben . Sollten in einzelnen
Fällen derartige Marken bei den Erdarbeiten unbedingt zu versetzen sein , so darf
dies nicht durch die Interessenten veranlaßt werden , sondern es haben sich die letzteren
dieserhalb direkt an das Katasteramt zu wenden . Es werden dann von dieser Be¬
hörde die nothwendigen Verlegungen der Markzeichen in möglichster Kürze veranlaßt
werden.

Gleichzeitig werden die Besitzer von Grundstücken darauf aufmerksam gemacht,
daß die dauerhafte Vermarkung ihrer letzthin gekauften Parzellen durch Grenzsteine
von Seiten des Gouvernements erfolgt , und die Kosten dieser Versteinung denselben
nach unten angegebenem Tarif auferlegt werden.

Für den Fall , daß die Außengrenzen der Besitzstücke durch Mauern oder durch
auf steinernem Fundament ruhende Zäune versichert werden sollen , sind die an den
Endpunkten stehenden Grenzsteine dergestalt zu übermauern , daß sie einmal in ihm
Lage unversehrt  stehen bleiben und zum Andern die Mauerecke genau auf dem
Kreuz des Grenzsteines zu ruhen kommt . Bei Umgrenzung der Grundstücke mit
Holz oder Drahtzäunen ist von den Besitzern dahin Sorge zu tragen , daß die in
die Erde zu setzenden Stäbe mindestens 30 ein weit von den Grenzsteinen ab zu
stehen kommen , um dadurch jede Verschiebung des Greuzmals dauernd zu verhüten.
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Grundbesitzer, welche von ihren erworbenen Grundstücken amtliche Lagepläne zu
haben wünschen, wollen sich mit ihren Anträgen an das Katasteramt wenden, wo
ihnen diese Pläne gegen Zahlung von 3 Dollars für je eine Parzelle angefertigt
werden.

Tsingtau , den 17 . Oktober 1898.
Der Gouverneur des Kiautschou-Gebiets.

gez. Rosendahl.

Kostentarif für die Vermarkung von Besitzstücken.
Für die von Seiten des Gouvernements auszuführende Versteinung werden von

den Grundstücksbesitzern folgende Kostenbeträge eingezogen, welche den Preis der
Steine selbst mit einschließen.

Für ein Besitzstück von 0 a bis 10 a. einschl. H 5
- - - 10 - - 20 - - - 6
- - - 20- - 50 - - - 7V2
- - - 50 - - 100 - - - 10
- - - 1 llu - 2 Ü3, - - 13 /̂2
- - - 2 - - 5 - - - 18
- - über 5 - für jedes - - - 3 1/2

Die hiernach erwachsenden Vermarkungskosten sind nach Angabe des Katasteramts
an die Gouvernementskasse abzuführen.

6. Verordnung, betreffend Theilung von Besitzstücken, nebst
Rostentarif.

Vom 18. November 1898 . (Amtsblatt 1900 , Nr. 4, S . 32 , 33 .)

Eigenthümer von Grundstücken, welche Theilungen derselben beabsichtigen, haben
die betreffenden Anträge bei dem Katasteramt schriftlich zu stellen, von welcher Be¬
hörde das Weitere veranlaßt, insbesondere die Theilung nach Wunsch der Inter¬
essenten ausgeführt werden wird.

Für die Ausführung der Theilung inkl. Vermarkung der neuen Grenzen und
Berechnung der Theilflächen werden Gebühren nach folgendem Tarif erhoben, die
nach Angabe des Katasteramts an die Gouvernementskasse zu zahlen sind.

Kostentarif für die Ausführung von Theilungen an Grundstücken.
An Vermesfnngs-, Vermarknngs- und Flächenberechnungskostensind für jedes

durch die Theilung entstehende Besitzstück zu zahlen:

Bei einer Bei Angabe
L.

Bei Stellung von Be¬
Größe der Parzelle der Theilungs¬ dingungen für die

Theilungvon linie
0 u bis 10 n einschl. Dollar 6 .— Dollar 7.—

10 - - 25 - - 7 '/2 - 9 '/2
25 - - 50 - - - 10 .— - 13 V?
50 - - 100 - - - 15 .— - 20 .—

1 llu - 2 llu - - 22 V2 - 30 .—
2 - - 3 - - - 30 .— - 40 .—

für jedes weitere llu - 7 ^ 2 mehr - 10 .— mehr
Wird von diesem Besitzstück ein solches abgezweigt, das an Größe den zehnten

Theil des Ganzen nicht übersteigt, so werden die Kosten nur für dies abgetheilte
Grundstück nach dem obigen Tarif berechnet, jedoch mit einem Aufschlag von 50 pCt.
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Bei Ansnahmefällen , in denen durch besondere Umstände die Theilungsarbeit
wesentlich erleichtert oder erschwert wird , tritt eine angemessene Herabsetzung oder
Erhöhung der obigen Gebühren ein , welche das Katasteramt verfügt.

In den hiernach zu zahlenden Gebühren sind die Kosten für die verbrauchten
Grenzsteine , welche von Seiten des Gouvernements geliefert werden , sowie die für
deren Einsetzen einbegriffen.

Tsingtau , den 18 . November 1898 . t
Der Gouverneur des Kiautschou -Gebiets.

In Vertretung:
gez. Dürr.

7 . Verordnung , betreffend die Erhebung von Grundsteuern.
Vom 1. Januar 1899 . (Amtsblatt 1900 , Nr . 4 , S . 31 , 32 .)

In Ausführung des Z 3 der Verordnung , betreffend die Erhebung von Steuern ^
vom 2 . September 1898 *) bestimme ich Folgendes : >

K 1. Die Erhebung der Grundsteuern von den durch das Gouvernement ver- !
kauften Grundstücken tritt mit Januar 1899 in Kraft.

A 2 . Die Grundsteuer ist in vierteljährlichen Beträgen spätestens 14 Tage
nach Ueberreichung des Steuerzettels bei Vermeidung zwangsweiser Eintreibung an
die Gouvernementskasfe abzuführen . Die Steuer kann auch auf mehrere Vierteljahre
bis zum ganzen Jahresbetrage im voraus gezahlt werden . !

Z 3 . Etwaige Beschwerden über die Veranlagung oder Unrichtigkeiten bei Be- !
rechnung der Steuer sind spätestens 7 Tage nach Ueberreichung des Steuerzettels !
an das Landamt zu richten . j

tz 4 . Die Zahlung der veranlagten Steuer wird durch die Einlegung der Be- z
rnfung nicht aufgehalten . '

Tsingtau , den 1. Januar 1899 . >
Der Kaiserliche Gouverneur . j

gez . Rosendahl . !

8 . Verordnung , betreffend die Ziegeleien . !
Vom 28. März 1899 . (Amtsblatt 1900, Nr . 9, S . 65.) ^

8 1. Zum Ziegeleibetrieb (Feldbrand ) ist die vorherige schriftliche Anmeldung ^
bei dem Landamte erforderlich ; nach Einnahme des Augenscheins wird , falls keine ;
Hindernisse im Wege stehen , die Berechtigung zum Betriebe ertheilt ; diese ist wider¬
ruflich und kann aus baupolizeilichen und sanitären Gründen einschränkende Be¬
stimmungen enthalten . j

2 . Jede Ziegelei zahlt eine monatliche Abgabe von 4 Dollars per Ofen , die
Erhöhung dieses Betrages wird vorbehalten . Die Abgabe ist bis zu jedem Erste »,
beginnend mit dem 1. April d. Js ., an das Landamt abzuführen ; die Zahlung be¬
rechtigt zum Ziegeleibetrieb für den folgenden Monat.

8 3 . Liegen bezüglich eines noch nicht in Angriff genommenen Grundstücks
mehrere Anträge vor , so entscheidet das Meistgebot ; der Satz von 4 Dollars gilt
dabei als Grundlage.

8 4 . Zuwiderhandlungen werden mit Geldstrafe bis zu 20 Dollars und
eventuell mit Einziehung von Ziegeln und Geräthschaften bestraft.

Tsingtau,  den 28 . März 1899.
Der Kaiserliche Gouverneur.

_ _ gez . Jaeschke.
i) Bergt . Amtsblatt 1900 , Nr . 3 , S . 23.
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9. Verordnung , betreffend Ableistung der Wehrpflicht.
Vom 24. April 1899 . (Amtsblatt 1900 , Nr. 9, S . 66.)

Zu 3 der Ausführungsbestimmungen des Staatssekretärs des Reichs-Marine-Amts,
betreffend die Allerhöchste Ordre vom 27. Februar 1899, betreffend Ableistung der
Wehrpflicht(Kolonial-Gesetzgebung IV, Nr. 162) wird bemerkt:

Anmeldungen von Wehrpflichtigen zum freiwilligen Eintritt haben bei den betr.
Marinetheilen, III. Seebataillon oder Matrosen-Artilleriedetachement spätestens bis
1. November des dem Eintritt vorhergehenden Jahres zu erfolgen. Diejenigen
Wehrpflichtigen, welche außerhalb des deutschen Schutzgebietes ihren Wohnsitz haben,
müssen der Anmeldung ein vorläufiges ärztliches Attest über ihre Diensttauglichkeit
beifügen. Dasselbe ist bei einem Kaiserlichen Konsulat bezw. beim Kommando eines
S. M. Schiffe zu erbitten. Die in Tsingtau wohnhaften Wehrpflichtigen werden
nach ihrer Anmeldung durch den betreffenden Marinetheil über den Zeitpunkt ihrer
ärztlichen Untersuchung benachrichtigt werden.

Tsingtau , den 24. April 1899.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. Jaeschke.

10. Verordnung , betreffend Ableistung der Wehrpflicht.
Vom 12 . Mai 1899 . (Amtsblatt 1900 , Nr. 9, S . 66, 67.)

In weiterer Ausführung der Allerhöchsten Kabinets-Ordre vom 27. Februard. Js .,
betreffend die Ableistung der Wehrpflicht in Kiautschou— Anhang zum Marine¬
verordnungsblatt Nr. 5 für 1899 (Kolonial-Gesetzgebung IV, Nr. 162) — wird
hierdurch bestimmt, daß Personen des Beurlaubtenstandesdes Heeres- und der
Marine, die sich länger als drei Monate hier aufzuhalten gedenken, sich innerhalb
von vier Wochen nach ihrem Eintreffen in Tsingtau unter Vorlage ihrer Militär¬
papiere mündlch oder schriftlich beim Gouvernement Abtheilung-4. II zu melden
haben.

Vor dem Abzüge von hier ist entsprechende Meldung zu erstatten.
Tsingtau , den 12. Mai 1899.

Der Kaiserliche Gouverneur,
gez. Jaeschke.

rc.
Ferner weise ich darauf hin, daß Militärpflichtige weiteren Ausstand sowie end¬

gültige Entscheidung über ihre Militärpflicht durch das Gouvernement erlangen
können. Diesbezügliche Antrüge sind unter Vorlage etwaiger Militärpapiere w.
mündlich oder schriftlich bei Abtheilunĝ 11 anzubringen.

Tsingtau , den 8. Januar 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. Jaeschke.

11. Bekanntmachung , betreffend den Schutz von Vermessungspunkten.
Vom 15. September 1899. (Amtsblatt 1900, Nr. 6, S . 46 , 47 .)

Bei den bedeutenden Erdbewegungen und sonstigen Veränderungen im Gelände,
lvelche seit Beginn dieses Jahres vorgenommen worden sind, ist trotz der Bekannt¬
machung vom 17. Oktoberv. Js ., betreffend den Schutz von Vermessungspunkten
>i»d Grenzzeichen, eine nicht unerhebliche Anzahl solcher, theils unterirdischer, theils
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über der Erde befindlicher Punkte und Marken verloren gegangen, deren Wieder-
Herstellung zeitraubend und kostspielig ist. l

Um diesen Uebelstand für die Zukunft möglichst abzustellen, mache ich nochmals!
anf den Inhalt jener Verordnung aufmerksam mit dem Hinzufügen, daß die be-
Heiligten Personen oder Firmen, durch deren Veranlassung solche äußerlich erkenn- j
baren Zeichen, wie Grenzsteine oder Nummerpfähle mit darunter befindlichem Drain- !
röhr, verloren gehen, dem Gouvernement gegenüber schadenersatzpflichtig gemacht .1
werden. Um möglichst sicher zu gehen, daß weniger leicht erkennbare Punkte dennoch)
geschützt und nicht der Vernichtung preisgegeben werden, wird es sich empfehlen, vor ^
Beginn der betreffenden Erdarbeiten beim Katasteramt die Art derselben in rohen̂
Zügen anzugeben und anzufragen, ob durch diese prvjektirten Arbeiten irgend welche'
Punkte gefährdet werden würden.

Das genannte Amt wird dann sofort die nöthigen Vorkehrungen treffen, daß ^
einerseits die beabsichtigte Erdbewegung vorgenommen werden kann, andererseits aber
auch der Vermessung kein Schaden zugefügt wird.

Tsingtau , den 15. September 1899.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. Jaeschke.

12 . Oerordnung , betreffend Ausübung der Jagd.
Vorn 16 . Oktober 1899 . (Amtsblatt 1900 , Nr . 10 , S . 73 , 74 .)

In Ausführung der Steuerverordnung vom 2. September 1898, Artikel 7,
bestimme ich hiermit, wie folgt:

K 1. Personen, welche innerhalb des Schutzgebietes die Jagd auszuüben beab-^
sichtigen, sind verpflichtet, bei der Polizeiverwaltung in Tsingtau einen Jagdschein zu -
lösen und diesen bei Ausübung der Jagd bei sich zu führen. s

Z 2. Der Jagdschein berechtigt zur Ausübung der Jagd innerhalb des ganzen
Schutzgebiets, soweit nicht durch Sonderbestimmungen Theile desselben ausgenommen-
sind, und gilt für ein Jahr.

K 3. Der Jagdschein kann solchen Personen wieder entzogen werden, welche
die über die Schonzeit erlassenen Bestimmungen übertreten und Waffen unvorsichtig-
handhaben.

K 4. Für die Ertheilung eines Jagdscheines sind 10 Dollars zu entrichten; von^
Angehörigen der Kriegsschiffe nur 5 Dollars. Wird der Jagdschein innerhalb-
3 Monaten nach der Ausstellung wieder zurückgereicht, so wird die Hälfte der;
erhobenen Gebühr wieder zurückgezahlt.

tz 5. Das Wegfaugen des Wildes durch Netze, Schlingen und Fallen ist ver-j
boten. :

K 6. Wer ohne Jagdschein getroffen wird, obgleich er im Besitze eines solchen
sich befindet, wird mit einer Geldstrafe bis zu 3 Dollars, jede andere Uebertretung.
dieser Verordnung mit einer Geldstrafe von 20 bis 50 Dollars oder Haft bis zuj
2 Monaten belegt.

Diese Verordnung tritt am 1. November 1899 in Kraft.
Tsingtau , den 16. Oktober 1899.

Der Kaiserliche Gouverneur.
gez. Jaeschke. ;
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13. Bekanntmachung , betreffend Abgrenzung der Bezirksämter
Tsingtau und Litsun.

Vom 30 . Dezember 1899 . (Amtsblatt 1900 , Nr . 11 , S . 81 .)

Der Bezirk des Bezirksamtes Tsingtau umfaßt die Ortschaften:
Tsingtau , Tapautau , Hsiaupautau , Meng tschia kau , Hsiauniwa , Hui tschüen,
Tschan schan, K ' ang tschia tschuang , Dang tschia tsnn , Tai tung tschen, Sau
tschu t 'an , Haipo , Tschung tschiawa , Fouschanso , Hsin tschia tschuang , Mai
tau , Hsiau yau , Ta yau , T 'ieu tschia ts' uu , Wu tschia ts'un , Ts ' opuling,
Hsiau ts 'un tschuang , Syfang , Hutautsy

und die Ortschaften auf der westlichen Halbinsel (Cap Evelyn ) und der Insel
Huangtau . Alle übrigen Ortschaften gehören zum Bezirksamt Litsun.

Tsingtau , den 30 . Dezember 1899.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. Jaeschke.

14 . Verordnung , betreffend waffentragen der Eingeborenen.
Vom 24 . Januar 1900 . (Amtsblatt 1900 , Nr . 5, S . 37 , 38 .)

K 1. Es ist jedem Chinesen auf deutschem Gebiet strengstens verboten , Stich -,
Hieb- oder Schußwaffen bei sich zu führen oder in seinem Hause zu haben.

K 2 . Ausnahmen hiervon bestehen nur für die von den Gemeinden angestellten
Nachtwächter und für diejenigen Personen , welche aus besonderen Gründen bei dem
Polizeiamte um Erlaubniß bitten und diese durch einen Waffenschein erhalten.

K 3 . Wer ohne Erlaubniß im Besitze von Waffen befunden wird oder wer den
ihm ertheilten Waffenschein dann , wenn er Waffen führt , nicht bei sich trägt , wird
mit Strafe bis zu 100 Hieben und bis zu 3 Monaten Freiheitsentziehung , verbunden
mit Zwangsarbeit , belegt.

Tsingtau , den 24 . Januar 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. Jaeschke.

15. Verordnung , betreffend das flaggenrecht deutscher Binnenschiffe,
die ausschließlich auf ausländischen Gewässern verkehren.

Vom 1 . März 1900.

Wir Wilhelm , von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser , König von
Preußen rc.

verordnen auf Grund des K 26 Abs . 2 des Gesetzes , betreffend das Flaggenrecht der

Kauffahrteischiffe , vom 22 . Juni 1899 (Reichs -Gesetzbl . S . 319 ) im Namen des
Reichs , nach erfolgter Zustimmung des Bundesraths , was folgt:

§ 1. Die Vorschriften des Gesetzes , betreffend das Flaggenrecht der Kauf¬
fahrteischiffe , vom 22 . Juni 1899 (Reichs -Gesetzbl . S . 319 ) finden auf Binnenschiffe,
welche ausschließlich auf der unteren Donau oder in Ostasien auf dem Westflusse
(Sikiang ) , dem Jangtze -kiang und dem Pai -Ho sowie auf deren Zu - und Nebenflüssen
verkehren , Anwendung.

K 2 . Ueber die Einrichtung der Schiffsregister und deren Führung bei den
Vv„ ihm bezeichneten Konsulaten hat der Reichskanzler nähere Bestimmungen zu
treffen.
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Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem
Kaiserlichen Jnsiegel.

Gegeben Berlin im Schloß, den 1. März 1900.
(U. 8.) Wilhelm.

Graf v. Pvsadowsky.

16. Einstellung von Linjährigfreiwilligen in die Ltammkompagnien
der Alarinelheile in Kiautschou.

Vom 9. März 1900. sMarineverordnungsblatt 1900, Nr . 8, Anhang II .)

1. Tropendienstfähige Einjahrig-Freiwillige dürfen behufs Ueberweisung an das
III. Seebataillon oder an das Matrosenartillerie-Detachement Kiautschou nach Maß¬
gabe der Bestimmungen des K 24 und der Anlage8 der Marineordnung bei der
1. Stammkompagnie des III. Seebataillons— I. Seebataillon in Kiel — und bei
der Stammkompagnie des Matrosen-Artilleriedetachements Kiautschou— III. Matrosen-!
Artillerieabtheilung in Lehe— eingestellt werden.

Den Einstellungstermin— K 24,7, Absatz2 der Marineordnung— sowie die
Zahl der einzustellenden Einjahrig-Freiwilligen bestimmen die genannten heimischen
Marinetheile.

2. Die Ueberführung nach Kiautschou erfolgt mit dem nächsten nach der Ei»-^
stellnng abgehenden Ablvsungstranspvrt.

3. Die Entlassung dieser Einjährig-Freiwilligen erfolgt
a) in Kiautschou selbst nach vollendeter einjähriger Dienstpflicht:

sofern dieselben entweder auf freie Beförderung nach der Heimath bezw.
nach dem künftigen Aufenthaltsorte verzichten und ein sofort anzutretendes
Vertragsverhältniß in Ostasien nachweisen, oder sofern sie die Kosten der
Heimreise aus eigenen Mitteln bestreiteu wollen und diese nachweisen;

b) nach Rückkehr in die Heimath mit dem nächsten nach Erfüllung der Dienst-!
Pflicht von Kiautschou abgehenden Ablösungstransport.

4. Für den Fall zu 3b müssen sich die Einjährig-Freiwilligen bereits bei ihrer
Einstellung protokollarisch des Anspruchs auf Entlassung aus dem aktiven Dienste—
tz 8 der Wehrordnung— bis zur Rückkehr in die Heimath mit dem Ablösungs¬
transport begeben.

5. Die hiernach über die gesetzliche aktive Dienstpflicht hinaus in Kiautschou
verbrachte Dienstzeit von 8 Wochen und mehr zählt für eine Uebung in der Reserve.

6. Nach Erfüllung der aktiven Dienstpflicht werden diese Einjährig-Freiwilligen
nach Maßgabe der Bestimmungen des K 80 der Besoldungsvorschrift für die Kaiser¬
liche Marine im Frieden verpflegt. (Der H 47 der Besoldungsvorschrift für die
Kaiserliche Marine im Frieden kommt daher nicht in Betracht.)

Berlin , den 9. März 1900.
In Vertretung des Reichskanzlers,

gez. Tirpitz.

Vorstehender Erlaß wird zur allgemeinen Kenntniß gebracht.
Der Staatssekretär des Reichs-Marine-Amts.

Im Austrage:
gez. van Semmern.
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17. Verordnung, betreffend Thinesenordnung für das Stadtgebiet
Tsingtau.

Vom 14. Juni 1900. (Amtsblatt 1900, Nr. 1, S . 1 bis 5.)

I. Allgemeines.
K 1. a) Das Stadtgebiet Tsingtau zerfällt in folgende Distrikte:

1. Tsingtau,
2. Tapautau,
3. Hsiauniwa,
4. Dang tschia ts'un,
5. Möng tschia kou,
6. Hsiau pau tau,
7. Tai tung tschsn,
8. Sau tschu tau,
9. Huitschien.

Die Distriktsgrenzen sind auf einer Karte angegeben, welche in der Kanzlei des
Kommissars für chinesische Angelegenheiten eingesehen werden kann.

Die Zahl der Distrikte wird nach Bedürfniß mit der Ausdehnung der Stadt
vermehrt.

d) Ueber jeden dieser Distrikte wird ein besonderes Register eingerichtet, das
von dem Kommissar für Chinesenangelegenheitengeführt wird.

Distriktsvorsteher.
K 2. Der Kaiserliche Gouverneur wird für jeden Distrikt einen Distriktsvor¬

steher und, soweit es erforderlich ist, einen Steuererheber, die er für genügend
empfohlen und geeignet hält, ernennen. Diese Distriktsvorsteher und Steuererheber
unterstehen unmittelbar dem Kommissar für Chinesenangelegenheiten.

K 3. Der Kaiserliche Gouverneur ernennt ferner aus der Zahl der ihm durch
die Hauseigenthümer eines Distrikts empfohlenen Personen Ortsaufseher, die dem
Distriktsvorstand direkt unterstehen.

K 4. Der Kommissar für Chinesenangelegenheitenregelt die Thätigkeit dieser
Vorsteher, Steuererheber und Aufseher und ist befugt, sie in eine Strafe bis zu
10 Dollars zu nehmen und ohne Angabe von Gründen zu entlassen.

8. Allgemeine Vorschriften zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und
Ordnung.

K 5. Zwischen9 Uhr abends und Sonnenaufgang darf kein Chinese die
Straße betreten, ohne eine brennende Laterne zn tragen oder sich vortragen zu
lassen.

K L. Jede chinesische Bekanntmachung oder Proklamation, die an Häusern oder
sonstwie öffentlich auf der Straße angeheftet werden soll, bedarf der Genehmigung
des Kommissars für Chinesenangelegenheiten. Die Erlaubniß zur Anheftung ist zu
versagen, falls der Inhalt die Ruhe und Ordnung zu gefährden geeignet ist.

tz 7. Jede Versammlung oder Berathung zu anderen als religiösen Zwecken
bedarf der ausdrücklichen Genehmigung des Kaiserlichen Gouverneurs. Die Erlaubniß
ist beim Kommissar für Chinesenangelegenheiten durch den Veranstalter der Versamm¬
lung und den Hausbesitzer, in dessen Hause die Versammlung abgehalten werden soll,
einzuholen.
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K 8 . Der Genehmigung des Kaiserlichen Gouverneurs bedürfen ferner:
n) öffentliche Durchzüge durch die Straßen des Stadtgebietes mit Ausnahme

van Hochzeits - und Leichenzügen,
p ) das Abbrennen von Feuerwerkskörpern,
e) Theateraufführungen und provisorische Theaterbauten . Dem Gesuche sind die

Einzelheiten sowie die Namen der aufzuführenden Stücke beizufügen.
Z 9 . Alle Bittschriften , Eingaben und Gesuche mit Ausnahme von Eingaben

an das Gericht sind an den Kaiserlichen Gouverneur zu richten und in der Kanzlei
des Kommissars für chinesische Angelegenheiten abzugeben.

0 . Allgemeine Vorschriften für die Erhaltung der öffentlichen
Gesundheit.

ß 10 . a ) In dem Stadtgebiete Tsingtau ist in dem Theile , der im Westen
von der Friedrichstraße,
im Norden vom Hohenlohe -Weg , ferner durch eine Linie entlang dem
Kamme des Gonvernementshügels , Signalhügels bis zur Höhe des Ost¬
passes,
im Osten durch die Abhänge der Jltisberge bis zum Meere hin

begrenzt wird (Thäler der Tsingtau - und Clarabncht ), der Ban von Chinesenwohnnngen
mit Ausnahme einer beschränkten Anzahl für Diener und dauernd Angestellte der dort
wohnenden Europäer nicht gestattet.

b ) In den Distrikten Tsingtau und Tapautau ist mit Ausnahme für Diener¬
räume an Luftraum zu gewähren:

für 1 über 10 Jahre alten Chinesen 25 odrn mit 6 Grundfläche,
- 2 - - - alte Chinesen je 20 odrn mit je 4 Grund¬

fläche,
- mehrere - - alte Chinesen je 16 /̂r obrn mit je 4 grn Grund¬

fläche;
zwei Personen unter 10 Jahren sind einer Person über 10 Jahren gleich zu achten.

o) In allen übrigen Distrikten sowie für Dienerräume in Tsingtau und Tapautau
können die Wohnungen derart eingerichtet sein , daß auf jeden über 10 Jahre
alten Chinesen ein Luftraum von 8 odm bei 2 /̂2  gni Grundfläche entfällt.

ä ) Für provisorische Bauten zur Unterbringung von Arbeitern , Handwerkern
und dergleichen innerhalb des Stadtgebietes ist die Genehmigung des
Polizeiamts erforderlich.

§ 11 . Von jedem Falle einer ansteckenden Krankheit oder Befürchtung einer
solchen hat der Hauseigenthümer oder der Miether oder ein Verwandter des Kranken
dein nächsten Polizeiburean binnen 48 Stunden Mittheilung zu machen . Zur
Meldung find die genannten Personen so lange verpflichtet , bis eine derselben genügt
hat . Die Polizeiverwaltnng trifft im Nothfalle alle Anordnungen für die sichere
Fortschassung der Kranken und verfügt die Maßregeln , die im Interesse der Gesund¬
heit vorzunehmen sind , falls erforderlich , auch die Schließung des Hauses . Den
Weisungen der Polizei ist in jedem Falle Folge zu leisten.

ß 12 . Jeder Hauseigenthümer ist zur Anlage von Klosets , deren Sauberhaltung
und ausschließlichen Benutzung für Koth und Urin und zur täglichen Fortschaffung
aller Unrathstoffe verpflichtet . Falls diese Fortschassung durch die Unternehmer des
Gouvernements ausgeführt wird , hat er den vom Gouvernement festgesetzten Preis
monatlich an die Unternehmer zu zahlen.

An Plätzen , wo Landwirthschaft betrieben wird und in unmittelbarer Nähe
europäische Anwohner fehlen , kann mit Genehmigung der Polizei die Sammlung der
Fäkalien in wasserdicht gemauerten Senkgruben erfolgen.
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K 13 . Zunt Halten von Rindern , Schweinen , Schafen und Ziegen in der
^ unmittelbaren Nähe menschlicher Wohnungen ist die besondere Erlaubniß des

Polizeiamts erforderlich . Der Polizei steht die jederzeitige Besichtigung der Ställe
! zu; ihren Anordnungen in Bezug auf Reinigung - der Ställe und Sauberkeit ist in
; jedem Falle Folge zu leisten . Von jeder ansteckenden Krankheit unter Thieren ist

sofort der Polizei Meldung zu erstatten.
K 14 . Jeder Hauseigenthümer ist gehalten , für Reinlichkeit im Hause und

^ Hofe, für die Entfernung aller gesundheitswidrigen Stoffe , für die Instandhaltung
s und Reinigung der Straßen vor und hinter dem Hause bis zur Mitte derselben

Sorge zu tragen . Den Anordnungen der Polizei ist in jedem Falle Folge zu
leisten.

8 15 . Für die Benutzung der öffentlichen Straßen , Märkte und Kirchhöfe sind
die besonders dafür erlassenen Anordnungen maßgebend.

II . Besonderes.

4 § 16 . Die besonderen Bestimmungen finden auf die Distrikte Tsingtau und
! Tapautan keine Anwendung.

v . Besondere Bestimmungen für die Registrirnng der Hauseigen¬
thümer.

8 17 . Jeder Hauseigenthümer , einerlei ob Chinese oder Nicht - Chinese , ist
verpflichtet, binnen 14 Tagen von dem Zeitpunkte des Erwerbs an , die folgenden

( Angaben dem Kommissar für Chinesenangelegenheiten zu machen:
a ) Namen der Straße , in der das Hans liegt , und Hausnummer,
d ) seinen eigenen Namen und Adresse , Beruf oder Handwerk,
e) Namen , Stellung oder Beschäftigung jeder Person , die auf einen Monat

oder länger das Haus oder einen Theil des Hauses gemiethet hat,
ä ) Anzahl und Namen sämmtlicher Hausbewohner (Frauen und Kinder bei der

Anzahl eingeschlossen ) .
1 8 18 . Jeder Wechsel in der Zahl oder Person der Miether ist binnen einer
1 Woche zur Anzeige zu bringen.
> 8 19 - Sind mehrere Personen zugleich Eigenthümer eines Hauses , so sind alle
!zur Befolgung der Vorschriften dieser Verordnung so lange verpflichtet , bis eine
denselben genügt hat.

8 20 . Ein Hanseigenthümer , der seinen Wohnsitz in dem Stadtgebiete nicht hat,
Hut einen im Stadtgebiete ansässigen Hauseigenthümer als seinen Bevollmächtigten zu
ernennen; dieser Bevollmächtigte nimmt den Behörden gegenüber dieselbe Stellung
ein wie der Hauseigenthümer selbst, haftet insbesondere auch für die Strafen.

Stirbt oder verzieht der Bevollmächtigte , so übernimmt das Gouvernement
selbständig und ohne Verantwortung die Verwaltung des Hanfes , bis ein anderer an

^ Stelle des Verstorbenen oder Verzogenen ernannt ist.
8 21 . Wird erwiesen , daß in einem Hause Glücksspiele oder Versammlungen

' ohne Erlaubniß abgehalten werden , oder daß Opium ohne Erlaubniß geraucht oder
1 »icht verzolltes Opium verwendet wird oder daß Spirituosen ohne Erlaubniß ver-
s kauft werden , oder werden Waffen , Sprengstoffe und dergleichen in einem Hause
, Entdeckt oder mehr Personen in einem Hause untergebracht , als gesetzlich zulässig ist,
k >o werden die Geldstrafen , falls der Schuldige nicht zur Verantwortung gezogen
Werden kann , über den Hauseigenthümer verhängt und können zwangsweise , auch
storch Versteigerung des Hauses von ihm eingetrieben werden,
j . 8 22 . Ist der Hauseigenthümer oder sein Bevollmächtigter nicht aufzufinden,

^ !" genügt zur Zustellung in Sachen irgend einer Nebertretung gegen eine Vorschrift
Die deutsche Kolonial-GesetzgebungV (1900). 14
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dieser Verordnung die Zusendung an die zuletzt aufgegebene Adresse sowie Anheftung

der Ladung an dem Hanse , als dessen Eigenthümer er eingetragen ist . Leistet er

dieser Aufforderung keine Folge , so wird in Abwesenheit verhandelt.

tz 23 . Jeder Hanseigenthümer erhält eine Bescheinigung vom Kommissar für

Chinesenangelegenheiten , die dem Bezirksamtmann und der Polizei auf Verlangen

vorzuweisen ist.
K 24 . An Gebühren für die Registrirung werden erhoben:

ah für die erste Eintragung von Haus und Eigenthümer . . 2, — Dollars,

d ) für die Eintragung jeder Eigenthumsverändernng . . . . 1,50 -

e ) für die Bestellung eines Bevollmächtigten . 5, — -

L . Besondere Bestimmungen für die Registrirung der Herbergen.

K 25 . Jedes Haus , in welchem mehr als 12 nicht derselben Familie angehörige

oder als Miether eingetragene Personell Unterkunft erhalten , gilt als Herberge.

Ausnahmen kann das Gouvernement auf Antrag zulassen.

K 26 . Jeder Hanseigenthümer hat unter Einreichung eines Planes des Hauses

und der zur Herberge benutzten Räume sowie unter Nennung von zwei Hauseigere-

thümern als Bürgen die Genehmigung des Kommissars für Chinesenangelegenheiten

einzuholen und sein Haus als Herberge registriren zu lassen.
Die Bürgen nehmen den Behörden gegenüber dieselbe Stelle ein wie der Haus¬

eigenthümer selbst , haften insbesondere auch für die Strafen.

K 27 . Der Kommissar bestimmt die Anzahl der Personen , die in dem Hause

aufgenommen werden können . Außerhalb des Hauses ist an sichtbarer Stelle eine

Tafel mit der Inschrift : „ Registrirte Herberge " , in jedem Zimmer ein Zettel mit

der Anzahl der Personen , die dort beherbergt werden können , anzubringen.

K 28 . Auf Anordnung des Kommissars für Chinesenangelegenheiten kann in

jeder registrirten Herberge zu jeder Zeit , Tag und Nacht eine Durchsuchung statt -'

finden . Finden sich in den Stunden von 11 Uhr nachts bis 4 Uhr morgens mehr

Personen vor als nach dieser Verordnung zulässig sind , so wird der Hauseigenthümer

in eine Strafe bis zu 150 Dollars genommen.
K 29 . Auf Anordnung des Kommissars für Chinesenangelegenheiten kann die

Durchsuchung jedes chinesischen Hauses vorgenommen werden , wenn hinreichende Ver¬

dachtsgründe vorliegen , daß das Haus als Herberge für Chinesen dient.

K 30 . Eine Küche darf nicht als Schlafstelle dienen , ebenso wenig darf ein

Gang oder eine Treppe zur Berechnung des Luftraumes herangezogen werden.

K 31 . Personen männlichen und weiblichen Geschlechts über 12 Jahre dürfen

nicht in demselben Raume untergebracht werden , falls sie nicht im Verhältniß von

Eltern und Kind oder Ehelenten stehen.
ß 32 . Jede Benutzung der Herbergen znr Unsittlichkeit oder Beherbergung

von bekanntere Verbrechern ist verboten . Ueber die Anzahl der Personen , die Unter¬

kunft gesundere haben , ist täglich Buch zu führen.
K 33 . Der Hauseigenthüneer ist verpflichtet , auf Ruhe und Ordnung ine Hanse

zu halten , die Abfuhr Vene Schmutzwasser und dergleichen täglich vornehmere zu lassen,

sämmtliche Fußböden und Treppen täglich auszukehren und alle drei Tage zu scheuern,

mindestens 2 Stunden lang täglich mit Ausnahme schlechter Witterung und Anwesen¬

heit eines Kranken ine Hanse die Streben zu leisten und mindestens einmal im Jahre

ine Januar die Wände mit Kalkmilch zu weißen.

41 Besondere Bestimmungen über chinesische Friedhöfe.

K 34 . Als Beerdigungsstelle für im Stadtgebiete sterbende Chinesen ist der,

neue Chireesenfriedhvf bei Sautschutan oder derjenige , der sonst vom Gouvernement
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noch bezeichnet werden mag, zn benutzen; die übrigen bestehenden Distriktsfriedhöfe
werden geschloffen.

K 35. Der Friedhof wird eingetheilt in 4 Klaffen, für welche folgende Ge¬
bühren zur Erhebung gelangen.

Klaffe I Erdegeld frei Klaffe III Erdegeld 5 Dollar,
- II - 1 Dollar, - IV - 10 -

Neben dem Erdegeld wird eine Gebühr für das Ansgraben des Grabes erhoben.
Ueber die Verwaltung des Friedhofes und die Erhebung der Grabegebühr werden
besondere Vorschriften erlassen werden.

6t. Strafbestimmungen.
> K 36. Personen, welche es unterlassen, eine ihnen nach dieser Verordnung

obliegende Anzeige zn erstatten, oder welche eine znlässigerweise von ihnen geforderte
Auskunft nicht oder unrichtig ertheilen, oder welche sonst den Bestimmungen dieser
Verordnung entgegenhandeln, werden mit einer Geldstrafe bis zn 50 Dollars oder
Freiheitsstrafe bis zn 4 Wochen bestraft.

! Im Wiederholungsfälle kann die Geldstrafe bis auf 100 Dollars und die Frei-
^ heitsstrafe bis auf die Dauer von 2 Monaten erhöht werden; auch hat der Schuldige
! Ausweisung zu gewärtigen.

In jedem Falle einer auf Grund dieser Verordnung erfolgten Vernrtheilung kann
^ durch den Kommissar für Chinesenangelegenheiten die Entziehung der ertheilten Konzession
! verfügt werden.
1 8 . Schlußbestimmungen.
^ K 37. Dieser Verordnung find, mit Ausnahme für die Bestimmungen über die
- Registrirung der Hauseigenthümer und Herbergen nur Chinesen unterworfen. Sie

tritt am 1. Juli 1900, die Bestimmung über Registrirung der Hauseigenthümer und
! der Herbergen sowie über die Schließung der Friedhöfe am 1. Oktober 1900 in Kraft,
s Die vorläufige Gemeindevrdnung für Tai tung tschZn wird mit dem Inkraft¬

treten dieser Verordnung aufgehoben.
Tsingtau , den 14. Juni 1900.

Der Kaiserliche Gouverneur,
gez. Jaeschke.

18. Verordnung , betreffend Ordnung des polizeiwesens in Tsingtau.
! Vom 14 . Juni 1900 . (Amtsblatt 1900 , Nr. 1, S . 5, 6.)

! H 1. Für das Stadtgebiet von Tsingtau mit dem Sitze in Tsingtau ist ein
! Polizeiamt errichtet, an dessen Spitze ein Polizeioffizier steht. Dem Polizeiamte
7 unterstehen die Polizeistationen.

§ 2. Dem Polizeiamte fallen zu:
a) die Funktionen der niederen Polizei,
d) die Polizeiexekutive,
e) die Verwaltung des Chinesen- und Polizeigefängnisses,

tz 3. Dein Polizeiamte liegt ob, die nöthigen Anstalten zur Erhaltung der
Sicherheit, Bequemlichkeit, Reinlichkeit, Gesundheit und Ruhe und zur Abwendung ,
dem Publikum drohender Gefahren zu treffen.

Falls der eigene Schutz oder die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sittlichkeit,
Sicherheit und Ruhe es erfordern, können Personen in Polizeiliche Verwahrung ge¬
nommen werden.

§ 4.
a) Das Polizeiamt ist befugt, in Ausübung der ihm nach§ 3 verliehenen Gewalt

Verfügungen zu erlassen. 14*
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ll) Zur Durchführung dieser Verfügungen stehen dem Polizeiamte folgende Zwangs - ;
befugnisfe zu : ^

die Ausführung der zu erzwingenden Handlung ist durch einen !
Dritten auf Kosten des Jnansprnchgenommenen zu erwirken;

persönliche Leistungen und Unterlassungen find durch Androhung und
Festsetzung von Strafen , Geldstrafen bis zu 100 Dollar , Prügelstrafe »
(nur bei Chinesen) bis zu 15 Hieben , Haft bis zu einer Woche zu er-
zwingen ; unmittelbarer Zwang ist nur im äußersten Falle anzuwenden, ;

o) Die polizeilichen Verfügungen werden schriftlich zugestellt oder mündlich zn
Protokoll eröffnet. In beiden Fällen ist Beschwerdeweg und Beschwerdefrist
bekannt zu gehen.

ä ) Gegen die polizeilichen Verfügungen und Androhungen findet eine schriftliche -
Beschwerde mit Allwöchentlicher Frist , Pom Tage der Zustellung oder Er- ^
öffnung an gerechnet, an den Gouverneur statt , dessen Entscheidung endgültig '
ist. Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung . .

§ 5. Der Polizeioffizier ist befugt , gegen Chinesen bei Uebertretnugen und i
Zuwiderhandlungen gegen Verordnungen des Gouverneurs im Falle , daß die Schuld
zweifellos erwiesen ist, eine sofort zu vollstreckende Strafe bis zu 10 Dollar oder bis !
zu 25 Hieben zu verhängen . !

§ 6. Chinesen, welche wegen Uebertretnngen von Verordnungen des Gouverneurs l
oder Strafthaten gegen 360 , 364 bis 370 Reichsstrafgesetzbuch festgenommen sind, ^
können gegen Hinterlegung von Geld oder Zurücklassung von geldwerthigen Gegen¬
ständen in Freiheit belassen werden . Ueber die Freigabe der Sicherheit entscheidet der
richterliche Beamte : dieselbe verfällt , wenn der Hinterleger nicht an dem von ihm
angegebenen Orte zn ermitteln ist oder sich auf richterliche Ladung nicht gestellt oder ^
binnen einer Woche sich nicht zu den täglich ahgehaltenen Terminen des Bezirksamts
Anfindet . Die die Sicherheit betreffenden Entscheidungen werden durch Beschluß des '
mit der Strafsache befaßten richterlichen Beamten (Richters , Bezirksamtmanns ) ge¬
troffen.

§ 7. Ueber die in vorläufige Verwahrung gebrachten oder festgenommenen
Personen sind Registerbogen nach beifolgendem Muster , für Chinesen und Europäer ^
besonders zu führen . Spalten 1 bis 8 werden von Polizeiamt , Spalten 9 und 10 !
vom Richter oder Bezirksamtmann , Spalte 11 wieder vom Polizeiamt ausgefüllt.
Jeder vorläufig Festgenommene ist spätestens am Tage nach seiner Einlieferung dem !
richterlichen Beamten vorzuführen . l

§ 8. Entgegenstehende frühere Bestimmungen werden aufgehoben.
Diese Verordnung tritt am 1. Juli in Kraft.
Tsingtau , den 14 . Juni 1900 . j

Der Kaiserliche Gouverneur . ;
gez. Jaeschke.

Station . ^
Registerbogen Nr . vom . Tag , Monat , Jahr . ^
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19. Bekanntmachung , betreffend Landerwerb.
Vom 14. Juni 1900 . (Amtsblatt 1900 , Nr. 1, S . 7.)

Das für den Ankauf van Land (Verordnung tiom 2. September 1898 betreffend
Landerwerb ) zu beobachtende Verfahren regelt sich von jetzt an in folgender Weise:

1. Bei Ansetzung des Versteigerungstermines wird eine Gebühr von 25 Dollars
erhoben, die nach Zuschlag des Grundstücks bei dem Bersteigernngstermine zurück¬
gezahlt oder von dem Kaufpreis in Abzug gebracht wird , jedoch verfällt , falls der
Termin durch Verschulden des Antragstellers nicht abgehalten werden kann.

2. In das VersteigerungsProtokoll wird als Knufbedingnng die Verpflichtung
des Käufers aufgenommen, innerhalb eines Monats das Erforderliche zum Zwecke
seiner Eintragung als Eigenthümer beim Grundbuchamte zu veranlassen.

3 . Der Zuschlag erfolgt nach Entrichtung des Kaufpreises . Gewährt die Person
des Meistbietenden hinreichende Sicherheit , so kann durch eine Nachtragsverhandlung
eine Anzahlung von einem Zehntel des Kaufpreises und Stundung des Restes auf
einen Monat gegen zehn von Hundert jährlicher Zinsen nachgelassen werden . Für
den Fall der Nichtzahlung des Restkaufpreises am Verfallstage verfällt eine Strafe
von 50 Dollars mexikanischer Währung : das Gouvernement erhält in diesem Falle
das Recht, vom Vertrage zurückzutreten, während der Käufer gebunden bleibt.

Tsingtau , den 14 . Juni 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. Jaeschke.

20. Bekanntmachung , betreffend Umlauf falscher mexikanischer
Dollars.

Vom 16. Juni 1900 . (Amtsblatt 1900 , Nr. 1, S . 70

In letzter Zeit sind eine Menge nachgemachter mexikanischer Dollars im Schutz¬
gebiete in den Verkehr gebracht worden . Unter Hinweis aus die Bestimmung des
Reichsstrasgesetzbuchs §§ 146 bis 152 ersuche ich Jeden , dem nachgemachte Geldstücke
als Zahlung angeboten werden oder der im Besitze nachgemachter Geldstücke ist, diese
dem Polizeiamte zur Nnbrauchbarmachung gegen Quittung auszuhändigen.

Tsingtau , den 16 . Juni 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. Jaeschke.

21. Polizeiverordnung , betreffend das feilhalten von Bäumen und
Sträuchern im Umherziehen.

Vom 21 . Juni 1900 . (Amtsblatt 1900 , Nr. 2, S . 13.)

§ 1. In der Zeit vom 15 . April bis 31 . Oktober ist das Feilhalten von
Bäumen und Sträuchern im Umherziehen verboten.

Die Bezirksämter und das Polizeiamt können mittelst schriftlicher Erlaubniß
Ausnahmen zulassen. Diese Erlaubniß muß die Art uud Zahl der Bäume und
Sträucher sowie den Namen des Feilbietenden ergeben. Letzterer hat die Erlaubniß
bei sich zu führen und Beamten auf Erfordern vorzuzeigen.

§ 2. Zuwiderhandlungen werden mit Geldstrafe bis zu 50 — fünfzig —
Dollars , oder mit Hast bis zu 4 Wochen oder an Chinesen mit 15 bis 50 Hieben
bestraft.

§ 3 . Diese Verordnung tritt am 1. Juli d. Js . in Kraft.
Tsingtau , den 21 . Juni 1900.

Der Kaiserliche Gouverneur,
gez. Jaeschke.
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22. Gesetz, betreffend die militärische Ltrafrechtspflege im Riautschou-
gebiete.

Von: 25 . Juni 1900. Marinevcrordnungsblatt 1900 , Nr. 16, Anhang III .)

Wir Wilhelm , von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser , König von
Preußen w.

verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundesraths und
des Reichstags , was folgt:

§ 1. Auf die zum Kaiserlichen Gouvernement Kiautschon gehörigen Militär-
personen finden die in der Militärstrafgerichtsordnnng vom 1. Dezember 1898 für
das Verhältniß „an Bord " gegebenen Vorschriften Anwendung.

tz 2. Dieses Gesetz tritt zugleich mit der Militärstrafgerichtsordnnng vom
1. Dezember 1898 in Kraft und hat bis zum 1. Januar 1906 Gültigkeit.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigten Unterschrift und beigedrncktem
Kaiserlichen Jnsiegel.

Gegeben Kiel , an Bord Meiner Dacht „Hohenzollern ", den 25 . Juni 1900.
(U. 8.) Wilhelm.

Fürst zu Hohen lohe.

Vorstehendes Gesetz bringe ich zur Kenntniß der Marine.
Berlin , den 25 . Juni 1900.

Der Staatssekretär des Reichs -Marine -Amts.
In Vertretung:
(gez.) Fisch el.

23. Allerhöchste Mrdre , betreffend Uniform der Marine -Heldbatterie
des III . Leebataillons.

Vom 25 . Juni 1900 . (Manneverordnungsblatt 1900 , Nr. 16, Anhang III .)

Ich bestimme: die Marine -Feldbatterie erhält die Uniform des III . Seebataillvns
mit den von Mir genehmigten Aenderungen und den Abzeichen nach den Mir vor-!
gelegten Proben . Der Roßarzt trägt die Uniform der Roßärzte der Armee mit den
von Mir genehmigten Aenderungen.

Kiel , an Bord Meiner Dacht „Hohenzollern " , den 25 . Juni 1900.
Wilhelm.

In Vertretung des Reichskanzlers,
gez. v. Tirpitz.

Vorstehende Allerhöchste Ordre bringe ich mit Nachstehendem zur Kenntniß der
Marine:

1. An der Trvpenuniform des III . Seebataillons — Marineverordnungsblatt
1898 , Seite 180 — sind für die Folge glatte tombachene Knöpfe und
Taillenhaken sowie Beschläge aus Bronze zu tragen.

Die Aenderung a. a. O . ist handschriftlich vorzunehmen.
2.  Die Schulterklappen der Marine -Feldbatterie erhalten zu den Abzeichen

des III . Seebataillons eine auf den Ankern ruhende einstämmige runde
Granate aus gelbem Tuch.

Z. Die besondere Bekleidung und Ausrüstung der Berittenen und
Fahrer ist diejenige der Feldartillerie der Armee , jedoch

an Stelle der Anschlagsporen Anschnallsporen,
Kavalleriestiefel und Schnürschnhe mit Sporenhaltern,
zu den Schnürschnhen und der Braundrellreithose Branndrellgamasche ».
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4 . Die Abzeichen für Richtkanoniere und die Schießauszeichnnngcn
werden nach den Armeeinustern getragen.

5 . Der Noßarzt trägt an Stelle des Preußischen Adlers bezw . des Wappen¬

schildes den Reichsadler und außerdem die Tropennniform der Marine-
Feldbatterie.

6 . Die Epaulettes und Achselstücke der Offiziere haben außer den Abzeichen der

Offiziere der Marineinfanterie eine einstämmige runde Granate , die Kartnsch-

verzierung besteht aus einer Kaiserkrone.
Die Probestücke sind im Reichs -Marine -Amt niedergelegt und beim Hofgürtler¬

meister C . E . Juncker , Berlin 8XV., Alte Jakobstr . 13 , zn haben.
Berlin , den 28 . Juni 1900.

Der Staatssekretär des Neichs -Marine -Amts.
In Vertretung:
gez. Fisch el.

24. Polizeiverordnung , betreffend die Anzeigepflicht bei ansteckenden
Krankheiten.

Vom 5 . Juli 1900 . (Amtsblatt 1900 , Nr . 2 , S . 16 , 17 .)

Unter Aufhebung der Verordnung Oom 18 . November 1899 , betreffend die An¬

meldepflicht der Aerzte und die Anzeigepflicht bei allsteckenden Krankheiten , wird hier¬

durch verordnet , was folgt:
H 1. Von nachstehend genannten Krankheiten ist dem Gouvernement ungesäumt

— spätestens aber 24 Stunden nach Erkennung der Krankheit — Anzeige zu er¬

statten:
Cholera , Darmtyphus , Beuleupest , schwarze Blattern , Fleck und Rückfall-

typhus , Gelbfieber , Lepra , Diphtherie , Granulöse (bei Europäern ), Tollwuth
und Rotz.

H 2 . Verpflichtet zur Anzeige ist jede Person , die sich mit der Behandlung

des Erkrankten befaßt hat : wenn eine solche nicht vorhanden ist, der Haushaltnngs-

vorstand , bei Arbeitsbetrieben der Arbeitgeber oder sein Bevollmächtigter.
F 3 . Bei Erkrankung eines Chinesen an einer der im I 1 genannten Krank¬

heiten sind die iil Z 2 aufgeführten Personen znr Anzeige nur dann verpflichtet , wenn

der Chinese bei Eintritt der Krankheit in der Hauswirthschaft oder in dem Arbeits-

vder Geschäftsbetriebe eines Europäers beschäftigt war.
Die durch 11 der Verordnung , betreffend Chinesenordnnng für das Stadt¬

gebiet Tsingtau vorn 14 . Juni 1900 vorgeschriebene Anzeigepflicht , wird hierdurch

nicht berührt.
H 4 . Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung werden mit Geldstrafe bis

zu 500 Dollar (fünfhundert Dollar ) oder mit Haft bis zu 0 Wochen bestraft.

8 5 . Diese Verordnung tritt am 15 . Juli d . Js . in Kraft.

Tsingtau , den 5 . Juli 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. Jaeschke.

25. Verordnung , betreffend Inkrafttreten der Chinesenordnnng für
Taputour.

Voll ! 9 . Juli 1900 . (Amtsblatt 1900 , Nr . 2 , S . 13 .)

Die allgemeineil Vorschriften zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung

(L ) der Chinesenordnnng für das Stadtgebiet Tsingtau werden nebst den dazu ge-
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hörigen Strafbestimmungen für den Hafenplatz Tapntour vom heutigen Tage an in
Kraft gesetzt.

Tsingtan , den 9. Jnli 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. Jaeschke.

26. Polizeiverordnung , betreffend die Entnahme von Tand am
Ttrande der Tsingtau -Bucht.

Voin 10 . Juli 1900 . (Amtsblatt 1900 , Nr. 2, S . 16.)
Unter Aufhebung der Bekanntmachung vom 2. September 1899 wird hierdurch

verordnet, was folgt:
K 1. Die Entnahme von Sand für Privatzwecke am Strande der Tsingtau-

Bncht zwischen der Petrolenmhalbinsel nnd der Feldbatterie oberhalb der gewöhnlichen
Hochwassergrenzeist verboten.

Unterhalb der Hochwassergrenze kann Sand entnommen werden, soweit dies
nicht für gewisse Theile des Strandes durch besondere Bekanntmachungverboten wird.

F 2. Wer entgegen diesen Bestimmungen Sand entnimmt, wird mit Geldstrafe
bis zu 50 Dollars (fünfzig Dollars) oder, falls er Chinese ist, mit 50 Hieben bestraft.

Auch kann auf Einziehung der Transportmittel erkannt werden.
§ 3. Diese Verordnung tritt am 15. Juli d. Js . in Kraft.
Tsingtan , den 10. Juli 1900.

Der Kaiserliche Gouverneur,
gez. Jaeschke.

27 . Bekanntmachung , betreffend die Entnahme von Tand am
Ttrande.

Von: 10. Juli 1900 . (Amtsblatt 1900 , Nr. 2, S . 15 .)
Auf Grund der Polizeiverordnung vom heutigen Tage, betreffend die Entnahme

von Sand am Strande, wird die Entnahme von Sand am Strande zwischen dem
chinesischen Zollamt und der Tsingtau-Brücke auch unterhalb der Hochwassergrenzeverboten.

Tsingtan , den 10. Juli 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. Jaeschke.

28 . Verordnung , betreffend das verbot der Ausübung der Jagd
in der Umgebung des Gouvernementslazareths.

Vom 21 . August 1900 . (Amtsblatt 1900 , Nr. 8, S . 57 .)
Z 1. Die Ausübung der Jagd in der Umgebung des Gouvernementslazareths,

im Besonderen auch aus den nach ihm abfallenden Hängen der dasselbe umgebenden
Hügel, einschl. des Signalberges, wird mit Rücksicht auf die Schwerkranken hiermituntersagt.

8 2. Zuwiderhandlungen gegen dieses Verbot werden mit Geldstrafe bis zu
100 Dollars oder mit Haft bis zu 14 Tagen bestraft.

Auch kann auf Entziehung des Jagdscheines erkannt werden.
8 3. Diese Verordnung tritt sofort in Kraft.
Tsing tau, deu 21. August 1900.

Der Kaiserliche Gouverneur,
gez. Jaeschke.
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29. Verordnung , betreffend das verbot der Einfuhr von lebendem
Hornvieh aus schanghai.

Vom 10 . Oktober 1900 . (Amtsblatt 1900 , Nr . 14 , S . 101 .)

si 1- Wegen Ausbruchs der Rinderpest in Schanghai wird die Einfuhr van
lebenden Rindern, Schafen und Ziegen aus jenem Hafen in das Schutzgebiet bis
auf Weiteres verboten.

K 2. Zuwiderhandlungen gegen dieses Verbot werden mit Geldstrafe bis zu
500 Dollar (fünfhundert Dollar) oder mit Freiheitsstrafe bis zu einem Monat bestraft.

K 3. Diese Verordnung tritt sofort in Kraft.
Tsingtau , den 10. Oktober 1900.

Der Kaiserliche Gouverneur.
In Vertretung:
gez . Christ.

30. Bekanntmachung , betreffend die Ausfertigung von Aataster-
auszügen.

Von : 24 . Oktober 1900 . (Amtsblatt 1900 , Nr . 17 , S . 123 .)

Die Gebühren für zu -grundbuchamtlichen oder zu eigenen Zwecken beim
Katasteramt zu beantragende Auszüge aus der Mutterrolle oder aus deu Fort¬
schreibungsverhandlungenbetragen für jede vollen oder angefangenen 10 Parzellen
50 Cents.

Tsingtau , den 24. Oktober 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

gez. Jaeschke.

31. Verordnung , betreffend das Apothekenwesen und den Verkehr
mit Arzneimitteln.

Vorn 7 . November 1900 . (Amtsblatt 1900 , Nr . 19 , S . 141 .)

Z 1. Zur Errichtung und zum Betriebe einer Apotheke bedarf es einer be¬
sonderen Erlaubniß des Gouvernements. Sie wird nur solchen Personen ertheilt,
die die Approbation zum selbständigen Betriebe einer Apotheke im Gebiete des Deutschen
Reiches erlangt haben.

K 2. Zur Herstellung von Arzneimitteln dürfen nur solche Hülfskräfte ver¬
wendet werden, die im Deutschen Reiche als Apothekergehülfen zugelassen werden.

Bei kürzerer, zufälliger Abwesenheit des approbirten Apothekers, sind diese Ge¬
hülfen seine berufenen Vertreter. Dagegen kann bei längerer Abwesenheit die Ver¬
tretung nur wieder einem approbirten Apotheker übertragen werden. Maßgebend
für die Beurtheilung ist in diesem Falle die Entscheidung des Kaiserlichen Gouver¬
neurs. Von der llebertragung der Vertretung hat der Apotheker dem Garnison-
arzte Mittheilung zu machen.

8 3. Die Erlaubniß zur Errichtung einer Apotheke wird den im H 1 be¬
zeichneten Personen nur ertheilt, wenn ein Bedürfniß dafür nachgewiesen ist. Die
Konzession lautet auf eine bestimmte Person und ist ohne Genehmigung des Gou¬
vernements nicht übertragbar und nicht vererblich.

§ 4. Bei einer llebertragung oder Neuverleihung einer Konzession kann der
Nachfolger oder neue Inhaber der Konzession verpflichtet werden, von seinem Vor¬
gänger oder dessen Erben die Vorräthe, Apothekengeräthe rc., unter Umständen auch
das zur Unterbringung der Apotheke dienende Gebäude zu übernehmen, welche eine
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vom Kaiserlichen Gouverneur zu ernennende Kommission auf ihre Brauchbarkeit zu
untersuchen und abzuschätzen hat . ^

8 5. Der Inhaber einer Apothekenkonzession ist verpflichtet, sich jederzeit einer -
Revision seines Betriebes und seiner Bestände durch den Garnisonarzt zu unterwerfen.

Die Revision hat sich darauf zu erstrecken, daß die zur Bereitung von Arznei- j
Mitteln erforderlichen Drogen stets in guter Beschaffenheit vorhanden sind. Sie um- !
faßt außer den Räumen , in denen die Mittel bereitet und feilgehalten werden , die 1
zur Herstellung und Aufbewahrung der Arzneimittel re. dienenden Gefäße und Geräth-
schaften sowie den Verschluß derjenigen Drogen und chemischen Präparate , welche nach
Anordnung des Garnisonarztes nur aus besondere ärztliche Verordnung ausgegeben
werden dürfen.

Ferner erstreckt sich die Revision auf die Taxirung der Arneiverordnungen.
Für die Beschaffenheit der Arzneien rc. sind die Vorschriften des Arzneibuches

für das Deutsche Reich maßgebend . i
3 6. Der Inhaber einer Apothekenkonzession ist verpflichtet , Arzneiverord - >

nnngen auszuführen.
Z 7. Nur iu eiuer kouzessiouirteu Apotheke dürfen diejenigen Zubereitungen,

Drogen und chemischen Präparate feilgehalten oder verkauft werden , welche in den
Kaiserlichen Verordnungen vom 27 . I . 1890 (Reichs - Gesetzbl. S . 9), 31 . XII . 1894
(Reichs-Gesetzbl. 1895 S . 1), 25 . XI . 1895 (Reichs-Gesetzbl. S . 455 ) und 19 . VIII . j
1897 (Reichs-Gesetzbl. S . 707 ) aufgezählt sind. !

F 8. Auf den Großhandel findet diese Verordnung keine Anwendung . !
tz 9 . Vor Eröffnung einer Apotheke hat eine genaue Prüfung durch den )

Civilkommissar und den Garnisonarzt unter Hinzuziehung des Gouvernementsapothekers f
stattzufinden . Falls sie zu Erinnerungen keinen Anlaß giebt , wird die Erlaubniß st
zur Eröffnung ertheilt . st

Z 10 . Wird von einem Apotheker innerhalb eines Jahres zweimal gegen diese ?
Verordnung gröblich verstoßen, so kann die Entziehung der Konzession durch den st
Gouverneur ausgesprochen werden . st

Gegen dessen Entscheidung ist binnen 3 Monaten die Anrufung eines Schieds- st
gerächtes zulässig, zu dem der Gouverneur und der Apotheker je ein Mitglied er- I,
nennen und bei dem der Kaiserliche Richter als Vorsitzender fuugirt . 4

H 11 . Vorbehalten bleiben besondere Bestimmungen , betreffend Einführung einer t
Arzneitaxe (unter Rücksicht auf die örtlichen Verhältnisse ), Verkauf der Arzneien und
Art der Abgabe , Apothekenrevisionen und das Halten von Lehrlingen.

12 . Diese Verordnung tritt am 15 . November d. Js . in Kraft . st
Tsingtau , den 7. November 1900 . st

Der Kaiserliche Gouverneur,
gez. Jaeschke.

-st

32 . Bekanntmachung für Seefahrer . ,
Von: 28 . November 1900 . (Amtsblatt 1900 , Nr. 22 , S . 177 .) ^

Am 1. Dezember 1900 wird das Leuchtfeuer auf Aunuisan in der Kiaut - !st
schon - Bucht eröffnet werden . Der Leuchtthurm steht an der südwestlichen Ecke der
gleichnamigen Halbinsel . st

Geographische Breite 36 ° 2 ' 41 " 9 X st
- Länge 120 ° 16 ' 39 " 2 0 , st

Der Thurm ist rund und aus grauen : Sandstein hergestellt . Seine Höhe vom Fuß- st
Punkt bis zur Spitze des Blitzableiters beträgt 33,0 na. Die Mitte des Feuers A
befindet sich 32,9 m über Hochwasser. st
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Das Feuer ist ein elektrisches Gruppenblitzfeuer mit folgender Charakteristik:
Von N 32,5 ° 0 bis N 72,5 ° 0 verdunkelt,

72,5 ° - 8 77,5 ° - Blitzfeuer
mit gleichmäßigen Blitzen und Verdunkelungen von je 1 Sekunde Dauer.

Von 8 77,5 ° 0 bis 8 65,5 ° 0 festes Feuer,
- 65,5 ° - über Süd und nach bis 32,05 O

2 aufeinanderfolgende Blitze von je 1 Sekunde Dauer und dazwischenliegende Ver¬
dunkelung von 1 Sekunde. Nach den beiden Blitzen eine Verdunkelung von
3 Sekunden Dauer.

Die angegebenen Richtungen gehen vorn Leuchtthurm aus und find rechtweisend.
Gleichzeitig mit dem Leuchtfeuer auf Punuisau wird auf der Arcona-Jnsel ein rothes
Hafenfeuer in Betrieb gesetzt werden, dessen Höhe über Hochwafser rund 22 rn
beträgt.

Das Feuer leuchtet von der Insel aus rechtweisend von 080 über 8 und
bis

Tsingtau , den 28. November 1900.
Der Kaiserliche Gouverneur,

siez. Jaeschke.

33. Bekanntmachung , betreffend Veröffentlichung der gerichtlichen
Bekanntmachungen.

Vom 8. Dezember 1900 . (Amtsblatt 1900 , Nr . 24, S . 199 .)

Die amtlichen Bekanntmachungendes unterzeichneten Gerichts erfolgen im Jahre
1901 durch den „Ostasiatischen Lloyd" in Schanghai und das „Amtsblatt für das
Deutsche Kiautschou-Gebiet", und außerdem, soweit die Veröffentlichung durch den
„Deutschen Reichs-Anzeiger" erfolgen muß, auch durch diesen.

Tsingtau , den 8. Dezember 1900.
Kaiserliches Gericht von Kiautschou.

34 . Polizeiverordnung , betreffend die Entnahme von Sand am
Strande der Tsingtau -Bucht.

Vom 10. Dezember 1900 . (Amtsblatt 1900 , Nr . 24, S . 199 .)

Die Polizeiverordnung vom 10.- Juli 1900, betreffend die Entnahme von Sand
am Strande der Tsingtau-Bucht (Amtsblatt dir. 2) ' ) wird wegen eines Fehlers bei der
Drucklegung aufgehoben. An ihre Stelle tritt folgende Polizeiverordnnng:

F 1. Die Entnahme von Sand für Privatzwecke am Strande der Tsingtau-
Bucht zwischen der Petroleumhalbinsel und der Feldbatterie oberhalb der gewöhn¬
lichen Hochwasfergrenze ist verboten.

Unterhalb der Hochwasfergrenze kann Sand entnommen werden, soweit dies nicht
für gewisse Theile des Strandes durch besondere Bekanntmachung verboten ist.

K 2. Wer entgegen diesen Bestimmungen Sand entnimmt, wird mit Geld¬
strafe bis zu 50 Dollars (fünfzig Dollars) oder mit Haft bis zu 2 Wochen oder, falls
er Chinese ist, mit 5 bis 50 Hieben bestraft.

Auch kann auf Einziehung der Transportmittel erkannt werden.
H 3. Diese Verordnung tritt sofort in Kraft.
Tsingtau , den 10. Dezember 1900.

Der Kaiserliche Gouverneur.
In Vertretung:
gez. Christ.

r) Vergl . Nr . 27, S . 216.
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35 . j)olizeiverordnung , betreffend die Anlage von Aborten und das
verbot der Bodenverunreinigung.

Vom 22 . Dezember 1900 . (Amtsblatt 1900 , Nr. 26, S . 220 , 221 .)

Unter Aufhebung der Bekanntmachungen vom 1. September und 10 . Ok¬
tober 1899 wird hierdurch für den Umfang des Polizeibezirks Tsingtau verordnet,
was folgt:

Z 1. In jedem Hause muß eine ausreichende Anzahl von Aborten vorhanden
sein. Die Bewohner des Hauses haben dafür zu sorgen , daß sie sauber gehalten,
nur zur Aufnahme von Fäkalien verwendet und täglich entleert werden.

F 2. In den Distrikten Tsingtau und Tapautau ist die Benutzung von Abtritts-
grnben verboten . An ihrer Stelle ist durchweg Tonnensystem anzuwenden . Den
Tonnen werden geeignete Behälter ans Eisenblech gleich geachtet.

K 3. An allen Stellen , wo mehr als zehn chinesische Arbeiter über sechs Tage
beschäftigt werden , haben die Arbeitgeber Latrinen anzulegen . Ihre Anzahl richtet
sich nach der Zahl der Arbeiter . Die Latrinen müssen mit Kübeln versehen und so
eingerichtet sein, daß deren Fortschaffung und Entleerung ohne Schwierigkeit er¬
folgen kann.

H 4. Wer den vorstehenden Bestimmungen zuwider nicht die erforderliche An¬
zahl von Aborten errichtet oder den von der Polizei über die Einrichtung dieser An¬
lagen erlassenen Anordnungen nicht nachkommt oder nicht für regelmäßige Entleerung
und Reinigung sorgt , wird mit Geldstrafe bis zu 100 Dollar oder mit Haft bis zu
einem Monat bestraft.

8 5 . Wer auf öffentlichen Straßen , Wegen oder Plätzen , in Höfen , Gärten
oder im Gelände den Boden verunreinigt , wird mit Geldstrafe bis zu 20 Dollars
oder mit Haft bis zu einer Woche oder, falls der Schuldige Chinese ist, mit Prügel¬
strafe bis zu fünfundzwanzig Hieben bestraft.

8 6. Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1901 in Kraft.
Tsingtau , den 22 . Dezember 1900.

Der Kaiserliche Gouverneur.
In Vertretung:
gez. Christ.
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A.
An- und Abmeldung , O. A. 106.
Ansteckende Krankheiten , Ch. 215.
Arzneimittel , Ch. 217.
Austernbänke , K. 12.
Auswanderung , T. 85.

«.
Beamte , O. A. 165.
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Bergbaurechte , O. A. 148.
Bergwesen , O. A. 148, 151, 163, 164, 167.
Betonnung , O. A. 66.
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179; S . W. A. 179 ; K. 180; T. 180; M. I.
181; N. G. 181 ; S . 182.

Bezirksämter , O. A. 156 ; Ch. 205.
Branntweinausschank , S . W. A. 170.
Branntweinverkauf , T. 43.
Brückenerhaltung , O. A. 42.

C.
Centralbureaus , O. A. 105.
Chinesenordnung , Ch. 207, 215.

D.
Dampfersubvention 83.
Dhauverkehr , O. A. 41.
Diener , eingeborene 73.
Dienstverhültniß , Ch. 192.

E.
Eheschließung 133.
Eingeborene , 15 ; Ch. 205 ; O. A. 12, 13,

21, 108,157 ; T. 85 ; N. G. 58 ; S . 34, 104.
Eingeborene Diener , 73.
Einjährigfreiwillige , Ch. 206.
Eisenbahn , S . W. A. 74.
Elefantenschutz , O. A. 72, 166, 168.
Elfenbein , O. A. 63, 166, 168.
Erholungsstationen , O. A. 83, 105, 141.
Erlaubnißscheine , O. A. 13.

F.
Feldsteuer , O. A. 167.
Feuerwaffenhandel , S . 137, 141.
Flagge 140.
Flaggenrecht , Ch. 205.
Forstschutz , K. 173.

G.
Gebühren , S . W. A. 139.
Gefängnißwesen , S . W. A. 183.
Geistige Getränke , N. G. 16.
Geld , außerdeutsches, K. 59.
Geldwesen , S . W. A. 168, 169; N. G. 147.
Gerichte 173.
Gerichte . Verkehr mit ihnen 134.
Gerichtliche Bekanntmachungen 152;

Ch. 219; O. A. 42 ; S . 34.
Gerichtsbarkeit 173.
Gerichtsbezirke , O. A. 104.
Gerichtsgebühren , S . W. A. 139.
Gerichtsverfassung 132.
Gerichtswesen , S . 162.
Gewerbesteuer , O. A. 41 ; M. I . 43.
Gouvernementsboote , O. A. 167.
Gouvernementsdampfer , O. A. 59.
Gouvernementsflottille , O. A. 66, 79, 87.
Gouvernementsräthe 34.
Grundbesitz , S . W. A. 164.
Grundbücher , Ch. 153.
Grund erw erb , N. G. 19; O. A. 19; S . W. A.

21 ; Ch. 192, 198, 201, 213.
Grundsteuern , Ch. 202.

H.
Hafenordnung , O. A. 63 ; N. G. 8.
Handel mit Pflanzen , Ch. 213.
Handelsschiffe 140.
Handelsverträge 31, 32.
Handwerkerschüle , O. A. 135.
Holzbestände , S . W. A. 45.
Hüttensteuer , O. A. 68.
Hundesteuer , S . W. A. 20.
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I
Jagd , O. A. 166, 168 ; Ch. 204, 216.
Jagdgesetz , O. A. 87.
Jagdscheine , Ch. 204 ; O. A. 96.
Jagdschutz , O. A. 72.
Jnnenstationen , O. A. 134.

K.
Kaninchen , S . W. A. 84.
Karawanen , O. A. 95.
Karawanenstraßen , O. A. 85.
Kassenwesen , O. A. 43, S . 62.
Kataster , Ch. 217.
Kautschukhandel , O. A. 85, 160.
Kete -Kratschi , T. 134, 140.
Kilwa , O. A. 142.
Kokosnüsse , N. G. 45.
Kolonialmuseum , O. A. 14.
Kommando der Schutztruppe 109.
Kommunen , O. A. 150.
Kongostaat 1.
Konsulargerichtsbarkeit 47, 143, 153.
Konsularische Befugnisse , S . W. A. 178;

S . 32.
Kopfsteuer , N. G. 18.
Koftenwesen 165.
Krankheiten , ansteckende 96.
Krankenpflege , O. A. 95.
Kreditgeben , O. A. 157; N. G. 58.
Kronlandsteuer , O. A. 68
Kwai , O. A. 14.

L.
Landesbeamte , O. A. 165.
Lantana , S . 142.
Lindiflntz , O. A. 66.

M.
Matze und Gewichte , O. A. 72, 105.
Mafiakanal , O. A. 146.
Mäh enge , O. A. 142.
Matama , O. A. 41, 136.
Meldepflicht , K. 143.
Meldewefen , N. G. 61.
Mexikanische Dollars , Ch. 213.
Militär -Strafrechtspflege , Ch. 214.
Misahöhe , T. 140.
Mtama , O. A. 41, 136.
Munizipalrath , S . 33.
Münzsorten , N. G. 13.
Münzwesen , S . W. A. 168, 169; K. 59;

Ch. 213 ; N. G. 147.

N.
dtationalflagge 140.
Neu -Guinea -Kompagnie 22.
Niederlagen , zollfreie, O. A. 7, 9.

O.
Orthographie , O. A. 152.
Ortsnamen , O. A. 152.
Ostafrika -Linie 83.
Ost afrika -Linien -Vertrag 115.
Ostafrikanische Gesellschaft 148.

P.
Palmwein , O. A. 85.
Passirscheine , O. A. 108.
Paßwesen , O. A. 81.
Personenstand 133; N. G. 155, 181 ; O. A.

179; S . W. A. 179; K. 180; T. 180; M. I.
181; S . 182.

^ Pest , O. A. 40 ; S . 62.
^ Plantagenbau , O. A. 14.
! Polizeiwesen , Ch. 211.

Postbeamte , Zollbehandlung 39 ; K. 59.
Postwesen , S . 162.
Prügelstrafe 15.

R.
Rechtsanwülte 175.
Rechtsverhältnisse 132,158 ; S . 33,34,134.

! Rechtsversicherung 108.
! Reichsmarkrechnung , S . W. A. 168, 169.
^ Reiseverkehr , O. A. 72.
! Religionsfreiheit in den Schutzgebieten

133.
! Rinderpest , O. A. 63, 64.
j Routenlisten , O. A. 106

S.
Samoainseln -Gebiet 149.
Sandentnahme , Ch. 216, 217.
Schifffahrt , Ch. 205 ; O. A. 146.
Schiffsgebühren , N. G. 139
Schisfsnachweise , O. A. 147.
Schlachtsteuer , N. G. 22.
Schreibung der Namen , O. A. 152
Schürfscheine , O. A. 167.
Schutzgebietsgesetz 143.
Schutztruppe 110, 126; O. A. 31.
Sklaverei , O. A. 12.
Sokode -Basari , T. 134.
Spiritussen 1 ; N. G. 7, 16; T. 43 ; K. 46;

S . W. A. 170.
Sprengstoffe , N. G. 7.
Sprengstoffgesetz , S . W. A. 82.
Stadtverwaltung , O. A. 66.
Standesamtliche Befugnisse , N. G. 15b;

O. A. 157.
Statistische Berichte , O. A. 150.
Steuer , N. G. 18, 22 ; Ch. 197.
Steuerwesen , O. A. 68.
Strafgesetzgebung 15.
Strafrechtliches Verfahren in Schutz¬

truppen 109, 126.
Strafregister , O. A. 13.
Strafvollstreckung , S . 78.
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T.
Tanga -Gerichtsbezirke , O. A. 104.
Telegrammverkehr , amtlicher, O. A. 167.
Tonnenwesen , O. A. 146.
Trägerwesen , O. A. 80.
Trägerzahl , O. A. 72.
Trepangfang , N. G. 58.

^ Trinkwasser , O. A. 163.

^ Uebersiedelung , O. A. 21.
^ Uganda 81 ; O. A. 72 , 108.

Uniformen , Ch. 214.

B.
) Vereine 108.
z Vermessung , S . W. A. 164.
!! Vermessungszeichen , Ch. 200 , 203.
i Veröffentlichung amtlicherVerfügungen,

- O. A. 42 ; S . 34.
s Veröffentlichungen der Gerichte 152.
^ Verpfändung , O. A. 12.
^ Verpflegungsvorschriften , O. A. 135,141.
; Verproviantirung , O. A. 134.

Versicherung von Waaren , O. A. 40.
Viehhandel , Ch. 217.
Viehtreiben , O. A. 63.

W.

Waffeneinfuhr , N. G. 7, 17.
Waffenhandel , S . 137, 141.
Waffentragen , Ch. 205.
Waldschutz, ' O. A. 15 ; S . W. A. 45 ; K. 47.
Waldsteuer , O. A. 68.
Wasserläufe , K. 173.
Wegebau , O. A. 79.
Wehrpflicht , Ch. 203.
Wildschutz , O. A. 87.
Wohnungsgelder 88.

Z.
Ziegeleien , Ch. 202.
Zollordnung , O. A. 35, 57, 64, 161 , 173.
Zollwesen , O. A. 7, 9. 92, 138 ; S . W. A.

138 ; K. 46 , 59.
Zustellungen 176.
Zustellungswesen 165.
Zwangsvollstreckung 165, 177.





Chronologisches Verzeichniß
zur

deutschen Kot 'onicrt -KesehgeZirrrg.
(I. bedeutet Deutsche Kolonial-Gesetzgebung, herausgegebenvon Riebow 1893; II. bedeutet Deutsche Kolonial-Geseh-
gebung, herausgegeben von Ziminermanu 1898; III. bedeutet Deutsche Kolonial-Gesetzgebung, herausgegeben von
Zimmermann 1899; IV. bedeutet Deutsche Kolonial-Gesetzgebung, herausgegebenvon Ziininerniann 1909; V. bedeutet

Deutsche Kolonial-Gesetzgebung, herausgegebenvon Zimmermann 1901.)

4. Mai 1870.

1. März 1871.

1. Juli 1872.

6. Febr. 1875.

23. April 1879.

23. April 1879.

10. Juli 1879.
4. Nov. 1880.

OhneDat .1885.

26. Febr. 1885.
27. Febr. 1885.
25. April 1885.

29. April 1885.

29. April 1885.
29. April 1885.
7. Mai 1885.
7. Mai 1885.

16. Mai 1885.
17. Mai 1885.
25. Mai 1885.

2. Juni 1885.
20. Juli 1885.

20. Juli 1885.

1. Aug. 1885.
25. Aug. 1885.

Theil Nr. Seite
Gesetz, betr . die Eheschließung und die Beurkundung des Personen¬
standes von Bundesangehörigen im Auslande . I . 19. 53
Instruktion des Reichskanzlers zu dem Gesetze vom 4. Mai 1870,
betr. die Eheschließung und die Beurkundung des Personenstandes
von Bundesangehörigen im Auslande . I . 21 . 58
Gesetz, betr . die Gebühren und Kosten bei den Konsulaten des
Deutschen Reiches . I . 255 . 689
Gesetz über die Beurkundung des Personenstandes und die Ehe¬
schließung . . . I . 20. 56
Verordnung , betr . die Tagegelder , die Fuhrkosten und die Umzugs¬
kosten der gesandtschastlichen und Konsularbeamten . I . 11. 12
Verordnung , betr . den Urlaub der gesandtschastlichen und Konsular¬
beamten und deren Stellvertretung . I . 12. 19
Gesetz über die Konsulargerichtsbarkeit . I . 16. 28
Cirkular an das Kaiserliche Gouvernement von Kamerun und die
Kaiserlichen Kommissariate für Togo und Südwestafrika , betr . die
Tagegelder der Beamten . I . 10. 12
Verordnung , betr . die Einfuhr von Schußwaffen und Munition in
Kamerun . I . 50 . 234
Die Kongo-Akte . 1. 28 . 102
Kaiserlicher Schutzbrief für die „Gesellschaft für Deutsche Kolonisation " I . 119. 323
Abkommen mit England , betreffend die Abgrenzung der deutschen
und britischen Besitzungen auf Neu-Guinea . I . 164 . 433
Abkommen zwischen Deutschland und England über die Nordgrenze
von Kamerun , die Ambas -Bai und die Behandlung der gegen¬
seitigen Staatsangehörigen in Bezug auf Handel und Verkehr . . I . 38 . 215
Note Lord Granvilles an den Kaiserlichen Botschafter in London . I .38eo . 217
Note des Kaiserlichen Botschafters in London an Lord Granville . 1.164b . 434
Note des Kaiserlichen Botschafters in London an Lord Granville . I .38bb . 216
Note des Kaiserlichen Botschafters in London an Lord Granville . 1.3844 . 217
Note Lord Granvilles an den Kaiserlichen Botschafter in London . 1.38 es . 218
Kaiserlicher Schutzbrief für die Neu-Guinea -Kompagnie . I . 165 . 434
Allerhöchster Erlaß , betreffend den Rang des Gouverneurs von
Kamerun und der Kommissare der westafrikanischen Schutzgebiete . I . 30 . 177
Note des Kaiserlichen Botschafters in London an Lord Granville . I . 3811. 219
Verordnung , betreffend die Einführung einer Abgabe auf den Handel
mit Spirituosen im Kamerungebiete . l . 59. 239
Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Kamerun , betr.
Abgabe der Schiffspapiere rc. . I . 51. 234
Vereinbarung mit dem Kongo-Staat über die Grenze in Ostafrika . I . 118 . 323
Vereinbarung mit dem Kongo-Staat über die Grenze in Ostafrika . I . 118. 323
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Theil Nr. Seite

11 . Dez. 1885 . Erlaß an die auf Grund des Gesetzes von: 4 . Mai 1870 zur Aus¬
übung standesamtlicherBefugnisse ermächtigten diplomatischen Ver¬
treter und Konsuln des Reichs . I . 22 . 66

20 . Dez. 1885 . Freundschafts-, Handels- und Schifffahrtsvertrag zwischen dem
Deutschen Reich und dem Sultan von Sansibar . I . 249 . 636

24 . Dez. 1885 . Protokoll, betr. die deutschen und französischenBesitzungen an der
Westküste voil Afrika und in der Südsee . I . 23. 79

10. April 1886. Erklärung, betreffend die gegenseitige Handels- und Verkehrsfreiheit
in den deutschen und englischen Besitzungen und Schutzgebieten im
Westlichen Stillen Ozean . I . 25 . 86

10 . April 1886 . Erklärung, betreffend die Abgrenzung der deutschen und englischen
Machtsphärenim Westlichen Stillen Ozean . I . 24 . 83

16 . April 1886 . Gesetz, betr. die Rechtsverhältnisseder deutschen Schutzgebiete . . I. 15. 23
18 . April 1886 . Verordnung, betr. die Verpfändung von Elfenbein und sonstigeil

Handelsgegenständen, sowie die Einlösung bereits verfallener Pfand¬
stücke in Kamerun . I . 65 . 248

19 . April 1886 . Verfügung, betr. die Verleihung von Minenkonzessionendurch Häupt¬
linge des Schutzgebietes in Deutsch-Südwestafrika . . . . . . I . 100 . 298

21 . April 1886 . Verordnung, betr. die Eheschließung und die Beurkundung des
Personenstandes für die Schutzgebiete von Kamerun und Togo . . I. 37 . 214

2. Juni 1886 . Verordnung, betr. die Verpflichtung nichtdeutscherSchiffe zur
Meldung bei dem Vertreter der KaiserlichenRegierung zu Jaluit . I . 234 . 614

3. Juni 1886 . Verordnung, betr. den Verkauf von Waffen, Munition, Sprengstoffen
und belauschenden Getränken an Eingeborene der Marshall-Jnfeln
oder andere auf denselben sich aufhaltende Farbige . I . 230 . 611

5. Juni 1886 . Verordnung, betr. die Rechtsverhältnisse in dem Schutzgebiete der
Neu-Guinea-Kompagnie . I . 175. 442

24 . Juni 1886 . Verordnung, betr. die Veröffentlichung von Verordnungen der
Direktion der Neu-Guinea-Kompagnie und des Landeshauptmanns
sowie die Ermächtigung des Landeshauptmanns zum Erlaß von
Verordnungen in dringlichen Fällen . I . 168. 437

24 . Juni 1886 . Erlaß, betr. die Befugnisse des Landeshauptmanns der Neu-Guinea-
Kompagnie . 1- 167 . 437

2. Juli 1886 . Note des KaiserlichenBotschafters in London an Lord Rosebery . I .38bb. 220
19 . Juli 1886 . Verordnung, betr. den Erlaß von Verordnungen auf dem Gebiet

der allgemeinen Verwaltung, des Zoll - und Steuerwesens für die
westafrikanischen Schutzgebiete . I. 31 . 177

27 . Juli 1886 . Note Lord Roseberys an den Kaiserlichen Botschafter in London . I .38M . 220
6. Sept . 1886 . Verordnung, betr. die Veröffentlichung von Gesetzen und Ver¬

ordnungen in Kamerun . 1. 70. 254
13 . Sept . 1886 . Verordnung, betr. die Rechtsverhältnisse in dem Schutzgebiete der

Marshall-, Brown - und Providence-Jnseln . I . 216 . 564
10 . Okt. 1886 . Verordnung, betr. die Einführung der deutschen Reichsmarkrechnunq

in Kamerun . '. I . 44 . 229
15 . Okt. 1886 . Verordnung, betr. den Erlaß von Verordnungen auf dem Gebiet

der allgemeinen Verwaltung des Zoll - und Steuerwesens für das
Schutzgebietder Marshall-, Brown - und Providence-Jnseln . . . I . 214 . 563

15. Okt. 1886 . Verordnung, betr. den Handelsbetrieb an Bord der die Häfen und
Rheden des Kamerungebiets anlaufenden Schiffe . I . 49 . 233

1. Nov. 1886 . Dienstanweisung, betr. die Ausübung der Gerichtsbarkeitim Schutz¬
gebiete der Neu-Guinea-Kompagnie, vom 1. November 1886 , unter
Berücksichtigung der durch die Dienstanweisung von: 3. August 1888
eingeführten Aenderungen . I . 180 449

1. Nov. 1886. Verfügung des Reichskanzlers zur Ausführung der Kaiserlichen
Verordnung, vom 5. Juni 1886 , betr. die Rechtsverhältnisse in
dem Schutzgebiete der Neu-Guinea-Kompagnie . I. 203. 532

12 . Nov . 1886 . Instruktion zu den: Gesetze vom 4 . Mai 1870, betr. die Eheschließung
und die Beurkundung des Personenstandes für Neu-Guinea . . . I . 189. 494

12. Nov. 1886 . Verordnung, betr. die Erhebung von Gebühren für die aus Grund
des Gesetzes von: 4. Mai 1870 über die Eheschließung und die
Beurkundung des Personenstandes in dem Schutzgebiete der Neu-
Guinea-Kompagnie vorzunehmenden Geschäfte. I . 190. 508



Chronologisches Verzeichniß zur deutschen Kolonial-Gesetzgebung. III

Theil Nr. Seite
2. Dez. 1886 . Verfügung zur Ausführung der Kaiserlichen Verordnung vorn

13 . September 1886 , betreffend die Rechtsverhältnisse in dem
Schutzgebiete der Marshall -, Bromn - und Providence -Jnseln . . . I . 242 . 623

2. Dez. 1886 . Dienstanweisung , betr . die Ausübung der Gerichtsbarkeit im
Schutzgebiete der Marshall -, Brown - und Providenee -Jnseln . . . I . 218 . 569

13. Dez. 1886 Kaiserlicher Schutzbricf für die Neu-Guinea -Kompagnie . . . . I . 166 . 436
14. Dez. 1886 . Verordnung , betr. Einführung neuer Maße für den Handel mit

Palmöl und Palmkernen in Kamerun . . I . 45 . 230
30. Dez. 1886 . Erklärung zwischen der Kaiserlich deutschen und Königlich portu¬

giesischen Regierung , betr. die Abgrenzung ihrer beiderseitigen Be¬
sitzungen und Interessensphären in Südafrika . I . 26 . 89

Ohne Dat .1887 . Verordnung , betr . die Einführung der deutschen Reichsmarkrechnung
und die Feststellung des Werthverhültnisses einiger fremder Gold¬
münzen zur deutschen Reichsmark in Kamerun . I . 76 . 258

8. Jan . 1887 . Nachtrag zu der Verordnung vom 2. Juni 1886 , betr. die Melde¬
pflicht der im Hafen von Jaluit einlaufenden Schiffe . 1. 234a . 616

8. Jan . 1887 . Verordnung , betr . den Erwerb von Grundeigenthum und die An¬
meldung der bestehenden Ansprüche Fremder aus Grundeigeuthum
innerhalb des Schutzgebietes der Marshall -, Brown - und Provi¬
dence-Jnseln . I . 244 . 624

! 8. Jan . 1887 . Nachtrag zu der Verordnung , betr. den Verkauf von Waffen,
Munition , Sprengstoffen und berauschenden Getränken an Ein¬
geborene der Marshall -Jnseln oder andere auf denselben sich aus¬
haltende Farbige , vom 3. Juni 1886 . I . 231 . 612

11. Jan . 1887 . Verordnung , betr . die Regelung der Rechtsverhältnisse auf den zum
Schutzgebiete der Neu-Guinea -Kompagnie gehörigen Salomons -Jnseln I . 177 . 447

13. Jan . 1887 . Strafverordnung , betr . das Verbot der Verabfolgung von Waffen,
Munition , Sprengstoffen und Spiritussen an Eingeborene , sowie

! der Wegführung von Eingeborenen aus dem Schutzgebiet von Neu-
Guinea als Arbeiter . I . 205 . 532

, 13. Jan . 1887 . Verordnung , betr. die Erlaubniß zur Ausübung einiger Gewerbe-
; betriebe in Neu-Guinea . . I . 192. 510

19. Jan . 1887 . Verordnung , betr . die Reichsmarkrechnung und die gesetzlichen Zah¬
lungsmittel in Neu-Guinea . ° . . . . 1 . 193. 511

24. Jan . 1887 . Erlaß , betr . die Ausdehnung von Verfügungen des Reichskanzlers
auf die zu dem Schutzgebiete der Neu-Guinea -Kompagnie gehörigen
Inseln der Salomonsgruppe . I . 178 . 447

25. Jan . 1887 . Verordnung , betr . das Kreditgeben an Eingeborene und die An¬
meldung alter Schulden derselben in den Marshall -Jnseln . . . I . 246 . 625

26. Jan . 1887 . Hafenordnung für den Hafen von Jaluit . I . 235 . 616
28. Jan . 1887 . Verordnung , betr . die Feststellung des Werthverhältnisfes einiger

fremder Goldmünzen zur deutschen Reichsmark für Kamerun . . I . 44a . 229
7. Febr . 1887 . Verordnung , betr . die Ausdehnung von Verordnungen der Direktion

der Neu-Guinea -Kompagnie auf die dem Schutzgebiete derselben zu¬
gelegten Inseln der Salomonsgruppe . I . 179 . 448

22. Febr . 1887 . Verordnung , betr . die Durchführung des Gesetzes vom 4. Mai 1870
über die Eheschließung und die Beurkundung des Personenstandes
in Neu-Guinea . . I - 188 . 492

1. März 1887 . Verordnung , betr . die unter dein Namen „Longziekte" bekannte
> Krankheit des Rindviehs in Deutsch-Südwestafrika . . . . . . I . 108. 313
^ 15. März 1887 . Verordnung , betr. die polizeiliche An- und Abmeldung der in dem
1 Schutzgebiete der Marshall -Jnseln ansässigen, daselbst zuziehenden

bezw. wegziehenden Fremden . . I . 225 . 607
! 20. Mai 1887 . Allgemeine Verfügung des Königlich preußischen Justizministers vom
! 20 . Mai 1887, betr . die im Auslande zu erledigenden Ersuchungs-

schreiben der Justizbehörden . I. 17. 36
^ 22. Mai 1887 . Polizeiverordnung für die Insel Jabwor (Marshall -Jnseln ) . . . I . 227 . 609

23. Mai 1887 . Verordnung , betr . das Ausfuhrverbot von Waffen , Munition und
! Sprengstoffen in den Marshall -Jnseln . I . 232 . 612

24. Mai 1887 . Allerhöchste Instruktion für das Verhalten der Kommandanten der
Kaiserlichen Kriegsschiffe im Schutzgebiete der Neu-Guinea -Kompagnie 1. 170. 439

31. Mai 1887 . Gesetz, betr . die Rechtsverhältnisse der Kaiserlichen Beamten in den
Schutzgebieten . ^ ^

15*



IV Chronologisches Verzeichnis zur deutschen Kolonial -Gesetzgebung.

Theil Nr. Seite
6. Juni 1887 . Verordnung , betr . die Anwerbung und Aussuhr von Eingeborenen

aus dem Schutzgebiete von Kamerun . I . 69. 253
7. Juni 1887 . Instruktion sür den Landeshauptmann im Schutzgebiete der Neu-

Guinea -Kompagnie in Bezug auf Anträge an die Kommandanten
Kaiserlicher Kriegsschiffe aus Gewährung von Schutz und Unter¬
stützung . l . 171. 439

6. Juli 1887. Polizeivorschrift sür Neu-Guinea . I . 199. 517
7. Juli 1887 . Verordnung , betr . die Errichtung von Seemannsämtern in Neu-

Guinea . I - 197. 518
20 . Juli 1887 . Verordnung , betr . den Eigenthumserwerb und die dingliche Be¬

lastung der Grundstücke im Schutzgebiete der Neu-Guinea -Kom-
pagnie . I - 183. 469

26 . Juli 1887. Verordnung , betr . die Vergütung sür Verlust , entstanden durch Aus¬
sickern des Rums und durch Bruch der in Kisten verpackten Flaschen
mit Genever in Togo . I . 90. 275

30. Juli 1887 . Verfügung des Reichskanzlers zur Ausführung der Kaiserlichen
Verordnung vorn 20 . Juli 1887, betr . den Eigenthumserwerb und
die dingliche Belastung der Grundstücke im Schutzgebiete der Neu-
Guinea -Kompagnie . I . 185. 475

10. Aug. 1887 . Anweisung , betr . das Verfahren bei dem Grunderwerb der Neu-
Guinea -Kompagnie . 1. 184. 472

14 . Aug. 1887 . Verordnung , betr. das Kreditgeben an Eingeborene in den Marshall-
Jnseln . I . 246a . 626

18. Aug. 1887 . Verordnung , betr . das Meldewesen in Neu-Guinea . I . 194 512
24 . Aug. 1887 . Verordnung , betr . den Erlaß von amtlichen Bekanntmachungen im

Schutzgebiete der Marshall -, Brown - und Providence -Jnseln . . . I . 222. 602
6. Sept . 1887 . Verordnung , betr . die Einführung von Maßen und Gewichten für

den Handel mit Palmöl und Palmkernen in Togo . I . 77. 259
6. Okt. 1887 . Verordnung , betr . die Ausdehnung der Rhede von Kamerun . . I . 53. 235
7. Okt. 1887 . Verordnung , betr . die Anwerbung und Ausfuhr von Eingeborenen

aus dem Schutzgebiete von Kamerun . I . 69. 253
8. Nov . 1887 . Verordnung , betr. die Ausführung der Verordnung über die Er¬

hebung und Rückvergütung der Zölle in Kamerun . 1. 61. 241
8. Nov . 1887 . Verordnung , betr . die Aufhebung der bisherigen Ausfuhrzölle und

die Erhebung von Einfuhrzöllen in Kamerun . I . 60. 240
18. Nov . 1887 . Verordnung , betr. die Rechtsverhältnisse in dem Schutzgebiet der

Deutsch-Ostafrikanischen Gesellschaft . l . 134. 363
25 . Nov . 1887 . Verordnung , betr. die Führung des Handelsregisters in Kamerun . I . 41. 225

6. Dez. 1887 . Verordnung , betr . Einrichtung von Grundbuchbezirken, Zeitpunkt
sür Anlegung von Grundbüchern und Antrüge auf Eintragung von
Grundeigenthum im Schutzgebiete der Neu-Guinea -Kompagnie in
das Grundbuch . . . . . 1. 186. 490

21. Dez. 1887. Verordnung , betr . die Rechtsverhältnisse in den: südwestafrikanischen
Schutzgebiet . I . 97. 282

30 . Dez. 1887 . Anweisung, betr. die Ausführung von Zustellungen im Gerichts¬
bezirke des Bismarck-Archipels und der zum Schutzgebiete der Neu-
Guinea -Kompagnie gehörigen Salomons -Jnseln . . I . 182. 462

OhneDat .1888 . Gesetz, betr . die Rechtsverhältnisse der deutschen Schutzgebiete . . I . 15. 23
15. Jan . 1888 . Verordnung , betr . Landerwerbungen innerhalb des Tögogebietes . I . 94. 279
21. Jan . 1888 . Vertrag zwischen dem Auswärtigen Amt und der Jaluit -Gesellschaft,

betr . die Verwaltung des Schutzgebietes der Marshall -, Brown-
und Providence -Jnseln . . . . l . 223. 603

27 . Jan . 1888 . Verordnung , betr . eine Abänderung der §8 1 und 2 der Straf-
verordnung , betr. das Verbot der Verabfolgung von Waffen,
Munition , Sprengstoffen und Spiritussen an Eingeborene Neu-
Guineas vom 13. Januar 1887 . I . 206. 534

15. Febr . 1888 . Verordnung , betr . Verpflichtung der Schiffsführer zur Abgabe ihrer
Manifeste in Togo . I . 85. 268

1. März 1888 . Verordnung , betr. die Eheschließung und die Beurkundung des
Personenstandes auf den zum Schutzgebiete der Neu-Guinea -Kom-
pagnie gehörigen Salomons -Jnseln . I . 187. 492

27 . März 1888 . Verordnung , betr. den Erwerb und Verlust , sowie die Beschränkungen
des Grundeigenthums in Kamerun . I . 66. 249



Chronologisches Verzeichniß zur deutschen Kolonial-Gesetzgebung. V

Theil Nr. Seite
1. April 1888 . Gesetz, betr . die Zurückbeförderung der Hinterbliebenen im Auslande

angestellter Neichsbeamten und Personen des Soldatenstandes . . I . 8. 10
16. April 1888 . Verordnung , betr. das Verbot der Einfuhr von Feuerwaffen , Schieß-

bedarf und Sprengstoffen in Pleasant Island . I . 233 . 613
15. Mai 1888 . Verordnung , betr . den Straßen - und Marktverkehr in Neu-Guinea I . 195 . 514
5. Juni 1888 . Verfügung des Reichskanzlers, betr. den Erlaß einer Zollverordnung

durch die Neu-Guinea -Kompagnie . I . 201 . 522
28. Juni 1888 . Verordnung , betr. die Erhebung von Gewerbesteilern in Jaluit . I . 238 . 620
28. Juni 1888 . Verordnung , betr . Verträge mit Eingeborenen über unbewegliche

Sachen in den Marshall -Jnseln . I . 245 . 625
28. Juni 1888 . Verordnung , betr . den Hafen von Jaluit als Einklarirungshafen . I . 236 . 617
28. Juni 1888 . Verordnung , betr. den Erwerb von herrenlosem Land , den Betrieb

der Perlfischerei und die Ausbeutung von Guanolagern in den
Marshall -Jnseln . . I . 224 . 606

30. Juni 1888 . Zollverordnung für das Schutzgebiet der Neu-Guinea -Kompagnie . 1.201a . 523
30. Juni 1888 . Verordnung , betr. die Erhebung einer Gewerbe- und Einkommen¬

steuer in Neu-Guinea . I . 202 . 530
1. Juli 1888 . Verordnung , betr. die Einführung der deutschen Reichsmarkrechnung

in Jaluit. '. I.  229 . 611
2. Juli 1888 . Verordnung , betr . die Rechtsverhältnisse in den Schutzgebieten von

Kamerun und Togo . . I . 34 . 181
7. Juli 1888 . Verfügung des Reichskanzlers , betr . die Führung der Grundbücher

und das Verfahren in Grundbuchsachen in den Schutzgebieten von
Kamerun und Togo . I . 36- 199

7. Juli 1888 . Dienstanweisung , betr. die Ausübung der Gerichtsbarkeit in den
Schutzgebieten von Kamerun und Togo . I . 35 . 186

7. Juli 1888 . Verordnung , betr . die Gerichtsbarkeit über die Eingeborenen im
Schutzgebiet der Neu-Guinea -Kompagnie . l . 204 . 532

13. Juli 1888 . Verordnung , betr . die Rechtsverhältnisse im Schutzgebiete der Neu-
Guinea -Kompagnie . ' . I . 176 . 444

3. Aug. 1888 . Dienstanweisung , betr. die Ausübung der Gerichtsbarkeit im Schutz¬
gebiete der Neu-Guinea -Kompagnie '. . . 1. 181. 459

3. Aug. 1888 . Dienstanweisung , betr. die Ausübung der Gerichtsbarkeit in: Schutz¬
gebiete der Neu-Guinea -Kompagnie , vom 1. November 1886, unter
Berücksichtigung der durch die Dienstanweisung vom 3. August 1888
eingeführten Aenderungen . 1. 180. 449

3. Aug . 1888 . Verfügung , betr . die Ermächtigung der Neu-Guinea -Kompagnie zum
Erlasse polizeilicher und sonstiger die Verwaltung betreffender Straf-
vorschriften . I . 169. 438

3. Aug. 1888 . Verordnung , betr. die Rechtsverhältnisse der Landesbeamten in den
Schutzgebieten von Kamerun und Togo . I . 32 . 178

4. Aug . 1888 . Verordnung , betr . das Halten von Viehposten längs des Swachaub-
flusses von Nonidas bis Horebis . 1. 110 . 316

15. Aug. 1888 . Verordnung , betr . die Anwerbung und Ausführung von Eingeborenen
als Arbeiter in Neu-Guinea . I. 207 . 535

16. Aug. 1888 . Verordnung , betr . die Arbeiterdepots im Schutzgebieteder Neu-Guinea-
Kompagnie . . I - 209 . 549

28. Sept . 1888 . Verordnung , betr . die Art der Steuererhebung in Jaluit . . . . I . 240 . 622
1. Okt. 1888 . Verordnung , betr . das Verfahren bei Erhebung von Einfuhrzöllen in

dem Schutzgebiete von Togo . I . 89 . 171
1. Okt. 1888 . Verordnung , betr . den Erwerb von Grundeigenthum in Deutsch-

Südwestafrika . I - 102. 299
1. Okt. 1888 . Verordnung , betr . die Erhebung von Ausfuhrzöllen in Deutsch-Süd-

westafrika . l . 115. 320
8. Okt. 1888 . Erlaß an den Kaiserlichen Gouverneur von Kamerun und die Kaiser¬

lichen Kommissare für Togo , Deutsch-Südwestafrika und die Marshall-
Jnseln , betr . die Tagegelder lind Fuhrkosten der Beamten . . . 1. 9. 10 ff.

16. Okt. 1888 . Verordnung , betr . die Einrichtung von Grundbuchbezirken in Neu-
Guinea . 1.186a . 491

16. Okt. 1888 . Verordnung , betr . Verträge mit Eingeborenen über höhere Werth¬
objekte in Jaluit . 1- 247 . 627

21. Okt. 1888 . Strafverordnung für die Eingeborenen von Neu-Guinea . . . . I . 213 . 555



VI Chronologisches Verzeichnis zur deutschen Kolonial -Gesetzgebung.

Theil Nr.
22 . Okt. 1888 . Verordnung , betr. die Erhaltung der Disziplin unter den farbigen

Arbeitern in Neu-Guinea . I . 210.
11. Dez. 1888 . Verordnung , betr . die zwangsweise Eintreibung rückständiger Steuern

in den Marshall -Jnseln . I . 341.
8 . März 1889 . Verordnung , betr. den Impfzwang in Togo . I . 71.

29 . März 1889 . Verfügung , behufs Uebertragung konsularischer Befugnisse auf den
Kommissar für das Schutzgebiet der Marshall -Jnseln . I . 215.

29 . März 1889 . Verfügung , behufs Uebertragung konsularischer Befugnisse, sowie
des Rechtes zum Erlasse polizeilicher und sonstiger, die Verwaltung
betreffender Strafvorschriften auf Beamte der Schutzgebiete von
Kamerun und Togo . I . 33.

30 . April 1889 . Polizeiverordnung für Nauru iPleasant Island ) . 1. 228.
1. Juni 1889 . Verordnung , betr . die Abfassung der Schiffsmanifeste in Kamerun I . 51.
5. Juni 1889 . Verordnung , betr. unterhaltlose Fremde in Jaluit . I . 226.

14. Juni 1889 . Oeusral ok tlio Lamoaii Oonkersnoo ok Lorlin . — General¬
akte der Samoa -Konferenz in Berlin . I . 250

22. Juni 1889 . Verordnung , betr. den Eigenthumserwerb und die dingliche Belastung
der Grundstücke im Schutzgebiete der Marshall -Jnseln . I . 220.

27 . Juni 1889 . Verfügung zur Ausführung der Kaiserlichen Verordnung vom
22 . Juni 1889, betr . den Elgenthumserwerb und die dingliche Be¬
lastung der Grundstücke im Schutzgebiete der Marshall -Jnseln . . I . 22l.

15 . Juli 1889 . Verordnung , betr. die Erhebung von Gewerbesteuern in Jaluit . I . 238.
15. Aug. 1889 . Verordnung , betr . das Bergwesen im südwestafrikanischen Schutz¬

gebiet . I . 104.
4. Dez. 1889 . Verfügung , betr . Aenderung der Amtsbefugnisse der Stations¬

vorsteher in Neu-Guinea . I . 191.
13 . Dez. 1889. Verordnung , betr. Ordnung des Verkehrs in den Häfen des Schutz¬

gebietes der Neu-Guinea -Kompagnie . I . 198.
14 . Dez. 1889 . Verordnung , betr. die Verleihung ausschließlicher Berechtigungen in

Kamerun . I . 40.
19. Dez. 1889 . Verordnung , betr . die Erhaltung der Disziplin unter den farbigen

Arbeitern in Neu-Guinea . 1. 211.
OhneDat .1890 . ll'arik cko la 20 ns orlontalo ckn bassin eonvontionnsl än OonZo.

Tarif der östlichen Zone des konventionellen Kongo-Beckens . . I . 154.
OhneDat .1890. Bekanntmachung , betr . die Zuständigkeit der Kolonial -Abtheilung des

Auswärtigen Amts . I . 1.
22. Jan . 1890 . Verordnung , betr. Aufstellung einer Statistik für Kamerun . . . I . 46.
30 . Jan . 1890 . Polizeiverordnung für Nauru sPleasant Island ) . I . 228.

1. Febr . 1890 . Gesetz, betr. eine Postdampfschiffsverbindung mit Ostafrika . . . I . 147.
7. Febr . 1890. Verordnung , betr . die Rechtsverhältnisse im Schutzgebiete der Marshall-

Jnseln . I . 217.
7. Febr . 1890 . Verordnung , betr . den Handel mit Palmkernen in Togo . . . . I . 78.

20. Febr . 1890 . Verordnung , betr . die Zurückbeförderunq von eingeborenen Arbeitern
in Neu-Guinea . I . 208.

26 . Febr . 1890 . Verordnung , betr . die Gerichtsbarkeit über die Eingeborenen im
Schutzgebiete der Marshall -Jnseln . I . 243.

28. Febr . 1890 . Verordnung , betr . Abänderung der Verordnung vorn 1. Oktober über
das Verfahren bei Erhebung von Einfuhrzöllen in Togo . . . I . 91.

10. März 1890 . Strafverordnung für die Eingeborenen der Marshall -Jnseln . . . I . 248.
10. März 1890 . Dienstanweisung , betr . die Ausübung der Gerichtsbarkeit im Schutz¬

gebiete der Marshall -Jnseln . . 1. 219.
10 . März 1890 . Dienstanweisung , betr . die Ausübung der Gerichtsbarkeit im Schutz¬

gebiete der Marshall -, Brown - und Providence -Jnseln . . . . . I . 218.
1. April 1890 . Bekanntmachung , betr. den Handel mit Spiritussen in Deutsch-

Südwestafrika . I . 113.
1. April 1890 . Bekanntmachung , betr . die Verleihung von Minenkonzesfionen durch

Häuptlinge in der Interessensphäre von Südwestafrika . . . . I . 101.
11. April 1890. Verordnung , betr. das Verbot der Ausfuhr von Kriegsmaterial aus

dem Togogebiet nach Dahomcy während der Dauer der Blockade I . 72.
17. April 1890 . Verordnung , betr. die Erhebung von persönlichen Steuern in Jaluit I . 239.

5. Mai 1890 . Vertrag über die Einrichtung und den Betrieb einer regelmäßigen
deutschen Postdampfewerbindung mit Ostafrika . I . 148.

6. Mai 1890 . Verordnung , behufs Uebertragung der Befugnisse des ehemaligen
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Chronologisches Verzeichnis; zur deutschen Kolonial-Gefetzgebung. VII

Theil Nr. Seite

Landeshauptmanns auf den Kaiserlichen Kommissar für das Schutz¬
gebiet der Neu-Guinea-Kompagnie . . : . . 1. 172. 440

9. Mai 1890. Vertrag über die Einrichtung und den Betrieb einer regelmäßigen
deutschen Postdampferverbindungmit Ostafrika . . 1. 148. 396

23. Mai 1890. Verfügung, behufs Uebertragung konsularischer Befugnisse auf den
Kommissar für das Schutzgebiet der Neu-Guinea-Kompagnie. . . I . 173. 441

1. Juli 1890. Abkommen zwischen Deutschland und England . I. 27. 92
2. Juli 1890. General-Akte der Brüsseler Antisklavereikonferenz nebst Deklaration I. 29. 127

14. Juli 1890. Verordnung, betr. Beschwerden gegen Entscheidungen der Bergbehörde
in Südwestafrika . I. 105. 310

22. Juli 1890. Verordnung, betr. Aufstellung einer Statistik . I . 47. 231
25. Juli 1890. Vertrag zwischen dein Deutschen Reich und den: Kongo-Staate über

die Allslieferung der Verbrecher und die Gewährung sonstiger Rechts¬
hülfe in Strafsachen zwischen den deutschen Schutzgebieten iir Afrika
und dem Gebiete des Kongo-Staates . . . i . I . 18. 41

2. Aug. 1890. Verordnung, betr. die Erhebung von Gewerbesteuern in den Marshall-
Jnseln . . ' . . I . 238. 620

10. Aug. 1890. Verordnung, betr. die Rechtsverhältnisse in dem südwestafrikanischen
Schutzgebiet . I. 98. 283

27. Aug. 1890. Dienstanweisung, betr. die Ausübung der Gerichtsbarkeit in dem
südwestafrikanischen Schutzgebiet . I . 99. 287

27. Aug. 1890. Verordnung zum Zwecke der Aufstellung einer Ein- und Ausfuhr¬
statistik für Togo . l. 83. 267

3. Sept . 1890. Verordnung, betr. den Kautschukhandel in Ostafrika . I . 141. 388
10. Okt. 1890. Allerhöchster Erlaß, betr. die Errichtung eines Kolonialraths . . I. 2 3
10. Okt. 1890. Verfügung des Reichskanzlers zur Ausführung des Allerhöchsten

Erlasses, betr. die Errichtung eines Kolonialraths . I. 3. 4. 4-6
27. Okt. 1890. Verordnung, betr. die Erhebung einer Firmenabgabe in Togo . . I . 93. 278
17. Nov. 1890. Vereinbarung mit Frankreich über die Erwerbung der festländisch eil

Besitzungen des Sultans von Zanzibar und der Insel Mafia durch
Deutschland . I. 120. 324

20. Nov. 1890. Vertrag zwischen der Reichsregierung und der Deutsch-Ostafrikanischcn
Gesellschaft . ' . . . I. 139. 382

23. Nov. 1890. Verordnung, betr. die gesundheitspolizeiliche Kontrolle der den Hafen
von Kamerun anlaufenden Schiffe . . I. 55. 237

14. Dez. 1890. Verordnung, betr. den Verkauf von Hinterladern und Munition in Togo I . 79. 262
OhneDat.1891. Die vom Kolonialrath gefaßten Beschlüsse, betr. die Zulassung aus¬

ländischer Gesellschaften zum Geschäftsbetrieb in den Schutzgebieten
und die Berechtigung der Eingeborenen zu Verfügungen öffentlich
rechtlicher Natur . I . 6. 8

1. Jan . 189l . Verordnung, betr. die Rechtsverhältnisse in Deutsch-Ostafrika . . I. 135. 364
1. Jan . 1891. Verfügung, betr. die Ausübung konsularischer Befugnisse und den

Erlaß polizeilicher und sonstiger die Verwaltung betreffender Vor¬
schriften in Deutsch-Ostafrika . . I. 124- 026

11. Jan . 1891. Verordnung, betr. die Ausübung der Jagd auf Paradiesvögel in
Neu-Guinea . . 1. 196- 515

12. Jan . 1891. Dienstanweisung, betr. die Ausübung der Gerichtsbarkeit in Deutsch-
Ostafrika . I. 136. 368

4. Febr. 1891. Verordnung, betr. die Meldepflicht der Nichteingeborenen in Kamerun I . 42. 227
10. Febr. 1891. Verordnung, betr. die von den Seeschiffen in Kamerun zu ent¬

richtenden Hafenabgaben. 1. 54. 236
14. Febr. 1891. Allerhöchster Erlaß, betr. die Führung des Prädikats Excellenz durch

den Gouverneur von Deutsch-Ostafrika . I . 121. 325
5. März 1891. Vorschriften, betr. die von dem Gouverneur von Deutsch-Ostafrika

zu führende Flagge und das ihm gegenüber von der Kaiserlichen
Marine zu beobachtende Ceremoniell . l. 252. 685

22. März 1891. Gesetz, betr. die Kaiserliche Schutztruppe für Deutsch-Ostafrika . . I. 128. 330
9. April 1891. Allerhöchste Ordre, bstr. die Organisatorischen Bestimmungenfür die

Kaiserliche Schutztruppe für Deutsch-Ostafrika . I . 129. 334
4. Mai 1891. Runderlaß der Kolonial-Abtheilung, betr. die Jahresberichte der

Schutzgebiete . 1K. 136. 156
15. Mai 1891. Gouvernementsbefehl, betr. den Erwerb von Grundeigenthumdurch

Beamte und Militärpersonen in Ostafrika . 1. 127. 330
15. Mai 1891. Verordnung, betr. die Freihaltung der Straßen nach Walfischbai . 1. 111. 316
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17 . Mai 1891.
17 . Mai 1891.

25 . Mai 1891.
26 . Mai 1891.
26 . Mai 1891.

3. Juni 1891.

3 . Juni 1891.

15. Juni 1891.

16. Juni 1891.

18. JuniL.1891.

21 . Juni 1891.
26 . Juni 1891.

9. Juli 1891.

28 . Juli 1891.

1. Aug. 1891.
1 . Aug. 1891.
1. Aug. 1891.
8 . Aug. 1891.

1. Sept . 1891.
1. Sept . 1891.
2 . Sept . 1891.

7. Sept . 1891.

29 . Sept . 1891.

1. Okt. 1891.

27 . Okt. 1891.
17. Nov. 1891.
19 . Nov . 1891.

21. Nov. 1891.

21 . Nov. 1891.

25 . Nov. 1891.
24 . Dez. 1891.

OhneDat .1892.
4. Jan . 1892.

10 . Jan . 1892.

13. Jan . 1892.

1. Febr . 1892.

13. Febr . 1892.

8. März 1892.

Theil Nr. Seite
Verordnung für die Frachtfahrer von und nach Walfischbai . . . I . 112. 316
Verordnung , betr. das Verbot der Anwerbung und Fortführung von
Berg -Dainaras des südwestafrikanischen Schutzgebietes . 1. 117. 322
Verordnung , betr. die Erhebung einer Firmenabgabe in Togo . . I . 93. 278
Verordnung , betr. die Abänderung des Zolltarifs für Kamerun . I . 62. 245
Verordnung , betr . die Erhebung einer Gebühr für das Schlagen
von Bauhölzern auf dem in: Eigenthum des Kaiserlichen Gouver¬
nements für Deutsch-Ostafrika befindlichen Grund lind Boden . . I . 158 . 427
Allerhöchster Erlaß , betr . die Rangverhältnisse und Uniformen der
Kaiserlichen Beamten in Deutsch-Ostafrika . I . 122. 325
Verordnung , betr . das strafgerichtliche Verfahren gegen die Militär-
personen der Kaiserlichen Schutztruppe für Deutsch-Ostafrika . . . I . 132. 358
Verordnung zum Zwecke der Aufstellung einer Ein - und Ausfuhr-
statistik in Togo . I . 83. 267
Allerhöchste Ordre , betr . die Ehrengerichte der deutschen Offiziere der
Kaiserlichen Schutztruppe für Deutsch-Ostasrika . l . 133. 362
Verordnung , betr. die Einführung einer Hafengebühr für einheimische
Fahrzeuge (Dhaus ) des deutsch-ostafrikanischen Schutzgebietes . . I . 150. 407
Polizeiverordnung für Togo . I . 73. 255
Bekanntmachung , betr . die Einführung einer Abgabe für die Be¬
nutzung der Wasserstelle in Otyimbingue . I . 116. 321
Gouvernementsbefehl , betr. die zollamtliche Behandlung der Kaiser¬
lichen Kriegsschiffe in Deutsch-Ostafrika . I . 156. 426
Verordnung , betr. die Ertheilung des Rechts zur Führung der Reichs¬
flagge an Eingeborene des deutsch-ostafrikanischen Schutzgebietes . I . 162. 431
Verordnung , betr. die Besteuerung von geistigen Getränken in Ostafrika I . 159 . 428
Verordnung , betr . die Erhebung einer Verbrauchssteuer in Ostafrika I . 160. 429
Verordnung , betr . die Ausübung des Schankgewerbes in Ostafrika I . 142. 389
Cirkularerlaß , betr. Hafengebühren für einheimische Fahrzeuge des
deutsch-ostafrikanischen Schutzgebietes . ' . 1. 151. 408
Verordnung , betr. den Freikauf von Sklaven in Ostafrika . . . I . 163. 431
Verordnung , betr . Eigenthumserwerb an Grundstücken in Ostafrita I . 137. 379
Verordnung , betr . den Verkauf von Opium und gleichartigen Genuß¬
mitteln in Ostafrika . . . I . 143 . 390
Verordnung , betr . die Erhöhung der Gebühren für das summarische
Gerichtsverfahren in Kamerun . I . 68 . 252
Quarantäne -Ordnung für das Schutzgebiet der Neu-Guinea -Kom-
pagnie . 1. 200 . 518
Verordnung , betr. das Löschen und Laden an Sonn - und Feiertagen
in Togo . I . 86 . 269
Bekanntmachung , betr . Gestellung von Lootsen in Ostafrika . . . I. 149 . 407
Quarantäne -Ordnung für das Schutzgebiet der Marshall -Jnseln . 1. 237 . 618
Verordnung , betr. die gesundheitliche Kontrolle der als Arbeiter an¬
geworbenen Eingeborenen in Neu-Guinea . I . 212 . 553
Gouvernementsbefehl , betr . Theilung der Kaiserlichen Schutztruppe
in eine eigentliche Schutztruppe und Polizeitruppe in Ostafrita . . 1. 130. 353
Verordnung , betr . die Erhebung eines Einfuhrzolles von Geweben
und den demgemäß vervollständigten Zolltarif in Kamerun . . . I . 63. 246
Hafenordnung für den Hasen von Dnr -es-SalLm . I . 152. 409
Verordnung , betr. die Anwerbung von Eingeborenen des Togo¬
gebietes zu Diensten außerhalb des Schutzgebietes . I . 95. 280
Allerhöchste Verordnung , betr . Verleihung von Kriegermedaillen . 11. 1. 1
Verordnung , betr . die Ausübung der Jagd in Südwestafrika . . I . 109. 314
Verordnung , betr. die Einrichtung von zollfreien Niederlagen in den
Häfen von Deutsch-Ostafrika . . . 1. 155 . 422
Verordnung , betr . die Zollbefreiung christlicher Missionsgesellschaften
innerhalb des deutschen Schutzgebietes in Ostafrita . I . 157. 426
Gouvernementsbefehl , betr. Theilung der Kaiserlichen Schutztruppe
in eine eigentliche Schutztruppe und Polizeitruppe in Ostafrika . . I . 131. 354
Verordnung , betr . die Meldepflicht der Europäer im deutsch-ost¬
afrikanischen Schutzgebiete . I . 140. 388
Verordnung für den Hafen von Kamerun , betr. das Löschen und
Laden an Sonn - und Feiertagen . I . 58. 239
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Theil Nr. Seite
9. März 1892 . Gouvernementsbefehl , betr . die Tagegelder der Beamten in Ostafrika I . 125 . 327

10. März 1892 . Runderlaß der Kolonial -Abtheilung, ' betr . die Jahresberichte der
l Schutzgebiete . . IV . 137. 157
! 15. März 1892 . Bekanntmachung zur Verordnung vom 23. November 1890, betr.

gesundheitliche Maßregeln im Hafen von Kamerun . I. 56. 238
15. März 1892 . Instruktion zum Vollzug der Verordnung vom 23. November 1890,

betr. gesundheitspolizeiliche Maßregeln im Hafen von Kamerun und
zur Bekanntmachung von heute . . . s . 1. 57 . 238

17. März 1892 . Bekanntmachung , betr . die Verzollung von Geweben in Kamerun . I. 64. 247
^ 21. März 1892 . Erlaß , betr . die Anlegung und Verwerthung der Ersparnisse der
l Beamten in den Schutzgebieten und des deutschen Personals bei
j den Schutztruppen . . . I . 13. 21
! 30. März 1892 . Gesetz über die Einnahmen und Ausgaben der Schutzgebiete . . l . 5 . 7

1. Mai 1892 . Nachtragsverordnung zu der Verordnung über den Erwerb von
Grundeigenthum im südwestafrikanischen Schutzgebiete vom 1. Ok¬
tober 1888, betr. den Abschluß von Pachtverträgen daselbst . . . I . 103 . 299

16. Mai 1892 . Verordnung wegen Abänderung der Verordnung , betr. Einführung
eines Eingeborenen -Schiedsgerichts für den Duallastamm . . . . I . 67 . 251

25. Mai 1892 . Verordnung , betr . die Erhöhung des Einfuhrzolles auf Spirituosen
in Togo .' . ' . . 1. 92 . 276

15. Juni 1892 . Verordnung , betr. die dem Landeshauptmann der Neu-Guinea -Kom-
pagnie zustehenden richterlichen und Verwaltungsbefugnisse . . . I . 174. 442

19. Juni 1892 Verordnung , betr. Aufstellung einer Statistik in Kamerun . . . I . 48 . 232
9. Juli 1892 . Verordnung , betr. die Einführung von Feuerwaffen jeder Art und

die dabei zu erfüllenden Förmlichkeiten in Ostafrika . I . 144. 390
1. Aug. 1892 . Gouvernementsbefehl , betr . die Tagegelder der Beamten in Ostafrika I . 126. 329

10. Aug . 1892 . Verordnung , betr. die Einfuhr von Feuerwaffen und Munition in
Südwestafrika . 1 114. 318

! 4. Sept . 1892 . Verordnung , betr . den Diensteid der in den deutschen Schulzgebieten
angestellten Beamten . I. 14. 22

6. Sept . 1892 . Verordnung , betr. das Bergwesen im südwestafrikanischen Schlitz-
gebiet . I . 106 310

1 16. Sept . 1892 . Verordnung , betr . die Einfuhr von Schußwaffen und Munition in
j Togo . I . 80 . 262
l 16. Sept . 1892 . Ausführungsbestimmungen zu der Verordnung vom 16. September

1892, betr. die Einfuhr von Schußwaffen und Munition in Togo 1. 81 . 264
s 20. Sept . 1892 . Verordnung , betr. die Verhütung der Einschleppung ansteckender
! Krankheiten in Togo . I . 87 . 269
! 20. Sept . 1892 . Bekanntmachung , betr . die gesundheitliche Kontrolle der Rhcde von
! Klein-Popo . 1 88 . 270
- 30. Sept . 1892 . Allerhöchster Erlaß , betr . die Rangverhältnisse und Uniformen der
j Kaiserlichen Beamten in Deutsch-Ostafrika . l . 123. 326

30. Sept . 1892 . Verordnung , betr. die Haftbarkeit und Sicherheitsleistung voll Kara¬
wanen innerhalb des deutschen Schutzgebietes in Oftasrika . . . I. 146 . 393

10. Okl. 1892 . Verordnung , betr . die Meldepflicht der Europäer in Togo . . . 1. 74. 257
1. Nov . 1892 . Verordnung , betr . den Handelsbetrieb an Bord von Schiffen auf

den Rheden des Togogebietes . I. 81 . 268
s 8. Nov . 1892 Verordnung , betr . die Eheschließung und die Beurkundung des Per-
! sonenstandes für das südwestafrikanische Schutzgebiet . 1. 107. 313
! 8. Nov. 1892 . Verordnung über die Führung der Reichsflagge . I . 251 . 684

20. Nov . 1892. Verordnung , betr . die Ausfuhr von Rindvieh aus Togo . . . . l . 75 258
24. Nov . 1892 . Verordnung , betr . das Lagern von Schießpulver in Klein-Popo und

' Umgegend . I. 82 . 266
28. Nov. 1892 . Verordnung , betr . das Schürfen im Schutzgebiet von Kamerun . 1. 39 . 221
29. Nov . 1892. Verordnung , betr. die Ausübung der Jagd auf Elefanten und

Flußpferde in Kamerun . I. 43. 228
16. Dez. 1892. Verordnung , betr. Ausstellung einer Statistik für Kamerun . . . I . 48. 232
27. Dez. 1892 Verordnung , betr . die Jagd auf Paradiesvögel im Kaiser Wil¬

helmsland . >1- 2. 1
OhneDat .1893 . Allerhöchste Bekanntmachung , betr. Verleihung der Rothen Adler-

Medaille an Eingeborene der Schutzgebiete . II . 61. 67
15. Jan . 1893 . Verordnung , betr. die Befreiung der in Sklaverei gehaltenen Per¬

sonen in Togo . l . 96 . 281
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15 . Jan . 1893.

16. Jan . 1893.

16. Ion . 1893.

17. Ion . 1893.

17. Jan . 1893.

17. Febr . 1893.

20 . Febr . 1893.

März 1893.
1. März 1893.

13. März 1893.

14. März 1893.

16. März 1893.

1«;. März 1893.

25 . März 1893.

25 . März 1893.

1. April 1893.

1. April 1893.
2 . April 1893.

14 . April 1893.

15. April 1893.

24 . April 1893.

1. Mai 1893.

13. Mai 1893.

22 . Mai 1893.

25 . Mcn 1893.

2. Juni 1893.

7. Juni 1893.
14. Juni 1893.

20 . Juni 1893.

1. Juli 1893.
6. Juli 1893.

392

4
410

Theil Nr. Seite
Verordnung des Kommissars für Togo , betr . die Befreiung der in
Sklaverei gehaltenen Personen . H . 3 . 2
Verordnung , betr. die Erhebung einer Steuer von den innerhalb
des Schutzgebietes hergestellten Spiritussen in Ostafrika . . . . I - 161. 430
Verordnung des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . die Er¬
hebung einer Steuer von den innerhalb des Schutzgebietes her¬
gestellten Spirituosen . 11- 4. 3
Verordnung , betr . das Verbot der Einfuhr und des Umlaufs fremder
Kupfermünzen in Ostafrika . I . 145
Verordnung des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . das
Verbot der Einfuhr und des Umlaufs fremder Kupfermünzen . . II . 5
Verordnung , betr . Ausführungsbestimmungen zu der Generalakte
der Brüsseler Antisklaverei -Konferenz . I . 138.
Allgemeine Verfügung , betr . die in den deutschen Schutzgebieten zu
erledigenden Ersuchungsschreiben der Justizbehörden . II . 6
Zollordnung für Deutsch-Ostafrika . I . 153
Verordnung des Gouverneurs von Deutsch- Ostafrika, betr . die
Führung der Reichsflagge durch einheimische Schiffe sowie die
Ausfertigung von Musterrollen und Pafsagierlisten . II . 7
Verordnung , betr . die Einfuhr und den Vertrieb von geistigen Ge¬
tränken in dein südwestafrikanischen Schutzgebiet . II . 8
Verordnung , betr . das Lagern von Schießpulver in Klein-Popo und
Umgegend . II . 9
Verordnung , betr. die Einfuhr von Schußwaffen und Munition in
Kamerun.
Tarif für die Lagerung von Feuerwaffen und Munition im öffent¬
lichen Lagerhause von Kamerun.
Verordnung , betr. das Lagern von Schießpulver in Lome und
Umgegend.
Allerhöchster Erlaß , betr . die Verleihung von Krieger-Verdienst¬
medaillen an farbige Angehörige der Schutztruppen.
Bekanntmachung , betr . Bergwerksgerechtsame im südwestafrikanischen
Schutzgebiete.
Zollordnung für das ostafrikanische Schutzgebiet.
Verordnung , betr . das Aufgebot von Landansprüchen in: südwest¬
afrikanischen Schutzgebiet.
Abkommen zwischen der deutschen und englischen Regierung über die
Festsetzung der Grenze zwischen dem Kamerun - und dem Oelfluß-
Gebiet . I . 256
Erlaß , betr . Abänderung des 15 der Instruktion vom 1. März
1871 zu den: Gesetz vom 4. Mai 1870, betr. Personenstand . . . I . 254 . 689
Verfügung , betr . eine Abänderung der Quarantäne -Verordnung für
das Schutzgebiet der Ncu-Guinea -Kompagnie vom 29. Sept . 1891
Allgemeine Verfügung , betr. die in den Schutzgebieten zu erledigenden
Ersuchungsschreiben . .
Gouvernementsbefehl , betr . Aufhebung der Hafen- und Meßbrief-
Gebühr für einheimische Fahrzeuge in Ostafrika.
Gesetz, betr . einige Abänderungen und Ergänzungen der Militär¬
pensionsgesetze rc. . .
Verbot der Ausfuhr von Rindvieh aus dem ostafrikanischen Schutz¬
gebiete . .
Bundesrathsbeschluß , betr . Anwendung der vertragsmäßigen Zollsätze
auf die Erzeugnisse der deutschen Kolonien und Schutzgebiete . .
Runderlaß , betr . Erlaß der Holzschlaggebühr in Ostafrika . . .
Verordnung des Kaiserlichen Konsuls in Sansibar , betr . die Ein¬
und Ausfuhr von Feuerwaffen und deren Munition sowie den
Handel mit solchen innerhalb des britischen Protektorates Sansibar
Ergänzungsverordnung zu der Verordnung des Gouverneurs von
Ostafrika, betr . die Führung der Reichsflagge durch einheimische
Schiffe sowie die Ausfertigung von Musterrollen und Passagierlisten
vom 1. März 1893 .
Verordnung , betr . die Handelsstatistik in Togo.
Bundesrathsbeschluß , betr . die Hanseatische Land -, Minen - lind
Handelsgesellschaft für Deutsch-Südwestafrika.
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Theil Nr. Seite
19. Juli 1893. Verfügung des Reichskanzlers, betr. Abänderung von Bestimmungen

des für das Schutzgebiet der Neu-Guinea-Kompagnie gültigen Kosten¬
tarifs für Grundbuchsachen. ' . II. 26. 30

25. Juli 1893. Abkommen zwischen der deutschen und englischen Regierung über
die Festsetzung der Grenze zwischen dein Kilimandscharo und der
ostafrikanischen Küste. II. 27. 31

28. Juli 1893. Bundesrathsbeschluß, betr. die Usambara-Kasfeebau-Gesellschaft. . II. 28. 32
1. Aug. 1893. Verordnung, betr. den Geldverkehrbei den öffentlicheil Kassen des

südwestafrikanischen Schutzgebietes . II. 29. 34
2. Aug. 1893. Verfügung, betr. Ausschluß'außerdeutschen Geldes von den öffentlichen

Kassen Togos . II. 30. 3»
10. Aug. 1893. Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. Einreichung

der Flaggenatteste an das Internationale Bureau in Sansibar. . II. 31. 35
13. Aug. 1893. Allerhöchste Verordnung, betr. die in den deutschen Schutzgebieten

voll den Regierungsfahrzeugen und den Regierungsgebnndeneinzelner
Verwaltungen»Lo offen- und Zollverwaltung» zu führenden Flaggen II. 32. 35

21. Aug. 1893. Allerhöchste Kabinets-Ordre, betr. die Führung der Kriegsflagge
seitens der Kaiserlichen Schutztruppe für Ostasrika. . . . . . II. 33. 36

24. Aug. 1893. Verordnung, betr. die Ausübung der Perlfischerei in Deutsch-Ost¬
afrika . II. 34. 37

1. Sept. 1893. Verordnung, betr. das Ileberführen von Eingeborenen des Schutz¬
gebietes der Marshall-Jnseln nach außerhalb des Schutzgebietes be-
legenen Plätzen. . II. 35. 37

18. Sept. 1893. Verbot, betr. Einführung von Maria Theresia-Thalern in Deutsch-
Ostafrika. II. 36. 38

19. Sept. 1893. Allerhöchste Verordnung, betr. die Ertheilung des Rechts zur Führung
der Reichsflagge an Eingeborene des Schutzgebietes der Marshall-
Jnseln . ". II. 37. 38

20. Sept. 1893. Verordnung, betr. das Verbot der Einfuhr und des Umlaufs der
Mombnffa-Rupien in Deutsch-Ostasrika. II. 38. 38

21. Sept. 1893. Verfügung, betr. Abänderungen der Verordnung des Landeshaupt¬
manns des Neu-Guinea-Schutzgebietes vom 22. Februar 1887, betr.
die Durchführung des Gesetzes vom 4. Mai 1870 über die Ehe¬
schließung und die Beurkundung des Personenstandes. II. 39. 39

23. Sept. 1893. Runderlaß des Gouverneurs, betr. die Errichtung von Rechtsgeschäften
Farbiger in Deutsch-Ostafrika. II. 40. 39

3. Okt. 1893. Ergänzungsverordnung des Gouverneurs von Deutsch- Ostasrika,
betr. Ausfuhr von Rindvieh . II. 41. 41

3. Okt. 1893. Verordnung, betr. Abänderung des st7 der Verordnung vom 8. No¬
vember 1887 über Erhöhung der Zölle in Kamerun . II. 42. 42

15. Okt. 1893. Verordnung, betr. die Aufhebung der Verordnung vom 18. April
1886, betr. Verpfändung von Elfenbein in Kamerun . II. 43. 42

30. Okt. 1893. Zolltarif für Deutsch-Ostafrika. II. 44. 42
4. Nov. 1893. Verordnung, betr. die Erhebung einer Erbschaftssteuer und die Rege¬

lung von Nachlässen Farbiger en Deutsch-Ostafrika. II. 45. 46
5. Nov. 1893. Verordnung des Landeshauptmanns, betr. die Zollerhebung in Togo II. 46. 48
9. Nov. 1893. Verordnung, betr. Einführung der öffentlichen Trichinenschau im

Stadtbezirk Dar-es-Salüm . II. 47. 48
10. Nov. 189 3. Erlaß des Reichskanzlers, betr. Grunderwerb der Beamten in den

Schutzgebieten. II. 48. 53
13. Nov. 1893. Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. Erhebung

einer Naturalabgabe . II 49. 53
13. Nov. 1893. Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. Führung

der Reichskriegsflagge und der Reichsdienstflagge. II. 50. 54
15. Nov. 1893. Abkommen zwischen Deutschland und England über die Abgrenzung

der beiderseitigen Interessensphären in den vom Golf von Guinea
nach dem Innern sich erstreckenden Gebieten . II. 51. 54

17. Nov. 1893. Allerhöchste Verfügung, betr.Einführung des Titels Landeshauptmann II. 52. 57
29. Nov. 1893. Runderlaß, betr. Quarantäneordnung für das Deutsch-Ostafrikanische

Schutzgebiet. II. 53. 58
30. Nov. 1893. Verfügung, betr. eine Abänderung der Verordnung, betr. die Anwer¬

bung und Ausführung von Eingeborenen des Schutzgebiets der Neu-
Guinea-Kompagnie als Arbeiter von: 15. August 1888 . . . -II.  54 . 62

1. Dez. 1893. Verfügung zur Ausführung der Kaiserlichen Verordnung, betr. die
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l

Theil Nr. Seite
Eheschließung und die Beurkundung des Personenstandes sür das
südwestafrikanische Schutzgebiet vorn 8. November 1892 . . . . 11. 55 . 63

9. Dez. 1893 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Kamerun , betr . Ein¬
führung eines Eingeborenen -Schiedsgerichts für den Viktoriabezirk II . 56 . 63 >

11 . Dez. 1893 . Verordnung , betr. die Auswanderung der Eingeborenen des Kaiser- -
lichen Schutzgebietes von Kamerun . II . 57. 64 f

12 . Dez. 1893 . Ausführungsbestimmungen zur Allerhöchsten Ordre , betr . die Führung
der Kriegsflagge seitens der Schutztruppe für Deutsch-Ostafrika . . II . 58 . 65

12. Dez. 1893 . Bekanntmachung, betr . Aufhebung der ausschließlichen Handels¬
berechtigungen in Kamerun . II . 59. 65

21. Dez. 1893 . Vereinbarung zwischen den: Gouvernement und der Postverwaltung,
betr . den Postverkehr nach den Jnnenstationen Deutsch-Ostasrikas . II . 60. 66

OhneDat .1894 . Abgrenzung der deutschen und portugiesischeil Gebiete in Ostafrika II . 124 . 135
2. Jan . 1894 . Bekanntmachung , betr . das Aufgebot von Landansprüchen in Süd-

Namaqunland . II . 62. 67
7. Jan . 1894 . Bekanntmachung , betr. die Auswanderung chinesischer Kulis aus

dem Schutzgebiete der Neu-Guinea -Kompagnie nach Australien . . 11. 63 . 67
15. Jan . 1894 . Verordnung über die Enteignung voll Grundeigenthum in Deutsch- ,

Ostafrika . ' . ' . ' . II . 64 . 68
24 . Jan . 1894 . Erlaß des Reichskanzlers , betr . Veranlagung der Beamten zur preu¬

ßischen Einkommensteuer . II . 65. 71
1. Febr . 1894 . Verordnung , betr . Einführung von Gewehren und Munition , sowie

Ausübung der Jagd in Deutsch-Ostafrika . II . 66. 71 !
12. Febr . 1894 . Runderlaß , betr. Förderung der Seidenraupenzucht in Deutsch-Ost-

afrika . ' . . . II . 67. 72
14 . Febr . 1894 . Runderlaß , betr . Aenderung der Zollordnung für Deutsch-Ostafrika

vom 1. April 1893 II . 68 72 ^
15 . Febr . 1894 . Bekanntmachung , betr . Versicherung des Privatgepncks der Beamten

und Militärs der Schutzgebiete . II . 69. 73
17 . Febr . 1894 . Verordnung , betr . den Ausschank und den Verkauf vou geistigeil

Getränken in Deutsch-Ostafrika . II . 70. 73
21. Febr . 1894 . Verfügung des Reichskanzlers , behufs Uebertraguug konsularischer

Befugnisse auf den Landeshauptmann für das Schutzgebiet der Neu-
Guinea -Kompagnie . II . 71. 74

24 . Febr . 1894 . Uebereinkunft zwischen Deutschland und Großbritannien über die
Einführung eines einheitlichen Zollsystems für Togo und das Gebiet
der Goldküste östlich vom Volta . II . 72. 75

27 . Febr . 1894 . Verordnung , betr. Abänderung der Verordnung über den Eigen¬
thumserwerb an Grundstücken in Deutsch- Ostafrika, vom 1. Sep¬
tember 1891 . II . 73. 79

1. März 1894 . Ergänzung der Verordnung vom 16. September 1892 , betr. die
Einfuhr von Feuerwaffen , Munition und Schießpulver in Togo . II . 74. 79

3. März 1894. Verordnung , betr. Niederlassungen und Neuballten in Klein-Popo
und Lome . II . 75. 79

7. März 1894 . Verbot des Landeshauptmanns , betr. Führung der sogenannteil
Marschall-Flagge . II . 76. 80

13. März 1894 . Gouvernementsbefehl , betr . die Annahme der Zwei -Rupienstücke an
deil öffentlichen Kassen Deutsch-Ostafrikas . II . 77. 80

15. März 1894 . Abkommen zwischen Deutschland und Frankreich, betr . die Abgren¬
zung des Schutzgebietes von Kamerun und der Kolonie des franzö¬
sischen Kongo, sowie über die Festsetzung der deutschen und franzö¬
sischeil Interessensphäre im Gebiete des Tschadsees . II . 78. 80

5. April 1894 . Verordnung , betr. die Auszahlung von Krankenlöhnung an Mann¬
schaften der Schutztruppe für Deutsch-Ostafrika . II . 79. 87

6. April 1894 . Verordnung , betr. die Einführung des deutschen Maß -, Gewichts-
und Münzsystems für das Schutzgebiet von Kamerun . II . 80. 87

22 . April 1894. Allerhöchste Verordnung , betr . die Rechtsverhältnisse der Landes¬
beamten in Deutsch-Ostafrika . II . 81. 88

2. Mai 1894 . Allerhöchste Verordnung , betr. die Regelung der Verwaltung und -
Rechtspflege in den zu den Schutzgebieten nicht gehörigen Theilen
der deutschen Interessensphären in Afrika . II . 82. 90 s

2. Mai 1894 . Verordnung , betr. die Längenbezeichnung der Handelsgewebe in ;
Kamerun . II . 83. 90 z



Chronologisches Verzeichniß zur deutschen Kolonial -Gesetzgebung. XIII

3. Mai 1894 . Verordnung für Kamerun zum Schutze gegen die Verfälschung der
zur Ausfuhr bestimmten Landeserzeugnisse ' . ll . 84 . 91

3. Mai 1894 Allerhöchste Verordnung , betr. Aenderungen zu den Organisatorischen
Bestimmungen für die Kaiserliche Schutztruppe in Deutsch-Ostafrika II . 85. 92

5. Mai 1894 . Vertrag zwischen dem Deutschen Reich und Großbritannien über die
Auslieferung der Verbrecher zwischen den deutschen Schutzgebieten
sowie anderen von Deutschland abhängigen Gebieten und den Ge¬
bieten Ihrer Großbritannischen Majestät ' . II . 86 . 93

6. Mai 1894 . Versügung des Reichskanzlers, betr. Doppelrechnung der Dienstzeit
der in den Schutzgebieten von Kamerun , Togo und Deutsch-Ostafrika
angestellten Lnndesbeamten . II 87. 97

6. Mai 1894 . Verordnung , betr. das Lagern von Schießpulver in Lome . . .11.  88 . 97
10. Mai 1894 . Verordnung , betr . die Gebühren für das summarische Gerichtsver¬

fahren in Kamerun . II . 89 . 98
18. Mai 1894 . Verordnung , betr . Privattransitläger in Togo . II . 90. 99
25. Mai 1894 . Verordnung , betr . Abänderung und Ergänzung der Verordnung voin

9. Juli 1892 über die Einführung von Feuerwaffen in Deutsch-
Ostafrika . II . 91 . 100

26. Mai 1894 . Erlaß des Reichskanzlers , betr . Unabkömmlichkeit des Personals der
Schutzgebiete bei Mobilmachungen . II . 92 . 101

4. Juni 1894 . Verfügung , betr . die Uebertragung konsularischer Befugnisse auf den
Kaiserlichen Richter des Schutzgebietes der Neu-Guinea -Kompagnie
zu Herbertshöh . II . 93 . 101

14. Juni 1894 . Verfügung , betr . die Uebertragung konsularischer Befugnisse auf den
Kaiserlichen Richter des Schutzgebietes der Neu-Guinea -Kompagnie
zu Friedrich Wilhelmshafen . . . II . 94. 102

15. Juni 1894 . Bekanntmachung der Kaiserlichen Landeshauptmannschaft von Togo
über die Zollbehandlung von Packeten . II . 95. 102

20. Juni 1894 . Erlaß des Reichskanzlers , betr . Meldepflicht der Kolonialbeamten
während ihres Heimathsurlaubes . II . 96. 103

25. Juni 1894 . Runderlaß des Reichskanzlers an die Kaiserlichen Gouvernements
und Landeshauptmannschaften der Schutzgebiete, betr. die Beerdigung
von Marineangehörigen im Auslande . II . 97. 103

1. Juli 1894 . Verordnung , betr. Verbot der Bereitung von Tembo sPalmwein)
in Deutsch-Ostafrika . II . 98. 104

3. Juli 1894 . Bezirks-Polizeiverordnung , betr. das Verhältniß der Arbeitgeber zu
den Arbeitern in Südwestafrika . II . 99. 104

6. Juli 1894 . Aenderung der Verordnung vom 18. Mai 1894. betr. Privatnieder¬
lagen unter Zollverschluß in Togo . II . 100 . 105

11. Juli 1894 . Runderlaß , betr . Erhebung der Erbschaftssteuer in Deutsch-Ostafrika II . 101. 105
15. Juli 1894 . Verordnung , betr. Lade- und Löschgebühren auf den Rheden Togos II . 102. 105
16. Juli 1894 . Verbot des Anbauens von Mama unter den Telegraphenlinien in

Deutsch-Ostafrika . . II . 103 . 106
24. Juli 1894 . Allerhöchste Verordnung über die Rechtsverhältnisse an unbeweglichen

Sachen in Deutsch-Ostafrika . II - 104. 106
1. Aug . 1894 . Verordnung , betr . die Ausprägung von Neu-Guinea -Münzen . . II . 105 . 119
2. Aug. 1894 . Landespolizei -Verordnung , betr . die Ernennung von Sachverstän-

digen-Kommissionen für Lungenseuche in Südwestafrika . . . . II . 106 . 120
4. Aug. 1894 . Verordnung , betr . die Wald - und Feldbrände in Südwestafrika . II . 107. 122
7. Aug . 1894 . Verordnung , betr. den Schutz der Holzbestände im Bezirk Windhoek II . 108 . 122

25. Aug. 1894 . Runderlaß , betr . Abgrenzung der einzelneil Bezirke in Deutsch-Ost-
afrika . II . 109 . 123

25. Aug. 1894 . Verordnung , betr . den Betrieb des Handels im Schutzgebiet der Neu-
Guinea -Kompagnie durch in demselben nicht einheimische Schiffer . II . 110. 125

30. Aug . 1894 . Runderlaß , betr . Meldepflicht der in Deutsch-Ostafrika sich nieder¬
lassenden Aerzte . II - 111- 127

10. Sept . 1894 . Verordnung , betr. den Kleinverkauf und Ausschank von Spiritussen
in Togo . 11- 112- 127

11. Sept . 1894 . Verordnung , betr. Vergütung für durch Bruch verpackter Genever-
flaschen entstandene Verluste . - - , - H'

16. Sept . 1894 . Verordnung des Reichskanzlers , betr . Abgrenzung der Jurisdiktions¬
bezirke in Deutsch-Ostasrika . 11- 114- 129
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Theil Nr. Seite
22 . Sept . 1894 . Verordnung , betr. das Anpflanzen, von jungen Kokosnußbäumen auf

den Marsball -Jnseln . 1l . 115 . 129
26 . Sept . 1894 . Verordnung , betr . Einführung eines Eingcborenen -Schiedsgerichts

für den Magamba -Stamm in Kamenin . II . 116. 130
18 . Okt. 1894 . Verfügung , betr . Abänderung der Verordnung vom 15 . August 1888

über die Anwerbung und Ausführung von Eingeborenen des Schutz¬
gebietes der Neu-Guinea -Kompagnie als Arbeiter . II . 117 . 131

17 . Nov. 1894 . Verordnung , betr. Zollermäßigungei : für die Misfionsgesellschaften
in Togo . II - 118 . 132

12 . Dez. 1894 . Runderlaß , betr. Ausführung der Allerhöchsten Verordnung vom
24. Juli 1894, betr. die Rechtsverhältnisse an unbeweglichen Sachen
in Deutsch-Ostafrika . II . 119. 132

12 . Dez. 1894 . Allerhöchste Verordnung , betr . die Verwaltung der Schutzgebiete,
vom 12. Dezember 1894 II . 120 . 133

15 . Dez. 1894. Runderlaß , betr . Einfuhr von Feuerwaffen in Deutsch-Ostafrika . II . 121 . 133
24 . Dez. 1894. Verordnung , betr . Grunderwerb in Kamerun . II . 122 . 133
Z1 . Dez. 1894 . Verfügung , betr . die Ermächtigung der Stationsvorsteher von

Friedrich Wilhelmshafen und von der Herbertshöhe zur Ertheilung
der Erlaubniß an auswärtige , in: Schutzgebiete handeltreibende
Schiffer behufs Ausübung genehmigungspflichtiger Gewerbebetriebe
in demselben . II . 123 . 134

OhneDat . 1895 . Allerhöchste Verordnung , betr . die Einführung von vergoldeten Krieger-
Verdienstmedaillen . II . 185 . 206

4. Jan . 1895 . Runderlab des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . die Ab¬
grenzung der Bezirke . II . 125. 135

7. Jan . 1895 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . das Ver¬
halten bei Besuchen deutscher Kriegsschiffe . II . 126. 136

10 . Jan . 1895 . Bundesrathsbeschluß , betr . den Civilversorgungsschein von Ange¬
hörigen der Schutztruppen sowie des Grenz - und Zollaufsichts¬
personals . II . 127 . 136

19. Jan . 1895 . Nunderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . die Errich¬
tung von Postagenturen . II . 128 . 137

21 . Jan . 1895 . Verordnung , betr. Ertheilung von Erlaubnißscheinen zur Einfuhr
von geistigen Getränken und Verabfolgung derselben an Eingeborene
in Südwestafrika . II . 129. 142

24 . Jan . 1895 . Verfügung der Kolonial -Abtheilung , betr . den Heimathsurlaub der
Beamten der Schutzgebiete . ' . II . 131 . 143

29 . Jan . 1895 . Runderlaß der Kolonial -Abtheilung , betr . die Jahresberichte der
Schutzgebiete . IV . 138 . 157

2. Febr . 1895 . Runderlaß der Kolonial -Abtheilung , betr. Benennung neuer Stationen
und geographischer Oertlichkeiten . II . 130 . 143

2 . Febr . 1895 . Verfügung der Kolonial -Abtheilung , betr . die Befreiung der Kolonial-
beamten von den Friedensübungen in der Heimath . II . 132 . 144

27 . Febr . 1895 . Verordnung , betr . Anwendung der Quarantäncordnung für die
Marshall -Jnseln . . . . .' .II . 133. 144

1. März 1895 Verordnung des Landeshauptmanns , betr . die Führung der Reichs¬
flagge durch Eingeborene der Marshall -Jnseln . II . 134 . 145

11 . März 1895. Abkommen zwischen der Kolonial -Abtheilung , der Deutsch-Ostafri¬
kanischen Gesellschaft und der Deutschen Bank , betr. die Vorarbeiten
zum Bau einer Central -Eisenbahn in Deutsch-Ostafrika . . . . II . 135 . 146

12 . März 1895 . Verordnung für Frachtfahrer im südwestafrikanischen Schutzgebiet . II . 136 . 148
19. März 1895 . Runderlaß des Gouverneurs , betr. das Verbot der Versendung von

Postwerthzeichen über die Grenzen von Deutsch-Ostasrika . . . . II . 137 . 152
25 . März 1895 . Erlaß des Reichskanzlers , betr . das Verhalten der Beamten und

Offiziere in den Schutzgebieten . II . 138 . 153
11 . April 1895 . Runderlaß des Gouverneurs , betr . die Führung der deutschen Flagge

durch einheimische Fahrzeuge in Deutsch-Ostafrika . II . 139 . 154
14. April 1895 . Verfügung des Reichskanzlers , betr . den Kolonialrath . II . 140. 155
17. April 1895 . Kabinets -Ordre , betr . den Rang des Gouverneurs von Ostafrika . II . 141. 155
24 . April 1895 . Verordnung , betr. die Meldepflicht der Nichteinqeborenen in Süd¬

westafrika . II . 142. >55
9 . Mai 1895 . Allerhöchste Verordnung , betr. Doppelrechnung der Dienstzeit hin¬

sichtlich des Anspruchs auf das Dienstauszeichnungskreuz und die
Dienstauszeichnung . II 143. 156



te

9

0

1

2

2

3
3
3

4

6

5

6

8

7

2

;

7

;

i

i

i

i
;

z

;

i
i
>

j

Chronologisches Verzeichniß zur deutschen Kolonial -Gesetzgebung. XV

11 . Mai 1895 . Bekanntmachung des Gouverneurs , betr . die Bildung eines neuen
Bezirksamtes in Kamerun. 11. 144 . 157

10. Mai 1895 . Runderlaß des Gouverneurs , betr. Bestätigung der in Deutsch -Ost-
afrika gefällten Urtheile . II . 145 . 157

25 . Mai 1895 . Verfügung des Reichskanzlers , betr . Erhöhung der Mitgliederzahl
des Kolonialrathes . II . 140 . 158

27 . Mai 1895 . Verordnung , betr . den Ausschank und Verkauf von geistigen Ge¬
tränken in Südwestafrika . 11. 147 . 158

1 . Juni 1895 . Bekanntmachung zur Ausführung der Verordnung vorn 4 . Februar
1891 , betr . die Meldepflicht der Nichteingeborenen in Kamerun . II . 148 . 159

4. Juni 1895 . Verfügung des Gouverneurs , betr . Abänderung der Verordnung
vorn 10 . Mai 1894 über die Gebühren für das summarische Gerichts¬
verfahren in Kamerun . II . 149 . 100

9. Juni 1895 . Allerhöchste Verordnung , betr . Verwendung von Schutztruppen in
Südwestafrika und Kamerun . . . . .' . II . 150 . 160

26 . Juni 1895 . Verordnung , betr . Umrechnung einer Reitstunde als Längenmaß in
Kilometer in Südwestafrika . II . 151 . 161

26 . Juni 1895 . Verordnung , betr . Besteuerung der Waiwerhändler in Südwestafrika II . 152 . 162
27 . Juni 1895 . Bundesrathsbeschluß , betr . die Kaoko -Landgesellschaft . II . 153 . 164
29 . Juni 1895 . Verordnung , betr . die Ergänzung der Dienstanweisung , betr . die Aus¬

übung der Gerichtsbarkeit in dein südwestafrikanischen Schutzgebiet,
vom 27 . August 1890 . . ' . .11 . 154 . 164

20 . Juli 1895 . Verordnung , betr . den Tarif für Vermesfungsgebühren im Schutz¬
gebiet der Neu -Guinea -Kompagnie . ' . II . 155 . 165

26 . Juli 1895 . Vertrag zwischen den : Landeshauptmann von Südwestasrika und
dem Kapitän der Bastards , betr . die Wehrpflicht der Rehobother
Bastards . II . 156 . 166

28 . Juli 1895 . Gesetz , betr . die Bestrafung des Sklavenraubes und des Sklaven¬
handels vom 28 . Juli 1895 . II . 157 . 167

30 . Juli 1895 . Bestimmungen über die Behandlung ostasiatischer Arbeiter in Deutsch-
Ostafrika . II . 158 . 168

1. Aug . 1895 . Runderlaß des Gouverneurs , betr . das Verbot der Verfälschung von
Kautschuk in Deutsch -Ostafrika . II . 159 . 170

1. Aug . 1895 . Aufgebot , betr . Landansprüche im südwestafrikanischen Schutzgebiete II . 160 . 171
10 . Aug . 1895 . Verordnung des Landeshauptmanns von Togo , betr . den Schiffs¬

verkehr in Porto Seguro und Bagida . II . 161 . 172
4 . Sept . 1895 . Runderlaß des Gouverneurs , betr . die Dhaukontrolle in Deutsch-

Ostafrika . II . 162 . 172
12. Sept . 1895 . Verordnung des Gouverneurs von Kamerun , betr . Einführung eines

Eingeborenen -Schiedsgerichts für die Dörfer am mittleren Wuri . 11. 163 . 177
12 Sept . 1895 Verordnung des Gouverneurs von Kamerun , betr . Einführung eines

Eingeborenen -Schiedsgerichts für die Landschaft Bodiman . . . II . 164 . 178
15 . Sept . 1895 . Verordnung , betr . Zollermäßigung für eingeführte Waaren der

Missionsgesellschaften in Kamerun . II . 165 179
25 . Sept . 1895 Runderlaß , betr . das Schürfen in Deutsch -Ostafrika . II . 166 . 179
27 . Sept . 1895 . Zusatzverordnung zu der Verordnung für die Frachtführer im süd¬

westafrikanischen Schutzgebiete vom 12 . März 1895 II . 167 . 182
30 . Sept . 1895 . Verordnung des Gouverneurs von Kamerun , betr . Einführung eines

Eingeborenen -Schiedsgerichtes für die Anwohner des Sannaga . II . 168 . 182
2 . Okt . 1895 . Runderlaß des Gouverneurs , betr . die Verzollung von Jmportwaaren

in Deutsch -Ostafrika . II . 169 . 183
5 . Okt . 1895 . Runderlaß des Gouverneurs , betr . die Abgrenzung der Bezirke in

Deutsch -Ostafrika . II . 170 . 184
9 . Okt . 1895 . Gouvernementsbefehl , betr . Ermächtigung des Stationschefs zu

Langenburg zur Beurkundung des Personenstandes . II . 171 . 185
16. Okt . 1895 . Gouvernementsbefehl , betr . das Verhalten der Karawanen in Deutsch-

Ostafrika . II - 172 . 185
16 . Okt . 1895 . Verordnung , betr . die Längenbezeichnung und Faltenbreite der

Handelsgewebe in Kamerun . I >- 173 . 185
18. Okt . 1895 . Verordnung der Direktion der Neu -Guinea -Kompagnie , betr . Abände¬

rung des Zolltarifs vom 30 . Juni 1888 . II - 174 . 187
20 . Okt. 1895 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch -Ostafrika , betr . die Wald¬

ordnung für Usambara . II 175 . 187



XVI Chronologisches Verzeichnis; zur deutschen Kolonial -Gesetzgebung.

Theil Nr. Seite
28. Okt. 1895 . Verordnung , betr . den Holzschutz in Südwestafrika . II . 17(1 188
10. Nov . 1895 . Verordnung des Reichskanzlers , betr. die Erhebung von Gewerbe¬

steuern im Schutzgebiet der Marshall -Jnseln . II . 177 . 188
12. Nov . 1895 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . eine Bahn¬

ordnung für die Usambara -Linie . . . II . 178. 189
13. Nov. 1895 . Runderlaß des Gouverneure ., betr . die Abgrenzung der Bezirke in

Deutsch-Ostafrika . II . 179. 199
21 . Nov . 1895 . Gouvernementsbefehl , betr . Klasseneintheilung der Stationen nn

Innern von Deutsch-Ostasrika . II . 180 . 200
26 . Nov . 1895 . Allerhöchste Verordnung , betr . Kronland in Ostafrika . II . 181. 200
13 . Dez . 1895 . Runderlaß des Gouverneurs , betr. den Kautschukhandel in Deutsch-

Ostafrika . II . 182 . 204
14. Dez. 1895 . Gouvernementsbefehl , betr . Abgrenzung w. einzelner Bezirke in

Deutsch-Ostafrika . II . 183 . 204
30 . Dez. 1895 . Verordnung , betr . eine Wege- und Wagenabgabe in Südwestafrika II . 184 . 205

7. Jan . 1896 . Gouvernementsbefehl , betr . die Auflösung der Stationen Masinde
und Kisaki in Deutsch-Ostasrika . II . 186 . 206

8. Jan . 1896 . Verordnung , betr . eine Stempelabgabe für Lösung von Erlaubniß-
scheinen zum Ankauf und zur Einfuhr geistiger Getränke in Deutsch-
Südwestafrika . II . 246 . 321

30 . Jan . 1896 . Bundesrathsbeschluß , betr . das Statut der Siedelungsgesellschaft für
Deutsch-Südwestafrika . II . 187 . 207

20 . Febr . 1896 . Bundesrathsbeschluß , betr . die Westdeutsche Handels - und Plantagen-
gesellschaft zu Düsseldorf . II . 188 . 211

25 . Febr . 1896 . Allerhöchste Verordnung , betr . die Gerichtsbarkeit über die Ein¬
geborenen in den afrikanischen Schutzgebieten . II . 189 . 213

27 . Febr . 1896 . Verfügung des Reichskanzlers , betr . die Gerichtsbarkeit über die Ein¬
geborenen in den afrikanischen Schutzgebieten . II . 190 . 213

4. März 1896 . Bekanntmachung des Landeshauptmanns , betr . die Bildung eines
neuen Jurisdiktionsbezirkes in Deutsch-Südwestafrika . . . . . II . 191. 214

26 . März 1896 . Verordnung des Gouverneurs , betr . das Verbot der Anwerbung
von Arbeitern zum Zwecke der Ausfuhr derselben aus Deutsch-
Ostafrika nach fremden Gebieten . II . 192 . 214

4. April 1896 . Gouvernementsbefehl , betr. das Gerichtsverfahren gegen Eingeborene
in Deutsch-Ostasrika . ' . . ' . . . II . 193. 215

22 . April 1896 . Verfügung des Reichskanzlers wegen Ausübung der Strafgerichts-
barkeit und der Disziplinargewalt gegenüber den Eingeborenen in
den deutschen Schlitzgebieten von Ostafrika, Kamerun und Togo . II . 194 . 215

25 . April 1896 . Verordnung des Gouverneurs von Kamerun , betr . Einführung
eines Eingeborenen -Schiedsgerichts für die Landschaft Dibombari . II . 195 . 218

30 . 2lpril 1896 . Vorschriften des Reichskanzlers über die Verpflegung des europäischen
Civil - und Militärpersonals bei der Verwaltung von Deutsch-Ostafrika II . 196 . 219

6. Mai 1896 . Gouvernementsbefehl , betr . das Feilhalten von Kochgeschirren aus
Kupfer und Messing in Deutsch-Ostafrika . II . 197 . 225

7. Mai 1896 . Runderlaß des Gouverneurs , betr. die Schonung des Wildstandes
in Deutsch-Ostafrika . II . 198 . 226

12 . Mai 1896 . Runderlaß der Kolonial -Abtheilung , betr. Einhaltung der Sonntags¬
ruhe in den Schutzgebieten . . II . 199 . 229

21 . Mai 1896 . Verordnung des Gouverneurs von Kamerun , betr. Einführung eines
Eingeborenen -Schiedsgerichts für die Landschaft Ndokama . . . 11. 200 . 229

21 . Mai 1896 . Verordnung des Gouverneurs von Kamerun , betr . Einführung eines
Eingeborenen -Schiedsgerichts für die Landschaft Dibamba . . . 11. 201 . 230

7. Juni 1896 . Gouvernementsbefehl , betr . das llniformtragen der Civilbeamten in
Deutsch-Ostafrika . - . II . 202 . 231

15. Juni 1896. Allerhöchste Verordnung über die Schaffung , Besitzergreifung und
Veräußerung von Kronland und über den Erwerb und die Ver¬
äußerung von Grundstücken im Schutzgebiete von Kamerun . . II . 203 . 232

15. Juni 1896 . Runderlaß des Gouverneurs , betr . die gesundheitspolizeilicheKontrolle
der Deutsch-Ostafrika alllaufenden Seeschiffe . II . 204 . 234

20 . Juni 1896 . Verordnung des Landeshauptmanns , betr . Maßregeln zur Verhütung
der Einschleppung der Rinderpest in Deutsch-Südwestafrika . . .II.  205 . 246

23 . Juni 1896 . Runderlaß des Gouverneurs , betr . den Sklavenhandel zur See in
Deutsch-Ostasrika. . . II . 206 . 246

i
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Theil Nr. Seite
H. Juli 1896 . Ausführungsinstruktion zur Verordnung voin 6 . Mai 1896 , Letr. ein

Verbot des Feilhaltens von Kochgeschirren aus Kupfer und Messing
in Deutsch -Ostafrika. II . 2l)7. 247

3 . Juli 1896 . Verordnung des Gouverneurs von Kamerun , betr. Einführung eines
Eingeborenen -Schiedsgerichts für die Bakoko -Niederlassungen am
untern Abo . . II . 208 . 247

7 . Juli 1896 . Gesetz, wegen Abänderung des Gesetzes vom 22 . März 1891 (R . G.
Bl . S . 53 ), betr. die Kaiserliche Schutztrnppe für Deutsch -Ostafrika,
und des Gesetzes vom 9 . Juni 1895 (R . G . Bl . S . 258 ), betr. die
Kaiserlichen Schutztruppen für Südwestafrika und für Kamerun . II . 209 . 249

16 . Juli 1896 . Allerhöchste Verordnung vom 16 . Juli 1896 , betr . die Stellung der
Schntztrnppen unter den Reichskanzler. II . 210 . 251

17 . Juli 1896 . Verordnung des Landeshauptmanns von Togo , betr. die Ausübung
der Marktpolizei in Lome. '. II.  211 . 251

18 . Juli 1896 . Bekanntmachung wegen Redaktion des Gesetzes , betr. die Kaiserlichen
Schutztruppen in den afrikanischen Schutzgebieten und die Wehrpflicht
daselbst . '. . II . 212 . 252

22 . Juli 1896 . Allerhöchste Ordre , betr . den Eintritt von Marineoffizieren in die
Kaiserlichen Schutztruppen . II . 213 . 256

26 . Juli 1896 . Allerhöchste Verordnung , betr. die Entführung der deutschen Militär-
Strafgesetze in den afrikanischen Schutzgebieten . II . 214 . 257

26 . Juli 1896 . Allerhöchste Verordnung , betr. das strafgerichtliche Verfahren gegen
Militärpersonen der Kaiserlichen Schutztruppen . .II.  215 . 257

26 . Juli 1896 . Allerhöchste Verordnung von : 26 . Juli 1896 , betr . die Disziplinar-
Strafordnung für die Kaiserlichen Schutztruppen . II . 216 . 262

27 . Juli 1896 . Verordnung des Gouverneurs von Kamerun , betr. Einführung
eines Eingeborenen -Schiedsgerichts für das linke Abo -Ufer . . .II.  217 . 262

1 . Aug . 1896 . Verordnung , betr. die Ausfuhr und das Füllen von Holz in Togo II . 218 . 263
1 . Aug . 1896 . Allerhöchste Ordre , betr . die Beschwerdesührung bei den Kaiserlichen

Schutztruppen . II . 219 . 264
6 . Aug . 1896 . Verordnung des Landeshauptmanns von Deutsch -Südweftafrika , betr.

die der Post durch Private zu leistende Beihülfe . II . 220 . 264
9 . Aug . 1896 . Allerhöchste Verordnung , betr . die Rechtsverhältnisse der Landes¬

beamten in den Schutzgebieten . . II . 221 . 265
19 . Aug . 1896 . Runderlaß des Gouverneurs , betr. die bei der Bestrafung des Sklaven¬

handels in Deutsch -Ostafrika zu befolgenden Grundsätze . . . . II . 222 . 267
20 . Aug . 1896 . Allerhöchste Verordnung , betr. die Zuständigkeit der Kolonial-

Abtheilung für die Angelegenheiten der Schutztruppen . II . 223 . 269
1 . Sept . 1896 . Aufgebot des Landeshauptmanns , betr . das Bergwesen im südwest-

afrikanischen Schutzgebiete . II . 224 . 269
1 . Sept . 1896 . Aufgebot des Landeshauptmanns , betr. Landansprüche im südwest-

afrikanischen Schutzgebiete . II . 225 . 270
27 . Sept . 1896 . Allerhöchste Ordre , betr. Verleihung des Dienstauszeichnungskreuzes

und der Dienstauszeichnungen sowie Heirathen der Offiziere und
Sanitätsoffiziere der Schutztruppen . '. . II . 226 . 271

30 . Sept . 1896 . Zusatzverordnung zu der Verordnung , betr. Maßnahmen zur Ver¬
hütung der Einschleppung der Rinderpest in Deutsch -Südwestafrika,
von : 20 . Juni 1896 . II . 227 . 271

10 . Okt. 1896 . Zollverordnung für das deutsch-südwestafrikanische Schutzgebiet . - II . 228 . 272
11 . Okt. 1896 . Verfügung des Reichskanzler zur Ausführung der Allerhöchsten Ver¬

ordnung , betr. das Bergwesen im südwestafrikanischen Schutzgebiete,
vom 6 . September 1892 . II . 229 . 290

13 . Okt. 1896 . Runderlaß der Kolonial -Abtheilung , betr. die ethnographischen und
naturwissenschaftlichen Sammlungen der in den Schutzgebieten be¬
findlichen Beamten und Militärpersonen . II . 230 . 290

13. Okt. 1896 . Allerhöchste Bestimmung , betr. die Zuständigkeit des Militär -Kabinets
für Personalien der Schutztruppe . II . 231 . 290

15. Okt. 1896 . Verordnung , betr. die Ausübung der Jagd in Deutsch -Südwest¬
afrika . . II - 232 . 291

17. Okt. 1896 Verfügung des Reichskanzlers , betr. die Ausführung der Aller¬
höchsten Verordnung vom 15 . Juni 1896 über die Schaffung , Be¬
sitzergreifung rc. von Kronland und über den Erwerb rc. von
Grundstücken in Kamerun . II 233 . 291
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Theil Nr. Seite

29 . Okt. 1896 . Runderlaß des Gouverneurs, betr. den Umlauf der Aiaria Theresien-
Thaler in Deutsch-Ostafrika. ^ . II . 234 . 294

8 . Nov. 1896 . Aenderung der Verordnung, betr. die Strafgerichtsbarkeit der Ein¬
geborenen in Südwestafrika. II . 235 . 294

10 . Nov. 1896. Allerhöchste Verordnung, betr. Stellenbesetzung bei den Schutztruppen IN 236 . 295

17. Nov. 1896 . Verordnung, betr. die Einführung eines festen Kurses zwischen Rupie
und Pesa in Deutsch-Ostafrika. II . 237 . 295

19. Nov. 1896 . Allerhöchste Ordre, betr. die Bekleidungsvorschrift für die Schutz¬
truppen in Afrika . II . 238 . 296

22 . Nov. 1896 . Erlaß des Reichskanzlers, betr. die Wahrung des Dienstgeheimnisses
seitens der Beamten und Mitglieder der Schutztruppe . II . 239 . 315

25 . Nov. 1896 . Runderlaß des Gouverneurs, betr. die Abwehr und Unterdrückung
von Viehseuchen in Deutsch-Ostafrika . II . 240 . 315

30 . Nov. 1896. Beitritt der südafrikanischen Republik zur Generalakte der Brüsseler
Antisklaverei-Konferenz vom 2. Juli 1890 . II . 241 . 316

4. Dez. 1896 . Verordnung des Gouverneurs , betr. Anwendung und Ausführung
der AllerhöchstenVerordnung über Schaffung, Besitzergreifung und
Veräußerung von Kronland und über den Erwerb und die Ver¬
äußerung von Grundstücken in Deutsch-Ostafrika im Allgemeineil vom
26. November 1895 und der dazu ergangenen Verfügung des Reichs¬
kanzlers vom 27 . November 1895 . II . 242 . 317

10. Dez. 1896 . Runderlaß des Gouverneurs, betr. Klasseneintheilung der Zollämter
in Deutsch-Ostafrika . II . 243 . 317

15. Dez. 1896 . Runderlaß des Gouverneurs, betr. Abänderung der Zollordnung für
Deutsch-Ostafrika . '. . II . 244 . 318

27 . Dez. 1896 . Verordnung, betr. Arbeitsverträge mit Farbigen in Deutsch-Ostafrika II . 245 . 318

OhneDat .1897 . Verfügung der Kolonial -Abtheilung, betr. die Befreiung der Kolonial-
beamten von Friedensübungen in der Heimath . III . 1. 1

OhneDat .1897 . Zusätze zu dem Zolltarif für Deutsch-Ostafrika . III . 2 . 1

OhneDat .1897 . Bekanntmachung, betr. Zuständigkeit des Reichskanzlers in den
Angelegenheiten der Schutzgebiete . III . 3 . 2

2. Jan . 1897 . Runderlaß, betr. das Sewa Hadji-Hospital in Deutsch-Ostafrika . II . 247 . 322

5. Jan . 1897 . Runderlaß, betr. die Einführung eines Handelsregisters in Deutsch-
Ostafrika . ' . ' . II . 248 . 322

11. Jan . 1897 . Hafenordnung für den Hafen von Dar-es-SalLm . II 249 . 325

14. Jan . 1897. Bekanntmachungdes Reichs tanz lers , betr. Besetzung von Subaltern-
und Unterbeamtenstellen. II . 250 . 327

4. Febr. 1897 . Runderlaß, betr.Abänderungder Jagdverordnung für Deutsch-Ostafrika II . 251 . 327

15. Febr. 1897 . Verordnung, betr. die für das Zumessen und das Zuwügen von
Palmkernen und Palmöl im öffentlichen Verkehr in Togo zu¬
gelassenen Maße. Gewichte und Waagen . II . 252 . 327

20 . Febr. 1897. Verordnung, betr. den Gummihandel und die Gummigewinnung
im Togogebiete . II . 253 . 329

3 . März 1897 . Geschäftsordnung der Disziplinarbehörden für die Schutzgebiete . II . 254 . 330

8. März 1897 . Allerhöchste Ordre, betr. Ansiellungsberechtigungder Deckoffiziere der
Schutztruppen . '. II . 255 . 333

8. März 1897 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Südwestafrika,
betr. Zollbefreiung der Pflegeschwestern . III . 4 . 3

11. März 1897. Allerhöchste Verordnung, betr. Ergänzung der Bekleidungsvorschrift
für die Schutztruppenvom 19. November 1896 . II . 256 . 334

22 . März 1897 . Allerhöchste Kabinets-Ordre, betr. Verleihung der Erinnerungsmedaille
an Kaiser Wilhelm den Großen an die Angehörigen der Schutztruppe II . 257 . 334

29 . März 1897. Verordnung, betr. die Einführung von Feuerwaffen und Munition
m Deutsch-Südwestafrika . . . II . 258 . 334

29 . März 1897 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Südwestafrika,
betr. Zollbefreiung der Postbeamten . III . 5 . 3

30 . März 1897 . Allerhöchste Verordnung, betr. die Erfüllung der Dienstpflicht beider
KaiserlichenSchutztruppefür Deutsch-Südwestafrika . II . 259 . 336

3. April 1897 . Runderlaß, betr. Abänderung der Vorschriftenüber die gesundheits-
polizeiliche Kontrolle der Seeschiffe in Deutsch-Ostafrika . . . .II.  260 . 337

3 . April 1897 . Runderlaß, betr. Verhütung der Einschleppuug der Pest in Deutsch-
Ostafrika . ' . . . II . 261 . 344

8. April 1897 . Bundesrathsbeschluß, betr. die GewichtsbezeichnungDoppelzentner. II . 262 . 344
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8. Mai 1897 . Verordnung , betr . Verbot der Ausfuhr von Fellen , Häuten , Klauen,
Hörnern , Haaren und Federn aus Deutsch-Südmestafrika . . . . II . 263 . 345

15. Mai 1897 . Verordnung , betr . die Rinderpest in Deutsch-Südwestafrika . . .II.  264 . 345
15. Mai 1897 . Zusatzbestimmungen für die Bezirkshauptleute zu der Verordnung

vom 15. Mai d. Js . in Sachen der Rinderpest in Deutsch-Südwest¬
afrika . II . 265 . 347

17. Mai 1897 . Zusatz zum Z 2 der Verordnung , betr. eine Wege- und Wagenabgabe
in Deutsch-Südwestafrika , voin 30 . Dezember 1895 . II . 266 . 348

27 . Mai 1897 . Verordnung für die Stadtbezirke Lome und Klein-Popo , betr. eine
Hundesteuer . II . 267 . 348

1. Juni 1897 . Verordnung , betr. die Ausfuhr von Eseln aus Deutsch-Ostafrika . II . 268 . 348
1. Juni 1897 . Verordnung , betr . die Oeffnung der Rhede von Stephansort für den

Auslandsverkehr . II . 269 . 349
1. Juni 1897 . Runderlaß , betr .Abänderung der Verpflegungsvorschriften für Deutsch-

Ostafrika . ' . . II . 270 . 349
3 . Juni 1897 . Verordnung , betr. Gebührensätze für das summarische Gerichts¬

verfahren in Kamerun . II . 271 . 349
9. Juni 1897 . Runderlaß , betr. Befreiung von: Einfuhrzoll für heimathliche Grab¬

steine und Grabschmuck in Deutsch-Ostafrika . . . II . 272 . 350
16. Juni 1897 . Runderlaß , betr. den Kautschukhandel in Deutsch-Ostafrika . . .II.  273 . 350
23 . Juli 1897 . Das deutsch-französische Abkommen über die Abgrenzung von Togo II . 274 . 351
13. Aug. 1897 . Runderlaß der Kolonial -Abtheilung . betr . Auslegung der Nr . 24a

und 25 des Tarifes zum Gesetze über die Gebühren und Kosten bei
den Konsulaten des Reiches . IV . 1. 1

18. Aug. 1897 . Runderlaß , betr. Abänderung der Zollordnung für Deutsch-Ostafrika II . 275 . 355
18. Aug. 1897 . Allerhöchste Bestimmung , betr. die Vertretung des Reichskanzlers in

den Kommando -Angelegenheiten der Schutztruppen durch den Direktor
der Kolonial -Abtheilung . . II . 276 . 355

22 . Aug. 1897 . Polizeiverordnung des Landeshauptmanns von Togo für die Stadt¬
bezirke von Lome und Klein-Popo . " . II . 277 . 356

31 . Aug. 1897 . Allerhöchste Kabinets -Ordre , betr . Nachtrag zur Bekleidungsvorschrift
für die Kaiserlichen Schutztruppen in Afrika vom 19. Oktober 1896 II . 278 . 357

2. Sept . 1897 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.
die Verordnung über Kautschukhandel . III . 6. 3

4 . Sept . 1897 . Verordnung , betr . den Transport von Feuerwaffen und Munition
durch Eingeborene des Neu-Guinea -Schutzgebietes . II . 279. 358

6 . Sept . 1897. Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Südwestafrika,
betr . die für Eintragungen in die Handelsregister zu erhebenden
Gebühren . . . . . . . . . . . . . . . . . . .III . 7. 4

17. Sept . 1897 . Hafenordnung für das Schutzgebiet der Neu-Guinca -Kompagnie . II . 280 . 359
21 . Sept . 1897 . Vertrag zwischen den: Deutschen Reiche und den Niederlanden über

die Auslieferung der Verbrecher zwischen den deutschen Schutzgebieten
sowie den sonst von Deutschland abhängigen Gebieten und dem Ge¬
biete der Niederlande sowie den niederländischen Kolonien und aus¬
wärtigen Besitzungen . . II . 281 . 359

23 . Sept . 1897 . Verordnung , betr . den Betrieb des Bergbaues auf Edelmetalle und
Edelsteine im Schutzgebiete der Neu-Guinea -Kompagnie . IV . 103 . 96

24. Sept . 1897 . Polizeiverordnung des Kaiserlichen Landeshauptmanns von Togo,
betr. Ausfuhrzölle . IV . 2. 2

30 . Sept . 1897 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von .Kamerun, betr. die
Einfuhr von Waffen und Munition . III . 8. 7

30 . Sept . 1897. Verordnung , betr . die Einfuhr und den Verkauf von Kriegsmaterial
in Kamerun . II . 282 . 364

15 . Okt. 1897 . Allerhöchste Verordnung , betr . die Gerichtsbarkeit der Neu-Guinea-
Kompagnie über die Eingeborenen ihres Schutzgebietes . . . . II . 283. 365

24 . Okt. 1897 . Runderlaß , betr. Abgrenzung der einzelnen Bezirke in Deutsch-Ostafrika II . 284 . 365
1. Nov . 1897 . Verordnung , betr . die Erhebung einer Häuser- und Hüttensteucr in

Deutsch-Ostafrika . II . 285 . 368
9. Nov . 1897 . Ergänzungsverordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-

Südwestafrika zu der Verordnung vom 8. Mai 1897 , betr. Verbot
der Ausfuhr von Fellen , Häuten , Klauen , Hörnern , Haaren und Federn III . 9. 7

20 . Nov. 1897 . Verordnung des Gouverneurs von Kamerun , betr . Einführung eines
Eingeborenen -Schiedsgerichts für die Landschaft Lungasi . . . . II . 286 . 369
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12 . Nov. 1897 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,
betr. Abschließung von Arbeitsverträgen init Farbigen . III . 10. 8

25 . Nov . 1897 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika an
alle Zollämter , betr. die Aufstellung der Handelsstatistik . . . . III . 11 . 12

13 . Dez. 1897 . Verordnung , betr. die Einrichtung einer Staatsanwaltschaft bei den

28. Dez . 1897 . Nunderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. 1
Sammlung ethnographischer Gegenstände . III . 12 . 1̂6

8. Jan . 1898 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.
Bestrafung des Wuchers . III - 13. 16 j

17. Jan . 1898 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostasrika,
betr. die Schonung des Wildstandes in Deutsch-Ostafrika . . . . III . 14. 17

17 . Jan . 1898 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs voll Deutsch-Ostafrika, betr.
die Jagdverordnung . III . 15. 18 !

21 . Jan . 1898 . Verordnung des Kaiserlichen Landeshauptmanns von Togo , betr.
Impfzwang . III . 16 . 19 s

22 . Jan . 1898 . Gesetz, betr . die Kontrolle des Reichshaushalts , des Landeshaushalts i
von Elsaß -Lothringen und des Haushalts der Schutzgebiete . . . III . 17. 20

26 . Jan . 1898 . Runderlab des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . -
die Zollordnung . III . 18 . 20 s

27. Jan . 1898 . Allerhöchste Ordre , betr . Verwaltung des Kiautschou-Gebietes . . IV . 141 . 160 '
28 . Jan . 1898 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostasrika, betr.

Erhebung der Hüttensteuer . III . 19. 20 !
1. Febr . 1898 . Aufgebot des Kaiserlichen Landeshauptmanns von Deutsch-Südwest-

afrika, betr . Bergrechte im Jan Jonker -Gebiete . III . 20 . 22 s
14 . Febr . 1898 . Verordnung des Staatssekretärs des Reichs-Marine -Amts , betr . Er - !

Öffnung eines Kontos für die Marineverwaltung Kiautschou . . . IV . 142 . 160
19. Febr . 1898 . Verordnung des Reichskanzlers , betr . Nachtrag zur Dienstanweisung

über die Ausübung der Gerichtsbarkeit in Deutsch-Ostafrika . . . III . 21 . 23
1. März 1898. Allerhöchste Ordre , betr . die Ehrengerichte für die zum Kiautschou- !,

Gebiet gehörigen Offiziere . . . IV . 143 . 160 "
1. März 1898 . Allerhöchste Verordnung , betr. Verwaltung des Kiautschou-Gebietes IV . 144 . 161
7. März 1898 . Allerhöchste Ordre , betr . das Gouvernement von Kiautschou . . . IV . 145 . 162 °
7. März 1898 . Gesetz, betr. die Aufhebung der Verpflichtung zur Bestellung von

Amtskautionen . III . 22 . 23
15 . März 1898 . Runderlab der Kolonial -Abtheilung an alle Schutzgebiete, betr . Ein¬

lagen bei der Berliner Sparkasse . III . 23 . 24
25 . März 1898 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostasrika, betr . -

den Bezirk Westusambara . III . 24 . 24
28 . März 1898 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostasrika an p

sämmtliche Zollämter , betr. die Zollordnung . III . 25 . 25
28 . März 1898 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostasrika, betr. p

die Regierungsschulen . III . 26 . 25
5. April 1898 . Schreibweise Kiautschou und Tsintau . IV . 146. 163 ^

10. April 1898 . Allerhöchste Verordnung , betr. die Schaffung von Eingeborenen - u
Reservaten in dem südwestasrikanischen Schutzgebiete . III . 27 . 26

12. April 1898 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostasrika,

18. April 1898 . Allerhöchste Verordnung , betr . Beilegung des Titels Kaiserlicher
Gouverneur . III . 30 . 29

19 . April 1898 . Bundesrathsbeschluß , betr . das Statut der Pangani -Gesellschaft . III . 29 . 27
27 . April 1898 . Vertrag zwischen dein Deutschen Reiche und China wegen Ueber-

lafsung von Kiautschou . IV . 147 . 163
27. April 1898. AllerhöchsterErlaß . betr. die Erklärung Kiautschous zum Schutzgebiete IV . 148 . 165
27 . April 1898. Allerhöchste Verordnung , betr . die Rechtsverhältnisse in Kiautschou . IV . 149 . 165
27. April 1898. Regelung der Rechtsverhältnisse und die Ausübung der Gerichtsbarkeit

in Kiautschou . IV . 150 . 167
5. Mai 1898. Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostasrika, betr.

diegesundheitlicheKontrollederdasSchutzgebietanlaufendenSeeschiffelll . 31 . 29
12. Mai 1898 . Bedingungen des KaiserlichenGouverneurs vonDeutsch -Südwestafrika

für den Verkauf von Regierungsfarmen in den eroberten Gebieten

Gerichten der Schutzgebiete II . 287 . 371

betr . den Bezirk Kisaki III . 28 . 27

bei Outjo und Gobabis für wehrpflichtige Deutsche . III . 32 . 38
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24. Mai 1898 . Verordnung , betr. Nechnungs- und Kastenwesen im Kiautschougebiete IV . 151 . 169
25. Mai 1898 . Allerhöchste Ordre vorn 25 . Mai 1898, betr . Erfüllung der Dienst-

pflicht bei der Schutztruppe für Deutsch-Südwestafrika. III . 34 . 43
9. Juni 1898 . Verfügung des Reichskanzlers zur Ausführung der Allerhöchsten Ver¬

ordnung , betr . das Bergwesen im südwestafrikanischen Schutzgebiet III . 35 . 43
13. Juni 1898 . Allerhöchste Ordre , betr. versuchsweises Tragen neuer Tropen-

uniform für das Marine -Jnfanterie -Bataillon in Kiautschou . . .IV.  152 . 170
13. Juni 1898 . Benennung des Marine -Jnfanterie -Bataillons und des Matrosen-

Artilleriedetachements in Kiautschou . IV . 153. 171
16. Juni 1898 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Südwest¬

afrika, betr . die Errichtung von Pfand - und Fundkraalen . . . III . 36 . 44
1. Juli 1898 . Verordnung , betr . Dienstverletzungen chinesischer Arbeiter und Dienst¬

boten . V. 1. 192
5. Juli 1898 . Dienstvorschrift für die Verwaltung des Schutzgebiets von Kiautschou IV . 154 . 171

11. Juli 1898 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.
Kauf- und Pachtverträge. III . 37 . 48

12. Juli 1898 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.
Kautschukausfuhr. III . 38 . 48

14. Juli 1898 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.
Zollsachen. III . 39 . 48

25 . Juli 1898 . Organisatorische Bestimmungen für die Kaiserlichen Schutztruppen
in Afrika . . . III . 40 . 49

1. Aug . 1898 . Erlaß des Reichskanzlers an sämmtliche Kaiserliche Konsulate , betr.
die gesundheitspolizeiliche Kontrolle der einen deutschen Hafen an¬
laufenden Seeschiffe . ^ . . . III . 41. 112

1. Aug . 1898 . Zollordnung für die Binnengrenze in Deutsch-Ostafrika . . . . III . 42 . 116
1. Aug . 1898 . Bekanntmachung des Kaiserlichen Gouverneurs von Togo , betr.

die Bildung von Bezirksämtern . III . 43 . 117
3 . Aug . 1898 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,

betr .die Führung der deutschen Flagge durch Schiffe von Eingeboreneil III . 44 . 118
11. Aug . 1898 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Togo , betr . Ab¬

änderung der Verordnung über Ausübung der Marktpolizei iir Lome III . 45 . 118
13. Aug . 1898 . Bekanntmachung des Kaiserlichen Gouverneurs von Kamerun , betr.

Meldepflicht der Eingeborenen . III . 46 . 119
17. Aug . 1898 . Allerhöchste Verordnung , betr . das Bergwesen Togos . III . 47. 119
17. Aug . 1898 . Organisation der Besatzung von Kiautschou. IV . 155 . 172
17. Aug . 1898 . Allerhöchste Ordre , betr. Artillerieverwaltung Kiautschou . . . . IV . 156. 181
29. Aug. 1898 . Verordnung des Kaiserlichen Landeshauptmanns der Marshall-

Jnseln , betr. Einführung von Steuern . III . 48. 120
2. Sept . 1898 . Verordnung , betr. Regelung des Grunderwerbs. V. 2. 192
2. Sept . 1898 . Verordnung , betr. die Erhebung von Steuern und Abgaben in dem

deutschen Kiautschou-Gebiete . V . 3. 197
2. Sept . 1898 . Verordnung betr . den Landerwerb in dem deutschen Kiautschou-

Gebiete . V. 4. 198
6. Sept . 1898 . Verordnung , betr . Organisation der Besatzung von Kiautschou . . IV . 157. 181
9. Sept . 1898 . Zusatzverordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Süd-

westafrika zu der Verordnung , betr . den Ausschank und Verkauf
von geistigen Getränken voin 27 . Mai 1895 . III . 49 . 121

9. Sept . 1898 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,
betr . Dienstanweisung der Staatsanwälte . III . 50 . 121

10. Sept . 1898 . Nachtrag zur Hafenordnung für den Hafen von Dar -es-SalLm . . III . 51 . 122
12. Sept . 1898 . Bau -Polizewrdnung für Deutsch-Südwestasrika . III . 52 . 123
12. Sept . 1898 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.

die Holzschlaggebühr . III . 53. 124
12. Sept . 1898 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.

die Behörden des Schutzgebiets . III . 54. 124
16. Sept . 1898 . Bekanntmachung des Kaiserlichen Gouverneurs von Togo , betr.

die Abgrenzung der Bezirksämter . III . 55. 125
29. Sept . 1898 . Rundverfügung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Süd¬

westasrika, betr. Abänderungen der Wegeordnung . III . 56. 126
30. Sept . 1898 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,

betr. den Holzschlag im Rufiyi -Delta . III . 57. 126



XXII Chronologisches Verzeichnis znr deutschen Kolonial-Gesetzgebung.

Theil Nr. Seite

30. Sept. 1898. Verordnung des .kaiserlichen Gouverneursvon Deutsch-Ostafrika,
betr. den Holzschlag im Rufiyi-Delta . III- 58. 128

5. Okt. 1898. Allerhöchste Verordnung, betr. die Rechtsverhältnisse an unbeweglichen
Sachen in Deutsch-Südwestafrika. -III- 59. 129

9. Okt. 1898. Allerhöchste Verordnung, betr. das Bergwesen in Deutsch-Ostafrika III. 60. 138
10. Okt. 1898. Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,

betr. die Grundsteuer. III. 61. 149
11. Okt. 1898. Vereinbarung zwischen der Kolonial-Abtheilung des Auswärtigen

Amts und der South West Asrica Co. III. 62. 150
15. Okt. 1898. Bekanntmachung der Kolonial-Abtheilung des Auswärtigen Amts,

betr. Abänderung des Zolltarifs für Deutsch-Südwestasrikn. . .III.  63 . 153
17. Okt. 1898. Bekanntmachung betr. den Schutz der Vermessungszeichenbei Vor¬

nahmen von Erdarbeiten, sowie die Vermarkung von Besitzstücken,
nebst Kostentarif . V. 5. 200

19. Okt. 1898. Rundcrlaß des Reichskanzlers, betr. die Uebernahme eines Neben¬
amts, den Gewerbebetrieb und den Eintritt in den Vorstand, Ver-
wallungsrath oder Aufsichtsrath eurer auf Erwerb gerichteten Ge¬
sellschaft in den Schutzgebieten. IV. 116. 123

20. Okt. 1898. Zusatzverordnung des Kaiserlichen Gouverneurs vonDeutsch-Südwest-
afrika zur Zollverordnung 10. Oktober 1896/1. Juni 1898 . . . III. 64. 155

1. Nov. 1898. Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Kamerun, betr. die
Erhebung von Einfuhrzöllen im Schutzgebiet Kamerun . . . . III . 65. 156

1. Nov. 1898. Ausführungsbestimmungen zu der Verordnung vom 16. Juni 1898,
betr. die Errichtung von Pfand- und Fundkraalen in Deutsch-Süd-
westafrika. III . 66. 161

3. Nov. 1898. Allerhöchste Ordre, betr. die Stiftung der Kiautschou-Bibliothek. . IV. 158. 182
10. Nov. 1898. Verordnung, betr. Rechnungs- und Kastenwesen im Kiautschou-Gebiete IV. 159. 184
14. Nov. 1898. Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Kamerun, betr. Ein¬

fuhr von Waffen und Munition . III. 67. 167
18. Nov. 1898. Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika an

sämmtliche Zollämter, betr. Behandlung der Schiffspapiere . . . IV. 3. 2
18. Nov. 1898. Verordnung, betr. Theilung von Besitzstucken, nebst Kostentarif. . V. 6. 201
24. Nov. 1898. Bekanntmachung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ost¬

afrika, betr. das Bergwesen. IV. 4. 2
24. Nov. 1898. Runderlaß des Reichskanzlers an sämmtliche Dienststellen, betr.

Grunderwerb in den Schutzgebieten. IV . 5. 3
24. Nov. 1898. Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,

betr. Bildung eines neuen Verwaltungsbezirks. IV. 6. 3
2. Dez. 1898. Verordnung des Kaiserlichen Landeshauptmanns von Kaiser

Wilhelmslnnd, betr. Verbot des Fischens mit Dynamit . . . . III . 68. 167
3. Dez. 1898. Runderlaß der Kolonial-Abtheilung des AuswärtigenAmts, betr.

Nachlaßsachen. III. 69. 167
3. Dez. 1898. Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.

die jährliche Berichterstattungin Sklavenangelegenheiten. . . . IV . 7. 4
5. Dez. 1898. Polizeiverordnung des Landeshauptmanns von Kaiser Wilhelms¬

land, betr. das Verbot des Trepangfangesauf den Riffen und
Bänken der Neu-Lauenburg-Jnselgruppe . III- 70. 168

16. Dez. 1898. Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,
betr. das Kastenwesen . . . IV. 8. 5

22. Dez. 1898. Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,
betr. Ertheilung von Zeugnissen. IV. 9. 9

24. Dez. 1898. Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Südwestafrika,
betr. das Halten von Hunden in Groß- lind Klein-Windhoek(ein¬
schließlich Avis und Lehmkuhlel. IV. 10. 9

28. Dez. 1898. Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,
betr. Bestimmungen für die Kolonialbeamtcn. IV. 11. 10

31. Dez. 1898. Rundschreiben des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Südwest-
asrika an sämmtliche Bezirkshauptmannschasten, betr. Einklagung
von Schulden gegen Eingeborene. IV. 12. 10

OhneDat.1899. Erlaß des Finanzministers, betr. den Stempel von Theilschuld¬
verschreibungen. IV. 13. 12

OhneDat.1899. Ertheilung von Ermächtigungenzur Beurkundung des Personenstandes IV. 14. 12
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Ohne Dat.1899. Verordnung des Reichskanzlers, betr. Beurkundung des Personen¬

standes in Deutsch-Südwestafrika. IV. 15. 13
OhneDat.1899. Verträge zwischen der deutschen Regierung und der African Trans-

continental Telegraph Company voiil 15. März und 28. Oktober 1899 l V. 118. 124
1. Jan. 1899. Zollordnung für das deutsch-afrikanische Schutzgebiet . IV. 16. 13
1. Jan. 1899. Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,

betr. daS Inkrafttreten der neuen Zollordnung . IV. 17. 24
1. Jan. 1899. Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs, betr. die Gerichtsbarkeit

über die Eingeboreneil des Schutzgebietes von Teutsch-Südivest-
afrika, einschl. der Bastards, in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten. . IV. 18. 24

1. Jan. 1899. Ausführungsbestiinmungen zu der Allerhöchsten Verordnung vom
5. Oktober 1898, betr. die Rechtsverhältnisse an unbeweglichen Sachen
in Dcutsch-Südwestafrika. IV. 19. 25

1. Jan. 1899. Verordnung, betr. die Erhebung von Grundsteuern. V. 7. 202
6. Jan. 1899. Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.

das Bergwesen. IV. 20. 26
15. Jan. 1899. Verordnung, betr. die Lagerung von Petroleum. IV. 160. 185
16. Jan. 1899. Runderlaß des Kaiserlicheil Gouverneurs von Deulsch-Ostafrika an

sämmtliche Zollämter, betr. die Versorgung der europäischen Plan¬
tagen des Schutzgebiets mit medizinischen und physikalischeil In¬
strumenten . IV. 21. 27

16. Jan. 1899. Bekanntmachung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Südwest-
asrika, betr. die Ueberwachung der Durchführung der Bestimmungen
des Reichsgesetzes gegen den verbrecherischen und gemeingefährlichen
Gebrauch von Sprengstoffen vom 9. Juni 1884 IV. 22. 27

16. Jan . 1899. Auszug aus dem Statut der Gesellschaft Süd-Kamerun . . . . IV. 23. 29
19. Jan. 1899. Allerhöchste Verordnung, betr. das Bergwesen in Deutsch-Ostafrika IV. 24. 36
20. Jan. 1899. Allerhöchste Ordre, betr. den militärischeil Rang der Civilbeamten in

Deutsch-Ostafrika . IV. 25. 37
25. Jan. 1899. Verordnung, betr. Abgabe von Warnungssignalen bei Sprengungen IV. 161. 185
28. Jan. 1899. Beschluß des Kolonialraths, betr. Unterstützung der MissionsschulenIV. 26. 37

6. Febr. 1899. Verordnung des Kaiserlicheil Gouverneurs von Kamerun, betr. die
Bekämpfung der Hemiloin vastatrix . IV. 27. 37

10. Febr. 1899. Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs voll Deutsch-Ostafrika, betr.
die ärztlichen Gebühren bei Schiffsuntcrsuchungen. IV. 28. 38

13. Febr. 1899. Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.
Pfandverträge . IV. 29. 38

22. Febr. 1899. Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.
die Erhebung einer Gewerbesteuer liebst den dazu erlassenen Aus-
führungsbestimmungen. IV. 30. 39

23. Febr. 1899. Bekanntmachung des Kaiserlichen Gouverneurs von Dcutsch-Südwest-
afrika, betr. Kreditgewährung an Eingeborene . IV. 31. 42

24. Febr. 1899. Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostasrika, betr.
den Handel mit Vicnenwachs. IV. 32. 42

24. Febr. 1899. Verordnung des Kaiserlichen Gouveriieiirs von Deutsch-Ostafrika, betr.
den Handel mit Bienenwachs. IV. 33. 43

27. Febr. 1899. Allerhöchste Ordre, betr. Ableistung der Wehrpflicht in Kiautschou IV. 162. 185
27. Febr. 1899. Verordnung, betr. Ausgabe von Dienstsiegeln und -Stempeln . . IV. 163. 187
1. März 1899. Verordnung, betr. die Regelung der Maße'und Gewichte in Deutsch-

Ostafrika. . IV. 34. 44
1. März 1899. Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostasrika, betr.

Behandlung von Strafthaten aus der Zeit vor der deutschen Schutz-
herrschaft. IV. 35. 44

7. März 1899. Zusatz zu der Verordnung des Kaiserlicheil Landeshauptmanns der
Marshall-Jnseln vom 14. August 1887, betr. das Krcditgebcn an
Eingeborene. IV. 36. 45

9. März 1899. Verordnung, betr. Rcchnungsangelcgenheiten in Kiautschou. . . IV. 164. 188
9. März 1899. Runderlaß der Kolonial-Abtheilung, betr. die Jahresberichte der

Schutzgebiete. IV. 139. 158
13. März 1899. Verordnung, betr. Vertretung der Civilgemeinde in Kiautschou. . IV. 165. 188
23. März 1899. Bekanntmachung des Answärligen Amts, Kolonial-Abtheilung, betr.

die deutsch-ostafrikanische Guinmihandels- lind PlantagengesellschaftIV. 37. 45
23. März 1899. Bekanntmachung, betr. Molive-Pflanzungsgcsellschaft. IV. 40. 48
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27 . März 1899 . Allerhöchste Verordnung , betr . die Uebernahme der Landeshoheit über

das Schutzgebiet von Deutsch-Neu-Guinea durch das Reich . . . IV . 41 . 50
27 . März 1899 . Verfügung zur Ausführung der Allerhöchsten Verordnung , betr . die

Uebernahme der Landeshoheit über das Schutzgebiet von Deutsch-
Neu-Guinea durch das Reich . IV . 93 . 91

28 . März 1899 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika an
sämmtliche Dienststellen der Kolonie , betr . die Schonung des Wild¬
standes . IV . 38 . 47

28 . März 1899 . Verordnung , betr . die Ziegeleien . V. 8. 202
31 . März 1899 . Hafenordnung für Tsintau . IV . 166 . 189

1. April 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika , betr.
Gebühren beim Einnehmen von Sandballast . IV . 39 . 48

1. April 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Kamerun , betr . die
Erhebung von Einfuhr - und Ausfuhrzöllen in den zur westlichen
Zone des konventionellen Kongobeckens gehörigen Gebietstheilen des
Schutzgebietes Kamerun . IV . 42 . 51

1. April 1899 . Verordnung des KaiserlichenGouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.
die Erhebung einer Holzschlaggebühr . IV . 43 . 54

1. April 1899 . Dienstanweisung zur Holzichlaggebühr -Verordnung in Deutsch-Ost¬
afrika . IV . 44 . 54

7. April 1899 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.
die Erhebung einer Holzschlaggebühr . IV . 45 . 56

7. April 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Neu-Guinea,
betr. Vollstreckung der Todesstrafe . IV . 46 . 56

10. April 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.
Einführung einer obligatorischen Fleischbeschau für den Stadtbezirk
Dar -es-Salüm . IV . 47 . 56

10 . April 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika , betr.
Beaufsichtigung von Schlacht-, Zug - oder Zuchtvieh, hinsichtlich seines
Gesundheitszustandes . IV . 48 . 57

10 . April 1899 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.
den Ausschank und den Verkauf geistiger Getränke vom 17.Februar 1894 IV. 49 . 58

12 . April 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Südwestafrika,
betr . die Maßregeln gegen die Rinderpest . IV . 50 . 59

13. April 1899 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.
die Regelung der Nachlässe Farbiger , an die Bezirksämter , Neben¬
ämter und Stationen im Innern . IV . 51 . 59

14. April 1899 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika , betr.
Nachlässe Farbiger . IV . 52 . 60

15 . April 1899 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.
Bezirkseintheilung . IV . 53 . 61

15 . April 1899 . Verordnung , betr . die Rechtsverhältnisse der Chinesen . IV . 167 . 191
15. April 1899 . Verordnung , betr . den Handel mit Wein und Spiritussen und die

Schankkonzession . . . IV . 168 . 196
15. April 1899 . Verordnung , betr . Einrichtung eines Katasteramts in Tsingtau . . IV . 169 . 195
20 . April 1899 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.

Eintragung ins Handelsregister . IV . 54 . 61
21. April 1899 . Verordnung , betr. Entlassung vor beendeter aktiver Dienstpflicht in

Kiautschou . IV . 170 . 195
24 . April 1899 . Verordnung , betr . Ableistung der Wehrpflicht . V. 9. 203
28 . April 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs , betr . Aufhebung der Wald¬

verordnung für Ilsambara vom 20. Oktober 1895 . IV . 55 . 62
2. Mai 1899 . Uebertritt von Unteroffizieren in den Civildienst der Kolonial-

verwaltung . IV . 56 . 62
8. Mai 1899 . Runderlaß der Kolonial -Abtheilung , betr .den Häuserbau in den Tropen I V. 57 . 63

12 . Mai 1899 . Erlaß der Kolonial -Abtheilung , betr . die Behandlung der ethno¬
graphischen und naturwissenschaftlichen Sendungen aus den Schutz¬
gebieten . IV . 58 . 64

12 . Mai 1899 . Verordnung , betr. Ableistung der Wehrpflicht . . . . V . 10 . 203
13 . Mai 1899 . Runderlaß der Kolonial -Abtheilung , betr . Verkehr der Gerichte in

den Schutzgebieten mit den preußischen Gerichten . IV . 59. 64
18 . Mai 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Togo , betr . Verbot

der Einführung von Maria Theresien-Thalern . IV . 60 . 65



Chronologisches Verzeichniß zur deutschen Kolonial-Gesetzgebung. XXV
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20 . Mai 1899 . Bekanntmachung des Kaiserlichen Gouverneurs von Togo , betr. Neu-

bezeichnung der Station Paratau . . IV . 61.
22 . Mai 1899 . Allerhöchster Erlaß , betr . Aenderungen der deutschen Wehrordnung IV . 62.
23 . Mai 1899 . Provisorische zollamtliche Bestimmungen für das Deutsche Kiautschou-

gebiet . ' . IV . 171 .
23 . Mai 1899 . Besondere Bestimmungen , betr. Einfuhr lind Kontrolle voll Opium,

Waffen , Pulver lind dergl . sowie der zur Herstellung dieser dienenden
Bestandtheile . . . IV . 172.

23 . Mai 1899 . Besondere Bestimmungen , betr . die Ausübung der Zollkontrolle durch
die Postagentur . ' . IV . 173.

25 . Mai 1899 . Bekanntmachung des Kaiserlichen Gouverneurs von Togo , betr. die
Abgrenzung der StationsbezirkeBasari -Sokodö und Sansänne -Mangu IV . 63.

26 . Mai 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.
Verlegung des Bezirksamts von Mikindani . IV . 64.

27 . Mai 1899 . Runderlaß der Kolonial -Abtheilung , betr. die Ausübung von standes¬
amtlichen Befugnissen in den Schutzgebieten . . . " .IV . 65.

3 . Juni 1899 . Bekanntmachung des Kaiserlichen Gouverneurs von Togo , betr . die
Abgrenzung der Stationsbezirke Sokodo und Basari einerseits und
Bismarckburg und Kete-Kratschi andererseits . IV . 66.

8. Juni 1899. Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs voll Deutsch-Ostafrika, betr.
gleichmäßige Behandlung der von den Kommunen angestellten Euro¬
päer in Krankheitsfällen und bei Dienstreisen . . . IV . 67.

8. Juni 1899. Vertrag, betr. die Erhöhung der Spirituosenzölle im Gebiete des
Kongobeckens . . V. 1.

9. Juni 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,
betr. oie Bergpolizei . IV . 68 .

11 . Juni 1899 . Runderlaß der Kolonial -Abtheilung , betr'. Hinterlassenschaften . . IV . 69.
20 . Juni 1899 . Aufgebot des Kaiserlichen Gouverneurs voll Deutsch-Südwestafrika,

betr . Grundeigentum . IV . 70.
22 . Juni 1899 . Gesetz, betr . das Flaggenrecht der Kauffahrteischiffe . IV . 71.
24 . Juni 1899 . Runderlaß der Kolonial -Abtheilung , betr. die Urlaubsbeihülsen . . IV . 72.
30 . Juni 1899 . Vertrag zwischen dem Reich und Spanien zur Bestätigung der am

12. Februar 1899 in Madrid unterzeichneten Erklärung , betr. die
Inselgruppen der Karolinen , Palau und Marianen . IV . 73.

2 . Juli 1889 . Gesetz, betr . Abänderung und Ergänzung des Gesetzes über die'
Rechtsverhältnisse der deutschen Schutzgebiete . . . . IV. 74.

3 . Juli 1899 . Kaiserliche Verordnung , betr . die Vereinigung voll Wohnplätzen in
den Schutzgebieten zu kommunalen Verbänden . IV. 75.

3 . Juli 1899 . Bekanntmachung des Kaiserlichen Gouverneurs voll Deutsch-Ostafrika
betr . Ansiedelung in Westusambara . . IV . 76.

8. Juli 1899. Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.
die Sprache von Eingaben . IV . 77.

12. Juli 1899 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,
betr . Verbot von Handelsmonopolen . IV . 78.

14. Juli 1899 . Runderlaß des Gouverneurs voll Deutsch - Ostafrika, betr. die
Routenlisten . v . 101.

18. Juli 1899 . Allerhöchste Ordre , betr . die Erklärung des Schlitzes über die Karo¬
linen , Palau und Marianen . IV . 79.

18. Juli 1899 . Allerhöchste Ordre , betr. die einstweilige Regelung der Verwaltung
und der Rechtsverhältnisse im Jnselgebiete der Karolinen , Palau
und Marianen . IV . 80.

18. Juli 1899 . Allerhöchste Ordre , betr. die Rechtsverhältnisse im Jnselgebiete der
Karolinen , Palau und Marianen . IV . 81.

23 . Juli 1899 . Rundschreiben des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,
betr . Entwurf einer Wohnungsverordnung . IV . 82.

24 . Juli 1899 . Verfügung des Reichskanzlers, betr. die Regelung der Verwaltung
lind der Rechtsverhältnisse im Jnselgebiete der Karolinen , Palau
und Marianen . IV . 83.

24. Juli 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Bezirksamts , betr . die Erhebung einer
Hundesteuer im Bezirk der Stadt Dar -es-Salrun . IV . 84.

30 . Juli 1899 . Verordnung , betr . das Lagern von Steinen , Strafbefugnisse der
Polizeiwachtmeister . IV . 174.
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1. Aug. 1899. Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Togo, betr. die Neu¬
regelung der Abgabe vom .Handelsgewerbe . IV. 85. 85

7. Aug. 1899. Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,
betr. Neubildung des VerwaltungsbezirksMahenge . IV. 80. 87

8. Aug. 1899. Bekanntmachungdes Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Neu-
Guinea, betr. Verlegung des Sitzes des Obergerichts von Stephans¬
ort nach Herbertshöhe . . IV. 87

10. Aug. 1899. Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Togo, betr. die
Gründung neuer Niederlassungen, die Errichtung von Neubauten und
die Allsführung von Umbauten in Küstenplätzen des Togo-Gebietes IV. 88. 88

10. 'Aug. 1899. Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.
Einfuhrverbot zur Verhütung der Einschleppung von Menschen- und
Thierseuchen in das Deutsch-Ostafrikanische Schutzgebiet . . . . IV . 89. 88

10. Aug. 1899. Runderlaß deS Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostasrika,
betr. die Strasvollstreckungs-Vorschrift . IV. 90. 89

10. Aug. 1899. Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs voll Deutsch-Südwestafrika,
betr. Bekämpfung der Rinderpest . IV. 91. 89

10. Aug. 1899. Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Neu-Guinea,
betr. Erkrankungenund Einfuhr von Rindvieh . IV . 92. 90

12. Aug. 1899 Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Kamerun, betr. die
Ausfuhr von Kakao . IV. 94. 91

14. Aug. 1899. Fleischschauordnung und Kontrolle des Milchverkehrs . IV. 175. 201
16. Aug. 1899. Runderlaß der Kolonial-Abtheilung, betr. Auswanderung der Ein¬

geborenen aus den Schutzgebieten . IV. 95. 92
16. Aug. 1899. Bekanntmachung des Kaiserlichen Gouverneurs von Togo, betr. die

Abgrenzung der Stationsbezirke Sokode und Atakpame . . . . IV . 96. 93
19. Aug. 1899. Ergänzungs-Verordnung, betr. die Quarantäne-Ordnung vom 29.Sep-

tenrber 1891 für Deutsch-Neu-Guinea . IV. 97. 93

21. Aug. 1899. Nunderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika an
sämmtliche Znnenstationcn, betr. die Hüttensteuer . IV. 98. 94

25. Aug. 1899. Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostasrika, betr.
Verlegung des Bezirsnebenamts Usimbe nach Mohorro . . . . IV . 99. 94

25. Aug. 1899. Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostasrika, betr.
die Grenzen des Bezirks Rufiyi-Mohorro . IV. 100. 95

25. Aug. 1899. Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Südwestafrika,
betr. Abänderung der Landespolizei-Verordnung vom 2. August 1894IV . 101. 95

29. Aug. 1899. Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Neu-Guinea,
betr. den Betrieb des Bergbaues auf Edelmetalle und Edelsteine im
Schutzgebiet der Neu-Guinea-Kompagnie . IV. 102. 95

31. Aug. 1899. Runderlaß des Reichskanzlers, betr. die Ausrüstung der Kauffahrtei¬
schiffe mit Hülfsmitteln zur Krankenpflege. IV. 104. 100

1. Sept. 1899. Verordnung des Kaiserlichen Bezirksamts, betr. die Müllabfuhr im
Stadtbezirk Dar-es-Salüm . IV. 105. 116

1. Sept . 1899. Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs, betr. den Kleinhandel mit
geistigen Getränken lind oeren Ausschant in Kamerun . IV. 106. 117

15. Sept . 1899. Wahl von Zivilgemeindevertretern. Lagerung von Petroleum. Spren¬
gungen in der Nähe von Häusern und Straßen . IV. 176. 203

15. Sept . 1899. Bekanntmachung, betr. den Schutz von Vermessungspunttcn. . . V. 11. 203
19. Sept . 1899. Hasenordnung für Tsingtau . . . IV. 177. 203
20. Sept . 1899. Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostasrika, betr.

Kontrolle über die Gouvernementsboote . IV. 107. 118

25. Sept . 1899. Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs für Deutsch-Neu-Guinea,
betr. Aufstellung einer Statistik . IV. 108. 118

29. Sept . 1899. Runderlaß der Kolonial-Abtheilung, betr. dienstliche Sendungen aus
den Schutzgebieten. . IV. 109. 119

3. Okt. 1899. Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostasrika, betr.
Kreditgewährung . IV. 110. 120

4. Ott. 1899. Nunderlaß des Reichskanzlers, betr. Erbauung eigener Wohnhäuser IV. 111. 120
5. Okt. 1899. Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostasrika, betr.

Erhebung einer Holzschlaggebühr. IV. 112. 121
9. Okt. 1899. Rechtsverhältnisse der Chinesen. Handel mit Wein und Spiritussen

und die Schankkonzession. . IV. 178. 206
12. Okt. 1899. Benennung der neuen Stadtanlage im Kiautschougebiet . . . . IV . 179. 206
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12 . Okt. 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, Letr.
die Ausstellung von Schürfscheinen und die Führung von Schürf-
schein- und Schürffelder -Verzeichnissen . . IV . 113 . 121

12 . Okt. 1899 . Rnndverfügung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,
, betr . die Einführung eines Handelsregisters für die farbige Be¬

völkerung . . . . . . . . IV . 114 . 122
12 . Okt. 1899 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Dentsch-Ostasrika, betr.

die Gestellung von Trägern an Beamte und Militär -personen . . IV . 115. 122
16 . Okt. 1899 . Verordnung , betr . Ausübung der Jagd . V. 12. 204
17 . Okt. 1899 . Verordnung des Gouverneurs von Neu-Guinca , betr . das Verbot

der Verabfolgung von Waffen , Munition , Sprengstoffen und alkohol¬
haltigen Getränken an Eingeborene in dem Jnselgebict der Karo¬
linen , Palau und Marionen . V. 2. 7

26 . Okt. 1899 . Rnnderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Südivestafrika,
betr . die Ausfuhr von Eingeborenen zu Arbeitszwecken . . . . IV . 117 . 123

30 . Okt. 1899 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Dcutsch-Ostafrika an
die Bezirksämter , Bezirksnebenümter und Stationen , betr. Kontrolle
der Melderegistcr . IV . 120 . 125

4 . Nov . 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Neu-Guinea , betr.
die Aufhebung spanischer Bestimmungen für das Jnselgebict der
Karolinen , Palau und Marionen . IV . 119 . 125

7. Nov . 1899 . Abkommen zwischen Deutschland, den VereinigtenStaaten von Amerika
und Großbritannien behufs schiedsgerichtlicher Regelung gewisser
Schadensersatzansprüche auf Samoa . IV . 121. 126

8. Nov . 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Südwestafrika,
betr . die Einführung des deutschen Maß - und Gewichtssystems für
das südwestafrikanische Schutzgebiet . IV . 122. 129

14 . Nov . 1899 . Das deutsch-englische Abkommen, betr. Samoa und Togo . . . IV . 123 . 129
15 . Nov . 1899 - Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Togo , betr. die Aus-

wanderung Eingeborener des Togogebietes . IV . 124 . 132
17 . Nov . 1899 . Rechtsverhältnisse der Handelsgesellschaft „Nordwest-Kamerun " . . IV . 125. 133
20 . Nov. 1899 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika an

sämmtliche Dienststellen, betr . Durchschnittsträgerlöhne . IV . 126. 142
22 . Nov . 1899 . Allerhöchste Ordre , betr . die Bekleidung der Offiziere, Sanitätsoffi¬

ziere, oberen Militärbeamten , Deckoffiziere und Unteroffiziere aller
Schutztruppen . IV . 127. 142

22 . Nov . 1899 . Verfügung des Kriegsministers , betr . den Schriftverkehr des Bezirks¬
kommandos mit dem Schntztruppen -Kommando in Groß -Windhoek IV . 128 . 144

23 . Nov . 1899 . Verordnung des Gouverneurs von Ostafrika, betr . die Errichtung
freier Niederlagen in den wichtigeren Häfen Deutsch-Ostafrikas . . V. 3. 7

23 . Nov . 1899 . Hafenordnung für die Häfen von Ponape (Langer ), Kiti, Lod und
Metalonim . V. 4. 8

29. Nov . 1899 . Verordnung des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika , betr. die
Freilager . V. 5. 9

30 . Nov. 1899 . Beschluß des Bundesraths , betr. die Schantung -Bergbau -Gesellschaft IV . 129 . 144
1. Dez. 1899 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Südwestafrika,

betr . Rechtsverhältnisse an unbeweglichen Sachen . IV . 130 . 146
2. Dez. 1899 . Deutsch-Amerikanisch-Englisches Abkommen, betr. Samoa . . . - IV . 131 . 147
4 . Dez . 1899 . Allerhöchste Ordre , betr . Organisation der Besatzung von Kiautschou IV . 180 . 206

14 . Dez. 1899 . Allerhöchste Ordre , betr. Ehrenbezeugungen der Schntztruppen . . IV . 132 . 149
14 . Dez. 1899 . Runderlaß des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr.

Entvölkerung der Karawanenstraßen . IV . 133 . 149
22 . Dez. 1899 . Runderlaß des Reichskanzlers, betr. die Eheschließung und die Be¬

urkundung des Personenstandes von Bundesangehörigen im Auslande IV . 134. 150
26 . Dez. 1899 . Verordnung des Gouverneurs von Kamerun zum Schutz der an der

Küste bei Malimba vorhandenen Austernbänke . V. 6. 12
29 . Dez. 1899 . Runderlaß der Kolonial -Abtheilung , betr . Beurkundung des Personen¬

standes in den Schutzgebieten . IV . 135. 155
30 . Dez. 1899 . Bekanntmachung , betr. Abgrenzung der Bezirksämter Tfingtau und

Litsun . . . . V. 13. 205
30 . Dez. 1899 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. Verpfändung

von Eingeborenen . V. 7. 12
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4 . Jan . 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. Erlaubniß¬

scheine für farbige Reisende . 8. 13
5. Jan . 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . die Stras-

register . 9. 13
9. Jan . 1900 . Verordnung des Bezirksaintmanns von Saipan , betr . den Umlauf

des alten spanischen Silber - und Kupfergeldes und die Einfuhr
fremder Münzen . V. 10. 13

9. Jan . 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrita , betr . Samm¬
lungen fürs Kolonialmuseum . V . 11 . 14

10. Jan . 1900 . Runderlaß des Gouverneurs voll Deutsch-Ostafrita , betr . Station
Kwai . V. 12 . 14

12 . Jan . 1900 - Runderlaß der Kolonial -Abtheilung , betr . die Strafurtheile gegen
Eingeborene . V. 13. 15

13. Jan . 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch - Ostafrika , betr . die
Schonung der Wälder . V . 14. 15

16 . Jan . 1900 . Bekanntmachung , betr . den Ausschank und die Bereitung geistiger
Getränke in: Jnselgebiete der Marianen . V. 15 . 16

16 . Jan . 1900 . Bekanntmachung , bcrr. den Besitz und die Führung von Feuer¬
waffen im Jnselgebiet der Marianen . V. 16 . 17

17. Jan . 1900 . Verordnung , betr. die Kopfsteuer und die Arbeitsleistung in: Jnsel¬
gebiete der Marianen . V. 17. 18

20 . Jail . 1900 . Verordnung , betr. den Erwerb voll Grundeigenthum Eingeborener
im Jnselgebiete der Karolinen , Palau und Marianen . V . 18 . 19

22. Jan . 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . Grund¬
erwerb . V . 19 . 19

24 . Jan . 1900 . Verordnung , betr. Waffentragen der Eingeborenen . V. 14 . 205
1. Febr . 1900 . Verordnung des Gouverneurs von Deutsch-Südwestafrika , betr . das

Halten von .Hunden in Swakopmund . V . 20 . 20
2. Febr . 1900 . Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch-Südwestafrika , betr.

Landansprüche . V. 21 . 21
7. Febr . 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika , betr . Ueber-

siedelung von Eingeborenen . V. 22 . 21
7. Febr . 1900. Verordnung des Bezirksaintmanns von Saipan , betr . die Erhebung

der Schlachtsteuer im Jnselgebiete der Marianen . V. 23 . 22
8. Febr . 1900. Beschluß des Bundesrathes , betr . die Satzungen der Neu-Guinea-

Kompagnie . V. 24 . 22
8. Febr . 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch - Ostafrika, betr . aus-

gestoßene Askaris der Truppe . V. 25 . 31
15 . Febr . 1900 . Gesetz, betr. die Freundschaftsverträge mit Tonga und Samoa und

den Freundschafts -, Handels - und Schifffahrtsvertrag mit Sansibar V . 26 . 31
17 . Febr . 1900 . Verordnung zur Ausführung des Gesetzes, betr. die Freundschafts-

verträge mit Tonga und Samoa und den Freundschafts -, Handels-
und Schifffahrtsvertrag mit Sansibar . V. 27. 32

17. Febr . 1900 . Verfügung , betr . die Ausübung konsularischer Befugnisse und den
Erlaß polizeilicher und sonstiger die Verwaltung betreffender Vor¬
schriften in Samoa . V. 28 . 32

17. Febr . 1900 . Runderlaß der Kolonial -Abtheilung , betr . die Jahresberichte der
Schutzgebiete . IV . 140 . 158

1. März 1900 . Verordnung des Gouverneurs von Samoa , betr . die Rechts¬
verhältnisse . V. 29 . 33

1. März 1900 . Verordnung des Gouverneurs von Samoa , betr . Veröffentlichung
der Gesetze rc. fürs Schutzgebiet . V. 30 . 34

1. März 1900 . Verordnung , betr . das Flaggenrecht deutscher Binnenschiffe, die aus¬
schließlich auf ausländischen Gewässern verkehren . V . 15. 205

2. März 1900 . Runderlaß der Kolonial -Abtheilung , betr. sachverständige Beiräthe
in den Schutzgebieten . V . 31 . 34

5. März 1900 . Zollordnung für die Binnengrenze von Deutsch-Ostafrita . . . . V . 32 . 35
9. März 1900 . Runderlaß der Kolonial -Abtheilung , betr . Gleichstellung der Post¬

beamten in der Zollbehandlung mit den Gouvernementsbeamten . V. 33 . 39
9. März 1900 . Einstellung von Einjährigfreiwilligen in die Stammkompagnien

der Marinetheile in Kiautschou . V. 16 . 206
12. März 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch - Ostafrika, betr. Nicht¬

zulassung von Dhaus aus pestverdächtigen Ländern . V. 34 . 40
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13. März 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch - Ostafrika, betr. Ver-
sicherungsaufgaüen bei Waarcnverschisfung . V. 35 . 40

14. März 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. Thau-
verkehr . V. 36 . 41

16 . März 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . Ausfuhr
von Mtama . V. 37 . 41

16. März 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . Gewerbe¬
steuer . V. 38 . 41

17. März 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. Instand¬
haltung der Brücken . V. 39 . 42

19. März 1900 . Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . Ver¬
öffentlichung der amtlichen Verfügungen . V. 40 . 42

23 . März 1900 . Verordnung des Landeshauptmanns von Jaluit , betr . Gewerbe¬
steuern . V. 41 . 43

27 . März 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. Rechnungs¬
wesen . ' . V. 42 . 43

28 . März 1900 . Verordnung des Gouverneurs von Togo , betr. die Neuregelung
des Kleinverkaufs und Ausschanks von Branntwein im Togogebiet V. 43. 43

31 . März 1900 . Verordnung des Bezirksamtmanns in Jap , betr. das Verbot des
Verkaufes von Kokosnüssen zwecks Koprabereitung . V. 44 . 45

1. April 1900 . Verordnung des Gouverneurs von Deutsch-Südwestafrika , betr. den
Schutz der Holzbestände im südwestasrikanischen Schutzgebiete . . V. 45 . 45

1. April 1900 . Verordnung des stellvertretenden Gouverneurs von Kamerun , betr.
die anderweite Regelung der Einfuhrzölle auf Spiritussen im Schutz¬
gebiet Kamerun . V. 46 . 46

4. April 1900 . Allerhöchste Verordnung , betr. Ermächtigung des Gouverneurs von
Kamerun zum Erlasse von Anordnungen zum Schutze des Wald¬
bestandes . V. 47. 47

7. April 1900 . Gesetz über die .üonsulargerichtsbarkeit . V. 48 . 47
9. April 1900 . Verfügung des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. Abänderung

der Zollordnung . V. 49 . 57
10 . April 1900 . Verordnung des Vicegouverneurs von Ponape , betr. das Kredit¬

geben an Eingeborene und den Abschluß von Verträgen mit Ein¬
geborenen über höhere Werthgegenstände . V. 50 . 58

10 . April 1900 . Verordnung des Vicegouverneurs von Ponape , betr . das Verbot
des Trepangfanges auf den Rissen und Bänken der Insel Ponape V. 51. 58

10. April 1900 . Verordnung des stellvertretenden Gouverneurs von Kamerun , betr.
die Ausschließung außerdeutschen Geldes als gesetzlichen Zahlungs¬
mittels im Schutzgebiete von Kamerun . V. 52. 59

10 . April 1900 . Verordnung des stellvertretenden Gouverneurs von Kamerun , betr.
Zollbehandlung der Postbeamten . V. 53 . 59

10. April 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. die Be¬
nutzung der Gouvernementsdampfer . V. 54. 59

18 . April 1900 . Verordnung des Vicegouverneurs von Ponape , betr. die An- und
Abmeldung der in dem Jnselgebiete der östlichen Karolinen sich
aufhaltenden Fremden . V. 55 . 61

24 . April 1900 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Samoa , betr.
Einfuhr aus pestverseuchten Häfen . . . . . . V . 56 . 62

25 . April 1900 . Erlaß des Gouverneurs von Samoa , betr. das Kassen- und Rechnungs¬
wesen des Schutzgebiets . V. 57 . 62

25 . April 1900 . Bekanntmachung des Gouverneurs von Samoa , betr. das Kasten¬
wesen . ' . V. 58 . 62

26 . April 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. Verkauf
des Gouvernementselfenbeins . V. 59. 63

26 . April 1900 . Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch - Ostafrika, betr.
Viehtreiben . V. 60. 63

27 . April 1900 . Nachtrag zur Hafenordnung für den Hafen von Dar -es-SalLm . . V. 61 . 63
27. April 1900. Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . die Zoll¬

ordnung . V. 62. 64
27 . April 1900 . Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch - Ostafrika, betr.

Maßregeln gegen die Rinderpest . V. 63 . 64
28 . April 1900 . Polizeiverordnung des Bezirksamts von Dar -es-SalLm , betr. Aus-

heben von Gruben im Stadtgebiet . V. 64. 66
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28 . April 1900 . Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . Be-
tonnuug des Lindi-Flusses . V. 65 . 66

28 . April 1900 . Verfügung des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . die Ver¬
waltung der Gouvernementsflottille . V. 66 . 66

29 . April 1900 . Runderlnß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . Kronland -,
Waldnutzungs - und Hüttensteuer . V. 67 . 68

1. Mai 1900 . Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch - Ostafrika, betr.
Schutz der Elefanten in Uganda . V. 68 . 72

1. Mai 1900 . Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch - Ostafrika, betr.
Maße und Gewichte . V. 69 . 72

1. Mai 1900 . Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. den
Verkehr mit Uganda . V. 70. 72

2 . Mai 1900 . Erlaß der Kolonial -Abtheilung , betr . die Trägerzahl für Beamte
und Militärs in Deutsch-Ostafrika . V. 71 . 73

3. Mai 1900 . Runderlaß des Reichskanzlers , betr . die Mitnahme eingeborener
Diener . V. 72 . 73

5. Mai 1900 . Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch-Südwestasrika , betr.
die Bahnstrecke Swakopmund —Karibib . V. 73 . 74

7. Mai 1900 . Verordnung des Gouverneurs von Samoa , betr . Strafvollstreckung V. 74 . 78
9. Mai 1900 . Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . den

Gouvernements -Segelkutter . V. 75 . 79
12 . Mai 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . Erhaltung

der Wege . V. 76 . 79
12. Mai 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch - Ostafrika , betr . das

Trägerwesen . . V . 77 . 80
15. Mai 1900 . Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . die

Paßverhältnisse in Uganda . . . V . 78 . 81
21 . Mai 1900 . Polizeiverordnung des Bezirkshauptmanns von Windhoek, betr . die

Ausführung des Reichsgesetzes gegen den verbrecherischen und
gemeingefährlichen Gebrauch von Sprengstoffen vom 9. Juni 1884 V . 79 . 82

22 . Mai 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deursch-Ostafrika, betr . Besuch
der Erholungsstationen . . V. 80 . 83

25 . Mai 1900 . Gesetz, betr. ' Postdampfschiffsverbindungen mit Afrika . V. 81 . 83
25 . Mai 1900 . Verordnung des Gouverneurs von Deutsch-Südwestasrika über das

Einführen und Halten von Kaninchen . . . V . 82 . 84
2. Juni 1900 . Verordnung des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . Ent¬

völkerung der Karawanenstraßen . V. 83 . 85
2. Juni 1900 . Verordnung des Gouvernements von Togo , betr . die Gebühren-

freiheit der Auswanderung von Eingeborenen des Togo -Gebietes
nach Kamerun . V. 84 . 85

5. Juni 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch - Ostafrika wegen Ab¬
änderung der Verordnung , betr . den Kautschukhandel vom
16. Juni 1897 . . . . .' .V . 85 . 85

6. Juni 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . Gewinnung
von Palmwein . V . 86 . 85

11. Juni 1900. Verfügung des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika , betr . die Ver¬
waltung der Flottille . V. 87 . 87

12. Juni 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. Wildschutz V. 88 . 87
13 . Juni 1900 . Runderlaß der Kolonial -Abtheilung , betr. die Wohnungskompetenzen

des Civil- und Militärpersonals . V. 89 . 88
14 . Juni 1900 . Verordnung , betr . Chinesenordnung für das Stadtgebiet Tsingtau . V . 17 . 207
14 . Juni 1900 . Verordnung , betr . Ordnung des Polizeiwesens in Tsingtau . . . V . 18 . 211
14. Juni 1900 . Bekanntmachung , betr . Landerwerb . V. 19 . 213
15. Juni 1900 . Rundversügung der Zollinspektion von Deutsch - Ostasrika , betr.

Berechnung der Zölle . V. 90 . 92
16. Juni 1900 . Verordnung des Bezirksamts von Dar -es-SalLm , betr . Beherbergung

der Karawanen . V. 91 . 95
16 . Juni 1900 . Bekanntmachung, betr . Umlauf falscher mexikanischer Dollars . . V . 20 . 213
21 . Juni 1900 . Polizeiverordnung , betr . das Feilhalten von Bäumen und Sträüchern

im Umherziehen . V. 21 . 213
25 . Juni 1900 . Gesetz, betr. die militärische Strafrechtspslege im Kiautschou-Gebiete V . 22 . 214
25 . Juni 1900 . Allerhöchste Ordre , betr . Uniform der Marine -Feldbatterie des

III . Seebataillons . V . 23 . 214
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26. Juni 1900. Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrikn, betr. Verpflegung
der Kranken auf den Jnnenstationen . . . V. 92.

28. Juni 1900. Verfügung des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrita an die Bezirks¬
ämter: Tanga, Pangani , Bagamoyo, Dar-es-SalLm, Kilwa, Lindi,
Langenburg, Kilossa und Wilhelmsthal; Bezirksnebenamt: Rufiyi
und Stationen : Udjidji, Bukoba, Mwanza und Moschi, betr. die
Jagdscheine . V. 93.

30. Juni 1900. Gesetz, betr. die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten. . . V . 94.
1. Juli 1900. Bekanntmachung des Gouverneurs von Samoa , betr. Auslegung

des Begriffs „Eingeborener" . . . V. 95.
5. Juli 1900. Polizeiverordnung, betr. die Anzeigepflicht bei ansteckenden Krank¬

heiten . V. 24.
7. Juli 1900. Verordnung des Reichskanzlers, betr. Abgrenzung der Jurisdiktions¬

bezirke in Deutsch-Ostafrita . V. 96.
9 . Juli 1900. Runderlnß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. Erholungs¬

stationen . V. 97.
9 . Juli 1900. Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. die

Verwaltung des Schutzgebiets. V. 98.
9. Juli 1900 Verordnung, betr. Inkrafttreten der Chinesenordnung für Ta-

putour . . . V. 25.
10. Juli 1900. Polizeiverordnung, betr. die Entnahme von Sand am Strande der

Tsingtau-Bucht . . V. 26.
10. Juli 1900. Bekanntmachung, betr. die Entnahme von Sand am Strande . . V. 27.
11. Juli 1900. Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. Maße

und Gewichte . V. 99.
11. Juli 1900. Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrikn, betr. die

'An- und Abmeldung . V. 100.
16. Juli 1900. Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. die

Verwaltung des Schutzgebiets. V. 102.
17. Juli 1900. Runderlaß der Kolonial-Abtheilung, betr. die Rechtsverhältnisse von

Vereinen . V. 103.
17. Juli 1900. Verordnung des Gouverneurs von Deutsch- Ostafrita, betr. den

Grenzverkehr der Eingeborenen an der deutsch-ostafrikanischen
Nordgrenze. , . . . . V . 104.

18. Juli 1900. Kaiserliche Ordre, betr. Vertretung des Reichskanzlers in Kommando-
Angelegenheiten der Schutztruppe. V. 105.

18. Juli 1900. Verordnung, betr. das strafgerichtliche Verfahren gegen Militär¬
personen der Kaiserlichen Schutztruppen . V. 106.

21. Juli 1900. Vertrag über die Einrichtung und die Unterhaltung von Postdnmpfer-
verbindungen mit Afrika . V. 107.

23. Juli 1900. Ausführungsbestimmungenzur Verordnung, betr. das strafgericht-
kiche Verfahren gegen Militärpersonen der Kaiserlichen SchutztruppenV. 108.

25. Juli 1900. Gesetz, betr. Aenderungen des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse
der Deutschen Schutzgebiete. V. 109.

27. Juli 1900. Runderlaß der Kolonial-Abtheilung, betr. Verkehr der Gerichte der
Schutzgebiete mit inländischen Gerichten. V. 110.

30. Juli 1900. Bekanntmachung des Gouvernements von Togo, betr. die Abgren¬
zung der Bezirke Sokode-Basari und Kcte-Kratschi . V. 111.

30. Juli 1900. Verordnung des Gouverneurs von Samoa , betr. die Rechtsverhält¬
nisse . V. 112.

30. Juli 1900. Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrita, betr. Verpro-
viantirung der Jnnenstationen . X". 113.

Aug. 1900. Runderlnß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. Krankheit
der Matamapflanzen . V. 114.

1. Aug. 1900. Verordnung des Gouverneurs von Samoa , betr. Einfuhr von Feuer¬
waffen und Munition . V. 115.

7. Aug. 1900. Zusatzverordnungzur Zollverordnung vom 10. Oktober 1896 und
1. Juni 1898 . X' . 116.

11. Aug. 1900. Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. die Zoll¬
verwaltung . V- 117-
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XXXII Chronologisches Verzeichnis; zur deutschen Koloninl -Gesetzgebnng.

Theil Nr . Seite

12. Aug. 1900 . Erlaß der Kolonial -Abtheilung , betr . Gebührenerhebung im Süd¬
westafrikanischen Schutzgebiete . V. 118 . 139

14. Aug. 1900 . Verordnung des Gouverneurs von Neu-Guinea , betr. Schiffsgebühren V. 119 . 139
16 . Aug. 1900 . Bekanntmachung des Kaiserlichen Gouverneurs von Togo , betr. die

Abgrenzung der Stationsbezirke Misahöhe und Kete-Kratschi . . V . 120 . 140
21 . Aug. 1900 . Allerhöchste Verordnung , betr . das Zeigen der Nationalflagge durch

Kauffahrteischiffe . V . 121 . 140
21 . Aug. 1900 . Verordnung , betr. das Verbot der Ausübung der Jagd in der Um¬

gebung des Gouvernementslazareths . V. 28 . 216
23 . Aug. 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr . Erholungs¬

stationen . V. 122 . 141
23 . Aug . 1900 . Bekanntmachung des Gouverneurs von Samoa , betr . die Einfuhr

von Feuerwaffen . V . 123 . 141
24 . Aug. 1900 . Runderlaß des Gouverneurs von Deutsch - Ostafrika, betr . Ver¬

pflegungsvorschriften . V. 124 . 141
28 . Aug. 1900. Bekanntmachung des stellvertretenden Gouverneurs voir Deutsch-

Ostafrika , betr. Grenze der Bezirke Kilwa und Mahenge . . . . V . 125 . 142
31 . Aug. 1900 . Bekanntmachung des Gouverneurs von Samoa , betr . die Ausrottung

der Lantanapflanzen . V. 126 . 142
5. Sept . 1900 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Kamerun , betr. Ab¬

änderung der Verordnung über die Meldepflicht der Nichteingeborenen,
vom 4. Februar 1891 . V . 127 . 143

10. Sept . 1900 . Bekanntmachung wegen Redaktion des Schutzgebietsgesetzes . . . V . 128 . 143
13. Sept . 1900 . Bekanntmachung des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-

Ostafrika, betr. Betonnung des Mafiakanals . V. 129 . 146
15. Sept . 1900 . Ertheilung von Ermächtigungen zur Beurkundung des Personen¬

standes in Deutsch-Ostafrika . V . 172 . 179
15. Sept . 1900 . Ertheilung von Ermächtigungen zur Beurkundung des Personen¬

standes in Deutsch-Südwestasrika . V . 173 . 179
15 . Sept . 1900 . Ertheilung von Ermächtigungen zur Beurkundung des Personen¬

standes in Kamerun . V. 174 . 180
15. Sept . 1900 . Ertheilung von Ermächtigungen zur Beurkundpng des Personen¬

standes in Togo . V. 175 . 180
15. Sept . 1900 . Ertheilung von Ermächtigungen zur Beurkundung des Personen¬

standes im Schutzgebiete der Marshall -Jnseln . V . 176 . 181
15 . Sept . 1900 . Ertheilung von Ermächtigungen zur Beurkundung des Personen¬

standes im Jnselgebiete der Karolinen , Palau und Marianen . . V . 177 . 181
15. Sept . 1900 . Ertheilung von Ermächtigungen zur Beurkundung des Personen¬

standes in Samoa . V. 178 . 182
20. Sept . 1900 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Deutsch-Neu-Guinea,

betr . Geldrechnung und gesetzliche Zahlungsmittel im Jnselgebiete
der Karolinen , Palaus und Marianen . V. 130 . 147

24 . Sept . 1900 . Runderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,
betr. die Schiffsnachweise . V. 131 . 147

25. Sept . 1900 . Vereinbarung zwischen der Kaiserlichen Regierung und der Deutsch-
Ostafrikanischen Gesellschaft, betr . die Bergbaurechte . V. 132 . 148

25 . Sept . 1900. Bekanntmachung , betr . die östlich des 171 . Längengrades westlich
von Greenwich gelegenen Inseln der Samoagruppe . V . 133 . 149

25 . Sept . 1900 . Runderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,
betr. regelmäßige statistische Berichte . V. 134 . 150

3. Okt. 1900 . Runderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,
betr. Bestellungen für kommunale Zwecke . V . 135 . 150

3. Okt. 1900 . Verfügung wegen Inkrafttretens der Allerhöchsten Verordnung , betr.
das Bergwesen in Deutsch-Ostafrika, vom 9. Oktober 1898 lReichs-
Gesetzbl. S . 1046) . V . 1̂36. 151

7. Okt. 1900 . OeffentlicheBekanntmachung des Gouverneurs von Deutsch-Ostasrika,
betr. Bergwesen . V. 137 . 151

10. Okt. 1900 . Verordnung , betr . das Verbot der Einfuhr von lebendein Hornvieh
aus Schanghai . V. 29 . 217

17 . Okt. 1900 . Runderlaß der Kolonial -Abtheilung , betr. Veröffentlichungen der
Gerichte in den Schutzgebieten . V. 138 . 152

23 . Okt. 1900 . Runderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,
betr. Schreibweise der Ortsnamen . V. 139 . 152



Chronologisches Verzeichniß .zur deutschen Kolonial -Gesetzgebung. XXXIII

Theil Nr. Seite
24 . Okt. 1900 . Bekanntmachung , betr. die Ausfertigung von Katasterauszügen . . V . 30 . 217
25 . Okt. 1900 . Verordnung zur Einführung des Gesetzes über die Konsularqerichts-

^ barkeit . V . 140 . 153
25 . Okt. 1900 . Kaiserliche Verordnung , betr. die Rechte an Grundstücken und die

Anlegung von Grundbüchern in den deutschen Niederlassungen in
Tientsin und Hankau . V . 141 . 153

26 . Okt. 1900 . Runderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch -Ostafrika,
betr . Eröffnung einer Handwerkerschule . V . 142 . 155

26 . Okt. 1900 . Ertheilung von Ermächtigungen zur Beurkundung des Personen¬
standes in Deutsch -Neu -Guinea , einschl. des Jnselgebiets der Karo¬
linen , Palau und Marianen . V . 143 . 155

27 . Okt. 1900 . Runderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch -Ostafrika,
betr . Grenzstreite zwischen Bezirksämtern . V. 144 . 156

5 . Nov . 1900 . Ertheilung von Ermächtigungen zur Beurkundung des Personen¬
standes in Neu -Guinea . . V . 179 . 182

OhneDat . 1900 . Reglement , betr . das gegen weiße Gefangene zu beobachtende Ver¬
fahren und ihre Behandlung in den Gefängnissen des südwestafri-
kanischen Schutzgebietes . V . 180 . 183

6 . Nov . 1900 . Runderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch -Ostafrika,
betr. Kreditgeber an Eingeborene . V . 145 . 157

6 . Nov . 1900 . Bekanntmachung des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch - .
Ostafrika , betr. die Regelung der standesamtlichen Befugnisse . . V . 146 . 157

7 . Nov . 1900 . Verordnung , betr. das Apothekenwesen und den Verkehr mit Arznei¬
mitteln . V . 31 . 217

9 . Nov . 1900 . Verordnung , betr. die Rechtsverhältnisse in den deutschen Schutz¬
gebieten . V . 147 . 158

10 . Nov . 1900 . Runderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch -Ostafrika,
betr. den Kautschukhandel . V . 148 . 160

12 . Nov . 1900 . Nunderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch -Ostafrika,
betr . die Zollordnung . ' . V . 149 . 161

15 . Nov . 1900 . Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs von Samoa , betr . das
Postwesen des Schutzgebietes von Samoa . V . 150 . 162

16 . Nov . 1900 . Bekanntmachung des Kaiserlichen Gouverneurs von Samoa , betr.
das Gerichtswesen . V . 151 . 162

16 . Nov . 1900 . Bekanntmachung des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-
Ostafrika, betr. Trinkwasserproben . V . 152 . 163

18 . Nov . 1900 . Verordnung , betr. das Bergwesen in Deutsch-Ostafrika . V . 153 . 163
19 . Nov . 1900 . Verordnung des Gouverneurs von Deutsch -Südwestafrika , betr. Ver¬

messung von Grundstücken . V . 154 . 164
19 . Nov . 1900 . Bekanntmachung des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-

Ostafrika , betr. Bergwesen . V . 155 . 164
19 . Nov . 1900 . Runderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch -Ostafrika,

betr. die Landesbeamten der Schutzgebiete . V . 156 . 165
20 . Nov . 1900 . Verfügung des Reichskanzlers , betr. die einstweilige Regelung des

Zustellungs -, Zwangsvollstreckungs - und Kostenwesens in den
deutschen Schutzgebieten Afrikas und der Südsee . V . 157 . 165

22 . Nov . 1900 . Verordnung des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch -Ostafrika,
betr . Elefantenschutz . V . 158 . 166

23 . Nov . 1900 . Runderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch -Ostafrika,
betr . Elefantenschutz . V . 159 . 166

27 . Nov . 1900 . Bekanntmachung des Reichskanzlers , betr. Herabsetzung der Schürf-
scheingebühr , der Feldsteuer und der Bergwerksabgabe in Deutsch-
Ostafrika . V . 160 . 167

28 . Nov . 1900 . Runderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch -Ostafrika,
betr. Telegramme . V . 161 . 167

28 . Nov . 1900 . Bekanntmachung für Seefahrer . V . 32 . 218
2 . Dez . 1900 . Miethetarif für die Gouvernementsboote , Leichter und Prähme . . V . 162 . 167
8 . Dez . 1900 . Bekanntmachung , betr. Veröffentlichung der gerichtlichen Bekannt¬

machungen . V . 33 . 219
10 . Dez . 1900 . Erlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch -Ostafrika , betr.

Ausfuhr von Elfenbein . V . 163 . 168
10 . Dez . 1900 . Polizeiverordnung , betr. die Entnahme von Sand am Strande der

Tsingtau -Bucht . V . 34 . 219

Die deutsche Kolonial-GesehgeüungV (1900). 17



XXXIV Chronologisches Verzeichniß zur deutschen Kolonial-Gesetzgebung.

Theil Nr. Seite

15 . Dez. 1900 . Verordnung des Gouverneurs von Südwestafrika , betr. die Einfüh¬
rung der deutschen Reichsmark-Rechnung . - - V . 164 . 168

15 . Dez. 1900 . Bekanntmachung des Gouverneurs von Südwestafrika , betr . die
Reichsmark-Rechnung . - - - - V- 165 . 169

18. Dez. 1900 . Verordnung des Gouverneurs von Deutsch-Südwestafrika , betr . dre
Einfuhr und den Vertrieb von geistigen Getränken in den: südwest-
afrikanischen Schutzgebiete . V . 166 . .170

20 . Dez. 1900 . Runderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,
betr. die Zollordnung . V - 167 . 172

22 . Dez. 1900 . Verordnung des Gouverneurs von Kamerun , betr. den Schutz der
nicht schiffbaren Gewässer . V. 168 . 173

22 . Dez. 1900 . Polizeiverordnung , betr . die Anlage von Aborten und das Verbot
der Bodenverunreinigung in Kiautschou . V. 35 . 220

25 . Dez. 1900 . Allerhöchste Verfügung , betr . die Ausübung der Gerichtsbarkeit in
den Schutzgebieten Astikas und der Südsee . V. 169 . 173

25 . Dez. 1900 . Verfügung , betr . die Ausübung konsularischer Befugnisse und den
Erlaß polizeilicher und sonstiger die Verwaltung betreffender Vor¬
schriften in DeUtsch-Südwestafrika . V. 170 . 178

27 . Dez. 1900 . Runderlaß des stellvertretenden Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika,
betr. die Strafregister . V . 171. 179

Gedruckt in der Königlichen Hofbuchdrnckerei von (§. S . Mittler L Sohn,  Berlin 8V12, Kochstraße 68—7l.
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